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Editorial: Politische Ökonomie des Eigentums 


F nde 2016 veröffentlichte die PRO- 
KLA-Redaktion einen Artikel mit 
dem Titel »Der globale Kapitalismus im 
Ausnahmezustand«. Neun Jahre waren 
damals seit dem Ausbruch der globa- 
len Finanz- und Wirtschaftskrise ver- 
gangen. Es setzte eine Phase niedriger 
Wachstumszahlen in Europa ein, die 
Staatsschulden schnellten in die Höhe. 
Die seit den 1990er Jahren geführte 
Diskussionen über Klimawandel und 
ökologische Krise verliefen im Sande, 
weil es nun um »harte Themen« ging: 
Haushaltspolitik und Wirtschaftswachs- 
tum. Und auch andere Krisentenden- 
zen wurden im Fortgang verstärkt und 
waren in einigen Ländern - wie damals 
allen voran Frankreich - begleitet von 
monate- oder gar jahrelang verlänger- 
ten Ausnahmezuständen. Der politisch 
induzierten Staatshaushaltskrise soll- 
te durch Sparpolitik begegnet werden, 
was den Brandherd der Staatsfinanzen 
zwar eindämmte, allerdings nur um 
den Preis der Brandstiftung in ande- 
ren sozialen Bereichen, Kürzungen bei 
Löhnen und Renten und Schließungen 
beispielsweise von Krankenhäusern. 
Vielleicht wäre der Titel »globaler 
Kapitalismus im Ausnahmezustand« 
gegenwärtig noch angemessener. Die 
Corona-Pandemie hat viele der per- 
manenten Krisen wieder einmal of- 
fen auf das Tableau der Tagespolitik 
gelegt, allen voran das, was als »Krise 
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der Reproduktion« bezeichnet wird 
(so der Heftschwerpunkt der PROKLA 
197). Die Pandemie hat wahrlich als 
Katalysator der mörderischen Schwä- 
chen eines neoliberal zugerichteten Ge- 
sundheitssystems gedient. Sie hat aber 
auch gezeigt, dass die Bevölkerungen 
angesichts konkreter Gefahrenlagen zu 
großen Einschränkungen und Verän- 
derungen in ihrem Alltag bereit sind. 
Sie hat gezeigt, dass Staaten tief in öko- 
nomische Prozesse eingreifen können, 
wirtschaftliche Konversion in vielen Be- 
reichen doch relativ zügig möglich ist 
- statt Autos wurden Beatmungsgeräte 
produziert. Und sie hat gezeigt, dass die 
Gesellschaft trotz Jahrzehnten neolibe- 
raler Vereinzelung im sozialen Nahbe- 
reich immer noch handlungsfähig ist. 

In Zeiten der aktuellen Corona-Pan- 
demie werden grundsätzliche Themen 
wie die Fragen nach Eigentum und Ei- 
gentumsverhältnissen neu diskutiert. 
Neben den Fragen nach einer (Re-) 
Kommunalisierung des Gesundheits- 
wesens stehen Debatten um die Rück- 
überführung und Re-Nationalisierung 
der Produktion von Hygiene- und Sa- 
nitätsprodukten im Raum. Ob dieser 
Debatten wähnt die neoliberale Wirt- 
schaftswoche bereits eine neue »System- 
debatte« und stellt unter dem Titelbild 
mit Marx-Konterfei zur Diskussion, ob 
»der Kapitalismus endlich ausgedient« 
habe. Eine Zuspitzung der Eigentums- 


frage ließ sich auch in den vergangenen 
Monaten, vor dem Ausbruch der Coro- 
na-Pandemie, beobachten. So stellte der 
Juso-Vorsitzende Kevin Kühnert im Mai 
vergangenen Jahres in einem Interview 
mit dem Spiegel die Kollektivierungvon 
Großunternehmen zur Debatte, worauf 
das liberal-konservative Bündnis aus 
CDU und FDP appellierte, Kühnert sol- 
le lieber »das Godesberger Programm 
statt Karl Marx lesen«. 

Auch die Einführung der Mietpreis- 
bremse in Berlin stellte die Frage nach 
Eigentum und der daraus generierten 
Profitmaximierung neu. So entschied 
das Bundesverfassungsgericht in ei- 
ner Klage gegen die Mietpreisbremse, 
dass die »Eigentumsgarantie« nicht das 
»Vertrauen« der Wohnungseigentümer 
schütze, »mit der Wohnung höchst- 
mögliche Mieteinkünfte erzielen zu 
können«, und dass es »im öffentlichen 
Interesse [liege], der Verdrängung wirt- 
schaftlich weniger leistungsfähiger Be- 
völkerungsgruppen aus stark nachge- 
fragten Stadtteilen entgegenzuwirken« 
- das öffentliche Interesse steht also ge- 
gen das Interesse, maximalen Profit mit 
einer Immobilie zu erwirtschaften. Ob 
dieser Entwicklung fürchtete die Wirt- 
schaftswoche bereits den »Immobilien- 
Sozialismus« und die Frankfurter Allge- 
meine Zeitung die Verstaatlichung, die 
sich leicht »in die Abteilung für Retro- 
Absurditäten ablegen [ließe], stünde 
nicht ein breiter Konsens dahinter«. 

Die aktuellen Debatten zeigen deut- 
lich, welche Grundfesten die kapitalisti- 
sche Gesellschaftsordnung ausmachen 
-Privateigentum an Produktionsmitteln 
und Grund und Boden - und welches 
profane Interesse damit verbunden ist, 
sobald dieses eine Größe jenseits von 
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kleineren Handwerksbetrieben oder 
dem selbstgenutzten Eigenheim erreicht 
hat: Profit. Nun ist es aber so, dass es 
nicht nur gegenwärtig, sondern auch 
in der Geschichte der Bundesrepublik 
unterschiedlichste Formen von Eigen- 
tum gab, vor allem im Zusammenhang 
mit der Bereitstellung öffentlicher Gü- 
ter. Mitunter ging es hierbei auch da- 
rum, dem Privateigentum überhaupt 
Verwertungsmöglichkeiten zu ermög- 
lichen. Dieser Umstand hallt etwa wie- 
der, wenn gefordert wird, dass der Staat 
dafür Sorge tragen müsse, dass ländli- 
che Regionen mit schnellem Internet 
versorgt sind. Privatunternehmen wie 
die Telekom könnten das alleine nicht 
stemmen und es sei im Interesse der 
lokalen Wirtschaft, aber auch im Inte- 
resse des sozialen Zusammenhalts der 
Gesellschaft, dass sich in dieser Frage 
endlich etwas bewege. Ähnlich wurde 
vor Jahrzehnten bei anderen Formen 
von Infrastruktur argumentiert, bei 
Wasser, Strom und Telekommunikati- 
on, bei der Abfallentsorgung, bei Fern- 
und Nahverkehr, beim Wohnen, bei der 
Krankenversorgung, bei Bildung und 
Kultureinrichtungen. 

Weniger in der Öffentlichkeit prä- 
sent sind die linken Debatten der letz- 
ten Jahre, etwa um Aneignung, als der 
Slogan der 1960er »Alles für Alle« re- 
animiert wurde, um commons und com- 
moning, um Solidarische Ökonomie und 
Wirtschaftsdemokratie, um öffentliche 
Güter und soziale Infrastruktur als For- 
men von Sozialpolitik. Inzwischen hat 
sich die Diskussion verschoben, weg von 
einer eher abstrakten Verständigung 
über die Formen von Eigentum und al- 
ternativen Praktiken hin zu den diversen 
Feldern, wie etwa dem Wohnen. Das ist 
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auch dem Umstand geschuldet, dass es 
so aussieht, als könnten, anders als vor 
15 Jahren, nun konkrete Veränderun- 
gen eher durchgesetzt werden. Daran 
zeigt sich, dass sich die Verhältnisse zu- 
gespitzt und deutlich verschärft haben. 
Das Verwertungsinteresse des Kapitals 
untergräbt verstärkt die (bezahlbaren) 
Lebensgrundlagen großer Teile der Ge- 
sellschaft. Es wird jetzt viel breiter über 
Rekommunalisierung, Reaktivierung 
öffentlicher Güter und Enteignung dis- 
kutiert, im Sinne ganz konkreter For- 
men, und wie die (lokale) Politik sich 
im öffentlichen Interesse Handlungs- 
spielräume organisieren kann. 

Eine neue Aktualität gewinnt die 
Eigentumsfrage auch vor dem Hinter- 
grund der Klimakrise. Es wird deutlich, 
dass zentrale wirtschaftliche Sektoren 
und gesellschaftliche Infrastrukturen in 
kürzester Zeit radikal umstrukturiert 
werden müssen, um der ökologischen 
Zerstörung angemessen zu begegnen. 
Dies erfordert einerseits große staatli- 
che Eingriffe, andererseits scheint die 
Privatwirtschaft überwiegend nicht 
dazu bereit. Mehr als die Hälfte aller 
Industrie-Emissionen werden laut der 
Untersuchung der NGO Carbon Disclo- 
sure Project von nur 25 Unternehmen 
ausgestoßen. Die privaten Profitinte- 
ressen widersprechen diametral den 
Anforderungen für eine sozial-ökolo- 
gische Transformation mit dem Ziel, 
dem Klimawandel beizukommen. Auch 
diese Entwicklung setzt die Eigentums- 
frage auf die Tagesordnung. 

In diesem Heft wird Eigentum in 
mehreren Artikeln auf verschiedenen 
Ebenen diskutiert. Ingo Stützle fragt 
danach, wie Eigentum und Geld histo- 
risch entstanden sind und zeigt, dass 


198 


es nicht nur beim Eigentum, sondern 
auch - was weniger bekannt ist - beim 
Geld außerökonomische Zwangsgewalt 
war, die diesen als gesellschaftlich gül- 
tige soziale Form zur Durchsetzung 
verhalf. Sabine Nuss nimmt die herr- 
schenden Eigentumsverhältnisse in 
den Blick und bezieht sie auf die ak- 
tuelle Situation der Corona-Krise, die 
neben der gesundheitlichen mehr und 
mehr eine dramatische wirtschaftliche 
Dimension hat. Gerade die Eigentums- 
losen erweisen sich dabei als besonders 
verwundbar, ein Umstand, der bei der 
Rede von »Alle sitzen in einem Boot« 
grundsätzlich ausgeblendet wird. Jen- 
ny Simon thematisiert eine spezifische 
Form von Eigentum, das Aktienkapital, 
und untersucht, wie sich das Komman- 
do darüber verändert hat. Sie diagnos- 
tiziert eine massive Konzentrationsdy- 
namik, die einer kleinen Gruppe von 
institutionellen Investoren immer grö- 
Rere Macht beschert hat: den Index- 
fondsanbietern. Eigentum kann sich 
jedoch, wie Rebecca Rahe zeigt, auch auf 
den menschlichen Körper beziehen, 
unter anderem durch die Inwertset- 
zung menschlicher Eizellen. Die Ver- 
breitung der Reproduktionstechnolo- 
gien ging in den letzten Jahren damit 
einher gegangen, dass sich auch auf 
rechtlicher Ebene das Konstrukt des 
Eigentums am menschlichen Körper 
durchgesetzt hat. 

Gegenüber all diesen mit der Ent- 
wicklung des Kapitalismus verbundenen 
Formen privaten Eigentums wurde seit 
dem 19. Jahrhundert immer wieder auf 
die Variante des genossenschaftlichen 
Eigentums zurückgegriffen. Dieses hat 
seither wechselnde Konjunkturen und 
in den letzten Jahrzehnten - sei es als 


Konsum- oder Produktionsgenossen- 
schaften - einen deutlichen Aufschwung 
erlebt, allerdings auch sehr kontrover- 
se Einschätzungen erfahren. Alexander 
Maschke und Philipp Köncke diskutieren 
anhand des konkreten Beispiels der ge- 
nossenschaftlichen Landwirtschaft in 
Mecklenburg-Vorpommern, inwieweit 
diese ihrem solidarischen Anspruch 
unter kapitalistischen Verhältnissen 
gerecht werden kann. Grundsätzlicher 
analysiert Andreas Exner die Möglich- 
keiten einer Solidarischen Ökonomie 
als Mittel einer sozial-ökologischen 
Transformation als demokratisches 
Mehrebenenprojekt, das Gabepraktiken 
anstelle von Markt und Tausch in den 
Mittelpunkt stellt, und vertritt, dass 
diese Form unter Marktbedingungen 
auch überlebensfähig ist. 

Mehrere Einsprüche in diesem Heft 
befassen sich mit möglichen oder dro- 
henden wirtschaftlichen, sozialen und 
politischen Folgen der Corona-Krise. Ste- 
fan Schmalz beleuchtet die Situation in 
China, dem Land, von dem sie ausging 
und dessen Ökonomie als erste davon 
betroffen wurde. Er sieht Anzeichen 
dafür, dass diese sich im Vergleich zu 
den meisten westlichen Volkswirtschaf- 
ten.als resilienter erweist und dadurch 
auch die hegemoniale Auseinander- 
setzung mit den USA neu strukturiert 
wird. Etienne Schneider und Felix Syro- 
vatka gehen der Frage nach, inwieweit 
eine neuerliche Eurokrise, mit Italien 
im Fokus, droht. Sie diskutieren ver- 
schiedene Szenarien sowie Gefahren 
und Chancen für progressive Akteure 
angesichts dieser Situation. Raul Zelik 
ordnet die Corona-Pandemie in den 
Rahmen einer sozialökologischen Groß- 
krise ein und verweist auf die letztlich 
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antagonistische Beziehung von Kapital 
und Leben. Daraus ergibt sich, dass an- 
tikapitalistische Alternativen grund- 
sätzlich als »Projekte des Lebens« neu 
gedacht werden müssen. 

Auch dem Schwerpunkt-Thema die- 
ses Heftes, der politischen Ökonomie 
des Eigentums, sind mehrere Einsprü- 
che gewidmet. Oliver Schlaudt nimmt die 
bisher vorliegenden Kritiken zum neu- 
en Buch von Thomas Piketty, Ideologie 
und Eigentum, unter die Lupe. Anders 
als vielfach behauptet wird, stellt ihm 
zufolge Piketty, wenn er die Ideologie 
des Eigentums kritisiert, nicht Marx 
»auf Kopf«. Halina Wawzyniak knüpft 
an die aktuelle Debatte zu Verstaat- 
lichungen an und argumentiert, dass 
Vergesellschaftungen eine Form der 
Umsetzung des Sozialstaatsprinzips 
darstellen, die nicht mit Enteignungen 
zu verwechseln sind. 

Aktuelle politische Entwicklungen 
werden in weiteren Einsprüchen auf- 
gegriffen. Armin Puller analysiert die 
britische Labour Party nach der Wahl- 
niederlage vom Dezember 2019 und 
fragt nach dem möglichen Überleben 
des Corbynismus ohne Corbyn. Sarah 
Schulz nimmt die thüringische Minis- 
terpräsidentenwahl im Februar dieses 
Jahres zum Anlass, um auf die ideolo- 
gischen Hintergründe des damit ver- 
bundenen Skandals hinzuweisen - die 
»Hufeisentheorie«, wonach linke und 
rechte Parteien gleichermaßen von der 
demokratischen Mitte entfernt seien. 
Schließlich werfen Tobias Boos und Aaron 
Tauss einen Blick auf den seit Ende 2019 
einsetzenden Zyklus popularer Mobi- 
lisierungen in Ecuador, Chile, Bolivien 
und Kolumbien, deren Gemeinsamkeiten 
und Unterschiede verdeutlicht werden. 
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Aufgrund der Corona-Pandemie wurde 
die diesjährige Mitgliederversammlung 
der »Vereinigung zur Kritik der politi- 
schen Ökonomie e.V.«, dieam 9. Mai hät- 
te stattfinden sollen, auf umbestimmte 
Zeit verschoben. Wir werden versuchen, 
einen Termin im Spätherbst zu finden 
oder - wenn eine Versammlung in Berlin 
nicht möglich sein sollte - eine Online- 
Versammlung abzuhalten und dafür 
die nötigen Vorkehrungen zu treffen. 
Im Januar 2020 ist Gerhard Armanski 
verstorben. Er war Gründungsmitglied 
der PROKLA und lange Jahre Mitglied 
der »Vereinigung zur Kritik der poli- 
tischen Ökonomie e.V.«. Zusammen 
mit anderen gründete er die legendä- 
re Sozialistische Assistentenzelle am 
Berliner Otto-Suhr-Institut. Zu dieser 
gehörten auch Wolf-Dieter Narr, 2019 
verstorben, und Elmar Altvater, 2018 


Der PROKLA Förderverein 


verstorben. Im Begleitheft zum Brett- 
spiel »Klassenkampf«, das »Monopoly« 
nachempfunden ist, ist sein Buch Staats- 
diener im Klassenkampf. Soziale Lage und 
Kämpfe staatlicher Lohnarbeiter inder BRD 
als Lektüre empfohlen. Die »Probleme 
des Klassenkampfs« sollten also auch 
spielerisch angegangen werden. Seinen 
letzten PROKLA-Beitragsteuerteer, zu- 
sammen mit Jens Warburg, 2011 für Heft 
162 bei, zueinem Thema, das uns leider 
noch immer erhalten geblieben ist und 
zu dem auch das Heft 201 geplant ist: 
Krieg. Sein letztes Buch, Monsieur le Ca- 
pital und Madame la Terre: Blauer Planet 
im Würgegriff, erschien im Jahr 2015 im 
Verlag Westfälisches Dampfboot. 

Die PROKLA-Redaktion dankt der Gast- 
redakteurin Sabine Nuss ganz herzlich 
für ihre Ideen und ihr Engagement für 
die vorliegende Ausgabe. 
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Sabine Nuss’ 


»Geld oder Leben« 


Corona und die Verwundbarkeit der Eigentumslosen 


Zusammenfassung: Die Maßnahmen zur Eindämmung der COVID-19-Pandemie stürz- 
te viele Menschen, wie die Ökonomie insgesamt, nach kurzer Zeit in eine existenziel- 
le Krise. Über eine schnelle Rückkehr zur Normalität wurde gestritten, »Geld oder 
Leben« war die Frage, auf die sich die Debatten zuspitzten. Dass sich in einem der 
reichsten Länder der Welt soziale Probleme derart schnell verschärfen, wenn nur 
Teile der Wirtschaft runterfahren, verweist auf einen Mangel an Resilienz. Das ist 
kein allgemein gesellschaftliches Problem, sondern verweist auf die herrschenden 
Eigentumsverhältnisse, die meist nicht als Ursache für diese sozialen Verwundbar- 
keiten in den Blick geraten. 


Schlagwörter: Eigentum, Kapitalismus, COVID-19 


»Money or Life« 

Corona and the Vulnerability of the Propertyless 

Abstract: The measures to contain the COVID-19 pandemic plunged many people, like 
the economy as a whole, into an existential crisis after a short time. There were dis- 
putes about a quick return to normality, »money or life« was the question that the 
debates came to a head. The fact that in one of therichest countries in the world, so- 
cial problems are being aggravated so quickly when only parts of the economy are 
shut down indicates a lack of resilience. This is not a general social problem, but re- 
fers to the prevailing ownership structures, which are usually not considered to be 
the cause of these social vulnerabilities. 


Keywords: Ownership, capitalism, COVID-19 


* Sabine Nuss promovierte zu Privateigentum im digitalen Kapitalismus und ist Geschäfts- 
führerin des Karl Dietz Verlags. Zuletzt veröffentlichte sie Keine Enteignung ist auch keine 
Lösung (2019). Internet: https://nuss.in-berlin.de/ 
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M it dem Ausbruch der COVID-19-Pandemie Anfang des Jahres 2020 trat 
eine Berufsgruppe ins Scheinwerferlicht, die bislang von der Öffent- 
lichkeit eher unbemerkt blieb: Virologen. Von den Erfordernissen einer 
kapitalistischen Wachstumsökonomie unbeeindruckt, rieten manche von 
ihnen schon recht früh zu einem konsequenten Shutdown - einer um- 
fassenden Stilllegung des wirtschaftlichen und sozialen Lebens. Abstand 
halten war die dringende Empfehlung. Das Ziel: die Ketten der wechsel- 
seitigen Ansteckung mit dem Virus unterbrechen, damit die Kapazitäten 
im Gesundheitswesen dosiert eingesetzt werden können. Ein unkontrol- 
lierter Ansturm wie in Südeuropa mit seinen schrecklichen Folgen sollte 
vermieden werden. 

Nur wenige Tage, nachdem in Deutschland manche Wirtschaftszweige 
»eingefroren«, eine Kontaktsperre ausgesprochen und das öffentliche Leben 
weitgehend stillgelegt wurden, trat eine weitere Berufsgruppe auf die Bühne: 
die Ethiker. Zwei schwerwiegende Entscheidungen standen im Mittelpunkt 
der Ad-hoc-Empfehlungen des Deutschen Ethikrats Ende März 2020.! Der 
Umgang mit Triage-Situationen, in denen Ärztinnen und Ärzte im Zweifel 
entscheiden müssen, wer intensivmedizinische Versorgung erhält und wer 
nicht, sowie die Abwägung der Verhältnismäßigkeit eines Shutdowns, ge- 
messen an seinen ökonomischen und sozialen Folgen. Letztere bezog sich 
auf befürchtete gesundheitliche Schäden durch soziale Isolierung (physisch, 
durch häusliche Gewalt, psychisch durch Vereinzelungserfahrungen). We- 
sentlich stärker mit Aufmerksamkeit bedacht wurden jedoch die erwarteten 
wirtschaftlichen Folgen. So wurde geschätzt, dass die Kosten des Shutdowns 
alles übersteigen würden, »was aus Wirtschaftskrisen oder Naturkatastro- 
phen in Deutschland zumindest der letzten Jahrzehnte bekannt ist«.? Alex- 
ander Dibelius, leitender Manager bei einer der weltweit größten Private- 
Equity-Gesellschaften, löste in einem Interview mit dem Handelsblatt eine 
hitzige Debatte aus, als er sagte: »[...] der nahezu diskussionslose und mit 
dem zusätzlichen moralischen Zeigefinger implementierte kollektive Shut- 
down der Wirtschaft und des Sozialwesens« mache ihm »mehr Angst als die- 
se Virusinfektion«. Dibelius fragte: »Ist es richtig, dass zehn Prozent der - 
wirklich bedrohten - Bevölkerung geschont, 90 Prozent samt der gesamten 
Volkswirtschaft aber extrem behindert werden - mit der unter Umständen 
dramatischen Konsequenz, dass die Basis unseres allgemeinen Wohlstands 


1 Deutscher Ethikrat: AD-HOC-Empfehlung. Solidarität und Verantwortung in der Coro- 
na-Krise, https://www.ethikrat.org/ (27.3.2020). 

2 »Ökonomen erwarten Wohlstandsverlust von bis zu 700 Milliarden Euro«, https://www. 
faz.net (23.3.2020). 
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massiv und nachhaltig erodiert?«° Medien brachten diesen Zielkonflikt mit 
der Schlagzeile »Geld oder Leben?« auf den Punkt. Nicht nur Donald Trump 
spitzte das zu, indem er die Anzahl der möglichen Toten gegeneinander 
aufrechnete: Rezessionen, so sagte er angesichts eines Shutdowns, würden 
schließlich auch Menschenleben kosten. 

Die »Dilemmata«, mit denen sich der Ethikrat zu beschäftigen hatte, hän- 
gen eng miteinander zusammen. Je länger eine Gesellschaft einen partiel- 
len Stillstand einzelner Produktionsbereiche aushalten kann, desto besser 
kann die Ausbreitung des Virus verlangsamt werden, was mehr Zeit für den 
Ausbau der Kapazitäten im Gesundheitswesen gibt. Mit anderen Worten: 
Triage-Situationen können umso besser vermieden werden, je widerstands- 
fähiger, stabiler und nachhaltiger eine Gesellschaft aufgestellt ist. Aus der 
gesundheitlichen Gefährdung durch das Virus wurde allerdings schon bin- 
nen weniger Tage eine Krise der Wirtschaft. Nicht umsonst wurden beide 
Krisen häufig in eins gesetzt, von Corona-Krise war die Rede, wenn weniger 
ein Problem der Gesundheit, sondern mehr eines der Wirtschaft vorlag. Die 
Folgen der staatlichen, unternehmerischen und zivilgesellschaftlichen Maß- 
nahmen zur Eindämmung der Pandemie und die Reaktionen darauf mach- 
ten in dramatischer Weise sichtbar, wie wenig die Wirtschaft einen auch nur 
partiellen Shutdown auszuhalten in der Lage ist. Die von der Wissenschaft 
als notwendig erachteten Maßnahmen, wie das Distanzgebot, das Pausieren 
eines lebendigen, öffentlichen Lebens und das Ausharrenmüssen zu Hause, 
für viele auf engstem Raum, wären in jeder Gesellschaftsform keine einfa- 
chen Einschränkungen des Alltags. Dass sich in einem der reichsten Länder 
der Welt soziale Probleme allerdings derart schnell verschärfen und Men- 
schen massenweise in Existenznöte gestürzt werden, das verweist auf einen 
schwerwiegenden Befund bezüglich der herrschenden Wirtschaftsordnung: 
einen Mangel an Resilienz. Resilienz meint Widerstandskraft, im vorliegen- 
den Falle ist sie bezogen auf die gesellschaftliche, im engeren Sinne ökono- 
mische Widerstandskraft. Sie zeigt den Grad ihrer Ausstattung mit »stillen 
Reserven« an, individueller und gesamtgesellschaftlicher, sowie konkret die 
Fähigkeit, einen Verzicht auf die Produktion nicht-lebensnotwendiger Güter 
über einen längeren Zeitraum zu tragen, außerdem die Kompetenz, sich aus 
eigener Kraft zu erholen, ohne schwerwiegenden Schaden zu nehmen. Im 
Folgenden soll gezeigt werden, dass es sich beim Mangel an ökonomischer 
Resilienz in der Pandemie nicht um ein allgemein gesellschaftliches Problem 
handelt. Vielmehr verweist dieser Mangel auf bestimmte Eigentumsverhält- 


3 »Shutdown der Wirtschaft macht mir mehr Angst als das Virus«, https://www.han- 
delsblatt.com (23.3.2020). 
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nisse, die der kapitalistischen Wirtschaftsordnung zugrunde liegen und die 
meist nicht als Ursache für soziale Verwundbarkeiten in den Blick geraten. 


Soziale Ungleichheiten in der Pandemie 


Während vergangene Wirtschafts- und Finanzkrisen sich dadurch auszeich- 
neten, dass sieniemand voraussagen konnte, hat man die pandemiebedingte 
Wirtschaftskrise sehenden Auges in Kauf genommen, um eine schnelle Ver- 
breitung des Virus zu verhindern. Die wirtschaftlichen Aktivitäten einzelner 
Sektoren der Ökonomie wurden eingestellt, das soziale, kulturelle und öf- 
fentliche Leben nahezu flächendeckend stillgelegt. Die Maßnahmen bestan- 
den aus einer Kombination von staatlichen Vorgaben und der Eigeninitiative 
von Unternehmen und Zivilgesellschaft. Jene Aktivitäten, die eine physische 
Präsenz von Menschenansammlungen voraussetzten (Sport- und Kulturver- 
anstaltungen), wurden zuerst verboten, es folgte die Schließung kleiner und 
mittlerer Betriebe. Regional unterschiedlich ausgestaltete Regeln des Kon- 
takt- und Ausgehverbots kennzeichneten den Shutdown. 

Über das genaue Ausmaß des eingefrorenen wirtschaftlichen Lebens gab 
es Stand April 2020 nur Schätzungen (vgl. Dorn/Fuest/Göttert 2020; Ehren- 
traut/Koch/Wankmüller 2020), am Umfang der beantragten Hilfen konnte 
man ablesen, dass es nicht wenige Betriebe und Lohnabhängige waren, die 
von dem partiellen Runterfahren der Ökonomie empfindlich getroffen wa- 
ren (vgl. Sablowski: 2020). Relativ privilegierter waren jene, die ihrer Ar- 
beit weiterhin nachgehen konnten, unter anderem, weil sie im Homeoffice 
durchführbar war. Besonders schlimm war die Situation für Menschen ohne 
Wohnung und/oder Menschen ohne Aufenthaltsstatus. Natürlich waren ge- 
nau jene am meisten verwundbar, die auch schon vor der Pandemie in so- 
zial prekären Verhältnissen lebten. Diese individuellen Lagen sind Ergebnis 
gesellschaftlicher Kräfteverhältnisse, sie hängen ab von ökonomischen Ent- 
wicklungen, vom Stand der Produktivkräfte etc. Auch welche ideologischen 
Vorstellungen in einer Gesellschaft vorherrschen darüber, welche Arbeit 
als wie bedeutsam erachtet wird, hat einen großen Einfluss auf die Höhe der 
Entlohnung von Arbeit sowie auf den sozialen Status. In der Pandemie konn- 
te man sehen, wie schnell bis dato gesellschaftlich niedrig bewertete Berufe 
plötzlich eine Aufwertung erfahren können. Systemrelevant und vor allem 
sichtbar wurden über Nacht Krankenpflegeberufe, Kassiererinnen oder Post- 
boten, man klatschte auf Balkonen zum Dank, man versprach Sonderzahlun- 
gen und Verbesserungen der Arbeitsbedingungen. Das betraf Berufszweige, 
die vor der Pandemie ein Schattendasein führten, obgleich sie auch im Nor- 
malzustand nicht weniger wichtig waren. 
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Nicht wenig Einfluss auf die soziale Lage der Lohnabhängigen hatte die 
wettbewerbsgetriebene Globalisierung in den letzten Jahrzehnten. Sie ver- 
schärfte die Konkurrenz zwischen den Ländern, der »Faktor Arbeit« musste 
sich dem unterordnen, das heißt: billiger, flexibler einsetzbar, stärker nach 
Rentabilitätskriterien ausgerichtet werden. Auch die »Agenda 2010« wurde 
damit begründet. Unter dem Schlagwort der ökonomischen Effizienz wurde 
die Umverteilung öffentlichen Vermögens in private Hände legitimiert. Da- 
mit einher ging die Einführung einer betriebswirtschaftlichen Logik in Be- 
reiche der öffentlichen und der privatisierten Infrastrukturen, was nichtnur 
im Gesundheitswesen zu dem in der Pandemie so beklagten Personalmangel 
führte (vgl. Dück 2020). 

Mit der beispiellosen Privatisierungsoffensive seit den 1980er Jahren hat 
man daher nicht nur die Widerstandsfähigkeit der öffentlichen Infrastruktur 
geschwächt. Der Ungleichheitsforscher Thomas Piketty hat darüber hinaus 
darauf hingewiesen, dass Privatisierung einer der zentralen Gründe gewe- 
sen sei für die in den letzten Jahren auseinanderdriftende Schere zwischen 
Arm und Reich. Und wie Pikettys Mitstreiter, Emmanuel Saez und Gabriel 
Zucman (2020), in ihrem Buch mit dem programmatischen Titel Triumph 
der Ungerechtigkeit zeigen, hatte auch die Steuerpolitik seit den 1980er Jah- 
ren einen wesentlichen Anteil daran, global, am drastischsten jedoch in den 
USA. Dort zahlen Arbeiterinnen und Arbeiter prozentual mehr Steuern als 
Superreiche, weil die Steuerprogression (bei steigendem Einkommen auch 
steigender Steuersatz) de facto abgeschafft ist. Aber auch in Deutschland 
haben die Steuerreformen unter Rot-Grün in den 2000er Jahren dazu ge- 
führt, dass die Wohlhabenden und Vermögenden begünstigt wurden (vgl. 
Truger 2009). Maßnahmen von der Lockerung bis zur Abschaffung von ver- 
traglich langfristig abgesicherten Arbeitsverhältnissen und die Ausweitung 
eines Niedriglohnsektors waren Teil dieser Entwicklung. Ergebnis war, dass 
die Vermögensungleichheit in den letzten Jahrzehnten gewachsen ist (vgl. 
Grabka u.a. 2019). Das waren die sozialen Verhältnisse, auf die die Pandemie 
in Deutschland traf, in anderen Ländern waren die Ausgangsbedingungen 
vergleichsweise noch schlechter. 

Als Mitte April die Leopoldina, die nationale Akademie der Wissenschaf- 
ten, eine Stellungnahme zur COVID-19-Pandemie veröffentlichte, ein Papier, 
das Bundeskanzlerin Merkel explizit als ihre wissenschaftliche Grundlage 
für Entscheidungen über eine schrittweise Rückkehr in die gesellschaftliche 
Normalität nannte, wurden Lockerungen der Maßnahmen zur Eindämmung 
der Pandemie angeraten, unter anderem mit Verweis auf die sozialen Ver- 
hältnisse: »In ärmeren und eher bildungsfernen Schichten fehlen tenden- 
ziell materielle, psychische und soziale Ressourcen.« (Leopoldina 2020) Die 
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Maßnahmen zur Eindämmung der Pandemie, so hieß es, verschärften nun 
aber diese soziale Schieflage für viele Menschen. Das war richtig beschrie- 
ben, nur konnte man den Eindruck gewinnen, dass Armut und Prekarität ein 
zwar bedauerlicher, aber normalerweise doch unvermeidbar hinzunehmen- 
der Zustand seien, den man nur besser oder schlechter verwalten könne, da 
er am Ende von den Betroffenen selbst zu verantworten oder schicksalshaft 
über sie gekommen sei. Was sich in der Pandemie zeigte, war nun allerdings 
nicht so sehr das selbstverschuldete Agieren ganzer Bevölkerungsteile, auch 
nicht ihr besonderes individuelles Pech oder Schicksal, sondern ihre Eigen- 
tumslosigkeit an Produktionsmitteln und deren Naturalisierung, das heißt, 
die Wahrnehmung eines gesellschaftlichen Phänomens als etwas Naturglei- 
ches und deshalb Unabänderliches. 


Arbeit schafft Eigentum? 


Zu den Produktionsmitteln zählt man Rohstoffe (im weitesten Sinne Natur), 
Maschinen (z.B. Computer, Roboter), Werkzeuge, Hilfsmittel, Fabrik- und Bü- 
rogebäude, Grund und Boden etc., das heißt all das, womit Güter produziert 
undDienstleistungen erbracht werden können. In offiziellen Vermögenssta- 
tistiken fallen Produktionsmittel unter die Kategorie des »Betriebsvermö- 
gens«. Wer die Verfügungsgewalt über die dem Betriebsvermögen zugehö- 
rigen Mittel der Produktion hat, hat wesentlichen Einfluss darauf, was und 
unter welchen Bedingungen in einer Gesellschaft produziert wird und wer 
Zugang dazu bekommt. Die Eigentumslosigkeit der Mehrheit der Menschen 
in einer modernen Marktwirtschaft macht sich nicht in erster Linie daran 
fest, dass sie kein Betriebsvermögen besitzen. Viel entscheidender ist, dass 
sie auch keine Verfügungsmacht darüber haben. 

Dieser Umstand ist historisch eine noch junge Erscheinung - der mittel- 
alterliche Leibeigene bearbeitete »seinen« Boden, auch wenn dieser formell 
dem Grundeigentümer gehörte -, er setzte sich erst mit der Entstehung der 
kapitalistischen Produktionsweise durch. Diese zeichnet sich dadurch aus, 
dass nicht nur Güter mit Gewinnabsicht gekauft und verkauft werden (das 
war historisch schon erheblich länger der Fall), sondern auch Arbeitskraft 
und Boden. Letzteres begann mit den sogenannten enclosures, der Vertrei- 
bung der Landbevölkerung von ihrem Grund und Boden, und zwar ab dem 
ausgehenden 16. Jahrhundert vor allem in England (Meiksins Wood 2015). 
Boden war historisch bis dahin das wichtigste Produktionsmittel. Mit der 
Loslösung der Menschen von Grund und Boden war ihnen die Möglichkeit 
zum unmittelbaren Selbsterhalt genommen. Eine der zentralen Veränderun- 
gen, die aus den Einhegungen resultierten, war daher auch ein Wandel des 
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Herrschaftsverhältnisses und der sozialen Rollen: aus dem »Leibeigenen« 
oder Grundhörigen wurde der »doppelt freie Arbeiter«:* rechtlich frei, sei- 
ne Arbeitskraft zu verkaufen, und ökonomisch frei von Produktionsmitteln, 
sodass er seine Arbeitskraft verkaufen musste. 

Während im Feudalismus für alle sichtbar war, dass der Bauer als Leibei- 
gener oder Grundhöriger nur einen Teil seiner Arbeitsfrüchte für sich nutzen 
konnte und einen anderen Teil dem Grundherrn abtreten musste, ist das Klas- 
senverhältnis in der modernen Marktwirtschaft verschleiert. Alle scheinen 
gleichermaßen freie und gleiche Subjekte zu sein und alle scheinen gleicher- 
maßen die Früchte ihrer Arbeit ernten zu können. Daraus wird gefolgert: Wer 
viel erntet, war fleißig, wer wenig erntet, war faul, hat ungeschickt gewirt- 
schaftet oder hatte Pech. Aus dieser tief verankerten Anschauungresultieren 
Volksweisheiten wie »Ohne Fleiß kein Preis» oder »Jeder ist seines Glückes 
Schmied». Während des Shutdowns wurde diese Anschauung mehrfach aufge- 
rufen, allerdings in umgekehrter Form: In Not geratene Individuen, Betriebe 
und Länder erhielten Hilfe weitgehend befreit von Auflagen, explizit mit der 
Begründung, dass sie ihre Misere ja nicht selbst verschuldet hätten. Dies impli- 
ziert, dass eine ökonomische oder soziale Misere sonst selbst verschuldet ist. 

Diese Anschauung ist einer bestimmten Perspektive geschuldet. So stellt 
sich für die Subjekte in der kapitalistischen Gesellschaft »die Wirtschaft« 
als ein großer Zusammenhang von Kaufen und Verkaufen dar, unabhängig 
davon, ob es nun Arbeitskraft ist oder Grund und Boden, alles kann glei- 
chermaßen als Ware gegen Geld getauscht werden. In diesen millionenfa- 
chen Tauschakten treten sich Besitzer von Waren und Besitzer von Geld als 
formell gleiche Warenbesitzer gegenüber. Die Tauschenden folgen darüber 
hinaus ihrem freien Willen; sie gehen Verträge freiwillig miteinander ein: 
Kaufverträge, aber auch Arbeitsverträge, bei denen Arbeitskraft gegen Lohn 
getauscht wird. Es ist dies die spezifische Freiheit, die die bürgerliche Gesell- 
schaft kennzeichnet. 

Was völlig aus dem Blick gerät, ist jene Eigentumslosigkeit an Produkti- 
onsmitteln. Im Moment des Tauschs Ware gegen Geld ist Eigentum voraus- 
gesetzt: Produkte oder Dienstleistungen als Ergebnis menschlicher Arbeit 
gehören ihrem Produzenten, wenn er auf den Markt tritt und sie verkaufen 
will. Geld als Ergebnis von Erwerbsarbeit (Lohn oder Gehalt) oder Vermögen 
(Kapital) gehört dem Käufer. Betrachtet man nur die Sphäre der Tauschakte, 


4 Begriffe wie »Arbeiter«, »Privateigentümer« oder »Kapitalist« werden als abstrakte, 
soziale Formen verwendet, die von Individuen unterschiedlichen Geschlechts und Alters 
sowie unterschiedlicher Herkunft etc. historisch-konkret ausgefüllt werden. Sie werden 
daher nicht gegendert. 
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entsteht der Eindruck, dass es die eigene Arbeit gewesen sein muss, die das 
Eigentum an den jeweiligen Tauschobjekten begründet hat. Es liegt dann 
nahe zu folgern, dass jeder potenziell eigentumsfähig ist und dass derjenige, 
der wenig oder kein Eigentum besitzt, wenig oder schlecht gearbeitet hat. 


Privateigentum und der Verwertungszwang des Kapitals 


Verlässt man den Markt und betritt die Produktionssphäre, sieht alles etwas 
anders aus. Der Produktionsprozess ist nämlich nicht nur einfach Arbeits- 
prozess, in dem konkret-stoffliche Güter oder Dienstleistungen mit einem 
bestimmten Gebrauchswert produziert werden. Er ist zugleich Verwertungs- 
prozess: Den produzierten Gütern und Dienstleistungen wird gesellschaft- 
lich ein Wert beigemessen, und die Wertgröße der neu produzierten Waren 
soll größer sein als die Summe der Wertgrößen der bei der Produktion ein- 
gesetzten Waren. Auf dieser Differenz der Wertgrößen beruht der Gewinn 
derjenigen, die die Produktionsmittel zum Eigentum haben, im Folgenden 
Privateigentümer genannt. 

Die Quelle der Differenz zwischen diesen beiden Wertgrößen ist nicht auf 
das kluge Management der Privateigentümer zurückzuführen, sondern auf 
die unbezahlte Arbeit jener, die die Produkte herstellen, die unmittelbaren 
Produzenten. Sie sind es, die den Mehrwert durch ihre Mehrarbeit schaffen. 
Die Privateigentümer bezahlen nämlich nur die Arbeitskraft der Beschäftig- 
ten, ihre Fähigkeit, etwas Neues herzustellen, und die Bezahlung dient der 
Reproduktion der Arbeitskraft. Die Beschäftigten können (und müssen) aber 
länger arbeiten, als für ihren eigenen Bedarf notwendig ist, sie bilden einen 
größeren Neuwert, als sie für ihren Unterhalt bekommen. 

Stellt man sich den gesamtgesellschaftlich produzierten Reichtum als Ku- 
chenvor, so wird deutlich, dass in einer modernen Marktgesellschaft jene, die 
über die Produktionsmittel verfügen, sich den Kuchen von jenen backen lassen, 
die keine Produktionsmittel haben und daher gezwungen sind, ihre Arbeits- 
kraft zu verkaufen, das heißt, es ist gerade fremde Arbeit, die Eigentum begrün- 
det, und zwar jenes der Privateigentümer, die ab einer bestimmten Größe des 
Unternehmens selbst gar nicht mehr mitarbeiten müssen, auch wenn sie es 
zuweilen tun. Ein Teil des von den Privateigentümern angeeigneten Kuchens 
wird an die, die ihn gebacken haben, wieder zurückverkauft. Über diesen Kauf 
werden die Arbeitenden Eigentümer eines Teils der von ihnen produzierten 
Güter und Dienstleistungen, sie erwerben ihr persönliches Eigentum. Allerdings 
können die meisten von ihrem Lohn nicht so viel Eigentum erwerben, dass sie 
sich unabhängig machen könnten vom Zwang, ihre Arbeitskraft zu verkaufen. 
»Vom Tellerwäscher zum Millionär« ist die große Ausnahme. 
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Haben im Mittelalter tradierte Regeln bestimmt, wie viel Erdfrüchte der 
Bauer abzugeben hat, wird in der modernen Gesellschaft die Entscheidung, 
wie viel die Eigentumslosen für sich selbst und wie viel sie für ihren »Herrn« 
arbeiten müssen, über die Höhe des Lohns geregelt. Die Höhe der Arbeits- 
einkommen ist daher vor allem Ergebnis eines Macht- und Deutungskampfs 
zwischen Arbeit und Kapital. Während die Eigentumslosen eine hohe Ver- 
wundbarkeit aufweisen, sind Privateigentümer an Produktionsmitteln, sofern 
sie eine entsprechende Größenordnung an Betriebsvermögen besitzen, sehr 
viel weniger verwundbar. Die Vermögensbefragung der Deutschen Bundes- 
bank für 2017 (Bundesbank 2019) ergab, dass nur zehn Prozent der privaten 
Haushalte in Deutschland Betriebsvermögen besitzen, darunter auch sehr 
kleines. Das heißt, größeres Betriebsvermögen ist auf noch erheblich weni- 
ger Haushalte konzentriert: Große Vermögen ermöglichen aber ganz andere 
Freiheiten, mit dem Shutdown umzugehen. 

Privateigentümer haben nun ein gesteigertes Interesse an einer raschen 
Rückkehr zur Normalität, das heißt an der Wiederaufnahme der Verwer- 
tung ihres Kapitals. Es garantiert ihnen, dass weiterhin Reichtum produ- 
ziert wird, von dem sie sich große Teile aneignen können. Dazu initiieren 
und exekutieren die Privatproduzenten die Bewegung, aus Kapital mehr Ka- 
pital zu machen. Diese Bewegung ist allerdings »maßlos«, das heißt, es gibt 
kein irgendwie geartetes Maß der Verwertung, sondern nur das abstrakte 
»je mehr, desto besser«. Sie ist aber auch »endlos«, das heißt, es gibt kein 
natürliches Ende der Bewegung. Wenn sich das Kapital bisher schon ver- 
wertet hat, gibt es keinen dem Kapital immanenten Grund aufzuhören. Dass 
die Maßlosigkeit des Kapitals sich aber durchsetzen kann, das Kapital also 
stets in Bewegung, stets auf der Suche nach der maximal höchsten Verwer- 
tung bleibt, dafür sorgt die Konkurrenz. Sie ist der Motor des Wachstums- 
zwangs. Jedes Kapital muss, wenn es am Markt bestehen will, bei Strafe des 
ökonomischen Untergangs immer versuchen, in der Konkurrenz besser zu 
sein als die anderen. Die Konkurrenz erlegt dem Kapital den Zwang auf, die 
Produktionsmethoden ständig zu revolutionieren. Will das Kapital überle- 
ben, muss es sich durch immer wieder neue Produktionsprozesse verwerten, 
damit es die neuen Produktionsmethoden auch finanzieren kann, mit denen 
es in der Konkurrenz zu bestehen versucht.? Es kommt also gar nicht so sehr 
darauf an, was genau und unter welchen Bedingungen produziert wird, son- 


5 Darin liegt einerseits der Grund für die enorme Produktivkraftentwicklung, die der ka- 
pitalistischen Produktionsweise eigen ist; andererseits ist auch genau das zugleich das zer- 
störerische Moment, denn auch diese Dynamik ist maßlos. Das ist genau jene Widersprüch- 
lichkeit der kapitalistischen Produktionsweise, die Marx im Kapital herausgearbeitet hat. 
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dern es kommt darauf an, dass sich Kapital verwertet. Die Paradoxie dieser 
Produktionsweise hat der Sozialphilosoph Andre Gorz einmal prägnant auf 
den Punkt gebracht: »Man arbeitet nicht mehr, um zu produzieren, sondern 
produziert, um zu arbeiten.« (Gorz 1980: 21). 

Diese selbstzweckhafte Kapitalvermehrung auf Basis eigentumsloser Pro- 
duzenten ist vermittelt über millionenfache wechselseitig verkettete Tausch- 
akte. Genau darin liegt der Keim des Mangels an Resilienz. Bereits die Tren- 
nung der beiden Pole - Kauf und Verkauf - birgt das Potenzial einer Krise. 
Wird Kapital nicht verwertet wie erwartet, fließt es nicht vermehrt zurück. 
Kredite, Zinsen, Rechnungen, Löhne etc. können nicht mehr beglichen wer- 
den. Das kann andere Unternehmen mitreißen, Massenarbeitslosigkeit aus- 
lösen. In diesem Fall drängt das Potenzial der Krise zur Wirklichkeit. Diese 
Gefahr ist im Kapitalismus aufgrund der Privatproduktion stets gegeben. 
Privat ist diese Produktion deshalb, weil die Privateigentümer ihre Produk- 
tion in der Absicht, Profit zu maximieren, blind und isoliert von den ande- 
ren, das heißt für einen anonymen Markt, quasi ins Blaue hinein planen und 
unter Geheimhaltung, weil in Konkurrenz zu anderen. Erst im Tausch, also 
im Nachhinein, entscheidet sich, was als Teil der gesellschaftlichen Arbeit 
anerkannt wird. Der Markt ist daher ein Notnagel, mit dessen Hilfe die an- 
archisch geplante Produktion ihre zahlungsfähige Nachfrage versucht zu 
finden. Auch das Steuerungsmoment einer solchen Ökonomie existiert nur 
als bewusstlos hergestelltes Resultat, an dem sich dann alle wie an einem 
Naturgesetz zu orientieren haben: Es ist die Profitrate. Kapital wird dort in- 
vestiert, wo eine hohe Rendite zu erwarten ist. 


Fetisch »Die Wirtschaft« 


Unabhängig von der Form ihrer Wirtschaft hätte jede Gesellschaft, wenn sie von 
einer Pandemie betroffen ist, zu leiden und Einschränkungen hinzunehmen. 
Ausgehend von der Notwendigkeit, Menschen voneinander fernzuhalten, um 
unkontrollierte Infektionsketten zu vermeiden, wäre jede Gesellschaft gezwun- 
gen zu identifizieren, welche physisch nahen Zusammenkünfte von Menschen 
vermieden werden müssen, abzuwägen, wo das unter welchen Schwierigkeiten 
und wie geht. Das schließt Entscheidungen darüber ein, welche Produktions- 
prozesse nicht systemrelevant sind und eingestellt werden können, welche 
der unmittelbaren Reproduktion der Gesellschaft dienen und fortgesetzt wer- 
den müssen, welche Kapazitäten man aufstocken müsste, wie viele Menschen 
in diesen Bereichen gebraucht werden, wie man sie vor Ansteckung schützen 
kann, wie man die Schutzkleidung organisiert, wie die insgesamt geringere 
Masse an Gütern und Dienstleistungen verteilt werden, in welchem Ausmaß 
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das soziale, kulturelle und öffentliche Leben heruntergefahren werden muss 
und so weiter. All das zehrt an der Substanz einer Gesellschaft, was, je länger 
es dauert, zu einer zunehmend größeren Belastung wird. In einer kapitalisti- 
schen Marktwirtschaft bereiten solche Entscheidungen aber ganz besondere 
Probleme und verschärfen die bereits schwierige Situation. 

Der spektakuläre Fall der niederländischen Schnittblumenindustrie war 
kein spezifisch kapitalistisches Problem. Während des Shutdowns mussten 
zwischen 70 und 80 Prozent der für den Export gedachten Schnittblumen ver- 
nichtet werden. Die Grenzen waren dicht, und viele Veranstalter und Betrie- 
be fielen als Käufer aus. Es gab tatsächlich keinen Bedarf mehr an Blumen in 
der gewohnten Größenordnung, und selbst wenn es ihn gegeben hätte: Der 
Transport zumindest ins Ausland war gar nicht möglich. Ein spezifisch kapi- 
talistisches Problem ergab sich dagegen, wenn Unternehmen Vorprodukte 
geordert hatten und die Lieferung technisch auch hätte stattfinden können, 
das nachfragende Unternehmen aber plötzlich nicht mehr zahlungsfähig war. 
Ob eine Lieferung nicht entgegengenommen werden konnte, weilder Lkwan 
der Grenze feststeckte oder weil der Käufer oder die Käuferin zahlungsunfä- 
hig geworden war, fiel in der Wahrnehmung zusammen und galt als »Wirt- 
schaftskrise«. Das eine aber war ein stofflich-technisches Problem, das an- 
dere ein Problem der Ware-Geld-Vermittlung als Teil der Verwertungskette: 
Die Unterbrechung von Zahlungsketten und die technische Unterbrechung 
von Lieferketten betreffen zwei ganz verschiedene Ebenen. 

Hätte es eine Gesellschaft nur mit der stofflich-technisch bestimmten Sei- 
te zu tun, dann wäre der gestoppte Lieferwagen mit Tulpen kein Problem, 
da diese eine Weile - bei aller Liebe zu Schnittblumen - verzichtbar wären, 
bei Ventilen für Beatmungsmaschinen, die in den Krankenhäusern dringend 
gebraucht wurden, würde es sich allerdings um ein massives Problem han- 
deln. Unter kapitalistischen Bedingungen ist der Lieferstopp auch bei der 
Tulpenlieferung ein großes Problem, weil sich das darin investierte Kapital 
nicht mehr verwerten kann, wenn die Blumen verderben oder nicht bezahlt 
werden. Die Blumenlieferantin kann dadurch pleitegehen, Menschen verlie- 
ren ihre Arbeit, ihre Kaufkraft sinkt, andere Firmen gehen daraufhin eben- 
falls pleite usw. - eine Kettenreaktion ist in Gang gesetzt. Die kapitalistische 
Produktionsweise verschärft daher aufgrund ihres Verwertungszwangs im 
Falle einer Pandemie und den damit zusammenhängenden Maßnahmen die 
rein stofflich-technischen Probleme massiv. Es macht einen Unterschied, ob 
man Betriebe bewusst stilllegt oder ob sie aufgrund einer Krise kapitalisti- 
scher Verwertung ungeplant pleitegehen. 

Die Wirtschafts- und Finanzkrise 2008 war ein Problem auf genau dieser 
rein wertbestimmten Ebene, als aufgrund gestiegener Zinsen viele Immobi- 
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lienbesitzende ihre Kredite nicht mehr tilgen konnten. Das brachte Banken 
ins Straucheln und löste eine Kettenreaktion aus. Es kam zur Kreditklemme. 
Auch damals meldeten Autokonzerne Kurzarbeit an, nicht aber, weil keine 
Autos hätten gebaut werden können. Dagegen existieren in der pandemie- 
bedingten Krise tatsächlich Probleme in der internationalen Lieferkette der 
Autoproduktion. Stofflich betrachtet, gab es zu jener Zeit keine Probleme, 
nur mit dem Kreditsystem haperte es. 

Reichtum existiert in der kapitalistischen Gesellschaft konkret stofflich, 
ist aber zugleich in ein gesellschaftliches Verhältnis eingebettet: den Zwang 
zur Verwertung von Kapital mit den dazu gehörigen Ware-Geld-Verkettun- 
gen. Dass sich die Menschen zu ihren Arbeitsergebnissen als Waren verhalten 
und sie gegen Geld tauschen, ist nicht immer schon so gewesen (siehe Ingo 
Stützle in diesem Heft). Diese von Menschen gemachte Wirtschaftsform ist 
uns aber so selbstverständlich geworden, dass sie als »natürlich« erscheint. 
Das drückt sich in der Rede von »die Wirtschaft« oder »unsere Wirtschaft« 
aus, in der nicht nur alle Interessensgegensätze und Widersprüche ausge- 
blendet sind, sondern in der auch jedes Bewusstsein von der Geschichtlich- 
keit der kapitalistischen Wirtschaft, die noch keine 500 Jahre jung ist, aus- 
geblendet wird. Das resultiert vor allem daraus, dass die spezifisch sozialen 
Verhältnisse (Warenform der Arbeitsprodukte, kapitalistische Form des Pro- 
duktionsprozesses) mit der in allen Gesellschaftsformen existierenden Not- 
wendigkeit der Produktion und Naturaneignung in eins gesetzt werden. Die- 
se Naturalisierung ist ein epistemologisches Hindernis, sodass nur eine einzige 
ökonomische Welt, nämlich die herrschende, denkbar scheint. 


Staatliche Planung oder die Rettung des Privateigentums 


Der kapitalistische Wachstumszwang führte dazu, dass scheinbar alternativ- 
los Geld gegen Leben aufgerechnet wurde. Von Anfang an zögerten die meis- 
ten Staaten mit Maßnahmen eines Shutdowns, Unternehmen sträubten sich, 
ihre Produktion einzustellen, oder machten es nur widerwilligund aufDruck 
der Beschäftigten. So konnten Betriebe, die nicht lebensnotwendige Güter 
herstellten, munter weiter produzieren, häufig mit miserablen Schutzvor- 
kehrungen für die Arbeitenden. Der italienische Arbeitgeberverband musste 
sich den Vorwurf gefallen lassen, dass er aufgrund seiner Profitinteressen 
etliche Tote auf dem Gewissen habe (Brunetti/Amadori 2020). Ziel aller Ka- 
pitalfraktionen war, ihre Verwertungsmöglichkeiten zu erhalten. Was dazu 
der richtige Weg ist, war allerdings nicht immer eindeutig zu beantworten. 
Würden zu viele Beschäftigte an dem Virus erkranken, wäre eine der wich- 
tigsten Bedingungen der Verwertung, die Ausbeutung lebendiger Arbeits- 
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kraft, aber auch die gesamtgesellschaftliche Kaufkraft, gefährdet. Würde man 
aus Gründen des Arbeitsschutzes Betriebe schließen, wäre die Verwertung 
des Kapitals, das Wachstum, gefährdet. Dieses ständige Spannungsverhältnis 
spiegelte sich im öffentlichen Diskurs als kontrovers diskutiertes Verhältnis 
von »Wirtschaft« und »Gesundheit« wider. Der Staat agierte mit all seinen 
Maßnahmen in diesem Spannungsverhältnis. Ziel war, die Bedingungen des 
kapitalistischen Wirtschaftswachstums zu erhalten, allerdings ausgerichtet 
am nationalen Standortinteresse, im Gegensatz zu der sonst gerne hochge- 
haltenen europäischen Solidarität. Mit anderen Worten: Es schlug die Stunde 
der Exekutive, die Wirtschaft wurde an die Beatmungsmaschine des Staates 
gelegt. Vergabe von Krediten an Firmen und Selbstunternehmerinnen und 
-unternehmer, Finanzzuschüsse und Kurzarbeitergeld, all das waren Mittel 
dazu. Aber auch die Verstaatlichung von Unternehmen oder stille Beteili- 
gungen wurden in den Blick genommen, zum einen aus Angst vor Bankrott, 
zum anderen aus Angst vor einem »Ausverkauf« sensibler Infrastruktur 
»ans Ausland«. Die gerissenen Zahlungsketten mussten gekittet, die Kauf- 
kraft künstlich aufrechterhalten werden und die Reproduktion der Lohnab- 
hängigen sollte, wenn auch auf geringerem Niveau, gewährleistet bleiben. 
All das sollte verhindern, dass notwendige Verwertungsbedingungen in der 
Zeit des Shutdowns verschleißen oder vernichtet werden. 

Zugleich griff der Staat beherzt in die Produktion ein, wo sonst die Frei- 
heit des Privateigentums für die beste alle möglichen Welten sorgen soll. Es 
war unausgesprochen klar: Der schlagartig aufgetretene, temporär nötige 
gesellschaftliche Bedarf an einer möglichst großflächigen Infrastruktur für 
die gesundheitliche Versorgung ist kein Feld, auf dem sich Privatkapital mög- 
lichst profitabel verwerten könnte. Corona-Behandlungen sind weniger luk- 
rativ als Hüftoperationen, leere Betten vorzuhalten kostet und bringt nichts 
ein, die Schutzmaskenproduktion hochzufahren benötigt Investitionen, die 
sich nicht lohnen, wenn die Nachfrage danach wieder sinkt. Und wo aus rei- 
nem Verwertungsinteresse produziert wurde, beispielsweise Atemschutz- 
masken, stiegen die Preise schnell ins Unermessliche. 

So wurden staatlicherseits Unternehmen beauftragt, Beatmungsmaschi- 
nen zu produzieren, »attraktive Preise« und Abnahmegarantieren wurden 
zugesagt, wenn Firmen ihre Produktion auf medizinische Schutzausrüstung 
umstellen, das Wirtschaftsministerium richtete einen Arbeitsstab »Produkti- 
onskapazitäten und Produktionsprozesse« ein, um »Wertschöpfungsketten« 
für die medizinische Versorgung aufzubauen. Lieferketten wurden unterbro- 
chen, als Masken für den Export das Land zu verlassen drohten, und die sonst 
gelobte Globalisierung kam in Verruf, als spürbar wurde, dass die Hauptlie- 
feranten lebensnotwendiger medizinischer Produkte aus Asien kamen. Der 
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Staat baute schließlich in Windeseile die Kapazitäten im Gesundheitswesen 
aus und zeigte, dass bewusste Planung jenseits von Profitmaximierung und 
Privateigentum funktioniert, wenn der Markt versagt. Dennoch geschah das 
sehr zum Unwillen derjenigen, die sonst den Markt als Antwort auf fast al- 
les sehen: Das Magazin Wirtschaftswoche brachte umgehend einen Titel, Karl 
Marx mit Atemschutzmaske als Konterfei, darunter die Schlagzeile »Starker 
Staat im Kapitalismus: Er ist wieder da«. Die bereits erwähnte Stellungnahme 
der Leopoldina endete folgendermaßen: »Die in der Krise getroffenen wirt- 
schaftspolitischen Maßnahmen müssen sobald wie möglich zugunsten eines 
nachhaltigen Wirtschaftens im Rahmen einer freiheitlichen Marktordnung 
rückgeführt oder angepasst werden. Dazu gehören der Rückzug des Staates 
aus Unternehmen, sofern krisenbedingt Beteiligungen stattfanden, und der 
Abbau der Staatsverschuldung. An der Schuldenbremse ist im Rahmen ihres 
derzeit geltenden Regelwerkes festzuhalten. Dies erlaubt, gerade in so beson- 
deren Zeiten wie diesen, eine deutlich höhere Verschuldung, verlangt aber bei 
Rückkehr zur Normalität wieder deren Rückführung.« (Leopoldina 2020: 17) 


Voraussetzungen resilienter Eigentumsverhältnisse 


Marktkritiker und Marktkritikerinnen wiederum hegen angesichts der sicht- 
bar gewordenen Gestaltungsmacht des Staates die Hoffnung, dass die Krise 
ein Fenster für Veränderungen öffnen könnte, zugunsten eines stärkeren 
Gewichts des Gemeinwohls, einer gerechteren Verteilung, einer besseren 
Ausstattung der Infrastruktur und einer nachhaltigeren Entwicklung. Die 
Einsicht, dass der Neoliberalismus der letzten Jahrzehnte all dies nicht ein- 
gelöst hat und im Gegenteil zu dem hohen Mangel an Resilienz, mit dem die 
Gesellschaften in vielen Ländern konfrontiert sind, überhaupt erst geführt hat, 
ist auch in der Politik angekommen. Wenn staatliche Politik nun öffentliche 
Infrastruktur zur Sicherung der Grundbedürfnisse (Gesundheit, Bildung, 
Mobilität, Wasser, Strom, Kommunikation etc.) stärken will oder Eingriffe in 
den Markt vornehmen möchte, um lebensnotwendige Produktion und sen- 
sible Bereiche für den nationalen Standort zu sichern, sowie wirtschaftspo- 
litisch von oben nach unten umverteilen würde, so hätte dies den Effekt, die 
fragile Marktwirtschaft krisensicherer zu machen, ihre Resilienz zu erhöhen. 
Dagegen ist, abgesehen von der nationalen Borniertheit solcher Maßnahmen, 
nichts einzuwenden. Allerdings rührt das nicht prinzipiell an der Privatpro- 
duktion mit all ihren gesellschaftlich problematischen Folgen. Will man die- 
se Wirtschaftsform stabilisieren und sich in den Kämpfen zwischen Kapital 
und Arbeit auf die Seite der letzteren stellen, dann sollte man nicht die da- 
mit einhergehenden Widersprüche vergessen: Dass nämlich in einer solchen 
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Ökonomie auch das Überleben der Lohnabhängigen von Wachstum abhängig 
ist und sie in der Konkurrenz im Zweifel den Kürzeren ziehen. Zum anderen 
aber befreit eine solche Politik nicht vom Mangel an Resilienz, der sich da- 
rin ausdrückt, dass Krisen mit Notwendigkeit immer wiederkehren und zu 
Elend auf der einen Seite und zur Vernichtung gesellschaftlichen Reichtums 
auf der anderen Seite führen. Und was die Stärkung des öffentlichen Sektors 
gegenüber dem privaten betrifft, sollte man nicht vergessen, dass eine fried- 
liche Koexistenz zwischen marktförmig organisierten Bereichen und nicht- 
marktförmigen äußerst konfliktgeladen ist, nicht zuletzt weil Kapital stets 
neue Anlagefelder sucht. 

Auch wenn sie notwendig sind, die Kämpfe für Umverteilung verbleiben 
im Rahmen des krisenbehafteten kapitalistischen Wirtschaftssystems. Ange- 
sichts der von dieser Wirtschaft gestellten, brutalen Frage »Geld oder Leben« 
wäre es an der Zeit, mehr Mut für gesellschaftliche Debatten aufzubringen, 
die diese Wirtschaftsform grundsätzlich infrage stellen und ihre Naturali- 
sierung aufbrechen. Solche Debatten hätten die in diesen gesellschaftlichen 
Auseinandersetzungen vorhandenen, widerstreitenden, vor allem auch ei- 
genen Interessen zum Gegenstand, da sich alle (sieht man von unbezahlter 
Care-Arbeit ab) zu den Produkten der Arbeit als Waren und die Privateigen- 
tümer zu ihren Produktionsmitteln als Kapital verhalten. So »konstituieren 
sie durch ihre eigene Praxis eine bestimmte sachliche Logik (Waren müssen 
verkauft werden, Kapital muss sich verwerten), die ihnen dann wieder als 
scheinbar objektive Rationalität gegenübertritt« (Heinrich 2005). Kapitalisti- 
sche Klassenherrschaft ist nicht nur wie vorkapitalistische Klassenherrschaft 
Resultat hegemonialer Mechanismen, das historisch neue Moment besteht 
darin, dass sie darüber hinaus das »unbewusste und unintendierte Resultat 
dieser sachlichen Logik« (ebd.) sind. 

Eigentumsverhältnisse, in denen wir uns zu unserer Arbeit und ihren Er- 
gebnissen nicht mehr als Ware und zu den Produktionsmitteln nicht mehr 
als Kapital verhalten würden, in denen Produktion und Konsum folgerichtig 
dann nicht mehr über fragile Ware-Geld-Zirkulationsketten verbunden wä- 
ren, der Stoffwechsel Mensch-Natur gesellschaftlich und nicht mehr privat 
vorangetrieben würde, hätten das Potenzial einer hohen Resilienz in Kri- 
senzeiten und einer klima- und menschenfreundlichen Produktionsweise. 
Eine pandemische Krise würde natürlich ganz genauso stofflich-technische 
Probleme, stillgelegte Betriebe und dadurch gerissene Lieferketten mit sich 
bringen, aber es kämen nicht noch Schwierigkeiten mit Problemen der Ver- 
wertung von Kapital hinzu. 

Systemrelevante Bereiche würden weiterarbeiten, Infrastrukturen zur 
Versorgung bereitstellen können und das liefern, was dann aus den Rega- 
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len im Supermarkt genommen werden könnte. Allerdings nicht mehr im 
Tausch gegen Geld, da ein anderes soziales Verhältnis der Menschen unter- 
einander und zur Aneignung von Natur diese Form des Austauschs obsolet 
machen würde. Der Entnahme einer Atemschutzmaske aus dem Regal gin- 
ge eine Ermittlung des gesellschaftlichen Bedarfs voraus. Die Entscheidung, 
eine gewisse Anzahl an Masken zu produzieren und ihre Verteilung zu ko- 
ordinieren, wäre eben nicht mehr an der zahlungsfähigen Nachfrage ausge- 
richtet, sondern am tatsächlichen Bedarf. Nicht mehr Preissignale würden 
die Information über das »Wer kann wie viel von was bekommen« geben, 
vielmehr würden Mengensignale (Stückzahl, Liter, Kilo, Quadratmeter etc.) 
angeben, was genommen wurde, und rückgekoppelt werden mit dem voran- 
gegangenen Ergebnis demokratischer Entscheidungsfindung, zum etwaigen 
Nachjustieren. Nicht anders, als es jetzt durch den Staat auch gemacht wird. 
Eine solchermaßen »stofflich-technisch« orientierte kooperative Ökonomie 
würde im historischen Vergleich, bezogen auf die Loslösung der Menschen 
von ihrem Hauptproduktionsmittel Boden, einer »Großen Wiederaneignung« 
nahekommen. Und zwar in dem Sinne, dass die Aneignung von Natur wie- 
der unmittelbarer erfolgen würde. Das bedeutet, dass die Verfügungsgewalt 
über Produktionsmittel in der Hand jener liegen würde, die sich die Natur 
auch tatsächlich aneignen und die dann mittels arbeitsteiliger Kooperation 
statt über das Abhängigkeitsverhältnis gegenüber dem Privateigentümer 
vermittelt wäre. Die Verfügungsgewalt wäre also nicht mehr auf ein Stück 
Land bezogen, welches Subsistenz erlauben würde. Vielmehr wäre sie jen- 
seits von persönlichen oder sachlichen Abhängigkeitsverhältnissen auf die 
Produktionsmittel allgemein bezogen, auf die im kapitalistischen Schoß 
entwickelten Produktivkräfte. Damit wäre die Trennung der Menschen von 
ihren Produktionsmitteln und das Privateigentum aufgehoben, an die Stel- 
le träte gesellschaftliches und persönliches Eigentum. Die Freiheit des Pri- 
vateigentums wäre ersetzt durch die Freiheit aller, individuell, weil frei von 
jenen Abhängigkeitsverhältnissen, die so verwundbar machen, und gesell- 
schaftlich, weil frei vom Wirtschaftszwang, blind gegenüber Mensch und 
Natur wachsen zu müssen. 

Man kann sich vorstellen, dass der gesellschaftliche Bedarf an Gütern 
und Dienstleistungen informationstechnisch hoch elaboriert ermittelt wer- 
den könnte, ebenso wie die Informationen über Arbeitsaufwand und nötige 
Ressourcen. Schwieriger ist jedoch die Frage zu beantworten, wie man ge- 
sellschaftlich-demokratisch zu der Entscheidung käme, was nun tatsächlich 
produziert wird und was nicht. Im Grunde läuft es auf die Frage hinaus, wie 


6 Vgl. Nuss 2019 für den Unterschied zwischen kleiner und großer Wiederaneignung. 
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Profit als Steuerungsmoment einer kapitalistischen Marktwirtschaft ersetzt 
werden könnte, und zwar ohne dass neue Herrschaftsverhältnisse entstehen 
würden. Auch wäre eine solche Ökonomie nicht im nationalen Alleingang 
denkbar, da die gesellschaftliche Produktion global verflochten ist. Das schei- 
nen unüberwindbare Hindernisse. Blickt man jedoch auf die staatliche Poli- 
tik in Zeiten der Pandemie und auf die zahlreichen gesellschaftlichen Initia- 
tiven der Selbstorganisation, so wird deutlich, dass Gesellschaften durchaus 
in der Lage sind, die unsichtbare Hand des Marktes durch eine sichtbare zu 
ersetzen, global und lokal zu kooperieren, Bedürfnisse jenseits von Zahlungs- 
fähigkeit zu ermitteln und ihre Produktion zu koordinieren. Das passierte 
in der pandemischen Krise alles unter anderen Vorzeichen, individuell aus 
Not und staatlich unter der Flagge nationalistischer und wachstumsorien- 
tierter Interessen. Nichtsdestotrotz sollte die Einsicht in die Kompetenzen 
der Gesellschaft zur Selbstorganisation Mut wecken und mehr Forschung 
generieren zur Frage, ob Eigentumsverhältnisse, verstanden als das Verhal- 
ten einer Gesellschaft zur arbeitsteiligen Aneignung ihrer Natur, nicht an- 
ders aussehen könnten, als wir es bislang kennen. Spätestens nach der so- 
genannten Corona-Krise wird die nächste existenzielle Krise wieder in das 
Blickfeld der Aufmerksamkeit rücken und Anlass zu solcherart Forschung 
geben: der Klimawandel. 
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»Blut- und schmutztriefend«' 


Der diskrete Charme der Staatsgewalt: 
Genese und Geltung von Eigentum und Geld 


Zusammenfassung: Geld und Eigentum gelten als etwas Selbstverständliches, immer 
schon Vorhandenes. Es handelt sich jedoch um spezifische soziale Formen. Gegen- 
wärtiges Geld und Eigentum bringen sehr spezifische Verhältnisse zum Ausdruck. 
Das lässt sich anhand historischer Beispiele und der Form der zugrundeliegenden 
Klassenverhältnisse zeigen. Wie aber haben sie sich herausgebildet? Anhand der Ka- 
tegorien Geld und Eigentum soll historisch skizziert werden, wie es vor allem die au- 
Rerökonomische Zwangsgewalt war, die diesen als gesellschaftlich gültigen sozialen 
Formen zur Durchsetzung verhalf. Für die modernen Eigentumsverhältnisse skizziert 
Marx den »blut- und schmutztriefenden« Prozess im Zuge seiner Darstellung der so- 
genannten ursprüngliche Akkumulation. Dass die »gesellschaftliche Tat« (Marx), die 
Geld erst als gesellschaftliches Geltungsverhältnis etabliert, einen ähnlichen gewalt- 
samen Charakter hatte, ist hingegen kaum bekannt. 


Schlagwörter: Geld, Geldfälschung, Eigentum, sogenannte ursprüngliche Akkumula- 
tion, Staatsgewalt 


»With blood and dirt« 

The discreet charm of state power: genesis and validity of property and 
money 

Abstract: Money and property are taken for granted, always already existing. How- 
ever, they are particular social forms. Money and property as we know them today 
express very specific social relationships. This can be shown by means of historical 
examples and by looking at the underlying class relations. But how have they emer- 
ged? We provide a historic sketch to show that it was above all the non-economic co- 
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ercive force, which helped money and property to assert themselves as socially valid 
social forms. For modern property relations, Marx sketches the process »with blood 
and dirt« in his account ofthe so-called primitive accumulation. That the »social act« 
(Marx), which first established money as a socially valid relationship, had a similar 
terrorist character, however, is hardly known. 


Keywords: Money, counterfeiters, ownership, so-called primitive accumulation, state 
power 


U m dieselbe Zeit, wo man in England aufhörte, Hexen zu verbrennen, 
» fing man dort an, Banknotenfälscher zu hängen.« (MEW 23: 783) Karl 
Marx stimmt mit diesem Satz an, wie die moderne Eigentums- und Geldord- 
nung durchgesetzt wurde, blut- und schmutztriefend, als Resultat eines ge- 
waltsamen Prozesses. Er wendet sich damit gegen die Selbstverklärung der 
bürgerlichen Gesellschaft, die ihre eigene Geschichte - etwa in der Politischen 
Ökonomie - gern als eine von Fortschritt und Zivilisation zeichnet und idea- 
lisiert. Dieses Bild zurecht zu rücken, fällt vor allem bei den Kategorien Geld 
und Eigentum schwer, die als etwas Selbstverständliches, immer schon Vor- 
handenes gelten. In der Vergangenheit werden nur die modernen Formen 
wiedererkannt, statt diese in ihrer historischen Spezifik zu begreifen. Marx 
hatte für diese Form der Rückprojektion oft beißenden Spott übrig, etwa 
wenn er den Ökonomen und Parlamentarier Robert Torrens zitiert (nach 
MEW 23: 199 Fn. 9): »In dem ersten Stein, den der Wilde auf die Bestie wirft, 
die er verfolgt, in dem ersten Stock, den er ergreift, um die Frucht nieder- 
zuziehn, die er nicht mit den Händen fassen kann, sehn wir die Aneignung 
eines Artikels zum Zweck der Erwerbung eines andren und entdecken so - 
den Ursprung des Kapitals.« Marx kommentiert polemisch: »Aus jenem ers- 
ten Stock ist wahrscheinlich auch zu erklären, warum stock im Englischen 
synonym mit Kapital ist.« (Ebd.) 

Gegenüber derartigen Verklärungen der Geschichte soll der vorliegende 
Beitrag die Historizität von Eigentum und Geld herausstellen: Wir haben es 
nicht einfach mit Kategorien der Politischen Ökonomie zu tun, sondern mit 
spezifisch ausgeprägten, historischen Formen gesellschaftlicher Verhält- 
nisse. Bei der Analyse der Herrschaft der kapitalistischen Produktionsweise 
zeigt sich, warum es sich aufdrängt, vor allem Eigentum und Geld gemein- 
sam zu betrachten, als zwei aufeinander verweisende, voneinander abhän- 
gende Basiskategorien der bürgerlichen Gesellschaft, deren sozialer und 
historischer Charakter mystifiziert ist. Davon ausgehend soll im Folgenden 
entlang einiger Beispiele skizziert werden, dass Geld und Eigentum ihre je 
eigene Geschichte haben. Die Historizität der beiden vermeintlich selbst- 
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verständlichen Kategorien zeigt sich bei ihrer historischen Durchsetzung 
im Zuge der Entstehung des Kapitalismus. So wie Eigentum und Geld in der 
bürgerlichen Gesellschaft als selbstverständliche und überhistorische Phäno- 
mene gelten, so ist ihre Genealogie nicht ohne besondere Berücksichtigung 
der Rolle der unmittelbaren Zwangsgewalt zu haben. Gleichzeitig zeigt sich, 
dass der »stumme Zwang der ökonomischen Verhältnisse« (Marx) die Herr- 
schaft der kapitalistischen Verhältnisse nur dann durchsetzen kann, wenn 
der Staat den sozialen Logiken, die sich in Eigentum und Geld materialisieren, 
gesellschaftliche Geltung verschafft. Als außerökonomische Zwangsgewalt 
garantiert und setzt er das Eigentum mittels der Rechtsform durch, und das 
Geld in Form einer Zentralbank. 


Eigentum und Geld - konstitutiv für die kapitalistische 
Produktionsweise 


Das bürgerliche Eigentum ist Grundlage der Warenproduktion, und Waren- 
tausch ist nicht möglich ohne Geld; umgekehrt funktioniert modernes Geld 
innerhalb von Kapitalverwertung, und diese unterstellt Privateigentum und 
-produktion. Deshalb drängt es sich auf, Eigentum und Geld (und nicht an- 
dere Formen wie Kapital, Zins oder Grundeigentum) als untrennbar mitein- 
ander verbundene Phänomene gemeinsam zu betrachten. 

Das Geld ist ein soziales Verhältnis, das die Herrschaft der kapitalisti- 
schen Produktionsweise auszeichnet. Geld ist Ausdruck einer spezifischen 
gesellschaftlichen Arbeitsteilung. Vermittelt über das Geld beziehen sich 
Privatarbeiten erst im Nachhinein aufeinander als Teile der gesellschaftli- 
chen Gesamtarbeit (MEW 23: 87). Das bedeutet: Es findet Privatproduktion 
statt, Produktion für einen anonymen Markt, ohne dass zuvor eine Verstän- 
digung darüber stattfände, welche gesellschaftlichen Bedürfnisse befriedigt 
werden müssen. Deshalb ist kapitalistische Warenproduktion immer auch 
Geldwirtschaft. Das Geld ist die Instanz, die die Vergesellschaftung ex post 
herstellt und die Bedingungen sanktioniert, unter denen gearbeitet wurde, 
die also nicht nur anzeigt, ob die geleistete Arbeit überhaupt notwendig war, 
sondern auch, ob sie der Konkurrenz zum Beispiel hinsichtlich ihrer Produk- 
tivität gerecht wurde. 

Geld ist gegenständlicher Ausdruck einer spezifischen gesellschaftlichen 
Beziehung, nämlich der voneinander ebenso getrennten wie abhängigen Pri- 
vatarbeiten, die im Tausch ihre Arbeitsprodukte als Waren aufeinander be- 
ziehen. Es herrschen unpersönliche Abhängigkeitsverhältnisse, die sachlich 
vermittelt sind. Deshalb bezeichnet Marx Geld auch als »unpersönliches< 
Eigenthum« (MEGA? 11.2: 20): 
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»In ihm kann ich die allgemeine gesellschaftliche Macht und den allgemei- 
nen gesellschaftlichen Zusammenhang, die gesellschaftliche Substanz in der 
Tasche mit mir herumtragen. Das Geld giebt die gesellschaftliche Macht als 
Ding in die Hand der Privatperson, die als solche diese Macht übt. Der gesell- 
schaftliche Zusammenhang, Stoffwechsel selbst erscheint in ihm als etwas 
ganz äusserliches, das weder in individueller Beziehung zu seinem Besitzer 
steht, und daher ebenso die Macht, die er ausübt, als etwas ganz Zufälliges, 
ihm äusserliches erscheinen läßt.« (Ebd.) 


Weil sich alle Waren auf das Geld beziehen, ist Geld überhaupt Geld, hat es 
die »Form unmittelbarer Austauschbarkeit mit allen andren Waren« (MEW 
23: 82) - für Geld kann man alles kaufen. Diese Bestimmung findet sich da- 
rin wieder, dass die Einheit der Geldfunktionen von Wertmaß und Zirku- 
lationsmittel Geld zu Geld macht, als selbstständige Gestalt des Werts, als 
»materielle[s] Dasein des abstrakten Reichtums« (MEW 13: 102), das der ge- 
samten Warenwelt gegenübersteht. Diese Einheit der Geldfunktionen im mo- 
dernen Geld ist Voraussetzung dafür, dass es drei weitere wahrnehmen kann. 
Es kann gehalten werden - bei Marx als Schatz, bei Keynes als Vorsichtskasse. 
Wenn ein bereits getätigter Kauf bezahlt wird, löst Geld als Zahlungsmittel ein 
Zahlungsversprechen (Kreditverhältnis) auf, nicht zuletzt ist es, unter be- 
stimmten, hier nicht weiter zu diskutierenden Bedingungen, Weltgeld. Weil 
kapitalistisches Wirtschaften jedoch nicht einfach Warenproduktion, sondern 
wesentlich Verwertungsprozess ist, ist das Geld Ausgangspunkt und zugleich 
Maßstab des Verwertungsprozesses des Kapitals. Vor dem Hintergrund eines 
ausgebildeten Kreditwesens ist Geld immer auch potenzielles Kapital, denn 
Geld als Ware bekommt die vermeintlich natürliche Eigenschaft, Zins abzu- 
werfen, sich zu verwerten. 

Die Fähigkeit und die Tatsache, dass Geld unmittelbar als Wertgilt, scheint 
dem Geld dank seiner stofflichen Eigenschaft zuzukommen, nicht als Effekt der 
beschriebenen gesellschaftlichen Beziehungen, außerhalb derer Geld gerade 
nicht Geld ist. Marx bezeichnet diesen Effekt der Naturalisierung als Fetischis- 
mus. Gesellschaftliche Verhältnisse erscheinen als Eigenschaften der Dinge. 
Diese Form der Verkehrung und Mystifizierung ist ein wesentlicher Grund da- 
für, dass Geld als natürliche und transhistorische Einrichtung menschlicher 
Gesellschaft gilt. Dieser Schein kann mit Marx’ Kritik der Politischen Ökono- 
mie nicht nur aufgelöst, sondern eben auch erklärt werden: Marx zeigt, dass 
die Kategorien der Politischen Ökonomie, wie Geld und Eigentum, die »gesell- 
schaftlich gültige[n]« Formen sind, also »objektive Gedankenformen« (MEW 
23: 90), in denen sich der Kapitalismus wissenschaftlich selbst beschreibt: 
»Derartige Formen bilden eben die Kategorien der bürgerlichen Ökonomie.« 
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Er fährt just an dieser Stelle fort: »Aller Mystizismus der Warenwelt, all der 
Zauber und Spuk, welcher Arbeitsprodukte auf Grundlage der Warenproduk- 
tion umnebelt, verschwindet daher sofort, sobald wir zuandren Produktions- 
formen flüchten.« (Ebd.) Was Marx im Kapital anhand von Beispielen veran- 
schaulicht, zeigt sich auch für Geld und Eigentum, sobald vorkapitalistische 
Verhältnisse mit einem gewissen Problembewusstsein betrachtet werden. 


Versilberte Verhältnisse und die Habe der Körper 


Der Mediävist Ludlof Kuchenbuch hat sich für seine Untersuchung des Denars 
in seiner ersten Epoche zwischen den Jahren 700 und 1000 unserer Zeit etwas 
besonders vorgenommen: Um eine gewisse »Untersuchungsnähe« herzustel- 
len, habe er, »so gut es ging, auf die Benutzung von zwei modernen Begriffen 
verzichtet [...]: das Substantiv Geld und das Verb bezahlen.« (Kuchenbuch 2016: 
13) Diese Praxis sollte dabei helfen, »dem lateinischen Sinn der in den Doku- 
menten benutzten Wörter eine eng angepasste deutsche Umschreibung zur 
Seite zu stellen« (ebd.). Das gleiche galt für weitere sozialökonomische Be- 
griffe wie Wert, Tausch- und Gebrauchswert, Zirkulation, Preis, Markt, Lohn. 
Ziel sei es, die unterschiedlichen Dimensionen des Gebrauchs von Münzen zu 
verstehen und die Analyse der gesellschaftlichen Praktiken nicht dadurch zu 
verhindern, dass sie einem modernen Verständnis von Geld subsumiert wer- 
den. Dieses Vorgehen ist begründet, stellt doch unter anderem auch Jacques 
Le Goff heraus, dass es bis ins Mittelalter »keine einheitliche Bezeichnung« 
für Geld gab (Le Goff 2010: 9). Eine zentrale historische Differenz zum heuti- 
gen Geld besteht darin, dass beim sogenannten primitiven Geld verschiedene 
Geldfunktionen auf unterschiedliche Träger aufgeteilt waren. Das gilt nicht 
nur für das vorkapitalistische Europa, sondern, wie Polanyi (1957) zeigt, auch 
für andere Teile der Welt. Timo Luks verallgemeinert: »Das Auseinanderfallen 
der klassischen Geldfunktionen ist eher die Regel als die Ausnahme.« (Luks 
2019: 144) Ganz im Gegensatz zum Geld im Kapitalismus. 

Es ist jedoch noch komplizierter, denn die Funktionen der Münzen selbst 
haben nur bedingt mit dem zu tun, was heute Geld ist. Deshalb spricht Ku- 
chenbuch auch von Münz-Wirtschaft, ja von Münz-Leben (Kuchenbuch 2016: 
212), nicht von Geld. Das zeigt sich etwa darin, dass er bei all den Kontexten, 
die er anhand des Denars analysiert, nie auf die Abstraktion Wert trifft, son- 
dern vielmehr auf kulturelle und politisch-religiöse Praktiken. Einige Beispie- 
le mögen das veranschaulichen: Im Rahmen der göttlichen Rechtsordnung 
mussten Münzen als Schuldausgleich für Delikte bezahlt werden, um wieder 
Würde der Personen, Recht und Frieden herzustellen - »man imaginiert die 
Aussöhnung durch eine taxierte Entschädigung« (ebd.: 63). Damit ist jedoch 
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kein »Freikaufen« gemeint, sondern umgekehrt, ein »Einkaufen« in die Ge- 
meinschaft. Um nach einer Sünde in eine Kirchengemeinde zurück kehren 
zu können, konnte in Silbermünze Buße getan werden, wobei geregelt wur- 
de, wer es durfte - und wer nicht. Dabei wurde das Münzsilber jedoch nicht 
geschatzt oder weiterverwendet, sondern zum Beispiel eingeschmolzen, um 
es für Altarsilber zu verwenden (ebd.: 164f.). Die Münze wurde demnach ver- 
nichtet, um sie einem sakralen Gebrauch zuzuführen. Kuchenbuch spricht 
hier von Demonetisierung (ebd.: 206f.). Wenn zwischen Ländereien eine Neu- 
verteilung und Tauschgeschäfte organisiert sowie die Besitzverhältnisse der 
aktuellen Versorgungslage angepasst wurden, dann rechnete man mit dem 
statusspezifischen und haushaltsaktuellen Gebrauchsnutzen. Obwohl die Ge- 
rätschaften etc. in Münzen denominiert wurden, griff man nicht auf einen 
objektiven Vergleichswert von Münzen zurück (ebd.: 86). Selbst in Markt- 
Situation organisierte nicht einfach die Logik von Angebot und Nachfrage 
einen Preis. Vielmehr herrschten »Regularien< beim Geschäftemachen« 
(ebd.: 186), die Status und Verhandlungsrechte der Akteure ebenso umfass- 
ten, wie Höchstpreise, Beachtung von Kompetenzen, Benehmen, Mimik und 
Gestik beim Verhandeln und vieles mehr. Wenn man gegen diese Praktiken 
verstieß, konnte man wegen »Verletzung des Marktfriedens verurteilt« wer- 
den (ebd.: 188). 

Kuchenbuch resümiert: »Die Denare »liefen« nicht losgelöst von Zeiten 
und Orten »um«, bildeten keine autonome »Sphäre«, waren nicht überall stän- 
dig für alles und jedes verfügbar - nicht nur weil sie »selten< waren, sondern 
auch weil ihr Sinn und Gebrauch eng eingebunden war in konkrete örtliche 
und zeitliche Umstände.« (Ebd.: 205) Unter anderem sind es die angeführten 
Münzpraktiken, die »Gebrauchssituationen« (ebd.: 199), die ganz anderen ge- 
sellschaftlichen Praktiken einen Sinn geben, die - eingebettet in persönliche 
und kirchliche Herrschaftsverhältnisse - quasi versilbert werden, nicht aber 
durch Silbergeld sachlich vermittelt waren. Ähnliches gilt selbst für das städ- 
tische Proletariat bis ins 17. Jahrhundert. Beispiele dafür gibt Linebaugh, der 
anführt, welche konkreten Ausdrücke für je besondere Praktiken verwendet 
wurden bzw. welche besondere Macht dem Geld in den jeweiligen Situationen 
zukam. Aus einer längeren Aufzählung bei Linebaugh (2003: 56): » Es wurden 
verschiedene qualitative Formen des Geldes unterschieden: »ribbin« (Geld); 
»rhino« (Bargeld); »quidds« (cash); »witcher« (Silber) [...]. War es Preis oder das 
Ergebnis davon, wurde es win« oder winnings<« genannt. Es war Macht, »clout« 
[Schlagkraft]. Es repräsentierte Nahrung und Wärme: »grannam«, »cole< [Koh- 
le], »provender« [Futter], »seed« [Samen] und »breadk [Brot].«? 


2 Alle englischsprachigen Zitate im Text sind vom Autor übersetzt. 
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Auch der moderne Eigentums-Begriff, wie wir ihn heute verwenden, wird 
unscharf und falsch, sobald man vorkapitalistische Gesellschaften betrachtet: 
»Rechtsbegriffe waren immer konkret, auf einen typischen Sachverhalt be- 
zogen. Der Vielfalt der mittelalterlichen Besitzverhältnisse entsprach daher 
eine Vielfalt der die Rechtsinhaberschaft anzeigenden Rechtsbegriffe: yeigen« 
(>tum«, „schaft, »erbe«, »gut«, fahrende habe“, »len«, »leihe<, »gült«, »zins«, 
Jleibzuch« usw. So kommt es, dass als Zentralbegriff des Sachenrechts nicht 
»Eigentum«, sondern »Gewere« als ein tatsächliches Verhältnis zur Sache er- 
scheint.« (Schwab 1975: 66) Die Pluralität an Begriffen verweist auf die vielen 
Dimensionen von Rechten und Pflichten, die in den jeweiligen Kontext und in 
die damit einhergehenden persönlichen Herrschafts- und Knechtschaftsver- 
hältnisse eingebunden waren. Frühere Formen des Eigentums zeichnen sich 
zudem durch diverse Nutzungszeiten und -rechte aus (vgl. Neeson 1993; We- 
sel 1982), etwa von Holz, Laub, Eicheln, Beeren, Honig, Kleinwild, Trinkwas- 
ser, Fischen und so weiter. Reguliert war der Zugang über eine Gemeinschaft, 
etwa ein Dorf, über die Verwandtschaft oder einen persönlichen Herrscher. 
Die Formen der Aneignung vollziehen sich unmittelbar im Zusammenhang 
mit den jeweiligen persönlichen Herrschaftsverhältnissen (vgl. Gurjewitsch 
1972: 290). Ein allgemeiner Begriff von »Eigentum« wurde gar nicht verwen- 
det, weil es jenseits der je konkreten sozialen Beziehungen keine abstrakte 
Form des Eigentums gab, wie wir es heute kennen. Alles, was für das eigene 
Leben gebraucht wurde (Kleider, Schmuck, Pferde, Waffen, Gerätschaften), 
galt als Teil des eigenen Körpers (Gurjewitsch 1972: 46f.), weshalb vorgeschla- 
gen wurde, es als »Habe« zu bezeichnen (Nuss 2006: 134f.). 


Privateigentum oder: Eigentum, das sich rentieren muss 


Die Ausführungen zeigen, dass die Praktiken und die sozialen Bedeutungen 
in vorkapitalistischen Gesellschaften zu vieldimensional und zu unterschied- 
lich sind, um sie in abstrakten Begriffen wie Eigentum und Geld zu fassen. 
Umgekehrt bedeutet das, dass die Kategorien selbst eine Geschichte haben 
und ihr modernes Verständnis aufs engste mit der historischen Durchset- 
zung der kapitalistischen Produktionsweise sowie der mit dieser verbunde- 
nen Klassenverhältnisse und den theoretischen Reflexionen auf dem Feld 
der Politischen Ökonomie zusammenhängen. 

Eine der zentralen Figuren einer modernen Theorie des Eigentums ist 
John Locke. Seine Behauptung, Arbeit begründe das Recht auf Eigentum, ist 
bis heute grundlegend - auch für die Form der modernen property rights the- 
ory. Diese Auffassung ist sogar »in die bürgerliche Rechtsprechung als un- 
hinterfragbare Legitimation individuellen Eigentums eingeflossen, die Ar- 
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beitstheorie des Eigentums ist in der juristischen Literatur allgegenwärtig, 
stellenweise bezieht man sich sogar explizit auf John Locke.« (Nuss 2006: 120 
Fn. 8) Locke liefert zudem eine theoretische Begründung des Geldes (damit 
könne Eigentum angehäuft werden, das in seiner stofflichen Form verderben 
würde, was wieder »unmoralisch« sei), und er konzipiert bereits das Eigen- 
tum als das, was es im Kapitalismus ist, nämlich als etwas, das sich rentie- 
ren muss. Demnach bestimmt sich Eigentum nicht nur über das Recht, Drit- 
te auszuschließen, sondern ist Moment des ökonomischen Reproduktions- 
prozesses, der Akkumulation. Dies vollzieht sich, wie Ellen Meiksins Wood 
herausstellt, nicht einfach durch »technologische Innovationen«. Vielmehr 
bedeuteten diese, genauer: die als »Verbesserung« bezeichnete Steigerung 
der Produktivität des Landes, grundlegend »neue Formen und Konzeptio- 
nen des Eigentums. [...] Es bedeutete natürlich die Beseitigung alter Gewohn- 
heiten und Praktiken, die der möglichst produktiven Nutzung des Landes 
im Wege standen.« (Meiksins Wood 2002: 125f.) Locke war damit nicht nur 
der Theoretiker der sogenannten ursprünglichen Akkumulation (Caffen- 
tzis 2008), sondern er nahm vorweg, was später Marx kritisch herausstel- 
len sollte, nämlich den spezifischen Zusammenhang von Eigentum und dem 
Zweck der Produktion, Profit (MEW 24: 42). Die Spezifik des kapitalistischen 
Eigentums ist demnach nicht nur, dass es absolut und exklusiv ist, sondern 
auch, dass es mit der Bewegung G-G’ (aus Geld wird mehr Geld) aufs Engs- 
te verknüpft ist - Privateigentum, so Locke, ist die Voraussetzung für eine 
bessere, d.h. profitablere Nutzung der Ressourcen. Hierfür muss es jedoch 
einen Geldvorschuss geben. Ein Geldangebot als potenzielles Kapital findet 
sich im modernen Kreditsystem. Die Möglichkeit eines Geldvorschusses ist 
damit auf Dauer gestellt. 

Marx beginnt seine Untersuchung im Kapital nicht mit Privateigentum, 
sondern mit dem notwendigen Zusammenhang zwischen Ware und Geld, 
spricht von »Privatarbeit« statt von »Privateigentum«. Erst im zweiten Ka- 
pitel des ersten Bandes spricht er explizit von den »Warenhütern«, die sich 
als »Privateigentümer« anerkennen: »Dies Rechtsverhältnis, dessen Form 
der Vertrag ist, ob nun legal entwickelt oder nicht, ist ein Willensverhält- 
nis, worin sich das ökonomische Verhältnis widerspiegelt. Der Inhalt die- 
ses Rechts- oder Willensverhältnisses ist durch das ökonomische Verhältnis 
selbst gegeben.« (MEW 23: 99) Ebenso wie Marx eine Kritik der klassischen 
Politischen Ökonomie formuliert, so formuliert er - implizit - eine Kritik der 
bürgerlichen Sozialphilosophie, die das genannte Willensverhältnis unab- 
hängig von ihrem ökonomischen Inhalt und dessen gesellschaftlicher Form- 
bestimmung zum Gegenstand macht. Demgegenüber analysiert Marx zuerst 
die Warenform der Arbeitsprodukte in einer Gesellschaft, in der Tausch die 
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herrschende Form des gesellschaftlichen Reproduktionsprozesses ist, d.h. in 
der Privatarbeit vorherrscht. Diese Form der Vereinzelung findet ihren Aus- 
druck in einer juristischen Form, dem Privateigentum. Derart ist es möglich, 
den spezifischen Charakter des Privateigentums bürgerlicher Gesellschaften 
herauszustellen, der in der Selbstbeschreibung der klassischen Sozialphilo- 
sophie verloren geht. 

Weder ist Geld demnach einfach eine Konvention (wie bei John Locke), 
noch erschöpft sich Eigentum in einer Beziehung zwischen einer Person und 
einer Sache (wie in Hegels Rechtsphilosophie), sondern beides bringt ein um- 
fassendes gesellschaftliches Verhältnis zum Ausdruck, ein Klassenverhältnis. 
Sind Menschen von Eigentum und Nutzung von Eigentum ausgeschlossen, 
um sich zureproduzieren, dann müssen sie ihre Arbeitskraft verkaufen, sich 
zu ihr als Ware verhalten. Nur als Lohnarbeitende kommen sie an das Geld, 
das sie brauchen, um sich die Dinge des täglichen Lebens kaufen zu können. 
Wie aber setzten sich die modernen Praktiken und Verhältnisse historisch 
durch und mit ihnen die gegenwärtig herrschenden Kategorien? 


Die Rolle des unmittelbaren Zwangs bei der Durchsetzung 
moderner Eigentumsverhältnisse 


Dass die Eigentumslosen überhaupt eigentumslos sind, ist Gegenstand einer 
»historischen Skizze«, Marx’ Ausführungen zur sogenannten ursprüngli- 
chen Akkumulation gegen Ende des ersten Bandes (MEW 23: 741-791). Denn 
dass die Arbeitskraft als Ware zum Markt getragen wird, werden muss, ist 
erklärungsbedürftig. Ebenso, dass Arbeitskräfte und Produktionsmittel mit 
Geld gekauft werden können, etwas, was unter den Bedingungen persönli- 
cher Herrschaftsverhältnisse und des Zunftwesens nicht einfach möglich 
war (MEW 42: 412). 


»Geld und Ware sind nicht von vornherein Kapital, sowenig wie Produktions- 
und Lebensmittel. Sie bedürfen der Verwandlung in Kapital. Diese Verwand- 
lung selbst aber kann nur unter bestimmten Umständen vorgehn, die sich 
dahin zusammenspitzen: Zweierlei sehr verschiedne Sorten von Warenbe- 
sitzern müssen sich gegenüber und in Kontakt treten, einerseits Eigner von 
Geld, Produktions- und Lebensmitteln, denen es gilt, die von ihnen geeigne- 
te Wertsumme zu verwerten durch Ankauf fremder Arbeitskraft; andrerseits 
freie Arbeiter, Verkäufer der eignen Arbeitskraft und daher Verkäufer von 
Arbeit. Freie Arbeiter indem Doppelsinn, dass weder sie selbst unmittelbar zu 
den Produktionsmitteln gehören, wie Sklaven, Leibeigne usw., noch auch die 
Produktionsmittel ihnen gehören [...] Der Prozess, der das Kapitalverhältnis 
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schafft, kann also nichts andres sein als der Scheidungsprozess des Arbeiters 
vom Eigentum an seinen Arbeitsbedingungen [...].« (MEW 23: 742) 


Der Scheidungsprozess vollzieht sich auf dem Land, schafft Grundeigentü- 
mer auf der einen und doppelt freie Lohnarbeiter auf der anderen Seite. Die- 
ser Prozess revolutioniert die Eigentumsverhältnisse. Im Zuge der Einhegung 
und der Zerstörung der commons und der damit verbundenen Nutzungsrechte, 
der Vertreibung der Bauernschaft von Grund und Boden, wurde die moderne 
Form des Privateigentums durchgesetzt - die ökonomische Voraussetzung 
dafür, dass die Arbeitskraft als Ware verkauft werden musste (MEW 23: 746; 
ausführlicher bei Neeson 1993; Thompson 1963): Die »Einhegungen bleiben 
der lebendigste Ausdruck des unerbittlichen Prozesses, der nicht nur die eng- 
lische Landschaft veränderte, sondern die ganze Welt: die Geburt des Kapita- 
lismus.« (Meiksins Wood 2002: 127f.) Mit Meiksins Wood können drei Phasen 
der Einhegung unterschieden werden. Eine frühe Phase, die mitunter von klei- 
nen Bauern und Bäuerinnen mitgetragen wurde, eine weitere im 16. Jahrhun- 
dert, durchgesetzt maßgeblich von größeren Landbesitzern. Hintergrund war, 
dass sich auf dem Land der Markt von einer Möglichkeit zu einem Imperativ 
entwickelt hatte: Die Grundherrschaft zeichnete sich durch hohe Konzent- 
ration des Grundeigentums aus, dem eine Klasse kapitalistischer Pächter ge- 
genüberstand, die zunehmend gezwungen wurden, die steigende Bodenrente 
dadurch zu finanzieren, dass sie mittels Steigerung der Arbeitsproduktivität 
die eigenen Kosten zu senken versuchten (ebd.: 118). Um Land für profitab- 
le Schafzucht nutzen zu können, wurden zudem einfache Bürgerinnen und 
Bürger sowie Bauernvolk vom Land vertrieben, die dann als Landstreicher und 
Landstreicherinnen umherzogen (ebd.: 127). Diese »gesellschaftlich zerstö- 
rerischen Einhegungen« (ebd.) der zweite Phase setzten die Landbesitzenden 
selbst durch, mittels unmittelbarem Zwang, mitunter sogar gegen den mon- 
archische Staat, der diesen Prozessen noch »in einem gewissen Maße Wider- 
stand« (ebd.: 128) entgegensetzte. Zentral war für diesen Prozess demnach 
nicht, was Heide Gerstenberger (1990) für spätere Zeiten eines modernen 
Staates als »subjektlose Gewalt« identifiziert, sondern die ihr vorangegange- 
ne persönliche Gewalt der Klasse der »Besitzenden«. Erst im 18. Jahrhundert 
vollzogen sich im Zuge der dritten Phase die sogenannten parlamentarischen 
Einhegungen: »In dieser Art von Einhegungen fand die Abschaffung stören- 
der Besitzrechte, die der Akkumulationsmacht irgendeines Grundherren im 
Wege stand, durch parlamentarische Gesetze statt.« (Ebd.) 

Diesen Prozess der Trennung von Grund und Boden, von Produktionsmit- 
teln und Möglichkeiten der Reproduktion zeichnet Marx entlang der engli- 
schen »Blutgesetzgebung« des 15. und 16. Jahrhunderts im 24. Kapitel nach. 
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Außerökonomische und unmittelbare Gewalt war hierbei zentral. Erst mit 
der Herrschaft der kapitalistischen Produktionsweise besteht der »stumme 
Zwang der ökonomischen Verhältnisse« (MEW 23: 765) und bringt Menschen 
dazu, sich zur eigenen Arbeitskraft als Ware zu verhalten, sich dem Kapital- 
verhältnis zu unterwerfen. Damit, dass die Arbeitskräfte keine Möglichkeiten 
der Reproduktion haben, ist es jedoch nicht getan: »Es ist nicht genug, dass 
die Arbeitsbedingungen auf den einen Pol als Kapitaltreten und auf den and- 
ren Pol Menschen, welche nichts zu verkaufen haben als ihre Arbeitskraft.« 
(Ebd.) Sie müssen gezwungen werden, was Marx anhand der Gesetze zur Ver- 
längerung des Arbeitstags zeigt (MEW 23: 279-293). Arbeitskräfte arrangie- 
ren sich demnach nicht freiwillig mit ihrem Dasein als Lohnarbeitende, sie 
müssen ihm unterworfen werden »durch grotesk-terroristische Gesetze in 
eine dem System der Lohnarbeit notwendige Disziplin hineingepeitscht, ge- 
brandmarkt, gefoltert«. (MEW 23: 765) Peter Linebaugh prägte dafür, dass die 
moderne Herrschaft durch die häufige Ausübung der Todesstrafe gesichert 
wurde, den Begriff »Thanatokratie« (Linebaugh 2003: 50). Noch einmal Marx: 
»Wenn das Geld, nach Augier, »mit natürlichen Blutflecken auf einer Backe 
zur Welt kommts, so das Kapital von Kopf bis Zeh, aus allen Poren, blut- und 
schmutztriefend.« (MEW 23: 788)? 

Aber auch mit äußerem Zwang zu Lohnarbeit ist es nicht getan: »Im Fort- 
gang der kapitalistischen Produktion entwickelt sich eine Arbeiterklasse, die 
aus Erziehung, Tradition, Gewohnheit die Anforderungen jener Produktions- 
weise als selbstverständliche Naturgesetze anerkennt.« (MEW 23: 765; vgl. 
MEW 42: 631) Michel Foucault (1975) bezeichnete die produktiven Macht- 
techniken und Praktiken, eine neue Lebensweise einzuüben und diese mehr 
oder weniger als selbstverständlich zu akzeptieren, als Normalisierung und 
Disziplinierung. Sie durchzogen schon bald die Fabrik, den außerbetriebli- 
chen Alltag, die Körper und die Sexualität und zunehmend die gesamte Gesell- 


3 Silvia Federici behauptet, für diesen Prozess sei auch die Hexenjagd wesentlich gewesen 
(Federici 2004). Sie scheint damit das eingangs angeführte Marx-Zitat aufzugreifen. Sie zi- 
tiert jedoch ankeiner Stelle, dass auf dieHexenverbrennung die Erhängung der Geldfälscher 
folgte. Der Grund liegt vermutlich darin, dass der Satz in den englischen Übersetzungen 
des Kapitals gestrichen ist. Vgl. MEGA? 11.9: 762; MECW 35: 743 sowie die von Ben Fowkes 
besorgte Übersetzung, die 1990 als Penguin Classics erschien und eigentlich die deutsche 
Werkausgabe als Grundlage hat (hier: 920). Federici verallgemeinert bestimmte Fälle in 
unzulässiger Weise. Neuere Forschung zeigt, wie unterschiedlich die Gründe und Kontext- 
bedingungen für die Hexenjagd waren. Doch nicht nur Federicis Forschung ist defizitär, 
sondern auch die Hexenforschung, die etwa »die Veränderungen der Wirtschaftsstruktu- 
ren« (Levack 1999: 146) als Ursache anführt, allerdings keinen Begriff davon hat, was diese 
qualitativ ausmacht, nämlich u.a. die Durchsetzung einer neuen Eigentumsordnung. Oder 
es wird umfassendes Quellenmaterial aufbereitet (etwa Elmer 2016), aber erst gar nicht 
den sozialen und ökonomischen Kontexten nachgegangen (kritisch hierzu Gaskill 2016). 
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schaft. In Überwachen und Strafen erwähnt Foucault zwar die Geldfälschung in 
England, geht aber nicht weiter auf sie ein (Foucault 1975: 109f.). Zu Unrecht. 

Marx analysiert im Kapital die Wertform und begründet die Notwendigkeit 
von Geld für diekapitalistische Warenwirtschaft. Wie jedoch aus der allgemei- 
nen Äquivalentform, wenn sich alle Waren aufein allgemeines Äquivalent be- 
ziehen, schließlich das Geld entspringt, ist nicht begrifflich zu entwickeln. Dem 
ist sich auch Marx bewusst. Er spricht in diesem Zusammenhang von »gesell- 
schaftlicher Tat« (MEW 23: 101): »Allgemeines Äquivalent zu sein wird durch 
den gesellschaftlichen Prozess zur spezifisch gesellschaftlichen Funktion der 
ausgeschlossenen Ware. So wird sie - Geld.« (ebd.: 101).”Während Marx beiden 
Eigentumsverhältnissen, dem doppelt freien Lohnarbeiter und schließlich im 
dritten Band beim Handels- und zinstragenden Kapital der historischen Genese 
dieser Formen nachgeht, bleiben die Ausführungen ausgerechnet beim Geld 
aus - und das, obwohl Marx immer wieder auf die historische Dimension und 
die Kontingenz der Herausbildung von Geld- und Kreditverhältnissen abhebt. 


Die Rolle des unmittelbaren Zwangs bei der Durchsetzung 
moderner Geldverhältnisse 


Der Staat garantiert nicht nur das Privateigentum, sondern auch das Eigen- 
tum an einem Geldbetrag - und das Geldsystem als solches. Es wundert daher 
nicht, dass sich auch die historische Durchsetzung des modernen Geldsystems 
blut- und schmutztriefend vollzieht. Womit wir bei der Fälschung von Geld 
wären. Sie gefährdet die Warenzirkulation (mit gefälschtem Geld kann nichts 
weiter gekauft werden, wenn es als solches erkannt wird); sie gefährdet aber 
auch die Rolle des Staates, der die Geldausgabe und -politik monopolisiert. 
Historisch sind zwei wesentliche Praktiken von Bedeutung: Beim clipping 
wird ein Teil der Münzen aus Silber oder Gold abgeschnitten (daher: clipping). 
Das so gewonnene Edelmetall wurde entweder zu Barren geschmolzen oder 
zur Herstellung neuer Münzen verwendet. Geldfälschung hingegen macht 
Münzen nach, etwa mit Metall minderer Qualität, oder prägt sie ohne das 
hoheitlich vergebene Prägerecht. Die Praktiken waren weit verbreitet und 
hochgradig arbeitsteilig (Gaskill 2000: 143). Gefälschte Münzen wurden manch- 
mal gerade deshalb erkannt, weil sie von besserer Qualität als die Originale 
waren (ebd.: 137). Malcolm Gaskill bezeichnet clipping und Geldfälschung als 


4 In den Manuskripten zum dritten Band schreibt Marx im Kapitel »Geschichtliches über 
das Kaufmannskapital«, dass dieses durch seine Bewegung Äquivalenz setze (MEW 25: 342; 
MEGA? 11.4.2: 402). Auf diesen Punkt und den damit einhergehenden Umstand, dass histo- 
risch zunächst die Niederlande und schließlich England in ihrer Rolle als Handelsmacht 
auch das dominante Finanzzentrum stellten, kann hier nicht weiter eingegangen werden. 
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»soziales Verbrechen«, »das mit Wilderei, Brandschatzung, Schmuggel und 
riots vergleichbar ist, die zwar technisch gesehen illegal sind, aber durch die 
populäre Vorstellung von Legalität gebilligt werden« (ebd.: 132). Peter Line- 
baugh (2003) argumentiert, dass für das 16. bis 17. Jahrhundert die Unter- 
scheidung zwischen »Arbeit« und diversen Formen von »Verbrechen« ebenso 
wenig trägt wie die zwischen Geld und Geldfälschung, es war vielmehr eine 
Unterscheidung der politischen Elite, die ihre neuen Interessen durchsetzen 
wollte. Voraussetzung für die Verbreitung von Geldfälschung war demnach 
eine »moralische Ökonomie« (Edward P. Thompson), die das Geld noch nicht 
als das akzeptierte, was es heute ist. 

Zunächst wurden die Praktiken der privaten Münzung und des clipping 
trotz ihres offiziellen Verbots gesellschaftlich und staatlich noch geduldet. Sie 
waren mitunter eine Form der endogenen Steuerung der Geldmenge, wenn es 
etwa für den lokalen Handel an Liquidität mangelte (Gaskill 2000: 162f.; vgl. 
Styles 1980). Der Alltag des lokalen Handels war zudem geprägt von privaten 
Wertmarken. Wo die Grenze zwischen Legalität und Illegalität verlief, war 
demnach meist nicht unmittelbar klar (ebd.: 164). Auch beschnittene Mün- 
zen wurden als Geld akzeptiert (ebd.: 131). Es war zudem nicht einsichtig, 
warum man mit einer Münze, die man besaß, nicht machen durfte, was man 
wollte, warum Geld einen »übergeordneten«, gesellschaftlichen Charakter 
haben und wie dieser aussehen sollte. Es war noch nicht unmittelbar plausi- 
bel, warum mit dem Beschneiden der Ränder der allgemeine Charakter der 
gesellschaftlichen Verhältnisse beeinträchtigt werden sollte, wenn es doch 
im Gegensatz zum Pferdediebstahl keine Geschädigten gab, kein spezifisches 
Opfer (Wennerlind 2011: 126). Wie die neue Eigentumsordnung eingeprügelt 
und eingeübt werden musste, so musste erst klar werden, dass das Fälschen 
von Geld oder clipping »der Allgemeinheit« schadet, dass Geld das neue »re- 
ale Gemeinwesen« (MEW 42: 152) ist. 

Geldfälschung und clipping mussten delegitimiert werden. Der Weg da- 
hin wurde über das Delikt »Diebstahl« bereitet. Es sei unsozial, Geld zu fäl- 
schen oder zu beschneiden. Das wurde mitunter mit der Bibel begründet. 
Vor allem aber sollte dafür der Straftatbestand Hochverrat gelten - und 
konsequent verfolgt werden. Die Begründungen, warum etwas als Delikt 
gelten sollte, folgten demnach der Strafpraxis, nicht umgekehrt. Auch hier 
war John Locke ein Vordenker.? Locke setzte clipping mit Hochverrat gleich 


5 Locke legte nicht nur die theoretischen Grundlagen für die Legitimation des modernen 
Eigentums, sondern auch für die Kehrseite, den Zwang zur Arbeit für die Eigentumslosen, 
den er nicht nur als legitim, sondern als eine Form der Erziehung zu einem guten Leben 
verstand (vgl. Peters/Locke 1997). 
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(Locke 1695: 144). Ihm ging es nicht allein um den Wert des Geldes, sondern 
um die Geldordnung und die politische Ordnung als solche (Caffentzis 1989). 
Locke war hierbei nicht allein, sondern fand sich im Chor der Politischen 
Ökonomie wieder, die für Todesstrafe auf clipping und Geldfälschung plä- 
dierte, um Vertrauen zu organisieren (Wennerlind 2011: 125). Dieses wurde 
zusätzlich dadurch hergestellt, dass eine für die damalige Zeit anerkann- 
te und sehr bekannte Person in die Münze geholt wurde: Isaac Newton. Ab 
den 1680er Jahren wurden die Aktivitäten gegen Geldfälschung und clipping 
von der Münze aus koordiniert. Der dorthin berufene Newton, ein Heer von 
Spitzeln und eine eigens ins Leben gerufene »Geldpolizei« überwachten und 
straften private Münzer, clipper und Geldfälscher rigoros (Levenson 2010; 
Linebaugh 2003; Styles 1980). Carl Wennerlind führt den Strafbestand Geld- 
fälschung und clipping aus: 


»Hinrichtungen mussten gut sichtbar und öffentlich sein, damit die Todes- 
strafe als Mechanismus zur Abschreckung potenzieller clipper und Fälscher 
dienen und den Geldnutzern im Allgemeinen signalisieren konnte, dass der 
Staat ernsthafte Maßnahmen ergreift, um die weitere Umtauschbarkeit von 
Banknoten und Münzen zu gewährleisten. [...] Obwohl sie von der grausa- 
meren Strafe des Ausweidens und Vierteilens verschont blieben, die norma- 
lerweise der Hinrichtung von Verurteilten wegen Hochverrats vorbehalten 
war, wurden männliche clipper und Fälscher gehängt, während Frauen oft 
verbrannt wurden. [...] Dieses Schauspiel des Schreckens und die theatrali- 
sche Darbietung des Todes situierte die Zuschauer in einem Netz von Zwang 
mit der ausdrücklichen Absicht, die Achtung und Einhaltung der Regeln des 
Geldsystems herzustellen.« (Wennerlind 2011: 150f.)6 


Demnach wurde nicht allein die neue Eigentums-, sondern auch die moder- 
ne Geldordnung mit staatlichem Terror durchgesetzt - und dies sehr wirk- 
sam: Nach einem Anstieg der Anklagen zwischen den Jahren 1693 und 1695 
sank sie ab dem Jahr 1697 auf das Niveau von 1693. Die meisten Todesurteile 
wurden in den Jahren 1697 und 1698 gefällt.’ 

Geldfälschung und clipping waren in England seit dem 14. Jahrhundert 
illegal. Warum aber wurden die Praktiken ab dem letzten Drittel des 17. Jahr- 
hunderts derart drastisch verfolgt? Geldfälschung stellt eben nicht nur die 
sich ausweitende und vertiefende Warenzirkulation infrage, sondern auch 


6 Vgl. zur Funktion des öffentlichen Spektakels bei diesen Praktiken Foucault (1975: 75). 
7 Für London sind die Zahlen nach Delikt (hier: coining offences) und Jahrzehnten einzu- 
sehen unter: https://www.oldbaileyonline.org/. 


232 


»Blut- und schmutztriefend« 


den Staat, der die Geldausgabe monopolisierte. Wie jede Münze hatte auch 
die Geldfälschung zwei Seiten: Geldfälschung und clipping minimierten nicht 
nur den Geldwert der Münzen, sondern stellten auf der anderen Seite auch 
die Autorität des Staates infrage (McNally 2014: 5), der die Münzen ausgab 
und mit seinem Namen dafür einstand, was durch ein hoheitliches Symbol 
auf der einen Seite einer jeden Münze zu sehen war. Es ist deshalb kein Zu- 
fall, dass die Verfolgung der Geldfälschung mit dem ökonomischen und welt- 
politischen Aufstieg des Britisch Empire eine neue Qualität annahm. Dieser 
hatte die Stabilisierung und Weiterentwicklung der Geldverhältnisse zur 
Voraussetzung, die unter anderem in der Bank of England ihren institutio- 
nellen Ausdruck fand. 

England löste Ende des 17. Jahrhunderts Holland endgültig als monetä- 
res Zentrum des Weltmarkts sowie als Handelsmacht ab und entwickelte 
sich mit einem fiscal-military state nicht nur zum industriell-kapitalistischen 
Zentrum (Brewer 1988), sondern auch zu dem des Geldes, des Weltgeldes. Be- 
gleitet war dieser Prozess von Krieg, Kolonialismus und Sklaverei, weshalb 
David McNally vom »Blut des Commonwealth« spricht (McNally 2014). Von 
wesentlicher Bedeutung waren hierbei die Entwicklung der Geldverhältnis- 
se, das, was Dickson (1967) die Financial Revolution nennt, die Gründung der 
Bank of England, die wesentlich davon angetrieben war, den Krieg gegen 
Frankreich zu finanzieren. 

Wie die Geldverhältnisse stabilisiert werden sollten, darüber herrschte 
keine Einigkeit. Im letzten Drittel des 17. Jahrhunderts wurde eine breite De- 
batte darüber geführt, die auch die Entwertung des Geldes zum Gegenstand 
hatte, wofür clipping und die Geldfälschung verantwortlich gemacht wurden. 
Die Regierung hatte eine Kommission eingerichtet, die zu dem Ergebnis kam, 
dass es ein recoinage, eine Ummünzung, quasi eine Währungsreform, geben 
müsste. Nicht einig war man sich darin, wie diese aussehen sollte (Wenner- 
lind 2011: 125). John Locke war an der Diskussion maßgeblich beteiligt - und 
sollte sich vorläufig mit seiner Position - die eine Entpolitisierung des Gel- 
des zum Ziel hatte (Eich 2020) - durchsetzen, was in den coin act von 1696 
und das sogenannte great recoinage im selben Jahr mündete (Laslett 1957). 


8 Vor diesem Hintergrund ist Marx’ Hinweis zu lesen: »John Locke, der die neue Bour- 
geoisie in allen Formen vertrat, die Industriellen gegen die Arbeiterklassen und die Pau- 
pers, die Kommerziellen gegen die altmodischen Wucherer, die Finanzaristokraten ge- 
gen die Staatsschuldner, und in einem eigenen Werk sogar den bürgerlichen Verstand als 
menschlichen Normalverstand nachwies, nahm auch den Handschuh gegen Lowndes auf. 
John Locke siegte« (MEW 13: 61) - William Lowndes war in der Diskussion um das great re- 
coinage Lockes Gegenspieler, der als Sekretär des Schatzamtes nicht die Geldordnung als 
solches, sondern nur das Staatsbudget im Blick hatte. 
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Sie fällt demnach in die Zeit, in der die meisten Todesurteile gegen Geldfäl- 
scher und Geldfälscherinnen vollstreckt wurde. 

Das neue Geld und die erzwungene Akzeptanz war die Voraussetzung da- 
für, dass sich auch der Charakter der 1694 gegründeten Bank of England ver- 
ändern konnte. Neben den Steuern sollte die Staatsverschuldung eine dauer- 
hafte und nachhaltige Möglichkeit bieten, sich zu finanzieren (Brewer 1988). 
Aus einer Privatbank mit besonderen Privilegien wurde eine Zentralbank im 
Rahmen eines modernen zweistufigen Bankensystem. Das sich entwickeln- 
de Kreditsystem wurde zu einem wesentlichen Pfeiler des British Empire. 
Auch dafür bedurfte es eines anerkannten, stabilen Geldes: Alle Formen von 
Kredit sind nur so viel wert wie das Geld, mit dem die Zahlungsversprechen 
eingelöst werden. Die Frage ist demnach nicht, ob Schuldscheine Münzgeld 
ablösen konnten. Umgekehrt gilt: Erst die Etablierung einer anerkannten 
Münze war Grundlage dafür, dass Schuldscheine und die Noten der Bank of 
England (die zunächst verzinste Schuldscheine und schließlich Papiergeld 
waren) sich durchsetzen konnten. »Da die Gutschriften der Bank mit einer 
Silbermünze hinterlegt waren, war es nun von größter Wichtigkeit [...], dass 
die Menschen der Integrität der Münze voll vertrauen konnten.« (Wenner- 
lind 2011: 128) Erst mit einem stabilen und allgemein anerkannten Geld, kann 
sich ein Kreditsystem entwickeln. 

Mit Wennerlind (2004; 2011) lässt sich deshalb zusammenfassend argu- 
mentieren, dass die Verfolgung und die Todesstrafe bei Geldfälschung nicht 
allein das Münzgeld betrafen, sondern auch die Akzeptanz des Papiergeldes 
beförderten. Das »Vertrauen« in das moderne Geldsystem (mit einer Zent- 
ralbank und Papiergeld) ist demnach auch dank der unmittelbaren Zwangs- 
gewalt und dem staatlichen Terror gewachsen. Carl Wennerlind hält vor 
diesem Hintergrund fest: 


»Obwohl die Todesstrafe für Geldfälschung in England 1830 schließlich 
abgeschafft wurde, legt die Tatsache, dass sie während des langen achtzehnten 
Jahrhunderts als zentrales Politikinstrument diente, nahe, dass wir das populäre 
Verständnis der Rolle des Staates bei der Entwicklung des modernen Geldes 
überdenken müssen, um die Verhängung und Anwendung der Todesstrafe 
mit einzubeziehen.« (Wennerlind 2004: 158)? 


9 Aber auch beim Geld gewannen die produktiven Machttechniken gegenüber äußerem 
Zwang zunehmend an Bedeutung. Bereits im 18. Jahrhundert wurde nicht nur auf körper- 
liche Disziplinierung und Abschreckung gesetzt, sondern auch die »richtige« Geldhand- 
habung wurde eingeübt, von Kindesbeinen an, mittels »aufklärender« Kinderbücher, Ta- 
schengeld und Spardosen (Maß 2017). 
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Dass sich das moderne Geld- und Kreditsystem in anderen Ländern weit 
weniger gewaltförmig durchsetzte als in England,'° hat seinen Grund in der 
englischen Vorreiterrolle. Meiksins Wood (2003) argumentiert, dass der eng- 
lische Agrarkapitalismus anderen Ländern nach und nach die Logik der ka- 
pitalistischen Produktion aufzwang. Ähnliches gilt für die Geldordnung. Es 
war das in London etablierte moderne Geld- und Kreditsystem, das ab dem 
18. Jahrhundert, protegiert durch das British Empire, den Weltmarkt zu do- 
minieren und zu prägen begann. Das britische Pfund - und nicht einfach 
Gold - wurde zum Weltgeld (vgl. Bloomfield 1959; Ford 1962). Der Erfolg des 
englischen Geld- und Kreditsystems war es, der andere Länder dazu zwang 
mitzuziehen und eigene Geld- und Kreditinstitutionen zu entwickeln. 


Schluss 


Die vermeintlich natürlichen Kategorien Eigentum und Geld sind alles andere 
als selbstverständlich - und haben eine je eigene Geschichte, die aufs engste 
mit außerökonomischer Zwangsgewalt verbunden ist. Als selbstverständlich 
und überhistorisch erscheinen sie aufgrund einer dem Kapitalismus eigen- 
tümlichen Mystifizierung der gesellschaftlichen Verhältnisse. Tatsächlich 
sind sie politisch verfasst und garantiert. Geld und Eigentum sind damit je- 
doch nicht einfach soziale Institutionen, sondern Ausdruck eines spezifisch 
ökonomischen Verhältnisses, Formen unpersönlicher, sachlich vermittelter 
Herrschaft. Die Institutionalisierungen folgen deshalb der »Logik der Sachen«, 
was sich im wissenschaftlichen Feld der Politischen Ökonomie in der Argu- 
mentation zeigt, dass sie nur die Rahmenbedingungen für die ökonomischen 
Gesetze bilden sollen. Nicht die Formen Eigentum und Geld werden infrage 
gestellt, sondern es wird allein darüber gestritten, debattiert und gekämpft, 
wie ihre jeweilige Institutionalisierung ausgestaltet werden soll. Das gilt für 
das Eigentum wie für das Geld. Der Eigentums-Diskurs fragt danach, wie rigi- 
de das Privateigentum sein muss, welche und wie viele öffentliche Güter op- 
timal für Wirtschaftswachstum sind. Ähnlich sieht es beim Geld-Diskurs aus: 
Geld muss allgemein akzeptiert und stabil sein, soll es als Geld funktionieren. 
Dafür muss es knapp sein. Es sollte jedoch gleichzeitig, um Wirtschaftswachs- 
tum zu ermöglichen, ausreichend zur Verfügung stehen. Geld darf nicht zu 
knapp sein. Dieser Widerspruch - knappes versus liquides Geld - wird seit 


10 Ganz wurde auch andernorts nicht auf Gewalt verzichtet. So drohten etwa nach der 
Französischen Revolution mehrjährige Haftstrafen oder sogar die Todesstrafe darauf, die 
von der Regierung ausgegebenen Assignaten mit Zwangskurs nicht als Geld zu akzeptie- 
ren und weiterhin auf Gold zu bestehen (Tabarelli 1999: 54 Fn. 2). Aber Prozesse, die mit 
denen in England vergleichbar wären, finden sich nicht. 
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Jahrhunderten in unterschiedlichsten (institutionellen) Arrangements bear- 
beitet. Nicht infrage steht das Geldmonopol, was sich etwa darin zeigt, dass 
selbst Regio-Währungen von der EZB kritisch beobachtet werden, weil diese 
mit zunehmender Bedeutung ihre Geldpolitik infrage stellen könnten. Aber 
auch monetäre Innovationen, wie digitale Geldsubstitute (»Kryptowährun- 
gen«) drängen die EZB dazu, diesen privaten Praktiken eine hoheitliche ent- 
gegenzustellen, damit der Euro weiterhin das Geld ist, auf das sich alle bezie- 
hen, beziehen müssen - auch deshalb prüft die EZB einen digitalen Euro." 

Die »gesellschaftliche Tat« (Marx), die Geld zu Geld macht, hat demnach 
nicht nur eine lange und blutige Geschichte, sie ist auch noch keineswegs 
abgeschlossen. 
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Zusammenfassung: Wie das Eigentum an und die Verfügungsgewalt über große Unter- 
nehmen organisiert ist, ist von hoher gesellschaftspolitischer Bedeutung. Der Beitrag 
untersucht unter Rückgriff auf ein auf Marx’ Konzept des fiktiven Kapitals aufbauen- 
dendes Verständnis von Finanzialisierung die seit den 1980er Jahren zu beobachten- 
de massive Konzentrationsdynamik in der Verfügungsgewalt über Aktienvermögen 
mit Fokus auf die USA und die BRD. Insbesondere der Blick auf die konkreten Inves- 
titionsstrategien und Finanzinstrumente, den Aufstieg des passiven Investments im 
Nachgang der globalen Finanz- und Wirtschaftskrise legt dabei eine Verschiebung 
im Kommando über Aktienkapital auf eine kleine Gruppe institutioneller Investoren 
frei: die Indexfondsanbieter. 
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ie das Eigentum an großen Unternehmen organisiert ist und welche In- 
teressengruppen welchen Logiken folgend Einfluss auf Unternehmens- 
politiken nehmen, ist von hoher gesellschaftspolitischer Bedeutung. Der Über- 
gang vom Fordismus zum Finanzkapitalismus löste eine Diskussion über eine 
grundlegende Reorganisation der Eigentumsstrukturen und die damit ver- 
bundenen Konsequenzen aus (exemplarisch Kädtler 2009; Lazonick/O’Sullivan 
2000; Windolf 2005). Der Beitrag verfolgt eben diese Reorganisation mit Fokus 
auf die USA und die BRD. Die mit Finanzialisierungsprozessen verbundene 
Veränderung in der Form von Eigentum an Unternehmen als fiktivem Kapital 
wird dabei als Grundlage einer massiven Konzentrationsdynamick in der Ver- 
fügungsgewalt über Aktienvermögen bewertet. Diese hat sich im Nachgang 
der globalen Finanz- und Wirtschaftskrise durch eine Veränderung in den In- 
vestitionsstrategien massiv verstärkt und war von einem Bedeutungsgewinn 
von Indexfonds als Untergruppe der institutionellen Investoren begleitet. 
Im ersten Abschnitt wird das Konzept der Finanzialisierung erläutert. 
Der zweite Abschnitt bettet die Prozesse der Finanzialisierung historisch in 
den Kontext der krisengetriebenen Restrukturierung kapitalistischer Ge- 
sellschaften ein, fokussiert deren zentrale Voraussetzungen und analysiert 
die Prozesse der Konzentration in der Verfügungsgewalt über Aktienkapital 
bis zum Vorabend der globalen Finanz- und Wirtschaftskrise. Der dritte Ab- 
schnitt nimmt eine zentrale Veränderung von Investitionsstrategien - den 
Aufstieg des passiven Investments - in den Blick und fokussiert die damit 
verbundenen Konsequenzen für die Verschiebung in der Kontrolle von Ei- 
gentumsanteilen von Unternehmen. 


Finanzialisierung und Kommando über Kapital 


In der Forschung existiert keine allgemein geteilte Definition von Finanziali- 
sierung. Vielmehr wird aus unterschiedlichen theoretischen Perspektiven auf 
vielfältige Dimensionen von Finanzialisierung und die damit verschränkten 
ökonomischen, politischen sowie kulturellen Prozesse verwiesen (Heires/Nöl- 
ke 2014). Das am stärksten verbreitete und gleichzeitig recht offene Konzept 
versteht Finanzialisierung als wachsende Rolle von finanziellen Beweggrün- 
den, Finanzmärkten, Finanzakteur*innen und Finanzinstituten sowohl inner- 
halb von Volkswirtschaften als auch aufinternationaler Ebene (Epstein 2005: 
3). Konkret werden dabei unter Finanzialisierung eine Reihe von Dynamiken 
gefasst, die sich zwar global ungleichmäßig und ungleichzeitig vollziehen, 
jedoch strukturell in die Konfiguration des globalisierten Finanzkapitalismus 
eingeschrieben sind (Bieling 2012: 63). Für den vorliegenden Beitrag sind da- 
bei vor allem zwei sektorale Dynamiken der Finanzialisierung zentral. Die 
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Finanzialisierung des Finanzsektors umfasst in quantitativer Hinsicht eine 
starke Ausweitung der Aktienmarktkapitalisierung, eine enorme Zunahme 
des von institutionellen Investoren - Versicherungen, Investment- und Pen- 
sionsfonds - verwalteten Vermögens, die erhebliche Beschleunigung von 
Finanztransaktionen und ein starkes Wachstum des Verschuldungsniveaus. 
In qualitativer Hinsicht beschreibt sie vor allem einen starken Bedeutungs- 
gewinn des Wertpapiermarkts gegenüber dem Kreditmarkt sowie von Ak- 
teursgruppen, deren Handlungsrationalität stark durch die Funktionslogi- 
ken und Dynamiken der Wertpapiermärkte bestimmt sind. Begleitet ist dies 
von Veränderungen in den Strategien von Finanzmarktakteur*innen, etwa 
der massiven Ausweitung von Verbriefungsprozessen, Eigenhandel oder dem 
zunehmenden Einsatz von leveraging! (Hardie/Howarth 2013: 24ff.; Stock- 
hammer 2014: 34ff.). 

Neben der Finanzialisierung des Finanzsektors zeigt sich der qualitative 
Bedeutungsgewinn der Kapitalmärkte in einer Zunahme der Finanzmarkto- 
rientierung von Produktions- und Dienstleistungsunternehmen. Zum einen 
wird eine Transformation der Eigentumsstrukturen von Unternehmen hin 
zur Zunahme börsennotierter Unternehmen in (institutionellem) Streube- 
sitz innerhalb der Ökonomien der Zentren konstatiert (Windolf 2005). Zum 
anderen sind produzierende Unternehmen selbst aktive Akteure auf den 
Finanzmärkten, etwa indem sie erwirtschaftete Überschüsse hier anlegen 
(Krippner 2005). Schließlich wird eine veränderte Handlungsorientierung 
der Unternehmensführung von Unternehmen auf die Kapitalmärkte und die 
Steigerung des Shareholder-Values beschrieben. Realisiert wurde dies mit 
neuen Unternehmensstrategien des downsize and distribute: dem Abbau von 
Personal, Lohndruck und Rückgang der Investitionsquote bei gleichzeitiger 
Umverteilung der Gewinne zugunsten der Anteilseigner*innen (Lazonick/ 
O’Sullivan 2000; Sablowski/Rupp 2001). Den verschiedenen Facetten der Fi- 
nanzialisierung werden allerdings unterschiedliche Bedeutung zugespro- 
chen. Während einige Finanzialisierung von Unternehmen primär über eine 
Veränderung von Eigentumsstrukturen zugunsten institutioneller Investo- 
ren bestimmen (Windolf 2005), bewerten andere diese als relativ marginal 
und betonen demgegenüber eine Orientierung der Unternehmensführung 
auf eine interne Vermarktlichung als zentrales Kriterium (Kädtler 2009). 

Daneben erstrecken sich die Prozesse der Finanzialisierung auf eine Reihe 
weiterer Bereiche, etwa den Immobiliensektor, die Reorganisation und (Teil-) 
Privatisierung öffentlicher Unternehmen und Infrastruktur, Momente staat- 


1 Unter leveraging wird das Erzeugen einer Hebelwirkung durch den Einsatz von geliehe- 
nem Fremdkapital bezeichnet. 
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licher Fiskal- und Geldpolitik, die Sphären der sozialen und ökologischen Re- 
produktion oder die Bedeutungszunahme des Konsument*innenkredits. Hier- 
bei werden nicht nur neue Anlageklassen kreiert und neue gesellschaftliche 
Bereiche für eine profitable Verwertung erschlossen, sie werden darüber hin- 
aus Finanzmarktlogiken und Profitinteressen unterworfen (Bieling 2012: 63). 

Mit Marx lassen sich diese deskriptiven Bestimmungen von Finanzialisie- 
rung analytisch vertiefen. Finanzialisierung stellt sich hier als Prozess einer 
doppelten Verschiebung dar: Das Finanzkapital gewinnt strukturell an Be- 
deutung und innerhalb des Finanzkapitals nimmt die Bedeutung des fiktiven 
Kapitals gegenüber dem zinstragenden Kapital zu - und damit die jeweils mit 
ihren Kreisläufen verbundenen Logiken und Akteursgruppen. Finanzkapital 
wird dabei verstanden als Akkumulation von Kapital auf Grundlage (primär) 
finanzbezogener Operationen. Es kann vom industriellen Kapital als zinstra- 
gendes und fiktives Kapital unterschieden werden (MEW 24: 31ff.). Während 
im Kreislauf des industriellen Kapitals Unternehmen Geld investieren, Ar- 
beitskräfte und Produktionsmittel kaufen, Waren produzieren und möglichst 
mit Gewinn verkaufen, nimmt Geld beim zinstragenden Kapital die Form des 
Kredits an. Geld wird selbst zur Ware und soll sich durch künftige Zinszah- 
lungen verwerten. Unter fiktivem Kapital werden hingegen handelbare For- 
derungen verstanden, Eigentumstitel in Form von Wertpapieren, die einen 
Anspruch auf künftige Zahlungen verbriefen. Grundlage für fiktives Kapital 
sind Verbriefungsprozesse, durch die Kredite - beispielsweise in Form von 
Unternehmensanleihen - oder Eigentumstitel - etwa in Form von Aktien - 
zu einer Ware werden (MEGA? 11.4.2: 521ff.). Während die Besitzer*innen von 
Anleihen ihr Kapital zu einem vereinbarten Zeitpunkt zurückgezahlt und 
während der Laufzeit einen festen Zins ausbezahlt bekommen, kaufen Akti- 
enbesitzende formal einen Anteil eines Unternehmens und erhalten damit 
verbundene Mitbestimmungsrechte sowie einen Anspruch auf Dividende, je- 
doch keinen Anspruch auf Rückzahlung des investierten Kapital. Im Gegen- 
satz zu einem Kredit ist ein Wertpapier, das künftige Zahlungen verbrieft, auf 
dem Kapitalmarkt handelbar, kann wiederholt gekauft und verkauft werden. 

Durch die Handelbarkeit der Forderungen vollzieht das fiktive Kapital eine 
eigene Bewegung, bei der der Eigentumstitel einen eigenen Preis bekommt 
(Kurswert), der nicht mit der Höhe des vorgeschossenen Kapitals zusammen- 
fällt (Nennwert). Der Preis der gehandelten Eigentumstitel orientiert sich 
an den Erwartungen der Investoren über künftige Entwicklungen, an den 
Erwartungen über die Erwartungen anderer. Dies macht ihren spekulativen 
Charakter aus (ebd.; vgl. Sablowski 2003: 204). Durch die Preisbewegungen 
der Eigentumstitel können ihre Eigentümer*innen neben den Zahlungen 
von Zinsen oder Dividenden zusätzlich einen Differenzgewinn erwirtschaf- 
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ten. Die Höhe von Zinsen und Dividenden beschreibt nicht nur das Mindest- 
maß an Verwertung, das ein individuelles Kapital erreichen muss, um diese 
auszahlen zu können. Die Höhe von Zinsen und Dividenden ist vielmehr ein 
Maßstab der Kapitalverwertung insgesamt, denn sie beschreibt, was für eine 
investierte Geldsumme in jedem Fall erwarten werden kann. 

Das Finanzsystem fungiert als eine Art Sammelstelle von der aus Kapital 
nach Profitabilitätserwartungen verteilt wird. Anlagemöglichkeiten wer- 
den dabei in ihrer Profitabilität verglichen und zueinander in Konkurrenz 
um Kapital gesetzt. Das Finanzsystem trägt so wesentlich zur formalen Ver- 
gesellschaftung des Kapitals bei (MEW 25: 620) und bekommt eine gewisse 
»Steuerungsfunktion« für die kapitalistische Produktion insgesamt (Heinrich 
2003: 293, 299f.). Was dabei aber nicht vergesellschaftet wird, ist die konkre- 
te Verfügungsgewalt über die Produktionsmittel und die Kontrolle über den 
Produktionsprozess. Vielmehr hat die spezifische Form der Organisation von 
Eigentum an Produktionsmitteln als fiktives Kapital eine widersprüchliche 
Auswirkung auf das Kommando über Kapital. Im Fall des zinstragenden Ka- 
pitals wird Kredit an fungierendes Kapital verliehen, das als individuelles 
Einzelkapital das Kommando über Produktionsprozesses und Einsatz der 
Produktionsmittel hat. Im Fall des fiktiven Kapitals in Form des Aktienkapi- 
tals wird hingegen in der Regel Eigentum von der Kapitalfunktion getrennt: 
Das Kommando über den Produktionsprozess wird vom Management aus- 
geübt (MEGA? 11.4.2: 459). Eigentum und Verfügungsgewalt fallen also aus- 
einander. Außerdem geht mit dieser Organisationform von Eigentum - hier 
wird die doppelte Bedeutung von Aktienkapital als Form des fiktiven Kapitals 
und Organisationsform von Unternehmen deutlich - eine Fragmentierung 
des Eigentums an Unternehmen einher. Eigentumsanteile werden von einer 
Vielzahl von Eigentümer*innen gehalten. Dieser Fragmentierung steht eine 
Konzentration? in der Verfügungsgewalt gegenüber: »Das Kapital kann hier 
zu gewaltigen Massen in einer Hand anwachsen, weil es dort vielen einzel- 
nen Händen entzogen wird« (MEW 23: 655). Die durch den Konkurrenzkampf 
vorangetriebene Konzentration von Kapital in den Händen Einzelner bezieht 
sich zum einen auf das fungierende Kapital. Das über das Kreditsystem er- 
möglichte Anwachsen des vorgeschossenen Geldkapitals verstärkt einen - 
wenn auch nicht immer gradlinig verlaufenden - Konzentrationsprozess des 
industriellen Kapitals: Kleine Kapitale werden von großen geschluckt oder 


2 Marx definiert Konzentration, anders als die hier am Alltagssprachgebrauch orientier- 
te Verwendung, als Reproduktion des Kapitals auf erweiterter Stufenleiter, während er 
die »Veränderung der quantitativen Gruppierung der Bestandteile des gesellschaftlichen 
Kapitals« (MEW 23: 655) als Zentralisation bezeichnet. 
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gehen unter (ebd.). Zum anderen ermöglichen Kreditsystem und Finanzka- 
pital, dass Eigentümer*innen von Geldkapital das Kommando über dessen 
Einsatz an spezialisierte Institutionen der Vermögensverwaltung outsourcen, 
an Banken oder Kapitalanlagegesellschaften. In deren Händen konzentrieren 
sich dann wiederum die fragmentierten individuellen Geldkapitale. Das Aus- 
einanderfallen von Eigentum und Verfügungsgewalt und die Fragmentierung 
von Eigentumsanteilen bringt also eine Schwächung des Kommandos über 
Kapital aufseiten der formalen Eigentümer*innen mit sich, begünstigt aber 
eine Konzentration im Kommando über Kapital aufseiten von Management 
und Institutionen der Vermögensverwaltung. 

Industrielles Kapital und Finanzkapital stehen dabei in einer widersprüch- 
lichen Beziehung zueinander. Das Finanzkapital ermöglicht eine Flexibilität 
und eine erhebliche Ausweitung des Kreislaufs des industriellen Kapitals. Es 
trägt so zu seiner erweiterten Reproduktion bei. Demgegenüber beruht die 
Erwirtschaftung von Zinsen und Dividenden im Kreislauf des Finanzkapitals 
auf der Abschöpfung des im Kreislauf des industriellen Kapitals produzierten 
Mehrwerts, also einer Umverteilung der Profite von industriellem zu Finanzka- 
pital (Sablowski 2003: 205) und kann letztendlich nur realisiert werden, wenn 
industrielles Kapital erfolgreich akkumuliert. Wie sich ihre Beziehungen kon- 
kret gestaltet, ist allerdings historisch und räumlich unterschiedlich. Die am 
Ende des Fordismus einsetzenden Prozesse der Finanzialisierung können nun 
mit Marx als doppelte strukturelle Verschiebung in den Kapitalkreisläufen 
verstanden werden, als Bedeutungsgewinn des Finanzkapitals und innerhalb 
des Finanzkapitals zugunsten des fiktiven Kapitals. Dieser äußert sich nicht 
nur in der massiven quantitativen Expansion, die in der Finanzialisierungsli- 
teratur hervorgehoben wird. Das Finanzkapital und vor allem das fiktive Ka- 
pital gewinnt auch innerhalb der Kreisläufe der kapitalistischen Reproduktion 
insgesamt stark an Bedeutung. Dies zeigt sich etwa in der wachsenden Rele- 
vanz von auf Wertpapiermärkten basierenden Strategien eines marked based 
finance oder dem Einsatz von zinstragendem Kapital für den Erwerb von fik- 
tivem Kapital. Die Finanzialisierung von Unternehmen - etwa die wachsen- 
de Bedeutung der Wertpapiermärkte und ihrer Entwicklungsdynamiken für 
die Finanzierungs- und Akkumulationsstrategien, das Auseinanderfallen des 
Aktienwerts eines Unternehmens im Kontrast zur realen Gewinnentwicklung 
oder die Veränderung von Organisations- und Handlungslogiken - ist Aus- 
druck des strukturellen Bedeutungsgewinns des Finanzkapitals und stärker 
noch des fiktiven Kapitals innerhalb des Kreislaufs des industriellen Kapitals. 
Die veränderte Bedeutung des Finanzkapitals ist somit verbunden mit und be- 
gleitet durch eine Reorganisation ökonomischer Strukturen insgesamt, die im 
Folgenden in den Blick genommen werden. 
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Konzentration von Aktienkapital: der Aufstieg 
institutioneller Investoren 


Um die Konzentration von Aktienkapital im Kontext der Finanzialisierung zu 
verstehen, ist es notwendig, diese in die Transformation hin zum Finanzkapi- 
talismus im Zuge der strukturellen Krise kapitalistischer Gesellschaften am 
Ende der fordistischen Ära Anfang der 1970er Jahre einzubetten. Die struktu- 
relle Krise des Fordismus und die sie begleitende neoliberale Wende beeinfluss- 
ten über verschiedene Kanäle die Form der nachfolgenden Restrukturierung. 

Die Krise des Bretton-Woods-Systems und der Übergang zum Währungs- 
wettbewerb mündeten in stark schwankenden Wechselkursen. Auf diese re- 
agierten international tätige Unternehmen, indem sie in großem Umfang 
Wechselkurssicherungsgeschäfte nutzen und so der explosionsartigen Ent- 
wicklung der Derivatemärkte Vorschub leisteten. Diese wurden zum Startpunkt 
der folgenden Transformation (Helleiner 1994: 101ff.). Die Transformations- 
dynamik der Finanzmärkte war dabei Ausdruck wie Ventil für die tiefgrei- 
fende Akkumulationskrise am Ende des Fordismus. Die Erschöpfung von Pro- 
duktivitätspotentialen, die sinkende Nachfrage aufgrund gesättigter Märkte 
und einer Stagnation des Lohnniveaus, die stark zunehmende internationale 
Konkurrenz und steigende Rohstoffpreise führten für die Unternehmen der 
kapitalistischen Zentren zu einem deutlichen Rückgang der Kapitalrentabili- 
tät und einem gesamtwirtschaftlichen Rückgang der Produktion (Huffschmid 
2002: 119). Die Akkumulationskrise erhöhte den politischen Druck, den Ka- 
pitalverkehr für das nach profitablen Verwertungsmöglichkeiten suchende 
Kapital zu liberalisieren und die nationalen Finanzsysteme zu deregulieren. 
Parallel erfolgte eine schrittweise Ablösung des Keynesianismus durch den 
Neo- oder Marktliberalismus als organisierende Idee wirtschaftspolitischen 
Handelns. Der Marktliberalismus verschob die Rationalität finanzmarktpoli- 
tischer Reformen, indem er der Liberalisierung des internationalen Kapital- 
verkehrs und der marktorientierten Reregulierung der nationalen Finanz- 
sektoren einen positiven Einfluss auf die gesamte Wirtschaftsentwicklung 
beimaß. Um im globalisierten Wettbewerb zu bestehen, soll ökonomisches 
Handeln der Rationalität der Finanzmärkte als einer »goldenen Zwangsjacke« 
angepasst werden (Friedman 2000: 105; Stockhammer 2014: 37). 

Die kompetitive Liberalisierung des Kapitalverkehrs und die Reregulierung 
der nationalen Finanzmärkte ging Hand in Hand mit einer in den 1980er Jahren 
einsetzenden und sich wechselseitig verstärkenden Entwicklungsdynamik der 
Wertpapiermärkte, einer starken Zunahme von Verbriefungsprozessen sowie 
neuen Finanzinnovationen. Der massive Bedeutungsgewinn der Handelsfunk- 
tion von Wertpapieren ging einher mit einer Beschleunigung internationaler 
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Finanztransaktionen (Helleiner 1994; Stockhammer 2014: 34ff.). Die Marktka- 
pitalisierung der Aktienmärkte wuchs in den USA von 47,5 Prozent des Brutto- 
inlandsprodukts (BIP) 1980 auf 141 Prozent am Vorabend der damaligen Kri- 
se und in der BRD im gleichen Zeitraum von 7,6 Prozent auf 61,5 Prozent (The 
Global Economy o0.J.). Auch die globalen Anleihemärkte nahmen in den 1980er 
und 1990er Jahren stark an Bedeutung zu, wobei zunächst Staatsanleihen das 
dominante Segment darstellten und in den 1990er Jahren Unternehmensan- 
leihen bedeutsam wurden. Insgesamt nahm die Liquidität auf den globalen Fi- 
nanzmärkten stark zu - allein das von institutionellen Investoren verwaltete 
Vermögen vervielfachte sich innerhalb der OECD-Länder auf 40,3 Billionen US- 
Dollar im Jahr 2005, etwa 162,6 Prozent des BIP (BIZ 2007: 94f.; Gonnard u.a. 2008: 
3ff.). Gleichzeitig wuchs die (Brutto-)Verschuldung privater Haushalte, produ- 
zierender Unternehmen sowie des Finanzsektors deutlich, wobei der Kapital- 
markt gegenüber dem Kreditmarkt stark an Bedeutung gewann (Stockhammer 
2014: 34ff.). Auch die Verteilungerwirtschafteter Profite verschob sich vom Pro- 
duktions- und (nicht-finanz-) Dienstleistungssektor zugunsten des Finanzsek- 
tors - innerhalb US-amerikanischer Kapitalgesellschaften von 11 Prozent 1950 
auf über 40 Prozent 2001 (Krippner 2005: 179). Verbunden mit der qualitativen 
Veränderung des Finanzsektors hin zu market based finance nahmen die auf die 
Wertpapiermärkte gerichteten Geschäftsstrategien und das rasante Wachstum 
des professionellen Portfoliomanagements an Bedeutung zu. Sie stellten ein 
Schlüsselmoment der strukturellen Veränderungen innerhalb der Finanzbezie- 
hungen dar (Hardie/Howarth 2013: 24ff.). Vor dem Hintergrund der Akkumula- 
tionskrise des produzierenden Sektors erfolgte so ein massives Wachstum und 
eine beschleunigte Akkumulation des Finanzkapitals, insbesondere des fiktiven 
Kapitals, einstarkes Anwachsen von Liquidität auf den Finanzmärkten, aber auch 
eine deutliche Zunahme von Krisendynamiken. Die strukturelle Transformati- 
on der Finanzbeziehungen war damit Form wie Vehikel einer fundamentalen 
Reorganisation der sozioökonomischen Beziehungen. 

Die produzierenden Unternehmen engagierten sich dabei zunehmend selbst 
aktiv auf den Finanzmärkten. Diese Tendenz setzte bereits während des Fordis- 
mus ein und wurde seit den 1980er Jahren durch die abnehmende Profitabilität 
im produzierenden Sektor und die damit verbundene Zunahme überschüssi- 
ger Liquidität verstärkt, was wesentlich zu einer Expansion der Finanzmärkte 
beitrug. Infolge stieg der Anteil an Profiten aus dem Portfolioinvestment US- 
amerikanischer Unternehmen auf etwa 40 Prozent (Krippner 2005: 184ff.). Da- 
bei betrieben insbesondere transnational operierende Großunternehmen eine 
professionalisierte Anwendung von finanzmarktbezogenen Praktiken, gründe- 
ten auf Finanzmarktgeschäfte konzentrierte Tochtergesellschaften und nutzten 
diese für Investmentstrategien oder boten selbst Finanzdienstleistungen an. 
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Eng verbunden mit einem sich Anfang der 1980er Jahren zuspitzenden 
Rationalisierungsdruck und einer neuen Welle von Fusionen und Übernah- 
men setzte in den USA und mit Verzögerung in den 1990er Jahren auch in 
Kontinentaleuropa zudem eine langfristige Reorganisation der Ausrichtung 
insbesondere börsennotierter Unternehmen durch, die theoretisch und dis- 
kursiv durch Theorien der corporate governance und der sogenannten wert- 
orientierten Unternehmensführung unterfüttert wurde. In diesen kam die 
diskursive Verschiebung von Kräfteverhältnissen zugunsten von Vermögens- 
besitzenden ebenso zum Ausdruck wie die Durchsetzung der marktliberalen 
Annahme, dass nur der Kapitalmarkt eine effiziente Allokation ökonomischer 
Ressourcen ermögliche. Operationalisiert wurde dies vor allem durch eine 
Verschiebung von Managementstrukturen in stark diversifizierten und zu- 
nehmend internationalisierten Unternehmen. Aufgrund eines Kontrollver- 
lusts der Anteils-Eigner*innen von Unternehmen in Streubesitz gegenüber 
dem Management wird gefordert, dass dieses mittels der Aktienmärkte kon- 
trolliert werden sollte. Das strategische Ziel der Unternehmensführung soll 
demnach die Steigerung des Aktienwerts der Unternehmen sein und das 
Management sich an spezifischen (finanziellen) Kennziffern orientieren, die 
wiederum die Kriterien dafür veränderten, was Profitabilität von Unterneh- 
men bedeutet: So impliziert die zentrale Kennziffer des economic value added, 
dass Unternehmen erst dann Gewinne erwirtschaften, wenn die Eigenkapi- 
talrendite die Kosten des eingesetzten Kapitals übersteigt. Damit wird eine 
im Vergleich zu alternativen (Finanz-)Anlagen überdurchschnittliche Rendi- 
teerwartung Maßstab des Handelns, eine unterdurchschnittliche Rendite wird 
hingegen als Wertverlust bewertet (Sablowski/Rupp 2001: 56ff.). Die Rendi- 
testeigerung soll dabei über eine Strategie der Maximierung des Marktprei- 
ses des Aktienkapitals erfolgen, wie sie sich etwa im Trend des Rückkaufs von 
Aktien des eigenen Unternehmens zeigt. Allerdings führten die im großen 
Stil getätigten Aktienrückkäufe zu einem starken Anstieg der Verschuldung 
von Unternehmen (Evans 2001: 33). Zum anderen wurden Profitabilitätsstei- 
gerungen durch Druck auf die Arbeitskosten oder eine Desintegration von 
Unternehmen ermöglicht. Diese Entwicklung ging mit einer deutlichen Ein- 
schränkung von Möglichkeiten der Einflussnahme durch Beschäftigte und 
der Regierungen einher, bei gleichzeitiger Konzentration von Kontrolle in 
den oberen Managementetagen. Dabei wird eine Koppelung der Interessen 
des Managements an die Interessen der Shareholder als Regulierungsmecha- 
nismus für Unternehmensführung forciert, indem ein Teil ihrer Bezahlung 
in Unternehmensaktien oder erfolgsabhängig erfolgt. Gleichzeitig wird der 
Wert der Unternehmensaktien und deren Bewegung auf den Aktienmärkten 
als Disziplinierungsmittel der Unternehmensführung bewertet, über das die 
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Interessen der Anteilseigner*innen geschützt und befördert werden sollen 
(Sablowski 2003: 206; Lazonick/O’Sullivan 2000). 

Die erfolgreiche Durchsetzung der Shareholder-Value-Orientierung spie- 
gelte sich in steigenden Ausschüttungen produzierender Unternehmen an die 
Anleger*innen wider. So lag die Höhe der Dividenden in den 1990er Jahren 
bei 35 Prozent der Bruttogewinne US-amerikanischer Unternehmen (Evans 
2001: 36f.). In der BRD setzt der Trend einer steigenden Dividendenausschüt- 
tung etwas verzögert ein. Krippner zeigt, dass dabei in den USA auch insge- 
samt eine Umverteilung von Profiten zugunsten des Finanzsektors erfolg- 
te. Dessen Anteil (inklusive Immobiliensektor und Versicherungen) an den 
Gesamtprofiten US-amerikanischer Kapitalgesellschaften stieg auf deutlich 
über 40 Prozent zu Beginn des neuen Jahrtausends (Krippner 2005: 179ff.). 

Die Transformation von Eigentumsstrukturen hatte damit die Umvertei- 
lung von Profiten an den Finanzsektor zur Folge, wobei in wachsendem Maße 
die institutionellen Investoren profitierten, auf die sich das Aktienkapital zu- 
nehmend konzentrierte. Allerdings stand dem wachsenden Aktienbesitz der In- 
vestoren ein sinkender Finanzierungsbedarf der Unternehmen gegenüber. Die 
Unternehmensfinanzierung erfolgte zunehmend über einbehaltene Gewinne. 
Aktienemission hatte nur mehr für eine zentrale Gruppe, meist transnational 
operierender Großunternehmen eine wichtige Bedeutung (Huffschmid 2002: 26f.). 

Wie Jahnke zeigt, wurde der Großteil der Finanzanlagen börsennotierter 
Unternehmen in den USA 1970 noch von individuellen Investor*innen gehal- 
ten. Im Verlauf der 1980er Jahre verschob sich dies zugunsten der instituti- 
onellen Investoren und innerhalb dieser Gruppe mit den 1990er Jahren von 
den Pensionsfonds zu den großen Kapitalanlagegesellschaften. Der Anteil des 
von institutionellen Investoren gehaltenen Aktienbesitzes stieg dabei in den 
USA bis 1985 bereits auf über 40 Prozent und wuchs bis zum Ausbruch der 
Krise 2007 bis auf etwa 60 Prozent (Jahnke 2017: 5f.). In der BRD waren 2007 
16,3 Prozent im Besitz von Banken und 23,4 Prozent entfielen auf andere Fi- 
nanzinstitute. Zudem spielten Produktions- und Dienstleistungsunterneh- 
men mit einem Aktienbesitz von 34,1 Prozent sowie vermögensbesitzende 
Individuen mit 13,1 Prozent eine wichtige Rolle (Nienhüser u.a. 2016: 592f.). 
Dies verweist zwar auf eine im Vergleich zum angelsächsischen Kontext ge- 
ringe, aber doch deutlich zunehmende Konzentration von Aktienkapital in 
den Händen von institutionellen Investoren. Bis in die 1990er Jahre hinein lag 
das Eigentum an Unternehmen stärker in den Händen großer Banken, Ver- 
sicherungsunternehmen und vermögensbesitzenden Individuen und Famili- 
en. Im Zuge einer Veränderung der Steuergesetzgebung sowie einer zuneh- 
menden Orientierung auf Investmentbanking verkauften aber in den späten 
1990er Jahren insbesondere Banken und Versicherungen Eigentumsanteile 
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im großen Stil. An ihre Stelle traten neben privaten Investor*innen zuneh- 
mend institutionelle Investoren, deren wachsende Rolle zudem durch gro- 
Re Privatisierungen und institutionelle Reformen begünstigt wurde (Faust/ 
Thamm 2015: 8f.). Dieser Prozess, insbesondere eine tendenziell schwäche- 
re Rolle Banken und Versicherungen sowie einer Abnahme von Kapitalver- 
flechtungen führte zu einer Debatte um die Auflösung der »Deutschland AG« 
(Höpner/Krempel 2004; kritisch Faust/Thamm 2015). 

Neben der massiven Konzentration von Aktienkapital auf institutionelle 
Investoren ließ sich seit den 1980er Jahren auch innerhalb dieser Akteurs- 
gruppe ein fortschreitender Konzentrationsprozess beobachten. Werner Ni- 
enhüser, David Peetz und Georgina Murray weisen nach, dass über 41 Pro- 
zent des Aktienbesitzes der umsatzstärksten Unternehmen in den USA von 
lediglich fünf Unternehmen gehalten werden - von Black Rock, der Capital 
Group, der State Street Corporation, der Vanguard Group und Fidelity. Dabei 
investierten vor allem BlackRock und die Capital Group in eine Vielzahl der 
größten börsennotierten Unternehmen der USA und kamen dabei allein auf 
einen Eigentumsanteil von je knapp 10 Prozent. Ein Großteil der institutio- 
nellen Vermögensverwalter diversifizierte seine Anlagen allerdings stärker 
und verfügte eher über geringere Anteile an einer Vielzahl an Unternehmen 
(Nienhüser u.a. 2016: 588f.). In der BRD zeigt sich ein anderes Bild: Während 
einzelne Unternehmen wie VW oder einige wenige Familien große Antei- 
le einzelner börsennotierter Unternehmen besitzen, verfügt nur eine klei- 
ne Anzahl an Investoren*innen über einen breiter gestreuten Aktienbesitz 
mit gleichzeitig relativ hohen Eigentumsanteilen. Dies waren am Vorabend 
der Krise neben VW die Capital Group, Porsche, die Deutsche Bank sowie die 
Bundesanstalt für Post und Telekommunikation. Gemeinsam hielten sie ins- 
gesamt 19,3 Prozent der Anteile an den größten Unternehmen (ebd.: 589f.). 

Die strukturelle Bedeutungszunahme des fiktiven Kapitals und die spezi- 
fische Form der Finanzialisierungsprozesse ging damit bis zum Ausbruch der 
globalen Finanz- und Wirtschaftskrise - wenn auch regional unterschiedlich 
stark ausgeprägt - Hand in Hand mit einer Transformation der Eigentums- 
strukturen börsennotierter Unternehmen in Form einer massiven Zunahme 
der Konzentration des Kommandos über Aktienkapital auf institutionelle In- 
vestoren, insbesondere einzelne Kapitalanlagegesellschaften. 


Der Aufstieg des passiven Investments nach der Krise 


Dieser Konzentrationsprozess im Kommando über Aktienkapital setzte sich 
im Nachgang der globalen Finanz- und Wirtschaftskrise mit der bisherigen 
Dynamik sowohl in den USA als auch der BRD fort: auf institutionelle Inves- 
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toren und innerhalb dieser Gruppe auf dominante Kapitalanlagegesellschaf- 
ten - allen voran BlackRock (Nienhüser u.a. 2016: 588ff.). Verlagert man den 
Blick allerdings von der makroökonomischen Ebene auf die konkreten In- 
vestmentpraktiken und Instrumente, dann zeigt sich zudem deutlich eine 
qualitative Veränderung von Anlagestrategien, die zu einer drastischen Ver- 
stärkung des Konzentrationsprozesses im Kommando über Aktienkapital 
insbesondere in den USA führte. 

Mit der Finanz- und Wirtschaftskrise setzte eine Trendwende in der Nut- 
zung bestimmter Anlagestrategien ein - die erdrutschartige Verschiebung 
von Kapital aus aktiv gemanagten equity mutual funds in Indexfonds. Die bis- 
lang am stärksten verbreiteten aktiv gemanagten mutual funds stellen ein 
Portfolio aus unterschiedlichen Vermögenswerten zusammen (Aktien, An- 
leihen, Derivate) und versuchen hiermit eine möglichst hohe Gesamtrendite 
zu erzielen. Aktiv gemanagt bedeutet dabei, dass Manager*innen aktiv An- 
lageformen und Objekte auswählen und versuchen, mit unterschiedlichen 
Strategien den Markt zu schlagen, also überdurchschnittliche Renditeergeb- 
nisse zu erzielen. Eben dieses aktive Management geht allerdings mit ver- 
gleichsweise hohen Kosten für die Anleger*innen einher. Im Nachgang der 
Krise veränderten Investor*innen jedoch ihre Anlagestrategien und verscho- 
ben Kapital in großem Umfang in Indexfonds (Braun 2016). Indexfonds wird 
hier als Überbegriff von index mutual funds und exchange traded funds (ETFs, 
börsengehandelter Indexfonds) genutzt. Beide Fonds-Typen zeichnen sich 
dadurch aus, dass sie Wertpapiere von in spezifischen Indizes - etwa dem 
S&P 500 oder den FTSE 100 - abgebildeten Unternehmen erwerben und diese 
Indizes replizieren.? Anders als index mutual funds, die lediglich einmal täg- 
lich gehandelt werden können, können ETFs wie Aktien während der Han- 
delszeiten beliebig ge- und verkauft werden. Dabei fallen vergleichsweise 
geringe Kosten an, die Renditeergebnisse liegen langfristig aber nicht unter 
denen der aktiv gemanagten Fonds (ebd.: 265). 

Während index mutual funds bereits seit den späten 1970er Jahren exis- 
tieren, wurden ETFs in den 1990er Jahren entwickelt, blieben allerdings zu- 
nächst relativ bedeutungslos. Mitte der 2000er Jahre stieg das passiv verwal- 


3 Mit einem Aktienindex wird über Kennziffern die Kurs- oder Wertentwicklung von den 
im Index gefassten Aktien dargestellt. Die Entwicklung der Aktienkursindizes wird vor al- 
lem durch die Kurse der im Index enthaltenen Aktien, aber auch durch die Gewichtung 
der Einzelwerte, beeinflusst. Verschiedene Aktienindizes unterscheiden sich durch ihre 
Gestaltung (Kurs- oder Performanceindex), die Gewichtung oder Anzahl der enthaltenen 
Aktien. Der S&P 500 stellt beispielsweise einen der international wichtigsten Indizes dar 
und umfasst die Aktien der 500 größten US-amerikanischen Unternehmen, die nach ihrer 
Marktkapitalisierung gewichtet werden. Der FTSE 100 bildet hingegen die Kursentwick- 
lung der 100 umsatzstärksten an der London Stock Exchange gelisteten Unternehmen ab. 
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tete Investment erstmals nennenswert an und verschob sich insbesondere 
nach 2008 in großem Umfang von aktiv gemanagten mutual funds zu Index- 
fonds (Braun 2016: 263; Fichtner/Heemskerk 2018; Petry u.a. 2019). Der zeit- 
liche Zusammenhang mit der Dotcom-Krise sowie der jüngsten Finanz- und 
Wirtschaftskrise ist auffällig, aber noch nicht weitergehend erforscht. Jo- 
hannes Petry, Jan Fichtner, Eelke Heemskerk (2019: 2) weisen nach, dass ak- 
tiv gemangte Fonds zwischen 2007 und 2016 Abflüsse von etwa 1,2 Billionen 
US-Dollar und Indexfonds im gleichen Zeitraum einen Zufluss von über 1,4 
Billionen US-Dollar zu verzeichnen hatten. 2019 überholte das in Indexfonds 
angelegte Kapitalvolumen zum ersten Mal das der aktiven Fonds. Zu dieser 
deutlichen Bedeutungsverschiebung zwischen aktiv und passiv gemanag- 
ten Fonds trugen auch die Anlagestrategien anderer Typen institutioneller 
Investoren bei. Insbesondere große Pensionsfonds wie CalPERS schichteten 
ihr Kapital in passive Investmentfonds um (Braun 2016: 263). 

Begleitet von dem rasanten Aufstieg des passiven Investments ist 
eine starke Konzentration in der Verwaltung von Aktienkapital auf In- 
dexfonds zu verzeichnen, deren Markt ebenfalls hochkonzentriert ist. 
Parallel zu den massiven Kapitalzufluss in Indexfonds begannen jüngst 
auch zunehmend auf aktive Fonds spezialisierte Unternehmen insbeson- 
dere ETFs anzubieten. Allerdings zeigen Jan Fichtner, Eelke Heemskerk 
und Javier Garcia-Bernardo (2017), dass der Indexfonds-Sektor deutlich 
von drei Unternehmen dominiert wird: BlackRock, Vanguard und State 
Street. Zusammen verwalten sie Vermögen von 2019 etwa 15,5 Billionen 
US-Dollar (McLaughlin/Massa 2020) - mehr als das Dreifache des global 
in Hedgefunds angelegten Kapitals. Da Aktien bislang die primäre Anlage- 
form von Indexfunds darstellen - auch wenn sich ihre Nutzung von Anlei- 
hen ausweitet (Petry u.a. 2019: 10f.) - geht mit der Konzentration des in 
Indexfonds angelegten Vermögens auch eine massive Konzentration von 
Aktienkapital, im Vergleich zum zuvor dominierenden, deutlich stärker 
fragmentierten Sektor der aktiv gemangten Fonds mit einer breiteren Pa- 
lette an genutzten Anlageformen einher (Fichtner/Heemskerk 2018: 3). Zu- 
sammengenommen konzentrieren BlackRock, Vanguard und State Street 
2008 rund 13,5 Prozent des Aktienvermögens der im S&P 500 gelisteten 
Unternehmen auf sich und steigerten ihren Anteil auf rund 22 Prozent im 
Jahr 2018. Sie stellen die größten Halter von Aktienanteilen in 90 Prozent 
aller Unternehmen dar, darunter Microsoft, General Electric und Apple. 
Zudem hielten sie etwa 20 Prozent der Anteile großer US-amerikanischer 
Banken, wie der Citigroup oder JPMorgan Chase (ebd.: 14f., 24). 

In Europa ist das Investment in Indexfonds bislang weniger verbreitet 
als in den USA. Aber auch hier zeigt sich eine starke Expansion des Mark- 
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tes und - wenn auch schwächer ausgeprägt - eine mit dem Aufstieg der 
Indexfonds verbundene Konzentration des Aktienvermögens. Allein der 
europäische Markt für ETFs umfasst etwa 870 Milliarden Euro und ver- 
zeichnete 2019 einen Rekordzufluss von 107 Milliarden Euro (Groth 2020). 
BlackRock, Vanguard und State Street stellen dabei gemeinsam den min- 
destens zweitgrößten Anteil in knapp 70 Prozent der 50 größten in Euro- 
pa ansässigen Unternehmen. In Großbritannien verwalteten BlackRock, 
Vanguard und State Street im Jahr 2018 zusammen etwa zehn Prozent 
der Aktien von im FTSE gelisteten Unternehmen, stellten dabei aber den 
größten Anteil in etwa 60 Prozent der Fälle, in weiteren 25 Prozent den 
mindestens drittgrößte Anteilseigner. In der BRD konzentrierten Black- 
Rock, Vanguard und State Street im Jahr 2018 zusammengenommen das 
höchste Aktienvermögen in 40 Prozent der 30 größten börsennotierten 
Unternehmen. Bezogen auf den MDAX, ein Index, in dem vor allem von 
Individuen und Familien kontrollierte Unternehmen gelistet werden, war 
der Anteil der Indexprovider hingegen deutlich schwächer ausgeprägt 
(Fichtner/Heemskerk 2018: 6, 14f.). 

Als Folge des Aufstiegs des passiven Investments hat so insgesamt die 
Konzentration von Aktienkapital in den Portfolios einer sehr kleinen Gruppe 
von Indexfondsanbietern stark zugenommen. Der Aufstieg der Indexfonds- 
anbieter wurde vor allem damit erklärt, dass diese im Vergleich zu aktiv 
gemangten Fonds keine nachteiligen Renditeerwartungen bei gleichzeitig 
viel geringeren Kosten haben (Braun 2016; Fichtner/Heemskerk 2018). Hin- 
sichtlich der Konzentration von Aktienkapital muss allerdings auch die be- 
sondere Funktionsweise der Indexfonds betont werden: Zentrales Moment 
ihrer Strategie ist, Aktien in der Breite der in den Indizes abgebildeten Un- 
ternehmen beziehungsweise bestimmter Teilbereiche zu halten. Dabei kon- 
zentriert sich das von den Indexfonds verwaltete Aktienvermögen auf für 
den gesellschaftlichen Produktionsapparat besonders zentrale Unterneh- 
men, da sie es sind, die in den Indizes abgebildet werden. Interessanterwei- 
se ist mit dieser Anlagestrategie auch die Steuerungsfunktion der Finanz- 
märkte in der Verteilung von Kapital auf das fungierende Kapital und der 
Verteilung des Profitteils der Einzelkapitale, der an das Finanzkapital geht, 
auf die Spitze getrieben. Indem Indexfonds darüber hinaus die Bewegung 
der Aktienmärkte nachbilden, setzt das Instrument in der Konkurrenz zwi- 
schen den Indexfonds nicht auf Alleinstellungsmerkmale in der Investiti- 
onsstrategie, sondern auf eine Skalenökonomie der Nachahmung. Beide in 
der Form der Indexfonds angelegten Momente zielen auf eine hohe Kon- 
zentration von Aktienkapital unter dem Kommando einer kleinen Gruppe 
von institutionellen Investoren. 
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Kommando über Aktienkapital 


Die Transformation von Eigentumsstrukturen börsennotierter Unternehmen 
seit den 1980er Jahren zeigt eine beeindruckende Dynamik der Konzentra- 
tion des Kommandos über Aktienkapital auf institutionelle Investoren. Ins- 
besondere der Blick auf die konkreten Investitionsstrategien und Finanzin- 
strumente legte dabei die erdrutschartige Verschiebung in der Verwaltung 
von Vermögen auf eine kleine Gruppe institutioneller Investoren frei: die 
Indexfondsanbieter. 

Allerdings verweist ein auf Marx aufbauendes Verständnis von Finanzi- 
alisierung als strukturelle Bedeutungszunahmen von Finanzkapital und ins- 
besondere fiktivem Kapital darauf, dass diese Konzentrationsdynamik kei- 
neswegs als »feindliche Übernahme« durch Akteur*innen des Finanzsektors 
verstanden werden sollte. Vielmehr zeigt sich, dass die Transformation von 
Eigentumsstrukturen von Unternehmen und das Erobern der Kommandohö- 
hen über Aktienkapital durch institutionelle Investoren seine Grundlage in 
der strukturellen Reorganisation der Ökonomien der Zentren hat. Im Zuge der 
Finanzialisierung erfolgte eine Bedeutungszunahme fiktiven Kapitals nicht 
nur im Finanzsektor, sondern auch innerhalb der Kreisläufe des industriel- 
len Kapitals selbst. Dessen Führungsetagen haben die Bedeutungszunahme 
der Kapitalmärkte sowohl quantitativ als auch im Hinblick aufihren Einfluss 
auf die Unternehmensführung, deren Kontrollsysteme sowie die Akkumu- 
lationsstrategien aktiv vorangetrieben und erheblich von diesen profitiert. 
Insofern sind Unternehmen keinesfalls passive Opfer eines »von außen« 
kommenden Finanzialisierungsprozesses. Wie Unternehmen allerdings auf 
den Konzentrationsprozesses des Kommandos über Aktienkapital auf eine 
kleine Gruppe von Indexfondsanbietern reagieren, ob dieser ein anhaltendes 
Phänomen ist, im europäischen Kontext zunehmend an Bedeutung gewinnt 
oder welche Konsequenzen für die corporate governance von Unternehmen 
damit verbunden sind, muss der künftigen Forschung überlassen werden. 

Deutlich wurde jedoch, dass mit der gesellschaftlichen Ausweitung von 
Aktienvermögen alles andere als eine in den Begriffen der Aktionärsdemo- 
kratie oder des Pensionsfondssozialismus (Drucker 1976; Lordon 2003) im- 
plizierte Vergesellschaftung der Kontrolle über den Produktionsprozess ein- 
hergeht. Die in der Form des fiktiven Kapitals angelegte Trennung von for- 
malem Eigentum und der Verwertungsfunktion von Kapital einerseits und 
die Fragmentierung des Eigentums an Aktienkapital bei gleichzeitiger Kon- 
zentration des Kommandos über dieses Eigentum auf institutionelle Vermö- 
gensverwalter andererseits überführt die formale Vergesellschaftung der Ein- 
zelkapitale über die Finanzmärkte in eine »Privatproduction ohne Controlle 
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des Privateigenthums« (MEGA? 11.4.2: 503). Kleinaktionäre oder Beschäftigte 
mit kapitalmarktbasierter Altersvorsorge werden somit zu Finanziers des 
fungierenden Kapitals und institutioneller Investoren, ihr Interesse an der 
Verhinderung eines Wertverlusts ihrer Ersparnisse ist mit einer erfolgrei- 
chen Kapitalverwertung und stabilen Finanzmärkten verknüpft. Die durch 
die Form des fiktiven Kapitals ermöglichten und begünstigten Konzentra- 
tionsprozesse in der Verwaltung von Aktienkapital positionieren vielmehr 
die institutionellen Investoren - derzeit konkret eine kleine Gruppe von In- 
dexfondsanbietern - auf den Kommandohöhen der Kontrolle über das Ak- 
tienkapital. Dabei scheint es irreführend, ihren Einfluss an einem bestimm- 
ten Prozentsatz von Aktienanteilen einzelner Investor*innen in einzelnen 
Unternehmen zu bewerten. Fichtner (u.a. 2017) zeigen, dass die großen An- 
bieter von Indexfonds BlackRock, Vanguard und State Street, ihr Stimmver- 
halten auf den Aktionärsversammlungen koordinierten und dabei überwie- 
gend mit dem Management stimmen, ihren Einfluss also als Akteursgruppe 
und vorwiegen in Allianz mit dem fungierenden Kapital auch gegen andere 
Investorengruppen geltend machen. 

Durch den Aufstieg der Indexfonds vollzieht sich zudem eine weitere 
Transformationsdynamik im Kommando über Aktienkapital mit potenziell 
weitreichendem Einfluss auf die corporate governance von Unternehmen (Pet- 
ry u.a. 2019). Indem Indexfonds Indizes abbilden, hat das Fonds-Management 
selbst relativ wenig Handlungsspielräume in Bezug auf die Investmentstrate- 
gien. Eine Exit-Option - der Verkauf von Aktien eines Index-gelisteten Unter- 
nehmens - ist kaum möglich, da sonst der Index nicht mehr abgebildet wäre. 
Die Investitionsentscheidungen werden damit faktisch an die Unternehmen 
ausgelagert, die die wichtigen Indizes zusammenstellen - die Indexprovider. 
Auch der Markt der Indexanbieter ist hochkonzentriert und wird global von 
drei Unternehmen dominiert: MSCI, S&P Dow Jones Indices und FTSE Russell. 
Bereits vor dem Aufstieg der Indexfonds hatten diese über die Definition von 
Standards und die damit verbundene Entscheidung über die Aufnahme oder 
den Ausschluss von Unternehmen in ihre Indizes Einfluss auf ökonomische 
Entscheidungen der gelisteten Unternehmen. So kann etwa der Ausschluss 
eines Unternehmens aus einem wichtigen nationalen Index zu massiven Ka- 
pitalabflüssen und einem sinkenden Aktienwert des Unternehmens führen. 
Dabei ist das Setzen quantitativer Standards durch die Indexprovider alles 
andere als ein rein technischer Vorgang. In den von den Indexanbietern als 
Benchmarks gesetzten Werten verbergen sich Bewertungen etwa im Hinblick 
auf profitversprechende Unternehmensstrategien, für Investor*innen vorteil- 
hafte corporate-governance-Entscheidungen oder spezifische Zukunftserwar- 
tungen, die wiederum Einfluss auf Unternehmensstrategien nehmen können. 
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Während einige Indizes dabei einem mehr oder weniger transparentem und 
unveränderten Regelset folgen, werden Entscheidungen über zentrale Indizes 
- etwa den S&P 500 - hinter verschlossenen Türen getroffen und sind teils 
auch als direkte Reaktionen auf die corporate governance von Unternehmen 
zu verstehen - etwa über eine nachteilige Bewertung von Unternehmen mit 
großen Ankerinvestitionen oder bei nicht als ausreichend erachteter Ver- 
gabe von Stimmrechte an Aktionär*innen (Petry u.a. 2019: 15). Indexprovi- 
der fungieren damit quasi als Pendant zu Ratingagenturen. Indem sie unter 
der Berücksichtigung sowohl der Interessen der Investor*innen als auch der 
Vermögensverwalter das Verhalten von Unternehmen bewerten und zahlen- 
förmig verallgemeinern, kommt ihnen ein informeller und gleichzeitig hoch- 
gradig institutionalisierter Einfluss auf die corporate governance zu. Welche 
Konsequenzen dies für die betroffenen Unternehmen und die ökonomischen 
Strukturen insgesamt hat, muss künftig untersucht werden. Deutlich wird al- 
lerdings, dass die Rolle von Indexanbietern durch die Explosion des passiven 
Investments stark an Bedeutung gewonnen hat. Von einer Vergesellschaf- 
tung der Kontrolle über den Produktionsprozess und dessen Zielsetzungen 
mittels Aktienbesitz sind wir damit ebenso weit entfernt wie es fragwürdig 
ist, diese über Wertpapiere als Instrument kapitalistischer Verwertung und 
all den damit verbundenen Zwängen herstellen zu wollen. 
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Mit Solidarischer Ökonomie zur sozial-ökologischen 
Transformation 


Zusammenfassung: Solidarische Ökonomien betten wirtschaftliches Handeln in so- 
ziale Beziehungen ein, die natürliche und soziale Qualitäten berücksichtigen und 
Konkurrenzdynamiken zurückdrängen können, sofern sie demokratisch gestaltet 
werden. Die Entwicklung Solidarischer Ökonomien ist ein demokratisches Mehrebe- 
nenprojekt, das Gabepraktiken anstelle von Markt und Tausch in den Mittelpunkt 
stellt. Solidarische Ökonomien sind unter Marktbedingungen überlebensfähig und 
können sich als demokratische Organisationen reproduzieren. Sie stärken soziale und 
demokratische Orientierungen, und spielen eine wichtige Rolle in der Ökologisierung 
der Produktion. Eine Transformation muss staatliche Verhältnisse mit einbeziehen 
und den kapitalistischen Sektor durch solidarökonomische Organisationen ersetzen. 


Schlagwörter: Postwachstum, Solidarische Ökonomie, Genossenschaften, Eigentum, Gabe 


Gift instead of exchange 

With Solidarity Economy to Socio-Ecological Transformation 

Abstract: Solidarity economies embed economic activities into social relationships 
that acknowledge natural and social qualities and can push back competitive dyna- 
mics when being organized democratically. The development of solidarity economies 
is a democratic multilevel project, prioritizing gift practices instead of market and 
exchange. Solidarity economies can survive under market conditions and are able to 
reproduce their democratic character. They strengthen pro-social and democratic 
orientations, and play an important role in the ecologization of production. Trans- 
formation must comprise state relations and replace the capitalist sector with soli- 
darity economy organizations. 


Keywords: Degrowth, solidarity economy, cooperatives, ownership, gift 


* Andreas Exner @ studierte Ökologie, promovierte in Politikwissenschaften und leitet 
operativ das Regional Centre of Expertise (RCE) Graz-Styria der Universität Graz. 


259 


Andreas Exner 


Einleitung 


Angesichts von Umweltproblemen, wie dem Klimawandel, werden dominan- 
te Vorstellungen einer nachhaltigen Entwicklung seit einigen Jahren kriti- 
scher diskutiert. Dies zeigt die Debatte um sozial-ökologische Transformati- 
on. Doch geht diese oft weiterhin davon aus, dass wirtschaftliches Wachstum 
damit vereinbart werden kann, den Ressourcenverbrauch und den Ausstoß 
von Treibhausgasen absolut und dauerhaft zu reduzieren. Die Kritik an die- 
ser Annahme ist der Ausgangspunkt für die Debatte um Postwachstum. Al- 
lerdings sind Alternativen zur wachstumsorientierten Produktionsweise nur 
wenig ausgearbeitet und kaum entsprechende Strategien entwickelt worden 
(Cosme u.a. 2017). 

Für Schritte in diese Richtung bietet die Literatur zu Solidarischer Ökono- 
mie, Genossenschaften oder Kooperativen, Commons und Wirtschaftsdemo- 
kratie sowie ein ihnen entsprechendes, differenziertes Praxisfeld geeignete 
Ausgangspunkte. Alle diese Begriffe heben die Bedeutung von Gemeinbesitz 
hervor, der demokratisch verwaltet wird (Exner/Kratzwald 2012). Doch be- 
handeln die alternativökonomischen Debatten nur selten, unter welchen 
strukturellen Voraussetzungen die wirtschaftliche Wachstumsdynamik ge- 
sellschaftlich gestaltbar wäre. 

Der vorliegende Artikel diskutiert, welche Rolle Solidarische Ökonomien 
für die sozial-ökologische Transformation spielen. Dazu identifiziere ich zu 
Beginn die Ansprüche an eine solche Transformation und skizziere, warum 
sich diese nicht im Rahmen kapitalistisch dominierter Produktionsverhält- 
nisse einlösen lassen. Dann entwickle ich einen Begriff solidarökonomischer 
Praktiken, der es erlaubt, die Besonderheiten nicht-kapitalistischer Ökono- 
mien theoretisch zu fassen, die mit der kapitalistischen Produktionswei- 
se artikuliert sind und die notwendigen Ausgangspunkte einer Transfor- 
mation darstellen. Denn die vorherrschenden Imaginationen von Ökono- 
mie, Politik und Ökologie und die damit verbundenen wissenschaftlichen 
Begriffe tragen wesentlich dazu bei, die kapitalistische Produktionsweise, 
die bürgerliche Staatlichkeit und die damit verbundenen Naturverhältnis- 
se abzusichern. »Soziale Bewegungen, die auf Alternativen zur kapitalisti- 
schen Marktgesellschaft zielen«, so schreibt Elmar Altvater entsprechend, 
»müssen sich aus den Handlungslogiken emanzipieren, die vom Markt vor- 
gegeben werden« (Altvater 2005: 180).! Und das erfordert unter anderem 


1 Deshalb stößt etwa der Versuch, eine Postwachstums-Strategie mit Blick auf Solidari- 
sche Ökonomie unter Verwendung regulationstheoretischer Kategorien auszuarbeiten, 
an Grenzen: »Tatsächlich ist es die tiefe Verankerung dieser Kategorien, die es theore- 
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einen theoretischen Zugriff, der die Kritik der kapitalistischen Produkti- 
onsweise mit anthropologischen Kategorien vermittelt, die solche alterna- 
tiven Handlungslogiken erst begreifbar machen. Vor diesem Hintergrund 
skizziere ich abschließend die Widersprüche Solidarischer Ökonomie und 
wie diese strategisch mit Blick auf eine sozial-ökologische Transformation 
bearbeitet werden müssten. 


Genossenschaft, Gabe und Demokratie 


Im Anschluss an Marx lässt sich die kapitalistische Wachstumsdynamik auf 
zwei Aspekte zurückführen, nämlich die Vermittlung unabhängig vonei- 
nander betriebener Privatarbeiten durch den Markt und die Abstraktion 
vom Gebrauchswert. Zum einen operieren die Produzierenden unabhängig 
voneinander und stehen daher in Konkurrenz. Daraus folgt ein Wachstums- 
zwang. Zum anderen tendiert das Management auch aufgrund der von der 
Geldform nahegelegten Rationalität dazu, die Produktion vorrangig am Pro- 
fit auszurichten (Exner 2014). 

Aus diesen beiden Aspekten resultiert nicht nur eine fortlaufende Ten- 
denz, die Produktion zu steigern, sondern auch das Unvermögen, diese ohne 
schwere soziale Krisen zu reduzieren sowie eine allgemeine Rücksichtslo- 
sigkeit gegenüber den materiellen Qualitäten der Natur und der sinnlichen 
Existenz des Menschen. Die Ökonomie entbettet sich aus sozialen Beziehun- 
gen und nimmt eine eigenständige institutionelle Gestalt an: den Markt, der 
das Tauschprinzip reguliert (Polanyi 1997/1944). Entsprechend ergeben sich 
die Anforderungen an eine sozial-ökologische Transformation der Wieder- 
einbettung von Ökonomie in drei Dimensionen: der Materialität, der Denk- 
muster und der symbolisch-affektiven Bedeutungen. 

Das gemeinsame Merkmal von Solidarischen Ökonomien oder Commons, 
die für eine solche Transformation unabdingbar sind, ist die genossenschaft- 
liche Sozialform. Diese ist nicht mit der Rechtsform der Genossenschaft iden- 
tisch. Kennzeichnend sind für sie die Prinzipien Mitgliederförderung, Demo- 
kratie, Rollenidentität und Solidarität (Flieger 1997). 

Die Sozialform der Genossenschaft ist Ausdruck einer Ökonomie, die in 
soziale Beziehungen eingebettet ist (Polanyi 1997/1944). Ökonomie ist dabei, 
dem substantivistischen Ökonomieverständnis Polanyis folgend, das er ei- 


tisch wie praktisch so erschwert, über den kapitalistischen »Tellerrand« hinaus zu den- 
ken. Dies wiederum macht es der Logik des Kapitals relativ leicht, sich erneut zu behaup- 
ten, insbesondere wenn es so viele Interessengruppen gibt, die sich dieser Aufgabe wid- 
men« (Jessop 2013: 21). 
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nem formal-logischen Begriff von Ökonomie entgegensetzt, als die Gesamt- 
heit aller Praktiken zu verstehen, die Güter und Dienstleistungen herstellen. 
Sie ist also nicht auf kapitalistische Produktion und den Verkauf von Waren 
beschränkt. Das Theorem der sozialen Einbettung der Wirtschaft, das pers- 
pektivisch auf gesellschaftlicher Skalenebene auch die Aufhebung der Tren- 
nung von Ökonomie und Politik impliziert (ebd.), ist für ein theoretisches 
Verständnis Solidarischer Ökonomie grundlegend. 

Für sich genommen unterliegt dieser Ansatz freilich auch gewissen Gren- 
zen, die sich beispielsweise darin zeigen, wie Elmar Altvater die solidaröko- 
nomische Handlungslogik mit Verweis auf Polanyi theoretisiert. Weil Altva- 
ter die Reziprozität als eine Art Naturaltausch versteht, der sich zwar vom 
Äquivalenzprinzip unterscheide, diesem aber nicht widerspreche, sondern 
es ergänze, muss er ein eigenes Prinzip der Solidarität postulieren, um Soli- 
darische Ökonomien zu beschreiben. Dies umso mehr, als er Reziprozität - 
anders als Polanyi - auf Individuen einschränkt (Altvater 2005: 186ff.). Der 
soziale Ursprung der Solidarität bleibt damit jedoch eher im Dunkeln und 
wird mit einem »Bewusstsein von Gemeinsamkeit und innerer Verbunden- 
heit« nur angedeutet (ebd.: 186). Auch Polanyi leistet hier keine Hilfestel- 
lung. Das Theorem der sozialen Einbettung der Wirtschaft reicht nicht hin, 
um Solidarische Ökonomie analytisch zu begreifen, weil es nicht auch schon 
den Charakter sozialer Beziehung erklärt. Der Schlüssel dazu ist die Theorie 
der Gabe von Marcel Mauss (Exner 2019). 

Mauss (1990/1925) zeigt, dass soziale Beziehungen in einer alternieren- 
den Dynamik von nicht exakt quantifizierbaren Schuldverhältnissen beste- 
hen, die aus Praktiken des Gebens, Annehmens und Erwiderns resultiert. Die 
Abfolge dieser Praktiken bezeichnet Mauss als Gabe.? Sie sind nicht strikt 
miteinander verbunden: Ob und was gegeben, angenommen oder erwidert 
wird, bleibt bis zu einem gewissem Grad freiwillig. Die Gabe kann materielle 
wie immaterielle Gegenstände, handgreifliche Güter oder Dienste gleicher- 
maßen wie Gesten, Gefühle oder Präsenzen umfassen. Sie existiert zwischen 
Individuen, Organisationen und sozialen Gruppen. Sie ist nicht auf die sozia- 
le Mikroebene (wie die Familie) beschränkt oder auf Ausnahmephänomene 
(wie die Blutspende) (Adloff 2018). Die Gabe ist auch konstitutiv für die ka- 
pitalistisch geprägte Gesellschaft (Exner 2019). 

Der Essay von Marcel Mauss zur Gabe (Mauss 1990/1925), ein kanonischer 
Bezugspunkt der Anthropologie und maßgeblicher Einfluss in der Soziolo- 


2 Während der Begriff in der Alltagssprache das Gegebene meint, bezeichnet er bei Mauss 
darüber hinaus die gesamte Abfolge von Geben, Annehmen und Erwidern. Wo im Text von 
dieser Abfolge die Rede ist, spreche ich daher von Gabezyklus. 
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gie, mit Verbindungen zu Sozialpsychologie, Organisationspsychologie und 
experimenteller Ökonomie, ist zum Gegenstand sehr verschiedener Inter- 
pretationen geworden. Diese changieren zwischen zwei Arten dichotomer 
Fehldeutungen der Gabe (Adloff/Mau 2006): erstens als entweder rein indi- 
viduelle Handlung oder bloß über-individuelle Struktur; zweitens als Aus- 
druck von Eigennutz oder Altruismus. Eine Fehldeutung, die Jacques Derrida 
(1993) ins Extrem getrieben hat, will die Gabe als uneigennütziges Geschenk 
verstehen, das ein Akt individualistischer Intentionslosigkeit gebiert. Spie- 
gelbildlich dazu verhält sich der Versuch, die Gabe utilitaristisch als rational 
choice von Individuen zu deuten, die voneinander isoliert Kosten und Nutzen 
kalkulieren. Weder für die eine noch für die andere Variante findet sich bei 
Mauss ein Anhaltspunkt - und sie erfassen nicht die differentia specifica der 
Gabe. Das gilt ebenso für die zweite, quer dazu liegende dichotome Fehldeu- 
tung, die Gabe entweder als Ausdruck über-individueller Strukturen zu in- 
terpretieren, wie zum Beispiel als mentale Formen bei Claude Levi-Strauss, 
als regelbasiertes Handeln in Theorien des social exchange oder als Ergebnis 
internalisierter sozialer Normen. Tatsächlich findet der Zugang von Mauss 
seinen Ansatzpunkt jenseits dieser skizzierten Dichotomien. 

Ein weiteres Missverständnis von Mauss’ Theorie der Gabe betrifft die Auf- 
fassung von Modernität, die den Hintergrund seines sozial- und gesellschafts- 
theoretischen (und nicht im eigentlichen Sinn ethnographischen) Anspruchs 
darstellt. Während traditionelle marxistische oder systemtheoretische Zu- 
gänge einen Bruch zwischen nicht-modernen und modernen Gesellschaf- 
ten oder sozialen Zusammenhängen ausmachen, betont die Gabetheorie im 
Sinn von Mauss eher die Kontinuitäten - ohne freilich über fundamentale 
Differenzen hinwegzugehen. Keinesfalls ist die Gabe nur eine Residualkate- 
gorie »vorkapitalistischer Gesellschaften«, wie Mauss’ Essay von 1925 klar 
zum Ausdruck bringt, insbesondere in seinen politischen Schlussfolgerun- 
gen im letzten Kapitel. 

Ebenso wenig handelt es sich im maussschen Verständnis der Gabe um 
einen Begriff, der sich für romantisierende Projektionen eignet. Mauss sieht 
die Gabe zunächst einmal nicht als Insignium eines primordialen glücklichen 
Zustands der Menschheit, sondern im Gegenteil als einen Fortschritt der 
Menschheitsentwicklung, der aus einer Situation endemischen Krieges und 
allgemeiner Beziehungslosigkeit herausgeführt habe (Mauss 1990/1925: 181). 
Mauss betont, dass die moderne Gesellschaft die Gabe »nach ihren eigenen 
Verhältnissen« weiterentwickeln sollte (ebd.: 164). Er plädiert nicht für eine 
Rückkehr zur Vergangenheit. Davon abgesehen unterstreicht Mauss selbst 
die Zweideutigkeit der Gabe (ebd.: 153f.), die einen politisch differenzierten 
Zugang erfordert. Die Gabe ist nicht mit herrschaftsfreien Beziehungen iden- 
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tisch. In seinem Essay von 1925 stellt Mauss ganz explizit (ebd.: 84) gerade 
die herrschaftlichen und mit Konkurrenz einhergehenden Formen der Gabe 
in den Vordergrund (zu den politischen Hintergründen siehe Graeber 2001), 
die er deshalb als agonistische, das heißt »auf dem Prinzip des Antagonismus 
und der Rivalität« gründende Gabe bezeichnet (Mauss 1990/1925: 85) und 
von ihrer elementaren Form abhebt (ebd.: 24f.), die er als emanzipatorische 
Perspektive betrachtet, deren Vorschein Mauss in Aspekten sozialer Demo- 
kratie erkennen will (ebd.: 160f., 174). Der ausbeuterische Charakter vieler 
Ausprägungen der Gabe wurde in der Anthropologie mehrfach untersucht 
(z.B. Strathern 1988; Graeber 2001). 

Die Gabe bringt bei Mauss demnach nicht das Selbstverständnis nicht- 
kapitalistischer Gesellschaften oder sozialer Zusammenhänge zum Ausdruck. 
In seiner Sicht ist die Gabe das Destillat einer theoretischen Anstrengung 
(ebd.: 176ff.). Er selbst hält fest: »Unsere Ausdrücke »Geschenk« und »Gabe« 
sind nicht ganz exakt, aber wir haben keine anderen« (ebd.: 167). Die Kul- 
turgebundenheit anthropologischer Theorie ist Mauss bewusst (ebd.: 17f.), 
ebenso dem verwandten Denken von Polanyi, der den Ökonomiebegriff his- 
torisiert (Polanyi 1979: 156). 

Die Gabe ist gewissermaßen das Andere der Kategorie der Ware, untrenn- 
bar mit ihr (und damit auch der kapitalistischen Produktionsweise) verbun- 
den, aber mit einer spezifischen politischen Implikation, die über die kapi- 
talistische Produktionsweise und ihr begriffliches Universum hinausweisen 
kann, denn 


»[...] diese gegensätzlichen Formen unterscheiden sich ihrem sozialen Ur- 
sprung nach, auch wenn die Art, in der sie zum Ausdruck gebracht werden, 
einem einzigen (westlichen) Diskurs entspricht und diesem angehören muss. 
Demnach kann eine Kultur, die von Ideen über das Privateigentum dominiert wird, 
deren Abwesenheit nur in spezifischer Weise denken. Darüber hinaus konstituiert 
sie ihre eigenen internen Gegensätze. Das gilt im Besonderen für den Gegensatz 
zwischen Waren und Gaben: Begriffe, die ein einziges kulturelles Paar im west- 
lichen politisch-ökonomischen Diskurs bilden, obgleich sie dazu verwendet 
werden können, Unterschiede zwischen Ökonomien aufzuzeigen, die nicht 
Teil dieses Diskurses sind, zum Beispiel nicht-westlichen Ökonomien, die sich 
gemäß einer bestimmten politisch-ökonomischen Theorie verhalten ohne 
dass sie selbst eine politisch-ökonomische Theorie besitzen würden« (Strat- 
hern 1988: 18f.; Herv.: A.E.). 


Obwohl die Gabe auf den, wie Mauss sagt, »totalen«, das heißt allgemeinen 
Charakter konkreter gesellschaftlicher Phänomene abhebt (Mauss 1990/1925: 
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176), ist sie keineswegs eine alles erklärende Kategorie; das gilt auch für 
nicht-kapitalistische Gesellschaften, wie er betont (Mauss 1990/1925: 18). 
Dennoch unterstreicht Mauss, dass die Gabe einen Komplex sozialer Prak- 
tiken darstellt, der für die menschliche Sozialität grundlegend und in dem 
Sinn überhistorisch bedeutsam ist (vgl. ebd.: 19, 182), vor allem jedoch als 
heuristische Kategorie für die empirische Forschung in verschiedenen Ge- 
bieten fruchtbar gemacht werden muss (ebd.: 176). Adloff und Mau (2006) 
arbeiten in dieser Richtung die Gabetheorie von Mauss als einen eigenstän- 
digen soziologischen Ansatz heraus. 

Mit Blick auf Solidarische Ökonomien in einer Perspektive sozial-ökolo- 
gischer Transformation gilt es, an Mauss’ Konzeption der Gabe als einer öko- 
nomischen und zugleich politischen Kategorie anzuschließen (Adloff 2018). 
Dies kann nicht in der Absicht geschehen, die Begrifflichkeiten, Theoreti- 
sierungen oder Strukturen einer post-kapitalistischen Ökonomie und Ge- 
sellschaftsordnung vorwegzunehmen. Doch »[s]ich vorzustellen, dass man 
eine ganze Ökonomie in Termini des Vorherrschens des Gabentauschs im 
Gegensatz zu einer mit dominierendem Warentausch charakterisieren kann, 
eröffnet konzeptionelle Möglichkeiten für die Sprache, die den Gegensatz 
zwischen diesen beiden erfasst« (Strathern 1988: 19). Eine solche Sprache ist 
nicht nur wissenschaftlich erforderlich, um ein besseres Verständnis Solida- 
rischer Ökonomien zu entwickeln, sondern auch für politisch-strategische 
Überlegungen unerlässlich. 

»Die Essenz Solidarischer Ökonomie ist die Demokratie«, fasst der lang- 
jährige Staatssekretär für Solidarische Ökonomie in Brasilien, Paul Singer, 
zusammen.? Damit ist nicht nur Demokratie im Sinn einer Regierungsform 
mit Gewaltenteilung, jederzeitiger Möglichkeit die Regierung abzuberufen 
und allgemeinem Wahlrecht gemeint. Vielmehr handelt es sich um die brei- 
ter gefasste Praxis partizipativer Demokratie, von Demokratie als einer Le- 
bensweise, die sich positiv als bedürfnisorientiertes Anerkennungsverhältnis 
bestimmt (Dewey 2016/1927). 

Bereits bei Mauss ist die Verbindung zwischen Gabe und Anerkennung 
angelegt (Adloff 2008). Die Gabe ermöglicht daher nicht nur ein Verständnis 
der ökonomischen, sondern auch der politischen Dimension Solidarischer 
Ökonomien als eine Form der kollektiven (und konfliktiven) Selbstregierung. 
Diese politische Dimension der Gabe bietet zudem einen Zugriff auf die so- 
zialen Ursprünge des Gemeinbesitzes. 


3 Südwind: Coopamare cooperative, Brazil, https://www.youtube.com/watch?v=Ng5dF8iOPLk 
(Zugriff 19.4.2020). 
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Die sozial eingebettete Ökonomie von Gabe und Besitz 


In der Gabe verschränken sich Motivlagen, die das kapitalistische Denken 
und Handeln strikt voneinander trennen. Eigennutz und Spontaneität, Pflicht 
und Vergnügen bringen eine - in kapitalistisch geprägter Sicht - hybride 
Rationalität hervor (Mauss 1990/1925; Caille 2008/2000). Anders gesagt ver- 
weist die Kategorie der Gabe damit aufeinen theoretischen Ort jenseits einer 
Vorstellung, die soziales Handeln lediglich auf Motive zurückführt (Mauss 
1990/1925: 177). Die Gabe ist wesentlich performativ. Sie beruht auf Vertrau- 
en (dass etwas angenommen und erwidert wird), das buchstäblich geschenkt 
und nicht nur aus Eigennutz oder Pflicht gegeben wird (Caille 2008/2000). 
Was gegeben wird, bleibt im Rahmen der Gabe juristisch oder symbolisch- 
affektiv mit der Person verbunden, die gibt. Die Gegenstände werden gewis- 
sermaßen personalisiert. Mauss unterscheidet, wie erwähnt, zwischen der 
elementaren und der agonistischen Gabe (Mauss 1990/1925). Die elementare 
Gabe ist Ausdruck einer (sozial regulierten) Bereitschaft, zu geben, die sich 
mehr auf das Verhältnis der Personen, als die Dinge und Dienste bezieht, 
die gegeben werden. Sie ist die Grundform der Solidarität. Mauss hat sie als 
Form eines ursprünglichen Kommunismus gefasst (Mauss 1967/1926: 95ff.), 
dem Prinzip »Jede nach ihren Fähigkeiten, jede nach ihren Bedürfnissen« 
entsprechend (Graeber 2001). Die agonistische Gabe dagegen bezieht sich 
mehr auf die Dinge und Dienste, die gegeben werden, als auf die Personen, 
die geben. Die im Geben implizierte Schuld schafft dann eine Asymmetrie, 
die zum materiellen Ausgleich drängt - und zwar umso mehr, je größer die 
soziale Ungleichheit ist und je stärker Schuld daher mit Abwertung, Scham 
und sozialer Unterordnung verbunden ist (Graeber 2001). Auch im Fall der 
agonistischen Gabe ist dieser Ausgleich jedoch immer unzureichend, ers- 
tens, weil Dinge und Dienste mit der Person verbunden bleiben, die gibt, 
und zweitens, weil das, was gegeben wird, nicht abstrakt quantifiziert wird. 
Die Gabe kennt zwar Bewertungen, aber allenfalls in qualitativen Wertstu- 
fen und konkreten Mengen, nicht jedoch in Form von abstraktem, beliebig 
teilbarem Wert, wie er sich im Geld ausdrückt. Anders als in der Gabe kön- 
nen dem Prinzip des Äquivalententauschs folgend Schulden durch Abtren- 
nung des Gegebenen von der Person, die gibt, und dessen Quantifizierung 
(in Geld) abschließend, das heißt eindeutig und restlos, beglichen (bezahlt) 
werden. Die Erwiderung im Rahmen der Gabe bestätigt eine Beziehung, an- 
statt sie zu beenden, während das Tauschprinzip keine Beziehung, sondern 
allenfalls Abhängigkeit schafft (bei Kreditschulden). 

Die Gabe konstituiert in vielen Fällen Konkurrenz- und Herrschaftsver- 
hältnisse. Häufig ist sie zudem mit patriarchalen Geschlechterverhältnissen 
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verknüpft (Strathern 1988; Vaughan 1997). Sie unterscheidet sich allerdings 
von der besonderen Rücksichtslosigkeit der spezifisch kapitalistischen Kon- 
kurrenz und Herrschaft, indem sie, gleich ob im positiven oder im negati- 
ven Sinn, Beziehungen konstituiert. Diese sind die allererste Voraussetzung 
von Demokratie. 

Schon Mauss hat die substanzielle Bedeutung der Gabe auch unter kapi- 
talistischen Bedingungen sowohl auf einer individuellen als auch einer ge- 
sellschaftlichen Ebene betont. Die Gabe strukturiert das kapitalistische Ar- 
beitsverhältnis. Das Ergebnis dieser Analyse ist an eine post-operaistische 
Perspektive anschlussfähig, die deutlich macht, dass die Kooperation im ka- 
pitalistischen Arbeitsprozess zu einem guten Teil eigenmotiviert erfolgt (Ad- 
loff/Mau 2006). Doch betrifft die Gabe nicht nur die Eigenmotivation. Allein 
schon der Lohn für die Verausgabung von Arbeitskraft vollzieht sich faktisch 
in einer (stark asymmetrischen) Gabebeziehung. Damit erhellt sich auch der 
soziale Ursprung der Hegemonie kapitalistischer Arbeitsverhältnisse (Exner 
2019). Sie werden durch stark asaymmetrische Ausbeutungsbeziehungen kon- 
stituiert. Die kapitalistische Arbeitsbeziehung ist durch den latenten Waren- 
charakter der Arbeitskraft, das heißt durch die Drohung sozialer Entbettung 
und Reduktion auf einen Produktionsfaktor geprägt (Exner 2014). Das lohn- 
abhängige Individuum verfügt in der kapitalistischen Gesellschaft nur über 
sich selbst, anders als die unmittelbar Produzierenden unter den Bedingun- 
gen der feudalen Produktionsweise, die auch ihre Produktionsmittel besaßen. 
Die kapitalistische Ausbeutungsbeziehung bleibt in weitaus höherem Maße 
als die feudalistische eine Beziehung auf Widerruf und grundlegend prekär. 

Die Gabe ist Strukturkern auch der kapitalistischen Produktion und wi- 
dersprüchlich mit dem Tauschprinzip des Marktes artikuliert. Im Rahmen 
der Theorie der Gabe verschiebt sich der Fokus der Kritik aus diesem Grund 
von der kapitalistischen Produktion, die sich in (stark asymmetrischen) 
sozialen Beziehungen vollzieht, auf die marktförmige Verteilung, die eine 
grundlegende Beziehungslosigkeit impliziert (ähnlich Polanyi 1997/1944). 
Diese Beziehungslosigkeit ist zwar Voraussetzung und Resultat der kapita- 
listischen Ausbeutungsbeziehung, aber für sich genommen eine größere Be- 
drohung als die Ausbeutung selbst, weshalb »weltweit die Ausbeutung rasch 
zu einem Privileg geworden ist, nach dem sich immer mehr Menschen seh- 
nen. Anstelle eines Proletariats haben wir ein Prekariat [...], das verzweifelt 
versucht, seine Ausbeutung zu verteidigen. Da kommt Polanyi ins Spiel«, 
bemerkt Burawoy (2013: 533) - und Mauss mit ihm. Strategisch betrachtet 
steht gerade aus diesem Grund zunächst die Produktion (im Haushalt, im Be- 
trieb, in sozialen Bewegungen) im Zentrum, denn die kapitalistische Form 
der Verteilung kann vor allem von den in der Produktion herangebildeten 
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kooperativen Fähigkeiten, von den dort entwickelten Beziehungen ausge- 
hend durch Solidarische Ökonomien ersetzt werden. Das zeigt sich schon in 
der genossenschaftlichen Sozialform. Das Identitätsprinzip, der Ersatz von 
Marktverhältnissen durch Beziehungen, entspringt dem Prinzip der Mitglie- 
derförderung, das bereits Beziehung voraussetzt. 

Von einem gabetheoretischen Standpunkt aus ergibt sich auch eine be- 
stimmte Sicht auf die Kategorien von Eigentum, Privateigentum und Besitz, 
die im Englischen sprachlich klarer als ownership, property und possession ab- 
gegrenzt werden können (Gerber/Steppacher 2017). Eigentum ist ein überhis- 
torischer Begriff für das Resultat von Aneignung und damit auch der Aneig- 
nungsverhältnisse, die sich entweder als Teil eines Gabezyklus (als Annehmen) 
oder des Äquivalententauschs (als Kauf) darstellen. Die Aneignung kann als 
Ausbeutung erfolgen und ist dann, mit Ausnahme von Zwang zur Arbeit und 
Extraktion, Teil eines (asymmetrischen) Gabezyklus (Exner 2019). Eigentum 
(ownership) umfasst als allgemeiner Begriff sowohl Privateigentum (proper- 
ty) als auch Besitz (possession). Privateigentum ist der juristische Ausdruck 
der Warenform und strukturell mit der kapitalistischen Produktionsweise 
verbunden. Besitz bedeutet dagegen (das Recht auf) den Gebrauch konkre- 
ter Gegenstände, der auch die materielle Basis der kapitalistischen Produk- 
tionsweise bildet. Diese Unterscheidung hebt nicht darauf ab, ob Eigentum 
kollektiv oder individuell gehalten wird. 

Besitz stellt sich, ob individuell oder kollektiv, im Gabezyklus her. Ein sti- 
lisiertes Beispiel: Was die (nicht kapitalistisch wirtschaftende) Bäuerin der 
Erde durch Ackern, Säen, Düngen gibt und die Erde unter günstigen Witte- 
rungsbedingungen davon annimmt, erwidert diese im Wachstum der Feld- 
frucht, die die Bäuerin ihrerseits empfängt, während sie in Dankesritual und 
Kompostierung der Erde zurückgibt, was sie genommen hat. Sie vermengt 
den Boden mit ihrer Personalität und stiftet so eine Beziehung, die ein Be- 
sitzrecht begründet - sofern patriarchale Eigentumsverhältnisse dem nicht 
entgegenstehen. An diesem Beispiel ist die andersartige Verschränkung von 
materieller, kognitiver und symbolisch-affektiver Dimension des Naturver- 
hältnisses im Vergleich zur kapitalistischen Landwirtschaft zu erkennen, in 
der Boden Privateigentum ist und als »fiktive Ware« (vgl. Polanyi 1997/1944: 
108) gehandelt werden kann. Im Fall von kollektivem (bäuerlichem) Landbesitz 
ermöglicht und strukturiert die Gabe nicht nur Situationen von gemeinsamer 
Arbeit (die Kooperation und damit Beziehung voraussetzen). Sie begründet 
zudem den Gemeinbesitz als solchen, insoweit er die wechselseitige Abtre- 
tung exklusiver Besitzansprüche voraussetzt. Jene, die aufein Stück Land oder 
bestimmte daraufbefindliche Güterquellen Anspruch erheben, geben einan- 
der das Zugangsrecht, erkennen einander damit (idealtypisch) als Gleichbe- 
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rechtigte an und verbinden sich dadurch miteinander im Zyklus der Gabe 
in der Gruppe ebenso wie gegenüber dem Land. Das gilt freilich nur für sol- 
che Ressourcen, die grundsätzlich von mehreren Personen genutzt werden 
können (etwa eine Weide, ein Wald oder ein Fischgrund). Denn in der Logik 
des Besitzes (possession) schafft nur eigene Arbeit ein Zugangsrecht (Gerber/ 
Steppacher 2017). Ansonsten sind gemeinsam durchgeführte Arbeiten zur 
Aufschließung, Erhaltung und Verbesserung von Land Quelle des Gemeinbe- 
sitzes. Mutatis mutandis stellt sich der Gemeinbesitz von Produktionsmitteln 
wie Maschinen oder Gebäuden über Gabezyklen her. Was gemeinsam durch 
das Geben von Arbeit, Wissen oder Geld (das hier paradoxerweise die Form 
der Gabe annimmt) geschaffen wird, gehört der Gruppe. Jedes Mitglied für 
sich und alle gemeinsam treten in einen Gabezyklus mit dem Geschaffenen 
ein. Dazu gehört letztlich auch die soziale Organisation als solche, etwa ein 
Betrieb in seiner Gesamtheit. 

Für ein näheres Verständnis dieser Zusammenhänge hat die theory ofpsy- 
chological ownership (Dawkins u.a. 2017) wichtige Elemente beigebracht. Die 
Mechanismen, über die sich der psychologische Besitz (an einem Gegenstand, 
einem Aufgabenbereich oder einer Organisation) als zugleich materielles, 
kognitives und symbolisch-affektives Verhältnis konstituiert, entsprechen 
den beziehungsstiftenden Dimensionen der Gabe. Der Besitz entsteht in die- 
sem dreifachen Sinn, indem sich die eigene Persönlichkeit mit einem Gegen- 
stand, einem Aufgabenbereich oder einer Organisation vermengt und darin 
symbolisch-affektiv spiegelt (eine Erwiderung erfährt), auf diesem Wege sich 
selbst bestätigt und zudem von anderen sozial anerkannt (erwidert) wird. 
Eine Voraussetzung dafür ist ein gewisses Maß an materieller Kontrolle bzw. 
Einfluss aufund ein intimes kognitives Wissen von einem Gegenstand, einem 
Aufgabenbereich oder einer Organisation sowie ein als angemessen empfun- 
denes Verhältnis zwischen eigenen Beiträgen und Erwiderungen, das nicht 
als Marktverhältnis praktiziert, empfunden und gedacht wird, sondern als 
Gabezyklus. Psychological ownership ist in Solidarischen Ökonomien stärker 
ausgeprägt als in kapitalistischen Unternehmen (Weber u.a. 2019), weil die 
Beziehungen zu Arbeitsgegenständen, Aufgabenbereichen und der Organi- 
sation als solcher intensiver sind. 

Für unseren Kontext ist wichtiganzumerken, dass die Rechtsform der Ge- 
nossenschaft zwar einen privateigentümlichen Charakter hat, insoweit sie zur 
Beleihung von Krediten dienen kann. Sie erlaubt aber weder ein Unterneh- 
men als Ware noch Anteile daran als Kapital zu handeln. Die juristische Form 
der Genossenschaft steht daher dem Besitz näher als dem Privateigentum. 

Kehren wir nach dem Durchgang durch die Theorie der Gabe nun zu den 
eingangs erwähnten vier Prinzipien der genossenschaftlichen Sozialform 
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zurück. Die Mitglieder einer solidarökonomischen Organisation geben ei- 
nander eine ursprüngliche Anerkennung als Wesen, die einander bedürfen, 
und zwar im Sinn der elementaren Form der Gabe, von Solidarität. Sie be- 
steht in einer zunächst unspezifischen Disposition, dem anderen Menschen 
zu geben, was sie oder er braucht“. Eine bestimmte solidarökonomische Or- 
ganisation stellt dafür freilich jeweils nur spezifische Mittel bereit (Wohn- 
raum, Maschinen, Rohstoffe, Kommunikation, Wissen, emotionale Unter- 
stützung usw.), die ihre konkrete wirtschaftliche Zielsetzung im Sinn der 
Mitgliederförderung definieren. Insoweit die Mitglieder ihre Bedürfnisse in 
einem wechselseitig-symmetrischen Anerkennungsverhältnis artikulieren, 
um Unterstützung zu bekommen, verfahren sie demokratisch. Sie bestätigen 
sich als einander bedürftige Wesen durch das Geben, Annehmen und Erwi- 
dern von Gegenständen, Worten, Wissen, Gesten, Gefühlen und Präsenzen. 
Strukturen zur demokratischen Entscheidungsfindung können die Praktiken 
dieses Anerkennungsverhältnisses stabilisieren, aber nicht die elementare 
Gabe ersetzen, deren Rationalität das Solidaritätsprinzip ist. Das sogenann- 
te Identitätsprinzip? ist das Resultat des Prinzips der Mitgliederförderung, 
nämlich Marktverhältnisse durch soziale Beziehungen zu ersetzen. 

Die gabetheoretische Rekonzeptualisierung der genossenschaftlichen 
Organisationsprinzipien steht im paradigmatischen Gegensatz zu dem Ver- 
such, diese als Ergebnisse einer Rationalität der Kosten-Nutzen-Kalkulation, 
das heißt als rational choice zu fassen (Exner 2019). Dieser Ansatz ist empi- 
risch defizient und theoretisch irreführend. Dennoch ist er in der Genossen- 
schaftsliteratur zum Teil üblich und informiert noch Elinor Ostroms Theorie 
der Commons (Exner 2015a). 


Eine gabetheoretische Analyse Solidarischer Ökonomien 


Oberhalb der abstrakten Ebene genossenschaftlicher Sozialprinzipien erhellt 
der gabetheoretische Zugriff auf Solidarische Ökonomien auch die konkrete 
Produktionsweise. Im Unterschied zu kapitalistischen Unternehmen zeigt 
das Handeln solidarökonomischer Organisationen zunächst eine Hybridität 
der Motive, wie sie für die Gabe charakteristisch ist. Genossenschaften befrie- 
digen eigennützige Interessen, wie den Wunsch nach guten Lebensmitteln, 
billigem Wohnraum oder einem ausreichenden Einkommen für den eigenen 


4 Dies ist nicht mit einer christlich geprägten Auffassung von Altruismus zu verwechseln. 
Gabetheoretisch betrachtet ist Solidarität hybrid motiviert, durch Eigennutz und Sponta- 
neität, durch Pflicht und Vergnügen. 

5 Zwei funktionelle Positionen, die der Markt trennt, werden vereint, z.B. Kauf und Ver- 
kauf, Kapital und Arbeit etc. 
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Lebensunterhalt. Parallel dazu wirkt in ihnen aber auch eine altruistische 
Spontaneität, nämlich der Wunsch, anderen zu helfen und zu einer gesell- 
schaftlichen Veränderung beizutragen. Das zeigt sich in den sozialen oder 
religiösen Ursprüngen vieler Genossenschaften, aber auch im politischen 
Selbstverständnis Solidarischer Ökonomie, das sie von genossenschaftlichen 
Zweckverbünden (etwa Produktionsgenossenschaften kapitalistischer Firmen) 
ebenso wie von strikt unternehmerischen Genossenschaften unterscheidet. 
Solidarische Ökonomien werden durch Normen stabilisiert, basieren der 
Rationalität der Gabe entsprechend aber nicht allein auf Pflicht. Neben Ei- 
gennutz, Spontanität und Pflicht spielt auch das Motiv des Vergnügens eine 
mitunter wesentliche Rolle, am deutlichsten in Genossenschaften, die sich 
darauf konzentrieren, Selbstentfaltung in der Arbeit zu ermöglichen. Diese 
Motive bilden zusammen die typische Qualität Solidarischer Ökonomien und 
lassen sich nur willkürlich trennen. Die Hybridität der Motive verweist auf 
den Beziehungscharakter Solidarischer Ökonomien. 

Die Verbindlichkeit, die für die Reproduktion Solidarischer Ökonomien 
wesentlich ist, beruht zu einem guten Teil darauf, dass die Produkte symbo- 
lisch-affektiv bis zu einem gewissen Grad mit den Produzierenden verbunden 
bleiben. Deshalb ruft, was gegeben und angenommen wird, nach einer Er- 
widerung. Voraussetzung dafür ist, im Produkt den Anderen anzuerkennen, 
dessen Präsenz nicht vollständig durch Bezahlung abzugelten ist. Im Unter- 
schied zur kapitalistischen Rationalität, die mit der Warenform verbunden 
ist, vollzieht sich hier eine Personalisierung der Produkte in der Rationali- 
tät der Gabe. Diese sind nicht allein Rohstoff oder Konsumgut, sondern ver- 
mitteln darüber hinaus eine menschliche Beziehung. Das lässt sich etwa am 
sozialen Bezug zwischen Produzierenden und Konsumierenden beobachten, 
der in Fair-Trade-Initiativen oder in einer Food Coop besonders deutlich ist. 
Dieser Mechanismus wirkt aber auch im Inneren solidarökonomischer Or- 
ganisationen, wie ich weiter oben mit Verweis auf die theory of psychological 
ownership herausgestellt habe. Die Organisation ist das Werk der Vielen, ih- 
rer gemeinsamen Gaben, und spiegelt ein kollektives Selbst wider, das eine 
geteilte Verantwortlichkeit wachruft. 

Der höhere Grad an psychological ownership ist dafür verantwortlich, dass 
Solidarische Ökonomien einigen Studien zufolge eine größere Arbeitspro- 
duktivität aufweisen als kapitalistische Unternehmen (vgl. Perotin 2014). 
Der materielle, kognitive und symbolisch-affektive Bezug zur Organisation 
steigert die Arbeitsmotivation und die Kooperationsfähigkeit. Beide Fakto- 
ren tragen wiederum zu einer besseren Bearbeitung von wirtschaftlichen 
Krisen bei. Die Krisenresilienz wird freilich schon allein dadurch gefördert, 
dass Solidarische Ökonomien Beziehungen (das heißt die Praktiken der Gabe) 
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in den Vordergrund rücken: Das Prinzip der Mitgliederförderung verbietet 
rein spekulative Investitionen und eine Maximierung von Profiten. Der wirt- 
schaftlich konservative Zugang kann zum Aufbau erheblicher Kapitalreser- 
ven beitragen. Die Einbettung in übergreifende soziale Netzwerke wie Prüf- 
und Dachverbände erhöht die wirtschaftliche Stabilität. Dies umso mehr, 
als auch hier wesentlich Beziehungsdynamiken eine Rolle spielen, die über 
eine bloße Aggregierung von eigennützigen Interessen hinausgehen. Ein 
prägnantes Beispiel dafür sind die Genossenschaften der Mondragön Corpo- 
raciön Cooperativa (MCC). Mitglieder aus Genossenschaften mit wirtschaftli- 
chen Problemen werden dort im Regelfall von anderen, stabilen Genossen- 
schaften übernommen. 

Genossenschaften können sich der Materialität, den Denkformen und Sym- 
bolisierungen der kapitalistischen Produktionsweise nur begrenzt entziehen. 
Dennoch gibt es wichtige Unterschiede. Auf Spezifika der sozio-materiellen 
Organisationsstruktur bin ich bereits eingegangen. In solidarökonomischen 
Genossenschaften dominieren zudem spezifische Deutungsmuster: Partizi- 
pation, Familie und Freundschaft und ethische Wertorientierung (Roelants 
u.a. 2014). Der Beziehungscharakter Solidarischer Ökonomien wird so auch 
auf der kognitiven und symbolisch-affektiven Ebene deutlich. Es überrascht 
deshalb nicht, dass mit dem Grad struktureller demokratischer Teilhabe an 
einem Unternehmen die pro-sozialen und demokratischen Orientierungen 
der Mitglieder zunehmen (Weber u.a. 2019). 

Auch wenn es noch gezielter Studien dazu bedarf, ist jedenfalls begründet 
zu vermuten, dass Solidarische Ökonomien unter anderem aufgrund solcher 
Subjektivierungseffekte dazu beitragen können, Naturverhältnisse zu verän- 
dern. Sozialpsychologische Untersuchungen zeigen nämlich, dass pro-soziale 
Orientierungen mit umweltfreundlichem Verhalten (Neaman u.a. 2018) und 
Naturverbundenheit (Lee u.a. 2015) zusammenhängen. Die Rationalität der 
Gabe, so ist anzunehmen, erstreckt sich von der zwischenmenschlichen Be- 
ziehung auch auf das Verhältnis von Mensch und den Elementen der Natur, 
das die Form eines Gabezyklus annimmt. 

Die Rationalität des Marktes wird dagegen durch den Eigennutz bestimmt 
und hat einen im Kern abstrakten, quantifizierenden Charakter. Die sozial 
entbettete Denkform der Rechenhaftigkeit geht mit verdinglichenden Sym- 
bolisierungen einher: Menschen werden als anonyme Arbeitskräfte, die Ele- 
mente der Natur als leblose Ressourcen oder Hindernisse repräsentiert. Die- 
se Muster korrespondieren mit einem materiellen Arbeitsprozess, der gegen 
Mensch und Natur gleichgültig ist. Wirtschaftliche Aktivitäten werden nicht 
als Teil von Beziehungen und der dafür nötigen Rücksichtnahme vollzogen, 
gedacht und symbolisiert, sondern aus diesen sozial herausgelöst. 
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Die grundlegende Funktion der Gabe, sozialen Frieden zu stiften und zu 
reproduzieren, begründet die Annahme, dass die Entwicklung Solidarischer 
Ökonomien nicht allein durch die damit einhergehende Demokratisierung, 
sondern auch durch den Aufbau von Vertrauensverhältnissen dazu beitra- 
gen können, Gesellschaften sozial rücksichtsvoller zu gestalten und gesell- 
schaftliche Konflikte einzugrenzen. Die Studie von Putnam (1993) weist da- 
rauf hin, dass diese Funktion auch unter den Bedingungen kapitalistisch ge- 
prägter gesellschaftlicher Verhältnisse relevant ist. 

Ein gabetheoretischer Zugriff auf Solidarische Ökonomien macht indes 
auch klar, dass ein sozial eingebettetes Wirtschaften durchaus paternalis- 
tische oder herrschaftsförmige Verhältnisse implizieren kann. Diese Mög- 
lichkeit ist in der Gabe selbst angelegt. Sie wird im selben Maße schlagend, 
in dem das Geben als Machtmittel eingesetzt wird und die Erwiderung in 
Loyalität und der Akzeptanz der eigenen Unterordnung besteht. Dies hat 
Mauss als Übergang von der elementaren zur agonistischen Gabe theoreti- 
siert (Mauss 1990/1925). 


Widersprüche und Strategien der Bearbeitung 


Solidarische Ökonomien sind unter den Bedingungen konkurrenzgeprägter 
Märkte überlebensfähig und können ihre demokratische Organisation re- 
produzieren. Allerdings zeigen sie eine Reihe von Widersprüchen (Exner/ 
Kratzwald 2012; Exner 2015b). In Hinblick auf ihre Reproduktionsbedin- 
gungen sind die folgenden relevant: Erstens unterliegen solidarökonomi- 
sche Organisationen, die für den Markt produzieren, in vielen Fällen einem 
Wachstumszwang. Solidarische Ökonomien sind zwar grundsätzlich nicht 
wachstumsorientiert. Allerdings konkurrieren sie über das Tauschprinzip 
mit kapitalistischen Unternehmen sowie mit anderen solidarökonomischen 
Organisationen. So stehen etwa Solidarische Landwirtschaftsbetriebe in man- 
chen Regionen der USA in wechselseitiger Konkurrenz. Der Drang, nicht aber 
der Zwang zum Wachstum, ist sistiert. Dieser Widerspruch wird auf selbst 
widersprüchliche Weise bearbeitet, sofern Genossenschaften eine Interna- 
tionalisierung durch Zukauf kapitalistischer Unternehmen verfolgen wie im 
Fall der MCC. Zweitens können Produktivgenossenschaften ihre Produktion 
zumeist nicht reduzieren, ohne die Bedürfnisbefriedigung ihrer Mitglieder 
zu gefährden, auch wenn dies gesamtgesellschaftlich sinnvoll wäre. Die Mit- 
glieder sind letztlich dem Tauschprinzip ausgesetzt und bleiben damit der 
Konkurrenz sowie der eindimensionalen Rationalität des Geldes unterwor- 
fen. Drittens hängt die Stabilität solidarökonomischer Organisationen in der 
Regel von relativ starken sozialen, religiösen oder politischen Orientierun- 
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gen ab. Diese Orientierungen wirken allerdings tendenziell sozial exkludie- 
rend. Viertens bleiben Ausmaß und Form der internen Demokratie durch die 
Marktkonkurrenz limitiert. Dieser Widerspruch wird oft besonders scharf 
erlebt, wenn eine Organisation mit veralteter Maschinerie oder Schulden 
aus früheren Eigentumsverhältnissen zurechtkommen muss. Fünftens sind 
basisdemokratische Entscheidungsformen zwar symmetrischen Zyklen ele- 
mentarer Gaben besonders zuträglich. Sie lassen aber kaum ein upscaling so- 
lidarökonomischer Praktiken zu. Repräsentativ-demokratische Formen sind 
dagegen für eine Art von elite capture und agonistische Gabedynamiken an- 
fällig, insbesondere wenn Mitglieder über stark unterschiedliche Ressourcen 
verfügen, sich am Arbeitsmarkt zu behaupten, und eine Mehrheit von den 
Kompetenzen einer Minderheit abhängt - ein Widerspruch, der am Beispiel 
der MCC illustriert werden kann. 

Auch in Hinblick auf die notwendige Expansion Solidarischer Ökonomi- 
en wirken spezifische Widersprüche: Erstens muss Solidarische Ökonomie die 
Nöte vor allem der schwächsten Gruppen in einer Gesellschaft lindern. Dies 
belastet jedoch die wirtschaftliche Überlebensfähigkeit oder das upscaling 
solidarökonomischer Organisationen unter Konkurrenzbedingungen. Tat- 
sächlich sind Genossenschaften vor allem in reicheren Weltregionen stark 
präsent. Zweitens kann Solidarische Ökonomie ihre Attraktivität auf mittle- 
re Sicht nur dann wesentlich steigern, wenn sie auch Marktanteile gewinnt. 
Damit bestärkt sie allerdings zugleich das Tauschprinzip, das der Rationali- 
tät der Gabe und damit der Solidarität entgegensteht. Drittens muss eine Be- 
wegung Solidarischer Ökonomie früher oder später staatliche Ressourcen 
und Machtmittel in Anspruch nehmen, um die kapitalistische Ökonomie 
zurückdrängen. Sie kann staatliches Handeln aber umgekehrt erst ab einem 
gewissen Entwicklungsgrad wirksam beeinflussen. Viertens stärken Solida- 
rische Ökonomien zwar das psychological ownership durch kollektive soziale 
Beziehungen, die auf Gabezyklen beruhen. Mitglieder können den Besitz an 
den Produktionsmitteln allerdings auch in der Rationalität des Tauschprin- 
zips und damit des Privateigentums interpretieren, sodass sie Gewinnbetei- 
ligung, Effizienz, Verkaufsorientierung und Genossenschaftlichkeit als Ge- 
schäftsmodell betonen. 

Somit ergibt sich ein Spannungsverhältnis zwischen Degeneration und 
Regeneration der Sozialprinzipien (Storey u.a. 2014), das nicht aufgelöst 
werden kann, solange das Tauschprinzip dominiert. Die Widersprüche so- 
lidarökonomischer Organisationen verweisen mit Blick auf eine Transfor- 
mation folglich auf zwei zentrale strategische Erfordernisse. Erstens hängen 
Regeneration und Expansion stark davon ab, dass Solidarische Ökonomien 
sich als Teil einer sozialen Bewegung verstehen und mit progressiven Par- 
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teien kooperieren. Dies heißt nichts anderes, als dass sie die intern wirksa- 
men symmetrischen Gabezyklen, die Beziehungen im Vergleich zu kapita- 
listischen Unternehmen intensivieren, zusätzlich auf dem Weg von Gabezy- 
klen über die Grenzen der Organisation hinweg stabilisieren und ausweiten 
müssen. Gabezyklen, die über einzelne Organisationen hinausreichen, um- 
fassen die drei Dimensionen einer sozial-ökologischen Transformation: ma- 
teriell als finanzielle oder anderweitige Unterstützung; kognitiv als Refle- 
xionsraum und zum strategischen Wissensaustausch; symbolisch-affektiv 
zur Aufrechterhaltung der spezifisch solidarökonomischen Deutungsmus- 
ter sozialer Interaktionen. 

Zweitens müssen solidarökonomische Organisationen Stakeholder in ihre 
Entscheidungs- und Gabestrukturen einbeziehen (wie etwa in Multi-Stake- 
holder-Genossenschaften), wozu zentral auch die Gewerkschaften gehören. 
Solidarökonomische Organisationen müssen die wechselseitige Zusammen- 
arbeit erheblich intensivieren und strategisch in Opposition zur kapitalis- 
tischen Ökonomie ausrichten, die vom Tauschprinzip reguliert wird. Die 
»Kooperation von Kooperativen« ist ein altes Genossenschaftsprinzip, doch 
schmerzlich unterentwickelt. Sie würde Gabezyklen zwischen Organisatio- 
nen etablieren, die sich im selben Maße vom Tauschprinzip emanzipieren. 
Darüber hinaus ist freilich notwendig, dass auch die allgemeinen wirtschaft- 
lichen Rahmenbedingungen und globalen Austauschverhältnisse solidaröko- 
nomisch gestaltet werden. Erst dann wäre eine sozial-ökologische Transfor- 
mation in ihrem vollen Sinn auf den Weg gebracht. 
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Wirtschaftsdemokratie und ihre systemischen 
Grenzen 


Genossenschaftliche Landwirtschaft am Beispiel 
Mecklenburg-Vorpommerns 


Zusammenfassung: Der Aufsatz rekonstruiert die Phasen einer dreifachen Transfor- 
mation der Landwirtschaft in Mecklenburg-Vorpommern, beginnend mit der Boden- 
reform in der Sowjetischen Besatzungszone (SBZ) über die Kollektivierung in der DDR 
bis hin zur Herausbildung einer besonderen Form kapitalistischer Landwirtschafts- 
produktion nach dem Jahr 1990. Der Schwerpunkt liegt hierbei auf einer Analyse der 
Veränderung des Verhältnisses der Arbeitskräfte zu den Produktionsmitteln und der 
verschiedenen Produktionszwecke in den jeweiligen Phasen. Derart wird untersucht, 
ob und wie die genossenschaftlichen Produktionsvorstellungen der LPG verwirklicht 
wurden. Über die Analyse der Krisenhaftigkeit der genossenschaftlichen Produktion 
hinaus wird aufgezeigt, welche Gefahren die gegenwärtige Entwicklung der Landwirt- 
schaft für das Leben im ländlichen Raum zeitigt. 


Schlagwörter: DDR, Eigentum, Genossenschaften, ländlicher Raum, Landwirtschaft, 
Mecklenburg-Vorpommern, Produktionsverhältnisse, Transformation 


Economic democracy and its systemic limits 

Mecklenburg-Western Pomerania as a case for cooperative agriculture 
Abstract: The article describes the phases ofa threefold transformation of agriculture 
in Mecklenburg-Western Pomerania, which began with the land reform in the Soviet 
occupation zone, continued with the collectivization in the GDR, and finallyledtothe 
development of a special form of capitalist agricultural production after 1990. The 
analysis focuses on the change in the relationship between the labour force and the 
means of production as well as the different production purposes in the respective 
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phases. This approach allows to examine to what degree ideas of cooperative pro- 
duction, which temporarily dominated agriculture in the GDR, were realized in the 
context of changing production relations. Beyond an analysis of the vulnerability of 
cooperative production to crises, the article argues that the current development of 
agriculture endangers life in rural areas. 


Keywords: GDR, property, cooperatives, rural areas, agriculture, Mecklenburg-Wes- 
tern Pomerania, production relations, transformation 


D er Zusammenbruch der Sowjetunion läutete den globalen Sieg des Pri- 
vateigentums an Produktionsmitteln ein, der am »Ende der Geschich- 
te« die Welt vom vermeintlich unterlegenen Kollektiveigentum erlöste. Ent- 
gegen dieser Prophezeiungen marktwirtschaftlicher Apologetik halten sich 
jedoch auch 30 Jahre später noch Formen des Gemeineigentums hartnäckig. 
So zum Beispiel im Bereich der Agrarwirtschaft der neuen Bundesländer, wo 
Produktivgenossenschaften und vergesellschaftetes Eigentum auch heute 
noch die Betriebs- und Wirtschaftsstrukturen prägen -trotz aller Abgesänge 
in der westdeutschen Agrarökonomie auf die landwirtschaftlichen Produk- 
tionsgenossenschaften (LPG) (Remminghorst 2000: 17). Die Geschichte der 
LPG ist nicht nur ein Kapitel der sogenannten Wiedervereinigung. Vielmehr 
ist sie aus Sicht einer marxistischen Theorieentwicklung interessant, da ihre 
Geschichte und die ihrer genossenschaftlichen Nachfolgebetriebe eine Ge- 
schichte der Transformation der Eigentumsverhältnisse und somit auch der 
Produktionsverhältnisse ist. Schließlich hat die Landwirtschaft der heuti- 
gen neuen Bundesländer innerhalb von weniger als 50 Jahren dreimal einen 
grundsätzlichen Wandel der Beziehung der Arbeitskräfte zu den Produkti- 
onsmitteln erlebt. Im wissenschaftlichen Betrieb wird das Thema Landwirt- 
schaft in der DDR und die dortige ländliche Gesellschaft jedoch noch immer 
vernachlässigt (Schöne 2016: 73). Ziel dieses Aufsatzes ist es daher, die spezi- 
fischen Konstellationen zwischen Produktivkräften und Produktionsmitteln 
im Zuge dieser Transformationsprozesse aufzuschlüsseln und zudem deren 
außerbetriebliche Dimension darzustellen. Den analytischen Fokus legen 
wir hierbei auf a) die mit den Transformationen der Eigentumsverhältnisse 
einhergehenden Veränderungen des Produktionszwecks, b) die spezifische 
Form der betrieblichen Mitbestimmung und c) die Lohnarbeit in genossen- 
schaftlich organisierten landwirtschaftlichen Betrieben. 

Anhand der LPG wird aufgezeigt, welche Widersprüche bei einer Verge- 
sellschaftung von Grund, Boden und Produktionsmitteln auftreten, wenn 
gleichzeitig die damit einhergehenden Verfügungsrechte abgelehnt werden 
und die Lohnarbeit beibehalten wird. Darüber hinaus diskutieren wir den tat- 
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sächlichen Grad der »positiven Aufhebung« (Marx 1972: 456) von Klassenge- 
gensätzen in genossenschaftlichen Produktionsformen. Dies erlaubt zugleich 
allgemeine Rückschlüsse auf das emanzipatorische Potential von kooperati- 
ven und partizipativen Betriebsstrukturen in einer waren- und wertförmig 
organisierten Gesellschaft. 

Dabei gehen wir wie folgt vor: Zunächst werden die Entwicklung der land- 
wirtschaftlichen Struktur in den neuen Bundesländern während der letzten 
75 Jahre und die damit einhergehenden Transformationen der Eigentumsver- 
hältnisse mit speziellem Fokus auf Mecklenburg-Vorpommern (MV) nachge- 
zeichnet. Für eine Untersuchung drängt sich MV auf, da dieses Bundesland 
sowohl bei der Bodenreform 1945/46 als auch bei den Änderungen der Un- 
ternehmensformen nach 1990 das Zentrum der Transformationen bildete. 
Auf dieser Grundlage erfolgt eine Analyse der betrieblichen Mitbestimmung 
und der Lohnarbeit unter Berücksichtigung des vorherrschenden Produkti- 
onszwecks in der DDR. Anschließend diskutiert eine vergleichende Analyse 
die im Zuge der Wiedervereinigung entstandenen eingetragenen Genossen- 
schaften (eG), die innerhalb der landwirtschaftlichen Produktion in der BRD 
eine Sonderstellung einnehmen. Hier zeigen wir insbesondere auf, mit wel- 
chen Herausforderungen die Genossenschaftlichkeit unter den Bedingungen 
der kapitalistischen Produktionsweise konfrontiert ist. 


Entstehung der Großbetriebe 


Nirgendwo stellte sich die Frage nach der Reform der Eigentumsverhältnis- 
se nach dem Ende des deutschen Faschismus so dringend wie im Norden der 
Sowjetischen Besatzungszone (SBZ). Dort hatte sich bereits im 19. Jahrhun- 
dert der Großgrundbesitz mit seinem »Hofgesindel, Instleuten und Tagelöh- 
nern« (Engels 1963: 487) als dominante Organisationsform der Landwirtschaft 
durchgesetzt. Auf dem Gebiet der späteren SBZ besaßen 1939 ein Prozent 
der landwirtschaftlichen Betriebe eine landwirtschaftliche Nutzungsfläche 
(LN) von über 100 Hektar, bewirtschafteten aber 28,2 Prozent der gesamten 
LN. Auf dem Gebiet der späteren Bundesrepublik wiesen nur 0,2 Prozent der 
Betriebe eine solche Größe auf und verfügten über lediglich 4,9 Prozent der 
LN (Schweizer 1992: 53). Die Landkonzentration in MV war im Vergleich zur 
restlichen SBZ besonders hoch, was mit einer erheblichen politischen und 
ökonomischen Macht der Großgrundbesitzenden einherging. 

Die in der SBZ durchgeführte Bodenreform stellte diese Machtverhält- 
nisse infrage. Höfe mit mehr als 100 Hektar LN wurden entschädigungslos 
enteignet oder in den Folgejahren durch eine steuerliche und preisliche 
Schlechterstellung benachteiligt. Die so verfügbar gewordenen Produktions- 
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mittel in Form von Land, Vieh und Immobilien wurden Landlosen, Geflohe- 
nen oder kleinbäuerlichen Betriebe übertragen. In MV fand dieser Prozess 
der Eigentumsumverteilung in einem gewaltigen Ausmaß statt. So wurden 
im Jahr 1946 55 Prozent der LN durch sogenannte Neubauern bewirtschaf- 
tet, also Personen, die zuvor landlos oder in landwirtschaftsfremden Berei- 
chen tätig waren (Niemann 2016: 15). Diese Personen wurden damit erstmals 
Privateigentümer*innen landwirtschaftlicher Produktionsmittel. Infolge der 
Umstrukturierung konnte jedoch die Produktivität der Landwirtschaft nicht 
aufrechterhalten werden. Auch die Sicherung der Güterversorgung sowie die 
Reproduktion kleiner Betriebe gestalteten sich durch sinkende Produktivi- 
tät schwierig. Dies lag nicht nur am fehlenden Know-how der neuen Arbeits- 
kräfte, sondern auch daran, dass etwa die Bodenqualität bei der Enteignung 
und Neuverteilung der LN nicht beachtet wurde sowie an der mangelhaften 
Ausstattung der neuen Höfe . Dies führte innerhalb weniger Jahre dazu, dass 
Höfe aufgegeben werden mussten und der Aufbau einer kleinbäuerlichen 
Landwirtschaft auf Grundlage des Privateigentums scheiterte. 

Mit dem II. Parteitag der SED 1952, bei dem Walter Ulbricht den Aufbau 
des Sozialismus in der DDR verkündete, veränderten sich die Eigentumsver- 
hältnisse in der Landwirtschaft erneut. Die Etablierung von Genossenschaf- 
ten in der landwirtschaftlichen Produktion ist auf die dogmatische mar- 
xistisch-leninistische Agrarökonomie zurückzuführen, die eine konkrete 
Begründung für dieses Organisationsprinzip vermied und stattdessen auf 
floskelhafte Formulierungen zurückgriff: »Die sozialistische Umgestaltung 
der Landwirtschaft in der DDR folgte den Grundsätzen der marxistisch-le- 
ninistischen Agrar- und Bündnispolitik, vor allem den Prinzipien des Lenin- 
schen Genossenschaftsplanes«'! (Melzer 1983: 124). Vor diesem Hintergrund 
ist ein kurzer Rekurs auf das Verständnis von Genossenschaften im Anschluss 
an Marx und Engels hilfreich. 

Marx und Engels widmeten Genossenschaften viel Aufmerksamkeit, aber 
es existiert keine marxistische Genossenschaftskonzeption. Vielmehr gehen 
die theoretischen Grundlagen der Bildung von Produktionsgenossenschaf- 
ten in der DDR auf Interpretationen von einzelnen Ausführungen von Marx, 
Engels und Lenin zu agrarpolitischen Fragestellungen zurück. Diese gingen 
davon aus, dass die Entwicklung der kapitalistischen Produktionsweise mit 


1 Tatsächlich hat ein solcher Plan niemals existiert. Zwar befasste sich Lenin im Zuge der 
Neuen Ökonomischen Politik (NÖP) mit der Entwicklung der Landwirtschaft und plädier- 
te für die Förderung landwirtschaftlicher Genossenschaften und die mit ihnen verbunde- 
ne Möglichkeit, »das Eigentum an Produktionsmitteln in den Händen des Staates zu kon- 
zentrieren« (Lenin 1962: 454). Er entwickelte aber kein Konzept für einen Ausbau des Ge- 
nossenschaftswesens und den tatsächlichen Charakter des Eigentums. 
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einer Ausweitung der industriellen Produktion auf den Agrarbereich ein- 
hergehen würde. Die sukzessive Auflösung kleinbäuerlicher Betriebe infol- 
ge der Produktionskonzentration würde eine Interessenkohärenz und somit 
die Notwendigkeit eines Bündnisses zwischen ländlichen Bäuer*innen und 
städtischen Proletariat begründen (Engels 1963: 489; Marx 1960: 202). Marx 
verwies auf die Notwendigkeit einer in vergesellschafteten Großbetrieben 
organisierten Landwirtschaft, um eine »tägliche Steigerung der Produktion« 
zu erzielen und die Bedürfnisbefriedigung nicht von »Launen und privaten 
Interessen abhängig zu machen« (Marx 1962a: 60). Genossenschaftliches Kol- 
lektiveigentum war für Marx, Engels und Lenin jedoch nicht nur durch den 
Zweck der Produktionssteigerung begründet. Als zentrales Mittel zur Über- 
windung der bürgerlichen Gesellschaft haben die Genossenschaften zudem 
die Funktion, in der Praxis zu demonstrieren, dass »Produktion auf großer 
Stufenleiter« ohne Herrschaft über und Ausbeutung der Arbeiter*innen mög- 
lich ist (Marx 1962b: 11). In Marx’ Vision einer Genossenschaft produzieren 
Menschen in Gemeinschaft und Freiheit und finden damit einen Ausweg aus 
der im Privateigentum begründeten Entfremdung. Genossenschaften be- 
gründen somit einen »Sieg der politischen Ökonomie der Arbeit gegen die 
politische Ökonomie des Kapitals« und ermöglichen eine Autonomie gegen- 
über der Fremdbestimmung unter der Regentschaft des Kapitals (ebd.: 11). 
Jenseits der Theorie finden sich in den Ereignissen um den 17. Juni 1953 
die materiellen Gründe für die Genossenschaftsentwicklung. Die vereinzel- 
ten Versuche ehemaliger Großgrundbesitzenden, ihre traditionelle Stellung 
wieder einzunehmen und die Schließung junger LPG zeigten, wie instabil 
die neue Gesellschaftsordnung auf dem Land war (Benz 1999: 9). Deshalb be- 
schloss die SED einen vorsichtigen Transformationskurs und eine langfristige 
Verwirklichung der LPG Typ II als höchste Stufe der Vergesellschaftung in 
der Fläche?. In den folgenden Jahrzehnten entwickelten sich die Produkti- 
onsgenossenschaften zur am weitesten verbreiteten Unternehmensform in 
der Landwirtschaft und bewirtschafteten die meiste LN, insbesondere seit 
der als »Sozialistischer Frühling« bezeichneten Zwangskollektivierung im 


2 Die LPG lässt sich nach drei Typen unterscheiden, wobei diese jeweils einen unterschied- 
lichen Grad der Vergesellschaftung der Produktionsmittel indizieren. So wird bei Typ I das 
Ackerland genossenschaftlich bewirtschaftet, wohingegen die Tierproduktion weitgehend 
privatwirtschaftlich organisiert ist. Maschinen und Zugvieh können bereits in die Betriebe 
eingebracht und als späterer Inventarbeitrag angerechnet werden. Beim wenig verbrei- 
teten Typ II werden Ackerflächen, Maschinen und Zugvieh gemeinsam genutzt und auch 
eine genossenschaftliche Viehhaltung kann in größerem Umfang stattfinden. Wichtig ab 
diesem Typ ist, dass die sozialistischen Leitungsprinzipen verwirklicht werden. Im Typ III 
wird alles genossenschaftlich bewirtschaftet und die Mitglieder erhalten das Recht, eine 
individuelle Hauswirtschaft zu führen (Ehlert u.a. 1973: 544; Schöne 2011: 106f.). 
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Jahr 1960. Anfangs hatten die Eigentümer*innen rentabler Höfe kein Inte- 
resse an einer Mitgliedschaft, weshalb die ersten LPG noch den Charakter 
von »Notgemeinschaften« (Niemann 2016: 25) besaßen und sich ökonomisch 
in der Regel nicht selbst tragen konnten. Mit der nach dem Sozialistischen 
Frühling einsetzenden Prosperität der Landwirtschaft und dem Anstieg der 
Lebensqualität wurden die LPG auch zunehmend akzeptiert. Denn der Pro- 
duktionszweck der LPG lag nicht nur in der Nahrungsmittelsouveränität, 
sondern auch in einer stetigen Ausweitung und Industrialisierung der Pro- 
duktion und der damit verbundenen Angleichung der Arbeits- und Lebens- 
bedingungen auf dem Land und in der Stadt (Ehlert u.a. 1973: 544). Zu diesem 
Zweck waren die LPG nicht bloße Landwirtschaftsbetriebe, sondern bauten 
Häuser, Straßen, Kindergärten und Schulen, organisierten das öffentliche 
Leben auf dem Dorf (Heinz 2016: 38; Krambach u.a. 1977: 39) und entwickel- 
ten sich zu einem Zentrum von Ökonomie, Kultur und Politik im ländlichen 
Raum. Auf diese Weise wollte die SED das von ihr angestrebte Bündnis von 
Arbeiter*innen und Bäuer*innen verwirklichen. 

Ab den 1970er Jahren etablierte die SED - entsprechend den Vorbildern 
in UdSSR und USA - das Ziel einer industriemäßigen Großproduktion in der 
Landwirtschaft. Diese sollte erreicht werden, indem die Agrikultur fortschrei- 
tendrationalisiert, intensiviert, konzentriert und spezialisiert werden sollte. 
In diesem Zuge wurden Landwirtschaftsbetriebe aufgefordert, sich auf be- 
stimmte Produktionsbereiche zu spezialisieren und kleinere Produktionszweige 
einzustellen oder auszugliedern. So kam es zur Trennung von Pflanzen- und 
Tierproduktion. Bei den Belegschaften stieß dies größtenteils auf Ablehnung, 
da sie darin einen Bruch mit dem Standard einer landwirtschaftlichen Kreis- 
laufwirtschaft erkannten. Zudem gingen mit dem Prozess neue ökonomische 
und ökologische Probleme einher (Heinz 2016: 43). Die Spezialisierung und 
Professionalisierung bewirkte die Herausbildung einer ausgeprägten Hierar- 
chie in den Erwerbs- und Prestigestrukturen und damit eine Bündelung von 
Macht und Befugnissen in der Führungsspitze (Barlösius/Neu 2003: 68). Die 
neuen Genossenschaften erhielten dadurch den Charakter von Großbetrieben 
mit faktisch abhängig Beschäftigten. Die Genossenschaftsbäuer*innen wurden 
derart zu spezialisierten und weisungsgebundenen Lohnempfänger*innen 
(Gerke 2010: 92f.). Die zahlreichen Umstrukturierungen, die steigende Be- 
triebsgröße sowie die zunehmende Spezialisierung unterminierten zudem 
die Bindung der Genossenschaftsbäuer*innen an ihre LPG. Hinzu kam, dass 
das Gemeinschaftsgefühl erodierte. Dies war entstanden durch die koopera- 
tive Wirtschaftsform und die von den Bäuer*innen zunehmend wahrgenom- 
menen Vorzüge der genossenschaftlichen Arbeit (Heinz 2011:378 ff.) - in der 
Regel bessere Arbeitsbedingungen und ein geringeres Ausmaß an »Selbst- 


282 


Wirtschaftsdemokratie und ihre systemischen Grenzen 


ausbeutung« als in kleinbäuerlichen Betrieben (Krambach 1995: 21ff.). Aber 
auch LPG-Vorsitzende protestierten gegen die mit der vorangetriebenen 
Spezialisierung gesteigerte Zentralisierung, da die Verwaltungs- und Trans- 
portkosten der Betriebe stark anstiegen und notwendige Produktionsmittel- 
investitionen deshalb ausblieben (Schöne 2011: 150). 

In den 1980er Jahren erhöhte die Regierung die Verkaufspreise für land- 
wirtschaftliche Erzeugnisse. Diese Maßnahme erlaubte es allen LPG, kosten- 
deckend zu arbeiten (Mecklenburg 1987: 102). Die Erhöhungen galten jedoch 
auch für die Erzeugnisse aus der individuellen Landwirtschaft?. Diese soll- 
te ursprünglich dazu beitragen, den Wohlstand auf dem Land zusätzlich zu 
steigern. Stattdessen konzentrierten sich Mitglieder der LPG vermehrt auf 
die individuelle Landwirtschaft und nutzten dazu häufig vergesellschaftete 
Produktionsmittel, wie der Anstieg von Diebstählen in den Betrieben zeigt 
(Schöne 2016: 70). Die individuelle Landwirtschaft wurde profitabler, da die 
Konsumpreise - anders als die Verkaufspreise - nicht erhöht wurden und 
Lebensmittel so als billige Futtermittel für die individuelle Tiermast genutzt 
werden konnten. Gleichzeitig fehlte dem Staat aufgrund der steigenden Sub- 
ventionskosten das Geld, die landwirtschaftlichen Produktionsanlagen in- 
standzuhalten. Dies wirkte sich negativ auf die dort herrschende Arbeitsmo- 
ral aus und zeigte, dass die realsozialistische Landwirtschaftspolitik vorläufig 
in eine Sackgasse geraten war. Aus dieser führte auch eine teilweise Aufhe- 
bung der Trennung von Pflanzen- und Tierproduktion nicht wieder heraus. 


Die Verfügung über den Produktionszweck 


Die Bodenreform in der SBZ diente zunächst dazu, die Machtstrukturen im 
ländlichen Raum aufzubrechen und stellte keine Absage an eine kapitalis- 
tische Landwirtschaft dar - auch wenn die Neuaufteilung nicht primär mit 
dem Ziel vollzogen wurde, die Produktivität und Profitabilität zu steigern. 
Vielmehr wurde eine flächendeckende Selbstversorgung mit Lebensmitteln 
angestrebt. Dies blieb bis zum Ende der DDR immer ein zentrales Ziel der 
Agrarpolitik, weshalb der Agrarsektor stetig an ökonomischer Bedeutung 
gewann. Gleichzeitig blieb der ländliche Raum mit seiner Privatwirtschaft 
und seinem Traditionalismus ein schwieriges Feld für die Politik der SED. Die 
Transformation im Bereich der Landwirtschaft stellte insofern einen Sonder- 


3 Die LPG stellten ihren Mitgliedern, unabhängig von ihrem eingebrachten Vermögen, Land 
zur individuellen Bewirtschaftung bereit. Dessen Anteil dieser faktischen Privatwirtschaft 
am Gesamtertrag des Agrarsektors darf nicht unterschätzt werden - nicht nur aufgrund 
dessen Beitrags zur Sicherung der Grundversorgung, sondern auch aufgrund der Inan- 
spruchnahme von 10 Prozent der verfügbaren LN zum Ende der DDR (Laschewski 1998: 33). 
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weg dar. Dort wurde vor allem Privateigentum innerhalb eines Betriebes ver- 
gesellschaftet, statt durch den Staat vermeintlich vergesellschaftet. So blie- 
ben sämtliche eingebrachten Eigentumstitel bei den entsprechenden Mitglie- 
dern. Durch die drei verschiedenen LPG-Typen konnte die Privatwirtschaft 
schrittweise zurückgedrängt werden. Dennoch wurden die LPG, trotz ihrer 
formalen Selbstverwaltung, von der zentralen Wirtschaftsplanung wie die 
Volkseigenen Betriebe behandelt (Mittag u.a. 1969: 224). Das zeigte sich auch 
in deren Rechtsstellung: So ist im LPG-Gesetz der Grundsatz festgeschrieben, 
dass sie ihre wirtschaftlichen Tätigkeiten basierend auf den Beschlüssen der 
SED und somit entlang planwirtschaftlicher Vorgaben organisieren ($ 1 Abs. 
3 LPGG 1982). Aufgrund der Interventionen durch die Staats- und Parteiorga- 
ne in ihre landwirtschaftliche Tätigkeit bestand eine eigenverantwortliche 
Verfügung der Genossenschaftsbäuer*innen über das kollektive Eigentum 
demnach nur in Ansätzen. Stattdessen waren die Betriebe unmittelbarer Ort 
der Staatspolitik. So war es durchaus möglich, dass ein Betrieb eine Entlas- 
sung erwirkte, die der Rat der Gemeinde rückgängig machte. Der politische 
Charakter der LPG spiegelt sich im Produktionszweck wider. Dieser lagin der 
Verbesserung der Lebensbedingungen, stellte damit einen klaren Bruch mit 
einer profitorientierten Wirtschaftsweise dar und definierte die Rolle der LPG 
im ländlichen Raum als treibende Kraft von gleichzeitigen Differenzierungs- 
und Entdifferenzierungsprozessen. Zum einen fand eine ökonomische Diffe- 
renzierung statt, indem mit der Integration der einzelbäuerlichen Betriebe 
in die Produktionsgenossenschaften eine Spezialisierung der Arbeitskräfte 
angestrebt wurde. Parallel dazu entdifferenzierten sich die Ökonomie und 
die Politik durch eine zunehmende Assoziierung des Dorfes mit dessen LPG 
(Barlösius/Neu 2003: 73). So war die LPG nicht nur Ort der landwirtschaftli- 
chen Produktion, sondern integrierte auch andere Wirtschaftsbereiche auf 
dem Dorf. Dies führte dazu, dass sich das dörfliche Zusammenleben zuneh- 
mend über den Betrieb organisierte. 

Doch die Neubestimmung des Zwecks der landwirtschaftlichen Produkti- 
on hat, anders als in der Agrarsoziologie der DDR behauptet, nicht zu einem 
Verlust des Warencharakters sowie einer »ausbeutungsfreien Arbeit« geführt 
(Krambach 1984: 25). Anstelle privater Profitaneignung trat flächendecken- 
de Lohnarbeit: Die Produktionsmittel blieben zwar formal im Eigentum der 
Lohnabhängigen, aber damit ging nicht die von Marx für die Genossenschaf- 
ten erwartete Autonomie der Arbeit einher. Auch wenn Mittag und Kollegen 
Recht behalten sollten, und keine Klasse sich ohne ein entsprechendes Äqui- 
valent die Arbeit einer anderen hätte aneignen können (Mittag u.a. 1969: 219), 
wurde der Zweck der Produktion jenseits der Arbeitssphäre verfügt. Zudem 
stehen der ideologisch postulierten Freiheit von Ausbeutung im Widerspruch 


284 


Wirtschaftsdemokratie und ihre systemischen Grenzen 


zum allgegenwärtigen Leistungsprinzip als »objektives ökonomisches Gesetz 
des Sozialismus« (Ehlert u.a. 1973: 351) und zum sozialistischen Wettbewerb 
zur Steigerung von Produktivität und Innovation gegenüber (Krambach 1984: 
105ff.). Die Höhe der Vergütung der Arbeitskräfte wurde auf der Jahreshaupt- 
versammlung, entsprechend des auf Basis der politischen und juristischen 
Beschlusslage geplanten Betriebsergebnisses, festgelegt. Das Leistungsprinzip 
wirkte über die Festlegung von Prämien für den Anteil, den die eigene Briga- 
de am Erfolg der LPG hatte und die eigene Leistung in der eigenen Brigade. 
Da aber beispielsweise bei Pflanzenbau im Vergleich zur Tierhaltung mecha- 
nisierungsbedingt eine höhere Wertschöpfung erzielt werden konnte, fielen 
dort die Löhne höher aus, was Unzufriedenheit nach sich zog (Heinz 2011: 
357). Inder DDR wurde verkannt, dass der spezifische Charakter der Organi- 
sation der Arbeit, die Eingriffe in die genossenschaftliche Selbstverwaltung 
nicht nur mit dem Gemeineigentum verbundenen Verfügungsrechte außer 
Kraft setzte, sondern Entfremdung von der Arbeit zur Folge hatte. Die führte 
bei den Staatsorganen dazu, dass der tatsächliche Grad der Vergesellschaf- 
tung und der Ausbildung eines »Verantwortungsbewusstseins« (Krambach 
u.a. 1977: 187) der Bäuer*innen für den Betrieb falsch eingeschätzt wurde. 


Der eigene Transformationspfad der Landwirtschaft nach 1990 


Die Dominanz des Privateigentums und, dass der DDR-Staat nicht Eigentümer 
der LPG war, verhinderte ihre Abwicklung durch die Treuhand. Stattdessen 
sollten die Eigentümer*innen eigenständig über die Abwicklung ihrer Betrie- 
be entscheiden (Clasen 1997: 411). Diese Entscheidung musste sehr schnell 
erfolgen, da alle bis zum 31. Dezember 1991 nicht aufgelösten LPG von der 
Bundesrepublik per Gesetz aufgelöst werden sollten (Hoffmann 2016: 99). 
Die Genossenschaftsmitglieder präferierten die Umwandlung ihrer LPG in 
eG oder auch GmbH und entschieden sich oftmals entgegen der Empfehlung 
westdeutscher Berater*innen, ihr Eigentum selbstständig zu bewirtschaften. 
Die eG als Unternehmensform überzeugte, da mit ihr die geringsten Verände- 
rungen einhergingen. Außerdem bot der Verbleib in einer Kollektivwirtschaft 
die Chance, dem Risiko einer »gescheiterten Transformation« zu entgehen, 
die in MV 14,5 Prozent der Fälle ausmachten und aufgrund juristischer Ei- 
gentumsklärungen die Landwirtschaft mehrere Jahre belasteten (ebd.: 109). 

Die Abwicklung der LPG vollzog sich vor dem Hintergrund des allgemei- 
nen Zusammenbruchs der ostdeutschen Wirtschaft und einer massiv stei- 
genden Arbeitslosigkeit. Auch in der Landwirtschaft wurde mit dem Land- 
wirtschaftsanpassungsgesetz vom 7. Juli 1991 das in den LPG-Statuten festge- 
schriebene Recht auf Arbeit aufgehoben. Innerhalb von zwei Jahren wurden 
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etwa 80 Prozent der Arbeitsplätze abgebaut, sodass sich die Zahl der Erwerbs- 
tätigen von 850.000 am Ende der DDR auf 157.000 im Jahr 1995 reduzierte 
(Laschewski 1998: 57). War der Arbeitsbesatz der ostdeutschen Betriebe vor 
der Wiedervereinigung höher als der in Westdeutschland, wurden nun vie- 
le Stellen durch einen Wandel der Produktionsstruktur infolge des Wegbre- 
chens der Absatzmärkte und der Ausrichtung an (supra-)staatlichen För- 
derprogrammen vernichtet. Insbesondere die Kapazitäten in der arbeitsin- 
tensiven Tierproduktion, auf die im Jahr 1989 immerhin zwei von drei LPG 
spezialisiert waren (Hoffmann 2016: 79), wurden aufgrund der fehlenden 
Wettbewerbsfähigkeit abgebaut. In dieser ökonomischen Krise gab es kei- 
nerlei Sicherheiten für die Gründung eines eigenen Unternehmens - zumal 
die Landwirtschaftsproduktion sehr kapitalintensiv ist - und die eG bot dem- 
gegenüber zumindest die Chance, Arbeitsplätze zu erhalten bzw. das Recht, 
über den Abbau der Arbeitsplätze mitzuentscheiden (Remminghorst 2000: 
26). Tatsächlich mussten viele Mitglieder über ihre Entlassung entscheiden, 
blieben aber über diese hinaus ihrem Betrieb verbunden und verzichteten 
in der Regel auch auf eine Auszahlung der Genossenschaftsanteile, um die 
Unternehmen nicht zusätzlich zu belasten (Barlösius/Neu 2003: 65). Darüber 
hinaus haben die ehemaligen LPG-Mitglieder trotz negativer Erfahrungen in 
den LPG die kollektive Bewirtschaftung und die sich daraus ergebenden Vor- 
züge wie Urlaub, Arbeit im Kollegium, Weiterführung der Arbeit im Krank- 
heitsfall und so weiter schätzen gelernt (Krambach/Watzek 2002: 12). Letzt- 
endlich hat auch der hohe Grad der Spezialisierung in der Landwirtschaft es 
erschwert, einen landwirtschaftlichen Familienbetrieb zu gründen, denn die 
Arbeitskräfte waren entsprechend des betrieblichen Bedarfes zum Melken 
oder Traktorfahren ausgebildet. Sie waren also nicht ohne Weiteres flexibel 
für jede landwirtschaftliche Tätigkeit einsetzbar. 


Die Entwicklung der Landwirtschaftsstruktur 


Die Betriebe in den neuen Bundesländern waren Mitte der 1990er Jahre kaum 
rentabel und insbesondere die sogenannten juristischen Personen - vor al- 
lem eG und GmbH - fuhren geringe Profite oder gar Verluste ein (Ahrens/ 
Lippert 1995: 213; Remminghorst 2000: 128). Dies begründet sich vor allem 
in der Ausstattung und Struktur der Betriebe. Zwar war die finanzielle Be- 
lastung durch Fremdkapital geringer als bei Personengesellschaften, weil 
sie die Maschinen und Gebäude der LPG nutzten und von Neukäufen absa- 
hen, gleichzeitig aber verzichteten sie so auf notwendige Investitionen. Auch 
deshalb liegt die Landwirtschaft in MV hinsichtlich Flächenproduktivität bis 
heute weit hinter dem bundesdeutschen Durchschnitt (Klüter 2016: 411). Au- 
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Rerdem verfügten die Betriebe aufgrund der Zentralisierung der Produktion 
in der DDR über sehr große Betriebsflächen von teilweise über 2000 Hektar, 
sodass lange Transportwege eine effiziente Bewirtschaftung der Betriebe 
verhinderten (Remminghorst 2000: 159). 

Zum Problem des Sanierungsstaus kam eine grundsätzliche Neuausrich- 
tung der Produktion hinzu. Legte es die DDR vor allem auf eine flächende- 
ckende Nahrungsmittelversorgung an, sahen sich die Betriebe nun der Kon- 
kurrenz auf dem globalen Agrarmarkt ausgesetzt. Sie verloren dabei nicht 
nur ihren bisherigen Absatzmarkt, sondern erlebten mit dem Systemwech- 
sel auch einen starken Fall der Produktpreise um bis zu 50 Prozent, was die 
Unternehmenskalkulation zunehmend erschwerte (Clasen 1997: 412). Insbe- 
sondere die Kapazitäten der Tierhaltung, deren Mechanisierung anders als 
in der Pflanzenproduktion sehr schleppend voranschritt, mussten abgebaut 
werden. Mit diesen Altlasten war es unmöglich, rentabel zu wirtschaften. Le- 
diglich einzelne Großbetriebe konnten sie aufrechterhalten und spezialisier- 
ten sich dabei auf die Milchproduktion. Die strukturelle Neuausrichtung der 
Betriebe vollzog sich daher ganz im Sinne kapitalistischer Verwertungslogik. 

Trotzdem attestierten Ökonom*innen den Großbetrieben ein gewisses 
Entwicklungspotenzial aufgrund der ihnen zur Verfügung stehenden Flä- 
che, der Größe ihrer Betriebe und ihrer Ertragsfähigkeit im Marktfruchtan- 
bau (etwa Weizen und Mais) (Ahrens/Lippert 1995: 213). Dessen Dominanz 
in Ostdeutschland und insbesondere in MV führte dazu, dass der Arbeits- 
kräfteeinsatz je 100 Hektar LN innerhalb eines Jahrzehnts auf weniger als 
die Hälfte des westdeutschen Niveaus sank (Buchholz 1997: 406). Auch die 
Milchproduktion kann aufgrund des hohen Grades der Zentralisierung? und 
der damit verbundenen geringen Erzeugungskosten je Liter Milch rentabel 
betrieben werden (Lassen u.a. 2009: 243). Letztlich basiert dieses Erfolgspo- 
tenzial in MV aber auf einer massenhaften Produktion landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse mit einer geringen Wertschöpfung - auf Kosten der Ökologie 
und anderer Wirtschaftssektoren (Klüter 2016: 411f.). 

Allerdings hat sich die direkte Umgebung der landwirtschaftlichen Be- 
triebe in den Jahren nach der Wiedervereinigung stark verändert. DieLPGin 
der DDR folgten noch einem politischen Auftrag, der unter anderem die Er- 
höhung der Lebensqualität im ländlichen Raum als Produktionsziel vorsah. 
Die Nachfolgebetriebe - unabhängig von ihrer Rechtsform in der nun statt- 


4 In Ostdeutschland wurden im Jahr 2007 95 Prozent des gesamten Milchkuhbestandes 
in Betrieben mit über 100 Tieren gehalten. Demgegenüber betrug der Anteil der Tiere in 
Betrieben einer solchen Größe in den Vergleichsregionen Nordwestdeutschland und Süd- 
deutschland lediglich 19 bzw. vier Prozent (Lassen u.a. 2009: 243). 
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findenden Differenzierung von Ökonomie und Politik - waren von diesem 
Mandat befreit. Die damit wegfallenden Kosten ermöglichten ihnen einen 
ökonomischen Aufschwung, gaben aber gleichzeitig die Gemeinden, deren 
Zentren die Großbetriebe einst darstellten, dem Verfall und der Abwande- 
rung preis (Barlösius/Neu 2003: 74). 


Genossenschaftsland in Konzernhand? 


Neben den kleinen Betrieben entstand infolge der Bodenreform in der SBZ 
auch staatliches Eigentum an LN. Während der Boden in Privatbesitz mit dem 
Eintritt zur Bundesrepublik seinen Eigentümer*innen zur freien Verfügung 
stand, wurde der staatliche Boden der Bodenverwertungs- und -verwaltungs 
GmbH (BVVG) als Nachfolgeeinrichtung der Treuhandanstalt übertragen. 
Diese verfügte im Jahr 1992 über ungefähr 20 Prozent der LN, die sie an die 
Agrarbetriebe verpachtete (Doll/Klare 1997: 432). Die Pachtverträge hatten 
dabei zumeist lange Laufzeiten von zwölf Jahren und Preise, die in der Re- 
alität aufgrund niedriger Bodenqualität zunächst teils geringer ausfielen 
als ursprünglich für die BVVG veranschlagt, und die zumindest in MV auch 
niedriger waren als die Preise privat verpachteter Böden. 

Diese Bodenstruktur blieb nach dem Jahr 1990 lange relativ konstant, ob- 
wohl die Verkäufe von Acker- und Grünflächen aufgrund der Privatisierungen 
im Osten signifikant höher waren (Theuvsen 2007: 337). Die Agrarbetriebe 
hielten ebenso wie in der DDR kaum Eigentum an Boden, sondern waren von 
der Pachtung abhängig, auch wenn sie sich bemühten, ihren Eigenlandan- 
teil zu steigern (Klüter 2016: 247). Dessen Steigerung stellt eine ökonomische 
Notwendigkeit dar, denn zum einen muss dem alters- und strukturbedingten 
Ausscheiden von Verpächter*innen aus der Landwirtschaft Rechnung getra- 
gen werden. Zum anderen trägt letztlich der pachtende Betrieb das ökono- 
mische Risiko und muss gleichzeitig die Rente für den genutzten Boden an 
dessen Eigentümer*in abführen (Theuvsen 2007: 337). Dieses System besaß 
für die Genossenschaften anfangs einen symbiotischen Charakter, indem das 
Genossenschaftsmitglied Lohn oder Rente vom Betrieb bezog und im Gegen- 
zug bei ökonomischen Schwierigkeiten den Eigenkapitalstock des Betriebes 
stützte. Mit dem Wegfall privater Eigentümer*innen als Genossenschafts- 
mitglieder verliert sich jedoch dieser Effekt. Die Erhöhung des Eigenboden- 
anteils sichert so langfristig die Stabilität der Unternehmen, indem sie vor 
steigenden Bodenpreisen schützt. 

Als die BVVG im Jahr 2007 ihre Privatisierungspraxis veränderte und 
die Bodenveräußerung nunmehr zum Höchstpreis vornahm, dynamisierten 
sich die Bodenpreissteigerungen (Brunner 2019: 11). Dies benachteiligte die 
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lokalen Großbetriebe. Die hohen Bodenpreise stellten neben dem ständigen 
Kapital- und dem Nachfolger*innenmangel den bedeutendsten Grund für 
den Verkauf der Unternehmen dar (ebd.: 13). Gleichzeitig profitieren agrar- 
fremde Konzerne von dieser Entwicklung, da diese zum einen eine bessere 
Ausgangslage für den Erwerb des Bodens zum Höchstpreis besitzen und au- 
Rerdem die verkaufswilligen Unternehmen übernehmen können. 

Dieser Prozess ist in MV besonders weit vorangeschritten, was sich auch 
darin zeigt, dass sich der Preis für Boden zwischen 2005 und 2015 vervier- 
facht hat und dort mittlerweile die höchsten Bodenpreise Ostdeutschlands 
gezahlt werden müssen (Klüter 2016: 278). Die neuen Unternehmen setzen 
dabei auf eine Umstrukturierung zugunsten der Steigerung der Profitabi- 
lität, was mit der Ausgliederung von Produktionsschritten an sogenannte 
Lohnunternehmen einhergeht (Brunner 2019: 16). Mit dieser Umnutzung des 
ehemals genossenschaftlichen Bodens und dem Einzug von Shareholder-In- 
teressen verschwinden die letzten Reste der landwirtschaftlichen Symbiose 
von Genossenschaftsbetrieb, Mitglied, Lohnarbeiter*in, und Verpächter*in 
zugunsten eines Kapitalabflusses aus der Landwirtschaft und aus der Region. 


Die eingetragene Genossenschaft und die kapitalistische 
Produktionsweise 


Die skizzierten Entwicklungen sind wesentlich durch die Spezifika der Ge- 
nossenschaften bedingt und den besonderen Herausforderungen, die die 
kapitalistischen Produktionsverhältnissen mit sich bringen. Die bundesre- 
publikanische Rechtsform der eG grenzt sich von anderen Rechtsformen 
vor allem durch ihren gesetzlich fixierten Förderzweck ab. Paragraf 1 GenG 
definiert sie als »Gesellschaften von nicht geschlossener Mitgliederzahl, de- 
ren Zweck darauf gerichtet ist, den Erwerb oder die Wirtschaft ihrer Mit- 
glieder oder deren soziale oder kulturelle Belange durch gemeinschaftlichen 
Geschäftsbetrieb zu fördern«. Der Förderzweck und der gemeinschaftliche 
Geschäftsbetrieb als Mittel zur Realisierung des Förderzwecks geben dem 
Mitgliedschaftsverhältnis somit eine besondere Qualität. Die Mitgliedschaft 
ist durch das sogenannte Identitätsprinzip - die personelle Identität von Ei- 
gentümer und Produzent - gekennzeichnet. Sie konstituiert daher gleich- 
zeitig ein Eigentums-, ein Arbeits- und ein Unternehmerverhältnis (Kram- 
bach/Watzek 2002: 24f.). 

Das Genossenschaftsgesetz schreibt hinsichtlich der Selbstverwaltung 
drei Organe vor: Generalversammlung, Vorstand und Aufsichtsrat (88 24 bis 
51 GenG). Die Generalversammlung bestimmt hierbei über Grundsatzent- 
scheidungen, wohingegen der Vorstand für die Geschäftsführung und der 
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Aufsichtsrat für die Überwachung des Vorstandes zuständig ist. Über die 
beiden letzteren bestimmt die Generalversammlung, in der jedes Mitglied 
unabhängig von der Höhe des eingebrachten Kapitals ein gleichberechtigtes 
Stimmrecht besitzt. Im Unterschied zum LPG-Gesetz, das die Vollversamm- 
lung als höchstes Organ hervorhob, gilt im GenG seit der Novelle von 1973 
der Grundsatz einer Gleichrangigkeit der Organe. Somit wurde eine Verschie- 
bung der Machtverhältnisse in Richtung der Genossenschaftsleitung bewirkt, 
die insbesondere deshalb problematisch ist, weil diese Regelung zwingend 
gilt - auch für kleine eG. Diese Gesetzgebung ist Ausdruck davon, dass die 
Agrar-eG im Gegensatz zur LPG eine marktwirtschaftliche Genossenschafts- 
form darstellt, das heißt ihre wirtschaftliche Tätigkeit unter dem Zwang der 
Profiterzielung bei Herrschaft der Prinzipien der freien Konkurrenz entfal- 
ten muss. Daraus ergeben sich besondere Herausforderungen bei der Repro- 
duktion genossenschaftlicher Prinzipien und tiefgehende Implikationen für 
das Verhältnis der Mitglieder zur Genossenschaft. 

Insbesondere das genossenschaftliche Demokratieprinzip wurde in den 
letzten Jahrzehnten unterhöhlt, um Kosten zu senken und fiel der Notwen- 
digkeit zum Opfer, flexibel und unter Zeitdruck unternehmerische Entschei- 
dungen zu treffen. Geleitet und maßgeblich unterstützt wurde diese Entwick- 
lung durch Änderungen des GenG in den 1980er Jahren, die den Vorständen 
eine größere Selbstständigkeit gegenüber den Genossenschaftsmitgliedern 
einräumten. Parallel dazu war in dieser Phase eine weitgehende Verdrängung 
des Ehrenamtes aus der Vorstandstätigkeit zu beobachten, die mit einem 
Rückgang der Vertretung der Mitgliederinteressen in der Genossenschaftslei- 
tung einhergingen (Krambach/Watzek 2002: 37; Münkner 1990: 15). Weitere 
Erscheinungsformen dieser Entwicklung waren die Ausgliederung von Pro- 
duktionsbereichen, für die auch nicht mehr Mitbestimmung galt (Barlösius/ 
Neu 2003: 66) sowie, dass es den Mitgliedern zunehmend erschwert wurde, 
sich mit Informationen zu versorgen (Glenk 1996: 226f.). Ein gewisses Maß 
an Informiertheit stellt jedoch eine notwendige Voraussetzung für eine ak- 
tive Beteiligung an Entscheidungsprozessen dar. Die für demokratische Be- 
triebe gefährliche »Expertokratie« (Weber/Unterrainer 2018: 247) wurde in 
den Agrarbetrieben nach dem Wegfall der Führung durch die SED im Zuge 
des Transformationsprozesses verstärkt, da der ökonomisch geschulten Be- 
triebsführung oftmals weitreichende Kompetenzen zur Rettung der Betrie- 
be eingeräumt worden waren. 

Die marktwirtschaftlichen Zwänge etwa zu Rationalisierung konfligieren 
darüber hinaus mit dem genossenschaftlichen Förderzweck und schränken 
diesen faktisch ein. Dies zeigt sich insbesondere im bereits beschriebenen 
massiven Arbeitskräfteabbau und im zunehmenden Zwang zur »Selbstaus- 
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beutung«, um die Überlebensfähigkeit der Agrargenossenschaften im Zuge 
der Wiedervereinigung zu sichern (Krambach/Watzek 2002: 23). Hier äußer- 
te sich in besonderem Maße die Notwendigkeit, den Einsatz der Arbeitskraft 
an die Bedingungen auf den Absatzmärkten anzupassen, um konkurrenzfä- 
hig zu bleiben. 

Die erhebliche Reduzierung des Einflusses der Mitglieder auf den demo- 
kratischen Willensbildungsprozess und das Spannungsfeld zwischen Profit- 
logik und Förderzweck haben somit zentrale genossenschaftliche Prinzipien 
untergraben. Genossenschaften verlieren dadurch ihre Identität und laufen 
Gefahr, sich zunehmend den Kapitalgesellschaften anzunähern. Der sinkende 
Arbeitskraftbedarf verhinderte zudem, die Genossenschaften als ein gene- 
rationenübergreifendes Projekt zu führen. Das so entstandene Nachwuch- 
sproblem führt so dazu, dass etwa Agrargenossenschaften in MV langsam 
verschwinden, weil sie andere Rechts- und Eigentumsformen annehmen. 
Dieser Prozess illustriert die Prekarität der Existenz partizipativer Unter- 
nehmensstrukturen und die Schwierigkeit der Realisierung genossenschaft- 
licher Prinzipien unter den Bedingungen einer kapitalistischen Ökonomie. 


Fazit 


Die Entwicklung der Agrargenossenschaften in ostdeutschen Bundesländern 
hält für eine Politische Ökonomie des Eigentums somit wertvolle Einsichten 
in vielfacher Hinsicht bereit. Unsere Analyse des Verhältnisses der Arbeits- 
kräfte zu den Produktionsmitteln in den LPG zeigt, dass genossenschaftliches 
Eigentum in der DDR aufgrund dessen direkter Einbindung in die zentrale 
Wirtschaftsplanung der SED - ähnlich wie bei den Volkseigenen Gütern und 
Betrieben - als Herrschaft des sozialistischen Staates über die entscheidenden 
Produktionsmittel bestimmt wurde. Kollektiveigentum wird dabei nicht als 
Verhältnis zwischen verschiedenen gesellschaftlichen Subjekten, sondern als 
Verhältnis eines Subjekts zu einem Objekt verwirklicht, wobei als Subjekt der 
Staat galt. Indem diesem die faktische Verfügung über die Produktionsmittel 
zugesprochen und er zugleich zum Repräsentanten der Interessen aller erho- 
ben wurde, traten die Widersprüche des Staatssozialismus auch im Rahmen 
der LPG offen zutage. Wenngleich die Entfremdung der Arbeitskraft von den 
Produktionsmitteln und die damit verbundene Herrschaftsausübung in den 
LPG - bei gleichzeitiger Anerkennung von Lohnarbeit - von offizieller Seite 
als überwunden erklärt wurde, zeigen die zunehmenden Diebstähle sowie 
die staatlichen Eingriffe in die Produktionssteuerung und genossenschaftli- 
che Selbstverwaltung, dass von einer tatsächlichen Vergesellschaftung von 
Eigentümer*innenfunktionen und einer entfremdungs- und herrschaftsfrei- 
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en Produktion nicht die Rede sein konnte. Vielmehr fand paradoxerweise 
eine Entfremdung der Werktägigen vom gesellschaftlichen Eigentum statt. 
Die marxsche Vision von einer Genossenschaft als herrschafts- und entfrem- 
dungsfreie Produktionsform blieb in den LPG aufgrund der inneren Wider- 
sprüche des Staatssozialismus ein bloßes Ideal. 

Nichtsdestotrotz vollzog sich im Laufe der LPG-Geschichte ein Werte- 
wandel bei den Genossenschaftsbäuer*innen, der eng mit der Herausbildung 
einer Präferenz für gemeinschaftliche Produktion verbunden war. Im Zuge 
der Wiedervereinigung entschieden sich daher viele LPG dafür, die koope- 
rative Betriebsform aufrechtzuerhalten und ihre Tätigkeit im Rahmen der 
bundesrepublikanischen Rechtsform der eG fortzuführen. Aller Abgesänge 
zum Trotz haben es die Agrargenossenschaften bis heute geschafft, sich als 
Form der gemeinschaftlichen Organisation der Produktion zu behaupten. 
Dafür zahlten sie jedoch einen hohen Preis: Der massive Arbeitsplatzabbau, 
die zunehmende Selbstausbeutung, die Verursachung ökologischer Schäden 
durch intensive Bodennutzung und die Tendenz, demokratische Elemente 
zugunsten geringerer »Entscheidungskosten« abzubauen, zeigen, dass die 
Reproduktion genossenschaftlicher Werte mit marktwirtschaftlichen Prin- 
zipien konfligiert. Die kapitalistische Produktionsweise, ihr Zwang zu Ra- 
tionalisierungen und das Primat der Aufrechterhaltung der Wettbewerbs- 
fähigkeit stehen dem genossenschaftlichen Förderzweck entgegen. Einer 
Aufhebung der Klassengegensätze, wie Marx sie vor Augen hatte, können 
Genossenschaften unter den Bedingungen kapitalistischer Widersprüche 
nicht gerecht werden. Die Entwicklung von Agrargenossenschaften zeigt 
einmal mehr: Für eine Rationalität der gesellschaftlichen Reproduktion jen- 
seits von Kapitalakkumulation und -verwertung bietet die kapitalistische 
Produktionsweise wenig Raum. 

Darüber hinaus verdeutlicht das Beispiel MV, wie sich die Rolle von Ag- 
rargenossenschaften für das Leben im ländlichen Raum im Zuge sich wan- 
delnder Produktionsverhältnisse veränderte. Bildeten die LPG in der DDR 
das Zentrum von Ökonomie, Kultur und Politik in den Dörfern und sorgten 
unter anderem für die Errichtung von Kindergärten, Häusern und Schulen 
sowie den Ausbau der ländlichen Infrastruktur, beschränkt sich die Funkti- 
on der eG auf die bloße landwirtschaftliche Produktion. Zwischen dem land- 
wirtschaftlichen Betrieb und dem Dorf, die sich in der DDR zu einer Einheit 
herausgebildet hatten, entwickelte sich zunehmend eine Lücke. Der Wegfall 
der von uns beschriebenen landwirtschaftlichen Symbiose bewirkt nicht nur 
den Verlust eines dezentralen Kapitalkreislaufes, sondern auch den Einzug 
von Shareholder-Interessen, die eine Veränderung der Logik der Bodennut- 
zung in Richtung profitorientierter Verwertung herbeiführen. Mit dem Auf- 
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kaufund der Umwandlung von in die Krise geratenen Genossenschaften geht 
zudem ein Kapitalabzug mit entsprechenden Einnahmeausfällen auf kom- 
munaler Ebene einher. Der ländliche Raum in MV wurde damit dem Verfall 
und der Abwanderung preisgegeben. 
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»Meine Eizelle gehört mir« 


Inwertsetzung & Eigentum in der Kinderwunsch-Ökonomie 


Zusammenfassung: Der Artikel untersucht die Inwertsetzung menschlicher Eizellen 
aus dem Blickwinkel marxistisch-feministischer Theorie und einer kritischen Rechts- 
analyse. Die Inwertsetzung vollzieht sich durch die gleichzeitige Entwicklung von Re- 
produktionstechnologien und der rechtlichen Durchsetzung des Konstrukts von Ei- 
gentum am menschlichen Körper. Auf Subjektebene führt dieses Zusammenspiel zu 
einer tiefergehenden Ökonomisierung des Selbstverhältnisses: Die Person wird zur 
Verkäufer*in ihrer Körpersubstanzen. 


Schlagwörter: Biokapitalismus, Inwertsetzung, Eigentum, Eizellspende 


»l own my oocytes« 

Commodification & property in the fertility economy 

Abstract: The article explores the commodification of human oocytes through the 
lense of Marxist feminist theory and a critical analysis of law. It highlights the inter- 
action of both technological development of assisted reproductive technologies and 
the implementation of the »property rights in the body« paradigm. This interplay 
leads to a new form of commodification of the person, irreducible to the figure of a 
wage worker: the seller of one’s own body parts. 


Keywords: Biocapitalism, commodification, property, oocyte donation 


W enn mein Uterus mir »gehört«, kann ich ihn wohl auch verkaufen« - 
» so merkte die Feministin Maria Mies auf dem ersten westdeutschen 
Kongress »Frauen gegen Gentechnik und Reproduktionstechnik« im Jahr 1985 
an. Sie wandte sich mit dieser Polemik kritisch gegen diejenigen, die In-Vi- 
tro-Fertilisation (IVF) und Leihmutterschaft befürworteten und somit »bür- 
gerliches Besitzdenken« auf den weiblichen Körper anwendeten (1986: 118). 


* Rebecca Rahe@ist Soziologin, zu ihren Schwerpunkten zählen marxistischer Feminis- 
mus, Biokapitalismus und soziale Bewegungen. 
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Richten Reproduktionstechnologien Frauen nur patriarchal zu oder sind 
sie ein Schlüssel zur Befreiung von der Last der Reproduktion von Kindern 
(vgl. Brockskothen u.a. 1986)? Diese feministischen Ambivalenzen in der Be- 
wertung von Reproduktionstechnologien bestehen fort, auch wenn sich die 
öffentliche Debatte zuvorderst auf Sensationsmeldungen zum technischen 
Fortschritt und deren ethische Einordnung richtet, wie im Mai 2019 mit der 
Nachricht: »Kinder kommen nach Gebärmutter-Transplantation zur Welt«.! 

In den letzten 35 Jahren hat sich die Nutzung vieler Technologien assis- 
tierter Reproduktion (engl.: assisted reproductive technologies, kurz: ART) 
normalisiert und die In-Vitro-Fertilisation (IVF) ist zu einer weiteren Praxis 
der menschlichen Fortpflanzung geworden. Damit einhergehend hatsich eine 
globale Kinderwunsch-Ökonomie entwickelt, in der hohe Profite erzielt wer- 
den und die jährlich um rund 9 Prozent wächst (Waldby 2019: 3). Zahlungs- 
fähige Frauen nehmen ART als eine neue Möglichkeit wahr, selbstbestimmt 
darüber zu entscheiden, wie, wann und mit wem sie Fortpflanzung praktizie- 
ren - ihren Kinderwunsch können sie auf globalen Märkten realisieren. Für 
andere Frauen trifft Mies’ Analyse zu; sie können ihre Reproduktionsfähigkeit 
»wohl auch verkaufen«, indem sie ihre Arbeitskraft in einer Leihmutterschaft 
bzw. ihre Körpersubstanz Eizelle durch eine Eizell»spende« anderen Frauen 
gegen Entgelt zur Verfügung stellen. Der Begriff der Spende ist die hegemo- 
nial verwendete Bezeichnung für die Entnahme von menschlichen Eizellen 
zum Zweck der künstlichen Befruchtungund anschließenden Übertragungan 
Dritte, die mit »gespendeten« Eizellen schwanger zu werden erhoffen. Mit der 
Entnahme von Eizellen geht eine Vielzahl an medizinischen Interventionen 
einher. So bedarf die Eizellspende eines Eingriffs in den Reproduktionszyklus 
und Körper einer Frau, der »selbst unter günstigsten klinischen Bedingungen 
ein beschwerlicher undriskanter Vorgang« (Waldby/Cooper 2015: 29) ist, eine 
Operation unter Vollnarkose, bei der die durch Hormoneinnahme herange- 
reiften Eizellen punktiert und entnommen werden. Die Verwendung des al- 
truistisch konnotierten Spenden-Begriffs verdeckt zudem, dass in den aller- 
meisten Fällen eine finanzielle Aufwandsentschädigung gezahlt wird (Gupta/ 
Richters 2008: 243). In Deutschland ist die Praxis der Eizellspende nach Para- 
graf 1 Abs. 1 Nr. 1 und 2 Embryonenschutzgesetz (ESchG) verboten, ebenso 
wie in Norwegen, Luxemburg, Litauen und der Schweiz. In allen anderen EU- 
Ländern ist sie hingegen erlaubt (Leopoldina 2019: 68).? 


1 »Kinder kommen nach Gebärmuttertransplantation zur Welt«, https://sueddeutsche. 
de (23.5.2019). 

2 Innerhalb der EU hat sich durch diese unterschiedlichen Gesetze die Praxis des Fertili- 
tätstourismus herausgebildet. Überwiegend nehmen Frauen aus den nordwestlichen Län- 
dern Europas Eizellspenden von Frauen aus den südlichen und östlichen Ländern (Tsche- 
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Als dem »Biokapitalismus« (Sunder Rajan 2009) zuzuordnende politi- 
sche Ökonomie basiert die Kinderwunsch-Ökonomie auf der Verwertung 
menschlicher reproduktiver Körpersubstanzen, die, von Mies benannt, zen- 
tral durch die Ausweitung juristischer Kategorien von Besitz und Eigentum 
auf menschliche Körperteile realisiert wird. Am Beispiel der Eizelle werde ich 
die Anwendung dieser juristischen Kategorien im deutschen Rechtsdiskurs 
untersuchen und damit der Frage nachgehen, wie sich die Inwertsetzung 
von Körpersubstanzen als Verrechtlichung vollzieht. Denn die ART bilden 
die technologische, die Eigentumsfähigkeit von Körpersubstanzen indes die 
nötige politisch-ökonomische Voraussetzung, so die These des vorliegenden 
Artikels. Denn Verwertung bedarf der juristischen Absicherung (Gehring 
2006: 55) - wobei das Recht als »ein soziales Verhältnis [zu verstehen ist], 
welches immer schon in gesellschaftlich umkämpfte Herrschafts- und Un- 
gleichheitsstrukturen eingebettet ist« (Buckel 2010: 324) - und somit auch 
in gesellschaftspolitische Aushandlungen. Im ersten Abschnitt werden die 
Rahmenbedingungen der Inwertsetzung der Eizelle umrissen. Darauffolgend 
wird im zweiten Abschnitt die juristische Debatte um Eigentum am mensch- 
lichen Körper und an Körpersubstanzen nachvollzogen und gezeigt, wie sich 
die Anwendung ökonomischer Kategorien auf den Körper normalisiert - ins- 
besondere auch mit der rechtlichen Form der Spende von Körpersubstan- 
zen. Anschließend sollen Eizellspenden theoretisch als Inwertsetzung von 
Körpersubstanzen eingeordnet werden - wodurch Eizellen zur Ware wer- 
den, für die die Eizellspenderinnen eine Art Rente beziehen und ein neuar- 
tiges ökonomisiertes Selbstverhältnis zu eigenen Körperteilen entwickeln. 
Abschließend wird nach den gesellschaftspolitischen Implikationen der In- 
wertsetzung von Körpersubstanzen in der Kinderwunsch-Ökonomie gefragt. 


1. Kinderwunsch-Ökonomie & Eizellspende 


Die Entwicklung, Anwendung und Ausweitung von Bio- und Reproduktions- 
technologien ist nicht neutral, sondern eingebettet in die kapitalistische Pro- 
duktionsweise. Mit dem Biokapitalismus, dem die Kinderwunsch-Ökonomie 
zuzurechnen ist, hat sich im Zusammenspiel von lebenswissenschaftlicher 
Forschung, neoliberalen Akkumulationsregimen und der Ausweitung geis- 
tiger Eigentumstitel ein Produktionszweig entwickelt, der auf der Nutzung 


chien, Spanien, Griechenland) in Anspruch. Die grenzüberschreitenden Praktiken sind 
auch global zu beobachten, so zum Beispiel zwischen Australien (Konsumentinnen) und 
Südafrika (Anbieterinnen), dem Iran als Anbieterland für den Nahen Osten und Ecuador 
für Lateinamerika (Waldby 2019: 89ff.). 
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und Verarbeitung pflanzlicher, tierischer und menschlich-körperlicher Sub- 
stanzen basiert (Sunder Rajan 2009: 14; vgl. Cooper 2014). Damit werden le- 
bendige Körper als Teile in die Logik industrieller Produktion eingegliedert 
und taylorisiert; Körpersubstanzen werden zerlegt, gelagert und verändert, 
als einzelne Einheiten im Produktionsprozess verwendet und in die Wert- 
schöpfung integriert (Cooper/Waldby 2014: 44). Historisch ist die Nutzung 
von Körpersubstanzen nicht neu, so wurden ab dem 15. Jahrhundert Bestand- 
teile von Leichnamen bepreist, verkauft und zu Arzneimitteln verarbeitet 
(Lenk 2011: 23). Kennzeichnend für den Biokapitalismus ist der Rückgriff auf 
Körpersubstanzen von lebenden Menschen - der Nutzung von Blut als ers- 
ter Körpersubstanz sind viele weitere wie Gewebe, Organe, Zellen, DNA- und 
Zellbestandteile gefolgt, die beispielsweise in der plastischen Chirurgie und 
der Transplantationsmedizin direkt anderen Menschen übertragen werden 
oder der Forschung (u.a. der Stammzellforschung, der Klonforschung und 
der Arzneimittelindustrie) als Grundlage für Experimente und neue Produk- 
te dienen (Gehring 2006: 55f.). 

Die Nutzung von reproduktiven Körpersubstanzen wie Samen und Eizel- 
len wird in der Forschung und in der Kinderwunsch-Ökonomie praktiziert. 
Beide Bereiche sind technisch eng miteinander verknüpft, denn »überzäh- 
lige« Eizellen aus den Laboren der IVF-Behandlungen werden vielfach von 
Kliniken zur Verwertung in der Stammzellforschung erworben (Gehring 
2007: 54ff.). Während die Forschung darauf ausgerichtet ist, Erkenntnisse und 
neue Arzneimittel hervorzubringen, sollen in der Kinderwunsch-Ökonomie 
Kinder erzeugt werden. Daraus folgt eine Verschiebung der medizinischen 
Ausrichtung auf die Heilung und Regeneration bestehender Körper hin zur 
Produktion von neuen, denn »[ilhrem Sinn nach sind sie [ART] weder Heil- 
behandlung noch bloße Dienstleistung, sondern sie sind Herstellungshand- 
lung, biotechnische Produktion« (Gehring 2007: 56). In beiden Bereichen sind 
Eizellen eine rare Ressource, im Gegensatz zu Samen. Zudem nimmt die Fer- 
tilität von Eizellen im Lebensverlauf ab (Waldby/Cooper 2015: 29). 

Nach mehreren IVF-Zyklen mit eigenen Eizellen, ohne schwanger ge- 
worden zu sein, ist für viele Frauen der nächste reproduktionsmedizinische 
Schritt, auf fremde Eizellen zurückzugreifen (Waldby 2019: 8, 68). Nach der 
Entnahme der Eizellen der Spenderin werden diese entweder direkt einer 
Empfängerin übertragen, wofür die reproduktiven Zyklen der Frauen hor- 
monell synchronisiert werden müssen, oder durch Vitrifikation eingefroren. 
Diese neuere Methode hat zur Eröffnung von »Eizellbanken« geführt, in de- 
nenEizellenttiefgekühlt, eingelagert und flexibel jenach Nachfrage aufgetaut, 
befruchtet und übertragen werden können (Waldby 2019: 119ff.). Dadurch 
wird die Eizellübertragung weitergehend rationalisiert und entpersonali- 
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siert; der Sachcharakter der Eizelle tritt im Produktionsprozess deutlicher 
hervor. Gleichwohl ist die Eizellspende nicht nur ein äußerer Eingriff in den 
Körper: Eizellen müssen heranreifen, um entnommen werden zu können; 
dieser Prozess ist eine körperliche Praxis der Eizellspenderinnen, die Hor- 
mone einnehmen, ihre Lebensweise umstellen und sich medizinischen Un- 
tersuchungen unterziehen müssen (Namberger 2017: 6). 

Eizellspenden werden in komplexen institutionellen Rahmenbedingungen 
durchgeführt: Mit der zunehmenden Etablierung von ART haben sich grenz- 
überschreitende Märkte für reproduktive körperliche Substanzen und Dienst- 
leistungen herausgebildet (Waldby 2019: 89ff.). Nutzerinnen gehen für ART 
ins Ausland, da die Technologien für sie im Inland entweder verboten oder 
zu teuer sind. Kinder werden in dieser Praxis zu einem Projekt, das durch 
ökonomisch-technologische Anwendungen realisiert werden kann. Dabei 
ist die (vermeintliche) äußerliche Ähnlichkeit von Spenderinnen (matching) 
ein zentrales Entscheidungskriterium, um ein biologisch »eigenes« Kind zu 
fingieren. So verläuft die geopolitische Struktur von Eizellmärkten entlang 
von rassifizierenden Zuschreibungen und globalen Ungleichheitsverhält- 
nissen (Nahman 2018: 84f.; Waldby 2019: 111). Mehr als die Hälfte der welt- 
weit angewandten ART finden in Europa statt, mit einer rasanten Zunahme 
(Cooper/Waldby 2014: 66). 

In den USA gibt es keine rechtlichen Begrenzungen für die Bezahlung von 
Eizellspenderinnen. Damit existiert ein Markt, auf dem die Preise für Eizell- 
spenden unterschiedlich hoch sind - je nach Aussehen, Bildung und ande- 
ren zugeschriebenen Merkmalen der Spenderinnen (Cooper/Waldby 2014: 
57ff.). In der Europäischen Union gilt hingegen das Kommerzialisierungsver- 
bots?, es sollen nur »freiwillige und unentgeltliche Spenden« gewährt wer- 
den. Spenderinnen dürfen nur »eine Entschädigung erhalten«, die die »ent- 
standenen Ausgaben und Unannehmlichkeiten« ausgleichen soll (Europäi- 
sche Union 2004, Artikel 12 [1]). Die Höhe der Aufwandsentschädigungen ist 
das entscheidende strukturierende Moment des europäischen Eizellmarkts. 
Aufgrund der ökonomischen Ungleichheiten innerhalb der EU Länder un- 
terscheidet sich der Schwellenwert, ab dem eine finanzielle Aufwandsent- 
schädigung für eine Eizellspende als Einkommensmöglichkeit gelten kann. 
Damit ist eine Beziehung zwischen sozio-ökonomischer Prekarität und der 
Praxis der Eizellspende angezeigt (Cooper/Waldby 2014: 74). Die Aufwands- 
entschädigungen rangieren zwischen rund 125 Euro pro Eizellspende in Ru- 


3 Die Norm der Nichtkommerzialisierung des menschlichen Körpers und seiner Teile ist 
in Art. 3 Abs. 2 c) der EU-Grundwertecharta (Europäische Union 2004) und in Art. 21 der 
EU-Biomedizinkonvention (BMK) verankert. 
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mänien (Waldby/Cooper 2015: 33), bis hin zu einer gesetzlichen Grenze von 
1000 Euro in Spanien, wo mehr als die Hälfte aller europäischen Eizellspen- 
den durchgeführt werden (Cooper/Waldby 2014: 70ff.; De Geyter u.a. 2020: 4). 
Eizellspenderinnen benennen als Grund für eine Eizellspende primär finan- 
zielle Erwägungen. Sie stellen somit eine Einkommensmöglichkeit dar, die 
mit unbezahlter Sorgearbeit und anderen Lohnarbeitsverhältnissen verein- 
bar ist (Nahman 2018: 88). Die Herausbildung dieses Markts für körperliche 
reproduktive Substanzen ist damit als Effekt einer breiteren Reorganisati- 
on von Reproduktion in Europa zu verstehen, in dem Haushalte zunehmend 
durch transnationale Beziehungen auf allen Ebenen von Reproduktivität und 
Reproduktion gekennzeichnet sind. So werden sowohl Sorgearbeit als auch 
reproduktive Kapazitäten innerhalb der EU von Süd und Ost nach Nord und 
West umverteilt, und darin spiegeln sich die sozioökonomischen Ungleich- 
heiten der EU wider. In dieser Vertiefung von Ungleichheit verquicken sich 
»global care chains« mit »global fertility chains« (Cooper/Waldby 2014: 72ff.). 


2. Inwertsetzung als Prozess der juristischen Aushandlungen um 
Eigentum am menschlichen Körper 


Die Nutzung von Körpersubstanzen in der Kinderwunsch-Ökonomie stellt ei- 
nen »privat-ökonomischel[n] Zugriff auf den Körper« dar (Lettow 2011: 58). 
Dort, wo Eizellspenden praktiziert werden, willigen die Eizellspenderinnen 
vertraglich der Entnahme von Eizellen aus ihren Körpern ein, zumeist ge- 
gen die Zahlung von Geld. Möglich wird diese Veräußerung vor dem Hinter- 
grund des Konstrukts der Eizellspenderin als Eigentümerin ihrer Körpersub- 
stanzen, über die sie frei verfügen kann. Die Konzeption von Personen als 
Eigentümer*innen ihres Körpers wird im bioethischen Diskurs seit den 1970er 
Jahren diskutiert (ebd.: 58ff.). Im juristischen Diskurs in Deutschland wird 
die Eigentumsfähigkeit des Körpers seit den 1980er Jahren verhandelt (vgl. 
Schünemann 1985). Meine These ist, dass der Diskurs um die Eigentumsfä- 
higkeit des menschlichen Körpers den Prozess der Inwertsetzung maßgeblich 
gestaltet, weil damit neuartig ökonomisierte Selbstverhältnisse etabliert und 
Körpersubstanzen als Dinge außerhalb des Körpers verwertungsfähig werden. 

Für die deutsche Rechtsordnung ist das Eigentum eine grundlegende In- 
stitution, die sowohl im öffentlichen Recht als auch im Zivilrecht auftritt. Öf- 
fentlich-rechtlich ist das Eigentum in Form einer Eigentumsgarantie in Art. 
14 Grundgesetz (GG) verankert. Im Zivilrecht, im Bürgerlichen Gesetzbuch 
(BGB), zeigt sich ein liberaler Eigentumsbegriff; die Freiheit der einzelnen 
Person wird ins Zentrum gesetzt: »Der Eigentümer einer Sache kann, soweit 
nicht das Gesetz oder Rechte Dritter entgegenstehen, mit der Sache nach 
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Belieben verfahren und andere von jeder Einwirkung ausschließen« ($ 903 
Abs. 1 BGB). Das Zivilrecht beschreibt damit eine Beziehung zwischen einem 
Rechtssubjekt und einer Sache, die durch Verfügungsgewalt und Sachherr- 
schaft gekennzeichnet ist. Diese Beziehung kennzeichnet nunmehr recht- 
lich nicht - analog der Proklamation »Mein Körper gehört mir!« - das Ver- 
hältnis einer Person zu ihrem Körper. Dieser ist untrennbar mit der Person 
verknüpft und in der deutschen Rechtsordnung keine Sache (8903 BGB; vgl. 
Ring 2016: 489, $90 BGB Rn. 22). Dementsprechend besteht ein breiter juris- 
tischer Konsens darüber, dass der menschliche Körper an sich nicht eigen- 
tumsfähig ist (Ring 2016: 489, $ 90 Rn. 22, 23; Ellenberger 2019: 70, 8 90 Rn. 3). 

In der Rechtsdiskussion wird die Idee eines »Recht[s] am eigenen Körper 
als besonderem Persönlichkeitsrecht« (Ring 2016: 490, $ 90 Rn. 24) breit ge- 
teilt (Mössner 2018: $ 90 Rn. 15.2). Damit wird das Allgemeine Persönlichkeits- 
recht auf die Beziehung eines Rechtssubjekts zu ihrem Körper angewandt 
(Jickeli u.a. 2012: 25, $ 90 Rn. 27). Allerdings wird es an das Eigentumsrecht 
angelehnt, denn dem Rechtssubjekt kommt »an seinem Körper eine Rechts- 
macht zu, die jener des Eigentümers im Verhältnis zu dessen Sachen gleich- 
kommt« (Ring 2016: 490, $ 90 Rn. 24; Ellenberger 2019: 70, $ 90 Rn. 3). Damit 
besteht zwar formell kein zivilrechtliches Eigentumsrecht am menschlichen 
Körper, da dieser keine Sache ist, aber ein dem Eigentumsrecht nachmodel- 
liertes Persönlichkeitsrecht. Das bedeutet: Die Trennung von Rechtssubjek- 
ten und Sachen wird aufgeweicht. Zwischen zwei Rechtssubjekten bleibt sie 
zwar bestehen, aber im Verhältnis des Rechtssubjekts zu sich selbst wird 
eine Hintertür eingeführt. 

Deutlicher tritt die Wirkmächtigkeit der Institution Eigentum in der 
rechtlichen Einordnung von Körperteilen und Körpersubstanzen hervor. 
Denn die Eindeutigkeit, mit der im Grundsatz dem menschlichen Körper die 
Eigentumsfähigkeit abgesprochen wird, geht in Bezug auf Körperteile und 
körperliche Substanzen verloren. Die deutsche Rechtsordnung enthält kei- 
ne Gesetze über den rechtlichen Charakter von abgetrennten Körpersubs- 
tanzen”. Im juristischen Diskurs wird jedoch überwiegend vertreten, dass 
Sacheigentum an abgetrennten Körperteilen besteht (Busch 2012: 54ff.).? Es 
wird angenommen, dass mit der Abtrennung vom Körper das besondere Per- 
sönlichkeitsrecht an der abgetrennten Körpersubstanz nicht mehr besteht und 
die Körpersubstanz automatisch zu einer Sache nach Paragraf 90 BGB und 


4 Gesetze wie das Transplantationsgesetz (TPG), das Transfusionsgesetz (TFG) oder das 
Stammzellengesetz (StZG) legen nur den Umgang mit bestimmten Körperteilen und -sub- 
stanzen und die Verfügungsrechte an diesen fest. 

5 Neben diesem »sachenrechtlichen« werden auch ein »persönlichkeitsrechtlicher« und 
ein »fortentwickelter sachenrechtlicher Ansatz« vertreten (Busch 2012: 57ff.). 
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folglich eigentumsfähig wird (Roth 2009: 57). Dabei wird die Umwandlung 
in eine Sache von juristischer Seite überwiegend als gegeben angesehen und 
nicht oder nur behelfsmäßig erklärt, »wieso und wie der persönlichkeits- 
rechtliche Charakter des Rechts am Körper in einen Sachcharakter der abge- 
trennten Teile umschlägt« (Busch 2012: 58f.). Mit der sachenrechtlichen Ein- 
ordnung von Körpersubstanzen im rechtlichen Diskurs wird die Institution 
Eigentum auf den menschlichen Körper angewandt. Rechtssubjekte stünde 
es demnach frei, über ihre Körpersubstanzen als Eigentum zu verfügen und 
Rechtsgeschäfte darüber abzuschließen. Schon die Konzeption, auch wenn 
sie (bislang) nicht in Gesetze übergegangen ist, ist Petra Gehring zufolge 


»ein erstaunlicher Traditionsbruch [...]. Im Spiegel der Vergangenheit ver- 
steht es sich in keiner Weise, dass das Modell der Appropriation und der öko- 
nomischen Zirkulationsfähigkeit von Stoffen überhaupt auf die individuelle 
Leiblichkeit übertragbar ist. Im Gegenteil. Das neue Anwendungsfeld - der le- 
bendige Menschenstoff als verkehrsfähiges Eigentum - ist der europäischen 
Rechtstradition im Grunde fremd« (Gehring 2006: 38f.). 


Die europäische Rechtstradition und auch das deutsche Grundgesetz mit dem 
in Art. 1 Abs. 1 verankerten Grundsatz der Menschenwürde greifen auf das 
kantianische Verständnis zurück, dass der Mensch nie als reines Mittel be- 
handelt werden darf, sondern nur als Zweck an sich (Potthast u.a. 2010: 11). 
Auf diese »Objektformel« rekurriert regelmäßig das Bundesverfassungsge- 
richt in Urteilen zur rechtlichen Einordnung von Körpersubstanzen (Herde- 
gen 2019 Rn. 36). Demnach widerspräche jeglicher Gebrauch von Körpersub- 
stanzen zur Erzielung von Wert der Menschenwürde nach Art. 1 Abs. 1 GG. 

Der praktische Umgang mit Körpersubstanzen in Deutschland zeigt hin- 
gegen, dass die »Objektformel« nicht konsequent angewandt wird. Körper- 
substanzen werden stattdessen »längst als marktförmige Waren behandelt« 
(Potthast u.a. 2010: 9). Aus ihnen hergestellte Medikamente und aufbereitete 
menschliche Zellen und Gewebe dürfen verkauft werden, und Blutspenden 
dürfen gewinnbringend weiterverkauft werden - diese profitablen Transak- 
tionen sind durch das Transfusionsgesetz (TFG) und das Transplantationsge- 
setz (TPG) erlaubt (König 2005: 275, 282; Vor 88 17,18 Rn. 1,Rn. 35). Nichts- 
destotrotz darf für Körpersubstanzen an sich kein Entgelt gezahlt werden. 
Ebenso wenig wie für die Tätigkeit der Spende, für die ausschließlich eine 
finanzielle oder anders geartete Aufwandsentschädigung gewährt werden 
darf (Bundestag 1996: 30). 

In Bezugnahme auf das TPG, das seit dem Jahr 2007 in Paragraf 8b TPG 
auch die Samenspende gesetzlich erlaubt, wird im rechtlichen Diskurs die Le- 
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galisierung der Eizellspende gefordert, welche seit dem Jahr 1991 durch das 
ESchG gesetzlich verboten ist. Das Verbot wird breit kritisiert (Wellenhofer 
2017: 45,8 1591 BGB Rn. 45) und überdies als eine Verletzung des Eigentums- 
rechts einer möglichen Eizellspenderin angesehen (Radatz 2014: 82ff.; Reinke 
2008: 184ff.). In den Forderungen einer Legalisierung wird indes eine »Kom- 
merzialisierung« der Eizellspende abgelehnt (Kersten 2018: 1253), und für 
ein Eizellspendegesetz argumentiert, das »finanzielle Entschädigungen [...] 
ablehnt und lediglich eine Aufwandsentschädigung vorsieht« (Radatz 2014: 
79). Die fehlende Trennschärfe in dieser Argumentation verdeutlicht, welche 
Bedeutung dem Konnex des Konstrukts einer Spende mit der Zahlung einer 
Aufwandsentschädigung zukommt. Jyotsna Agnihotri Gupta und Annemiek 
Richters betonen, dass entscheidend ist, ob eine Transaktion von Körpersubs- 
tanzen den Austausch von Geld einschließt und damit ein Handel stattfindet: 


»Obwohl es scheint, als bestehe ein schmaler Grat zwischen einer altruisti- 
schen »Gabe« (Spende) und einer »Ware« (Kommerzialisierung), können die 
meisten Transaktionen von Körperteilen als Handel bezeichnet werden, da der 
Austausch von Geld involviert ist, entweder direkt zwischen Spendenden und 
Empfangenden oder vermittelt durch einen Dienstleister. Der Begriff »Spen- 
de« ist oftmals eine irreführende Bezeichnung für eine tatsächliche Markt- 
transaktion, der ein höherer Sinn verliehen wird« (Gupta/Richters 2008: 243). 


Es sind demnach nicht die Formen der Aufwandsentschädigung und der Spen- 
de, die die Entstehung von Märkten und den Handel mit Körpersubstanzen 
unterbinden. In der Europäischen Union (EU) orientiert sich die gesetzliche 
Festlegung von Aufwandsentschädigungen zunehmend am Nachfragebedarf 
und somit daran, zu welchem Preis Frauen zu Eizellspenden bereit sind - bio- 
ethische Erwägungen spielten in der Festlegung eine untergeordnete Rolle, 
wie Cooper und Waldby feststellen (2014: 73). 

Die gleichzeitige Befürwortung von Aufwandsentschädigungen und der 
Ablehnung einer »Kommerzialisierung« der Eizellspende wird im juristischen 
Diskurs zumeist über das individualrechtliche Konstrukt der »informierten 
Zustimmung« gelöst. Darüber werden gesellschaftliche Ungleichheiten und 
Zwänge verschleiert und auf das einzelne Subjekt verlagert, das im neolibe- 
ralen Geiste selbstbestimmt entscheiden soll, und in einen Eingriff einwil- 
ligen (Wichterich 2015: 26). Das Konstrukt der »informierten Zustimmung« 
ist auch in Bezug auf Eigentumsrechte zentral. Dadurch werden nicht nur 
Verfügungsbefugnisse, sondern alle Eigentumsansprüche übertragen, noch 
bevor die Person selbst ein Eigentumsrecht an den noch nicht abgetrenn- 
ten Körperteilen annehmen konnte (Cooper/Waldby 2014: 100). Die Voraus- 
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setzungen für die Aneignung von menschlichen Körperstoffen sind folglich 
durch die Konstruktion des Eigentums an menschlichen Körpersubstanzen 
gelegt, welche wiederum durch die bioethischen Konstrukte der informier- 
ten Zustimmung und der gesetzlichen Festlegung einer Aufwandsentschä- 
digung flankiert wird. Diese juristische Wegbereitung der Inwertsetzung 
von Körpersubstanzen soll abschließend theoretisch eingeordnet werden. 


3. Die Eizelle als Ware oder Rohstoff und die Erzielung von Renten 


Eigentum ist historisch kontingent und muss als Moment von Aneignung 
und Enteignung fortwährend abgesichert werden. In den Grundrissen un- 
terscheidet Marx verschiedene Formen des Eigentums. Hinsichtlich des vor- 
bürgerlichen Eigentums konstatiert er: 


»Eigentum meint also ursprünglich nichts als Verhalten des Menschen zu sei- 
nen natürlichen Produktionsbedingungen als ihm gehörigen, als den seinen, 
als mit seinem eignen Dasein vorausgesetzten; Verhalten zu denselben als na- 
türlichen Voraussetzungen seiner selbst, die sozusagen nur seinen verlänger- 
ten Leib bilden. Er verhält sich eigentlich nicht zu seinen Produktionsbedin- 
gungen; sondern ist doppelt da, sowohl subjektiv als er selbst wie objektiv in 
diesen natürlichen anorganischen Bedingungen seiner Existenz« (MEW 42: 
399, Herv.i.0.). 


Entscheidend ist somit folglich im Übergang zum bürgerlichen Eigentum, 
dass die Person sich zu ihren Produktionsbedingungen - sei es ihrer Ar- 
beitsfähigkeit, ihren Arbeitswerkzeugen oder Rohstoffen - als einem Ob- 
jekt, etwas Äußerlichem gegenüber verhält. Zuvor galt alles, was für das 
eigene Leben gebraucht wurde, Werkzeug, Kleider, Nutztiere, als Teil des 
eigenen Körpers, davon wurde es getrennt. Diese »eine Trennung«, so Marx, 
sei erst »vollständig [...] im Verhältnis von Lohnarbeit und Kapital« gesetzt 
(MEW 42: 397), also der Trennung von unmittelbaren Produzierenden und 
Produktionsmittel. Auf der Subjektebene ist diese Trennung ein verding- 
lichtes Verhältnis, denn das Subjekt begreift sein Arbeitsvermögen als eine 
Ware, die es als Sache verkaufen kann (MEW 23: 182). Dies ist historisch 
nicht gegeben, sondern Resultat der »sogenannten ursprünglichen Akku- 
mulation« (MEW 23: 741ff.). 

Für das Subjektverhältnis zu den eigenen Körpersubstanzen lässt sich 
nun ebenso ein Übergang feststellen: Die Person ist nicht mehr nur selbst- 
verständlich verkörpert existent, sondern verhält sich zu sich selbst als ver- 
körpert, als fragmentierbar und somit zum eigenen Körper als einer Sache, 
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einem Arsenal möglicher Rohstoffe, die als Waren veräußert werden können. 
Die Inwertsetzung von Körpersubstanzen ist folglich nicht nur ein Zugriff 
von außen auf die Materialität des Körpers, eine »effektivere[...] Vernutzung 
menschlicher Körper« (Demirovic/Schütt 2015: 8), sondern bringt ein histo- 
risch neues, fragmentiert-ökonomisiertes Körperverständnis und Selbstver- 
hältnis hervor und ist im »Wechselverhältnis von Ökonomie, Lebensweisen 
und Körperpolitiken« (Lettow 2015: 38) zu verstehen. 

Dieses ökonomisierte Körperverständnis zeigt sich bei Eizellspenderin- 
nen, »wenn sie davon sprechen, dass sie in jedem Zyklus »wertvolle Eizellen 
verschwenden« und dies in das Narrativ eines Ressourceneffizienten Körpers 
einbetten« (Namberger 2017: 6). Somit stellt sich die Warenförmigkeit auch 
im Verhältnis der Eizellspenderinnen zu sich selbst her, dass sie nicht nur 
ihren einzelnen Eizellen als Waren und als einer möglichen Einkommens- 
quelle gegenüberstehen, sondern sich generell zu ihrem reproduktiven Zy- 
klus ökonomisch verhalten. 

Damit erfolgt eine Erweiterung des »ökonomischen Selbstverhältnisses 
[...|nach dem Modell von Ware und Verkäuferin« (Lettow 2011: 58) das nicht 
im Lohnarbeitsverhältnis aufgeht. Denn im Lohnarbeitsverhältnis wird die 
Arbeitskraft Dritten zur Verfügung gestellt. Bei der Eizellspende wird ein 
Vertrag über die Veräußerung von Körpersubstanzen abgeschlossen. Nichts- 
destoweniger dominiert in der feministischen Debatte um Reproduktions- 
technologien das Verständnis von Eizellspende als neue Form von Lohnar- 
beit (vgl. Cooper/Waldby 2014).° Wenn der Fokus auf die Verwertung der 
Körpersubstanzen verschoben wird, kann die Rolle von Körpersubstanzen 
in der Kinderwunsch-Ökonomie ähnlich wie die des Bodens in der Landwirt- 
schaft aufgefasst werden, also ein Rohmaterial im Produktionsprozess zu sein 
(Franklin/Lock 2003: 8). Werden dabei Frauen nicht der Natur gleichgesetzt 
und damit als passiv und in einer Ausbeutungstotalität gefangen gesehen, 


6 Mit dem Begriff der »klinischen Arbeit« fassen Cooper und Waldby (2014) vielfältige For- 
men der Abgabe von Körpersubstanzen im Biokapitalismus, aber auch die Teilnahme an 
Forschungsprozessen zusammen, die für die klinischen Arbeiter*innen keine oder nur zu- 
fällige positive Effekte zeitigt, sondern im Gegenteil körperliche und gesundheitliche Risi- 
ken birgt und sozialstaatlichen Absicherungen entbehre. Deshalb ähnele sie anderen For- 
men informeller und prekärer Arbeit (ebd.: 7ff.). Die Arbeit von Körpersubstanzgeber*innen 
werde in der bioethischen Debatte durch einen verengten Fokus auf die Arbeit medizini- 
schen Personals unsichtbar gemacht, Cooper und Waldby wollen deshalb die verkörper- 
te Produktivität klinischer Arbeiter*innen ins Zentrum rücken (ebd. 100). Ihrem - mit 
marxistischen Begriffen formulierten - Arbeitsverständnis scheint jedoch ein Produkti- 
onsbegriff zugrunde zu liegen, der biologische Prozesse selbst als Arbeit fasst, da sie dar- 
in Produktivität verorten (Waldby/Cooper 2015: 26). Diese vitalistische Entleerung sieht 
das Soziale als biologisch fundiert an und erschwert damit wiederum eine kritische Ge- 
sellschaftsanalyse (Lettow 2015: 46). 
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sondern als aktiv und handlungsfähig in der Veränderung und Bearbeitung 
ihrer verkörperten Existenz, damit letztlich Eizellen aus ihren Körpern ent- 
nommen werden können, weitet dies den Blickwinkel. Es ermöglicht ein 
Verständnis der Eizellspende als einer Möglichkeit, Einkommen zu generie- 
ren, bei der die Eizellspenderin ein Einkommen analog einer Rente für die 
Bewirtschaftung des Bodens erzielt. 

Die Zahlung von Renten für die Nutzung der Natur - und in diesem Fall 
der Bearbeitung des menschlichen Körpers - erfolgt unter besonderen »ins- 
titutionellen Rahmenbedingungen, nämlich Eigentumsrechten« (Zeller 2006: 
128). Sie setzen die private Einhegung von Land und damit ein Ausschluss- 
recht voraus (MEW 25: 628). Als Definition von Renten schlägt Zeller (2006: 
127) vor: »Allgemein kann Rente als Einkommen definiert werden, das der 
Besitzer von Eigentumstiteln durchsetzt, selbst wenn er außerhalb der Pro- 
duktion steht«. Diese Idee gründet auf Marx’ Ausführungen, seiner Konzep- 
tion der Grundrente, die seine Arbeitswerttheorie verdeutlicht: die Erde an 
sich hat keinen Wert, weil sie kein Produkt von Arbeit ist (MEW 25: 636). Al- 
lerdings wird die Erde als eine Ware gehandelt, weil sich die Grundrente als 
»Bodenpreis oder Bodenwert |...] darstellt« (ebd.: 637). Entscheidend ist, dass 
das Grundeigentum es ermöglicht, Dritte auszuschließen, qua Eigentumsti- 
tel an Grund und Boden. Damit kann die Natur zu einer Ware werden. Dritte 
von der Nutzung auszuschließen, ermöglicht es zudem, einen Preis für die 
Nutzung zu fordern, die Rente. Damit wird Erde nicht als Ware veräußert, 
sondern nur das Nutzungsrecht. Ähnlich wie bei der Ware Arbeitskraft- und 
dem Körper, der, ausgestattet mit Persönlichkeitsrechten, vor der Verfügung 
durch andere Personen geschützt ist, aber zugleich die Nutzungsrechte ver- 
kaufen kann. Dieses Nutzungsrecht besteht nun nicht in der Nutzung der 
Ware Arbeitskraft, sondern in dem Recht, herangereifte Eizellen zu entneh- 
men und zu nutzen. Damit wird die Eizelle selbst zu einer Ware. Kennzeich- 
nend für dieses »Zur-Ware-Werden« (Görg 2004: 1501) ist, dass Inwertset- 
zung »nicht allein auf die Warenförmigkeit von Produkten abzielt, sondern 
einen mehrstufigen Prozess meint, in dem Ressourcen zunächst als solche 
definiert bzw. konstituiert, identifiziert und extrahiert werden und letztlich 
in den Weltmarkt integriert werden« (ebd.: 1503). Genau diese Integration in 
globale Märkte liegt im Rahmen der Kinderwunsch-Ökonomie vor. 


Ausblick 


Die neuartige Inwertsetzung des menschlichen Körpers ist gleichermaßen 
von der Anwendung von Reproduktionstechnologien sowie der Durchsetzung 
neuer Rechtsverhältnisse gekennzeichnet. Die Konstruktion des Eigentums 


306 


»Meine Eizelle gehört mir« 


an menschlichen Körperteilen ist verbunden mit dem Konstrukt der »infor- 
mierten Zustimmung«, die wegbereitend für die Inwertsetzung körperlicher 
Substanzen ist. Auf dem europäischen Eizellmarkt wird das Kommerzialisie- 
rungsverbot dadurch unterlaufen, dass de facto ein Entgelt als Aufwandsent- 
schädigung gezahlt wird. Diese Praxis ist auch bei einer Legalisierung der 
Eizellspende, wie sie in Deutschland mit wachsendem Nachdruck gefordert 
wird (Leopoldina 2019, Gassner u.a. 2013), anzunehmen, da sie in den euro- 
päischen Eizellmarkt eingebettet würde. 

Die Legalisierungsforderungen sind Teil einer breiteren gesellschaftlichen 
Entwicklung, die das Kinderbekommen zu einem Projekt werden lässt. Die 
ART sind darin wegbereitend, weil sie eine neuartige Planbarkeit und Gestalt- 
barkeit des Kinderbekommens erlauben. Mit der rassifizierenden Auswahl 
(matching) von Eizellspenderinnen, aber auch der im Artikel nicht diskutier- 
ten selektiven Diagnostiken wie Pränatal- und Präimplantationsdiagnostik 
gewinnt die Idee eines »idealen Menschen« als weiß und able-bodied gesell- 
schaftliche Materialität. Deshalb müsste im Anschluss an die hier vorgenom- 
mene juristische und politisch-ökonomische Analyse auch die Konsumtions- 
seite des Inwertsetzungsprozesses stärker in den Blick genommen werden. 

Des Weiteren werden pronatalistische Vorstöße eines Grundrechts auf 
Fortpflanzung hinsichtlich eines zu schaffenden Fortpflanzungsmedizinge- 
setzes formuliert (vgl. Gassner u.a. 2013). Dieses würde das Abwehrrecht ge- 
genüber dem Staat hinsichtlich der eigenen Fortpflanzung in ein Anspruchs- 
recht auf ein eigenes Kind verkehren, das mit allen durch die ART zur Ver- 
fügung stehenden Mitteln realisierbar zu sein wäre (ebd.). Damit wäre die 
Kinderwunsch-Ökonomie notwendiger Bestandteil eines Grundrechts und 
der Übertritt der Fortpflanzung in die Produktionslogik vollzöge sich noch 
weitreichender. Es gilt somit, das Zusammenspiel des juristischen Diskurs 
und die Entwicklung neuer reproduktionsmedizinischer Technologien wei- 
terhin in den Blick zu nehmen. 
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Umsetzung des Sozialstaatsprinzips und nicht mit Enteignungen zu verwechseln. Es ist 
ein politischer und juristischer Kampf, Vergesellschaftungen spruchreif zu machen. 
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Changing the way we perform economic activity 

Socializing by using the welfare state principle 

Abstract: Socializations are no longer an abstract matter, their necessity becomes 
more and more obvious. Socializations are a form of implementing the welfare state 
principle and should not be confused with expropriations. It is a political and legal 


struggle to make socializations ripe for decision. 


Keywords: Socialization, welfare state, expropriation 


M it der Initiative »Deutsche Woh- 
nen enteignen« in Berlin, die die 
Vergesellschaftung großer Wohnungs- 
unternehmen erreichen will, wurden 
Vergesellschaftungen erstmals zu einem 
realistischen Szenario in der Politik. Die 
Corona-Krise zeigt, dass insbesondere 
im Gesundheitssektor ebenfalls über 
Vergesellschaftungen nachzudenken 
ist, denn der Markt regelt jedenfalls 
nicht, dass die Bedürfnisse befriedigt 
werden können. Wohlgemerkt, Verge- 
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sellschaftungen, nicht Enteignungen. 
Der Unterschied scheint auf den ersten 
Blick marginal zu sein. Tatsächlich sind 
Enteignung und Vergesellschaftungje- 
doch zwei komplett unterschiedliche 
Konzepte. Das ist keine rein juristische 
Frage, sondern auch eine politische. 
Vergesellschaftungen sind kein 
Selbstzweck. Wenn über Vergesellschaf- 
tungen gesprochen wird, dann geht es 
um die Erfüllung des Sozialstaatsge- 
dankens des Grundgesetzes. Nicht al- 
les kann oder sollte vergesellschaftet 
werden, aber wenn es um die Daseins- 
vorsorge geht und der Markt nach- 
weislich keine Lösung bietet, müssen 
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sie thematisiert werden. Hierfür bedarf 
es einer politischen Debatte und Sen- 
sibilisierung sowie juristischer Unter- 
fütterung- denn so einfach ist das mit 
der Vergesellschaftung nämlich nicht. 


Der Sozialstaat 


Es ist ein unscheinbarer Halbsatz im 
Grundgesetz (GG), der das Sozialstaats- 
prinzip begründet. Dieser Halbsatz ist 
neben Artikel 15 GG eine Grundlage 
zur Begründung von Vergesellschaf- 
tungen. Das wird in den politischen 
Debatten häufig übersehen - und erst 
recht in den juristischen. Der Artikel 
20 Abs. 1GG lautet: »Die Bundesrepub- 
lik Deutschland ist ein demokratischer 
und sozialer Bundesstaat.« Diese For- 
mulierung stellt nach der herrschen- 
den juristischen Meinung eine Staats- 
zielbestimmung dar. Dies meint, dass 
alle Staatsorgane verpflichtet sind, das 
Ziel eines sozialen Bundesstaates zu ver- 
folgen. Ihr Handeln muss also auf die 
Gewährleistung des Sozialstaates ori- 
entieren. Gesetzliche Regelungen sind 
immer auch unter dem Gesichtspunkt 
zu betrachten, ob sie der Erfüllung des 
Staatsziels dienen. Was diesen Sozial- 
staat aber nun ausmacht, was elemen- 
tare Bestandteile des Sozialstaates sind, 
das ist wiederum eine politische Debat- 
te. In linken Diskursen wird häufig kri- 
tisiert, dass eine Staatszielbestimmung 
nicht mit einem konkret einklagbaren 
Anspruch auf bestimmte staatliche Leis- 
tungen verbunden ist. Um diese Kritik 
soll es im Folgenden aber nicht gehen. 

Für eine politische Auseinanderset- 
zung ist relevant, dass mit der Staats- 
zielbestimmung der Weg für den Ge- 
setzgeber frei ist, gut begründet dar- 
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zulegen, warum bestimmte Mittel zur 
Erreichung des Staatszieles notwendig 
sind - also zum Beispiel Vergesellschaf- 
tungen. Unbestritten zählen zu den 
Grundelementen des Sozialstaatsprin- 
zips, dass es einen Anspruch auf sozi- 
ale Sicherheit und sozialen Ausgleich 
geben muss, der aus dem Solidaritäts- 
gedanken erwächst. Und das Sozial- 
staatsprinzip umfasst Hilfe gegen Not 
und Armut ebenso, wie den Anspruch 
auf ein menschenwürdiges Existenz- 
minimum. Zum Sozialstaat gehört die 
Daseinsvorsorge, also die Versorgung 
mit lebensnotwendigen Gütern und 
Dienstleistungen - und das sind eben 
auch Krankenhäuser, Wohnraum und 
ein Zugang zu Kommunikationsmit- 
teln. Artikel 20 GG schreibt »das Soziale 
als ebenso legitime wie obligatorische 
Staatsaufgabe vor« (Dreier 2016, Art. 
20, Rdnr. 24). Und die Verpflichtung 
aus dieser Staatsaufgabe ist dann, dass 
die Institutionen »soziale Verwerfun- 
gen nicht wie der (allzu) sprichwörtli- 
che »Nachtwächterstaat« ignorieren«, 
sondern den Auftrag haben, »sowohl 
zum (reaktiven) Gegensteuern als auch 
zum (aktiven) Gestalten der sozialen 
Ordnung« (ebd.). Die Ausgestaltung 
der sozialen Ordnung im Rahmen des 
Sozialstaates wiederum ist Aufgabe 
der Politik. 

Die Verankerung des Sozialstaats- 
prinzips im Grundgesetz ist keine Selbst- 
verständlichkeit. Dies zeigte bereits die 
in den 1950er Jahren geführte Debat- 
te zwischen dem Staatsrechtler Ernst 
Forsthoff und Politikwissenschaftlers 
Wolfgang Abendroth zum Sozialstaats- 
begriff. Im Konvent von Herrenchiem- 
see beispielsweise gab es keine Sozial- 
staatsklausel (vgl. Dreier 2016, Art. 20, 


Rdhnr. 10). Der Artikel 20 GG steht unter 
der sogenannten Ewigkeitsgarantie, er 
ist also auch mit einer verfassungsän- 
dernden Mehrheit nicht abzuschaffen 
oder zu verändern. 

Das alles zusammengenommen er- 
gibt für politisches Handeln erhebliche 
Spielräume. Zumal das Bundesverfas- 
sungsgericht (BVerfGE) in einer grund- 
legenden Entscheidung aus dem Jahr 
2010 ein Grundrecht auf Gewährleis- 
tung eines menschenwürdigen Exis- 
tenzminimums anerkannt hat: »Das 
Grundrecht auf Gewährleistung eines 
menschenwürdigen Existenzminimums 
aus Art. 1Abs.1GGin Verbindung mit 
dem Sozialstaatsprinzip des Art. 20 
Abs. 1 GG sichert jedem Hilfebedürf- 
tigen diejenigen materiellen Voraus- 
setzungen zu, die für seine physische 
Existenz und für ein Mindestmaß an 
Teilhabe am gesellschaftlichen, kul- 
turellen und politischen Leben uner- 
lässlich sind.« (BVerfGE 125,175, Ls. 1.) 

Mit dieser Entscheidung schreibt das 
Grundgesetz also die Verpflichtung des 
Staates fest, das sozio-kulturelle Exis- 
tenzminimum abzusichern, mit einer 
Ewigkeitsgarantie. Wenn es linker Po- 
litik gelingt, die »physische Existenz« 
und das »Mindestmaß an Teilhabe am 
gesellschaftlichen und kulturellen und 
politischen Leben« öffentlich so zu be- 
setzen, dass zu diesem nicht nur Leis- 
tungen zum Lebensunterhalt gehören, 
sondern auch Wohnraum, Zugang zu 
Bildung und Kultur, Mobilität, Versor- 
gung mit Breitband und umfassende me- 
dizinische Versorgung, dann kann mit 
Verweis auf das Sozialstaatsprinzip im 
Rahmen von Gesetzgebung auch eine 
grundlegend andere Wirtschaftsweise 
umgesetzt werden. Unter Berücksich- 
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tigung der Eigentumsgarantie des Ar- 
tikel 14 GG. 

Eigentumsgarantie hindert Durch- 
setzung des Sozialstaatsgebot nicht 

Wird über die Gewährleistung des 
Sozialstaatsprinzips geredet, kommt 
schnell ein Neoliberaler oder eine Neo- 
liberale um die Ecke und winkt mit der 
Eigentumsgarantie des Artikel 14 GG. 
Als sei dies ein Recht, das über dem 
Grundrecht steht, das nicht angetastet 
werden darf. Doch das ist nicht über- 
zeugend. Vielmehr scheint hier eine 
bewusste Unkenntnis des vielfältigen 
Regelungsgehalts des Artikel 14 GG 
vorzuliegen. Der Artikel 14 GG enthält 
auf der einen Seite eine Eigentumsga- 
rantie (Gewährleistungsgarantie), auf 
der anderen Seite wird aber auch klar 
formuliert: Eigentum verpflichtet, sein 
Gebrauch soll dem Wohle der Allge- 
meinheit dienen. 

Zunächst ist es so, dass ein einfa- 
ches Gesetz, nämlich das Bürgerliche 
Gesetzbuch (BGB), definiert was Eigen- 
tum eigentlich ist. Dieses regelt in Pa- 
ragraf 903, dass der Eigentümer oder 
die Eigentümerin mit einer Sache nach 
Belieben verfahren und andere von je- 
der Einwirkung ausschließen kann, so- 
weit nicht das Gesetz oder Rechte Drit- 
ter entgegenstehen. Wie aber jemand 
zum Eigentümer oder zur Eigentüme- 
rin wird, ist ein politischer Aushand- 
lungsprozess, der sich in verschiedenen 
Gesetzen niederschlägt. Grundsätzlich 
kann zum Beispiel durchaus gefragt 
werden, warum nach dem Gesetz über 
Arbeitnehmererfindungen (ArbnErfG) 
der Arbeitnehmer oder die Arbeitneh- 
merin gegen ihr Unternehmen einen 
Anspruch auf angemessene Vergütung 
hat, dieses sich aber eine sogenannte 
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Diensterfindung zu Eigen machen kann 
und das Patent erwirbt, das eine Form 
von Eigentum ist. Das Grundgesetz je- 
denfalls stellt mit Artikel 14 keine Re- 
gel auf, nach der das zwingend so sein 
muss. Es lohnt sich also, in der politi- 
schen Debatte zu hinterfragen, wie es 
eigentlich zu Eigentum kommt, um 
dies dann in die juristische Debatte 
einzubringen. 

Das Grundgesetz ist also zunächst 
offen für die Regelung, wie Eigentum 
entsteht. In Verbindung mit dem Sozi- 
alstaatsprinzip eröffnet es zudem den 
Spielraum, den Gebrauch des Eigen- 
tums in den Dienst der Allgemeinheit 
zu stellen, etwas, was neoliberale Ar- 
gumentationsmuster nicht erkennen 
(wollen). Das Bundesverfassungsgericht 
hat zum Beispiel im Hinblick auf die Ge- 
währleistungsgarantie des Eigentums 
formuliert: »Die Gewährleistung des 
Rechtsinstituts wird nicht angetastet, 
wenn für die Allgemeinheit lebensnot- 
wendige Güter zur Sicherung überra- 
gender Gemeinwohlbelange und zur 
Abwehr von Gefahren nicht der Privat- 
rechtsordnung, sondern einer öffent- 
lich-rechtlichen Ordnung unterstellt 
werden.« (BVerfGE 58, 300, Rdnr. 174). 
Hier sagt das Bundesverfassungsgericht 
nichts anderes, als dass mit staatlichen 
Ordnungsmitteln die Frage geregelt 
werden kann, was Eigentum ist und 
wie es verwendet werden kann, ohne 
dass dies die Eigentumsgarantie des 
Artikel 14 Grundgesetz verletzt. Diese 
Entscheidung findet in politischen De- 
batten kaum Berücksichtigung, dabei 
eröffnet sie die Möglichkeit, der Markt- 
orientierung etwas entgegenzusetzen. 
Natürlich kann dies nicht einfach per 
Ordnungsrecht umgesetzt werden. Es 
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bedarf dazu der Notwendigkeit, dass 
überragende Gemeinwohlbelange in 
Bezug auf »für die Allgemeinheit le- 
bensnotwendiger Güter« gesichert wer- 
den müssen und/oder die Abwehr einer 
Gefahr. Es ist Verbalradikalismus nach 
Enteignung zu rufen, es ist radikaler 
Reformismus, die Möglichkeiten und 
Wege, die mit der Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts aufgezeigt 
sind, zu nutzen. Politisch gesprochen: 
Wenn ausreichender Wohnraum zu 
bezahlbaren Preisen, eine ausreichen- 
de Versorgung von Patient*innen und 
die Zurverfügungstellung von Schutz- 
kleidung über den Markt nicht reali- 
sierbar sind, dann kann dem mit Ord- 
nungsrecht abgeholfen werden. Dazu 
bedarf es eines politischen Willens und 
einer durchdachten juristischen Un- 
tersetzung. 

Das Bundesverfassungsgericht be- 
wegt sich mit der zitierten Entschei- 
dung in der nicht ganz so einfachen 
Systematik des Artikel 14 GG, die häufig 
verkannt wird und zu Missverständnis- 
sen führt. Denn die Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts stellt sich 
am Ende als sogenannte Inhalts- und 
Schrankenbestimmung heraus. Als 
Inhalts- und Schrankenbestimmung 
ist definiert, was mit dem Eigentum 
gemacht oder nicht gemacht werden 
darf, ohne dass dies eine Enteignung ist 
oder die Gewährleistung des Eigentums 
nach dem Grundgesetz infrage gestellt 
wird Die Mehrzahl der Eingriffe in das 
Eigentum sind Inhalts- und Schranken- 
bestimmungen. Natürlich müssen auch 
solche Inhalts- und Schrankenbestim- 
mungen extra begründet werden und 
bedürfen einer Rechtfertigung. Die- 
se wiederum ist gegeben - darauf ist 


bereits verwiesen worden - wenn der 
Markt beispielsweise die Versorgung 
mit Wohnraum oder die Krankenver- 
sorgung nicht ausreichend garantie- 
ren kann. Allerdings nur, wenn von 
der Politik deutlich gemacht wird, dass 
dies unter Sozialstaatsgesichtspunk- 
ten zur Daseinsvorsorge gehört. Eine 
Gesellschaft, in der die ausreichende 
Versorgung von Kranken oder die Ver- 
sorgung von Wohnraum nicht als Ge- 
meinwohlbelang anerkannt wird, kann 
auch nicht mit dem Sozialstaatsgebot 
argumentieren. Es ist deshalb für die 
Juristische Auseinandersetzung wich- 
tig, welches Verständnis von Sozial- 
staatlichkeit existiert. 


Enteignung ist keine Lösung 


Nun erlaubt der Artikel 14 GG neben 
diesen Inhalts- und Schrankenbestim- 
mungen auch eine Enteignung zum 
Wohle der Allgemeinheit. Das klingt 
unglaublich radikal, ist es aber nicht. 
Enteignungen können radikal sein, für 
emanzipatorische Politik, die auf eine 
Veränderung der Wirtschaftsordnung 
zielt, sind sie sehr überschätzt. Inhalts- 
und Schrankenbestimmungen sind hier 
häufignachhaltiger als eine Enteignung. 
Insbesondere in linken Kreisen wird im- 
mer wieder die Idee einer Enteignung 
ins Spiel gebracht, wenn es darum geht, 
die Daseinsvorsorge zu gewährleisten 
und den Sozialstaat zu stärken. Aber: 
Enteignung ist keine Lösung. 

Eine Enteignung liegt dann vor, 
wenn diese - entsprechend Artikel 14 
Absatz 3 GG - durch ein Gesetz oder 
aufgrund eines Gesetzes erfolgt, das 
Art und Ausmaß der Entschädigung 
regelt, und die Enteignung zum Woh- 
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le der Allgemeinheit stattfindet. Kurz 
gesagt: Soweit in einem Gesetz oder 
aufgrund eines Gesetzes keine Entschä- 
digung festgelegt ist, ist es keine Ent- 
eignung. Das Bundesverfassungsgericht 
drückt dies so aus: »Die Enteignung im 
verfassungsrechtlichen Sinn ist auf die 
vollständige oder teilweise Entziehung 
konkreter subjektiver Eigentumspositi- 
onen im Sinne des Art. 14 Abs. 1 Satz 11 
GG zur Erfüllung bestimmter öffentli- 
cher Aufgaben gerichtet.« (BVerfGE 70, 
191, Rdnr. 30) 

Bei einer Enteignung wird einem Ei- 
gentümer etwas gegen eine Entschädi- 
gung wegegenommen und einem neuen 
Eigentümer übertragen. Bedingung ist, 
dass dies zur Erfüllung öffentlicher Auf- 
gaben erforderlich ist. Die Enteignung 
sagt nun aber nichts darüber aus, wer 
diese öffentlichen Aufgaben übernimmt 
und ob es dabei auch um Profit gehen 
darf. Und das ist die Krux. Bei der Ent- 
eignung ist es möglich, einem Akteur in 
Privatrechtsform (Aktiengesellschaft, 
GmbH) das Eigentum zu entziehen, und 
dieses dann einem anderen Akteur in 
Privatrechtsform zu übertragen. Dieser 
neue Eigentümer kann aber beispiels- 
weise weiter mit Gewinnerzielungsab- 
sicht wirtschaften. Die demokratische 
Kontrolle über das Eigentum ist nicht 
sicher gewährleistet. Es muss nur auch 
öffentlichen Aufgaben dienen. Und so 
finden Enteignungen auch in nicht un- 
erheblichem Umfang statt. In diesem 
Zusammenhang kann auf Enteignun- 
gen im Rahmen von Infrastrukturmaß- 
nahmen verwiesen werden, wie dem 
Straßen- oder Autobahnbau oder dem 
Bau von Versorgungsleitungen, deren 
Voraussetzungen in Paragraf 87 BauGB 
geregelt ist. Das am Ende auch dieje- 
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nigen von der Enteignung partizipie- 
ren, deren finanzielle Möglichkeiten 
beschränkt sind, ist damit noch lange 
nicht sichergestellt. 


Vergesellschaftung ist nicht 
Verstaatlichung aber notwendig 


Wenn nun aber die Enteignung keine 
Alternative ist, kommt die Vergesell- 
schaftung ins Spiel. Bedingt. Der Ar- 
tikel 15 GG eröffnet die Option, Grund 
und Boden, Naturschätze und Produkti- 
onsmittel in Gemeineigentum oder an- 
dere Formen der Gemeinwirtschaft zu 
überführen. Bei Gemeinwirtschaft geht 
es um die Deckung eines öffentlichen 
oder gesellschaftlichen Bedarfes ohne 
Gewinnabsicht zur Verfolgung von Ge- 
meinwohlzielen (von Mangoldt/Klein/ 
Starck 2010, Art. 15, Rdnr. 16; BeckOK, 
Art. 15, Rdnr. 11). 

Durch die Überführung in Gemein- 
eigentum oder andere Formen der Ge- 
meinwirtschaft ist klar, dass das, was 
vergesellschaftet wird, zukünftig nicht 
mit Gewinnabsicht bewirtschaftetwerden 
darf. Das wiederum dürfte der Sicherung 
des Sozialstaates und damit der Siche- 
rung der Daseinsvorsorge dienen. Denn 
ohne Profitdruck lässt sich der Zugang 
zum - weit ausgelegten-soziokulturellen 
Existenzminimum viel besser gewähr- 
leisten. Nun weist Andreas Fisahn (2018: 
60ff.) daraufhin, dass durch die EU-Ver- 
träge Wirtschaftsdemokratie erheblich 
erschwert, wennnicht sogar verhindert 
wird. Hier erweist es sich ausnahmswei- 
se als Vorteil, dass der Artikel 15 GG die 
Vergesellschaftung auf bestimmte Ver- 
gesellschaftungsobjekte beschränkt. Ver- 
gesellschaftung kann nicht die gesamte 
Wirtschaft erfassen. Vergesellschaftung 


316 


geht nach Art. 15 GG nur für Grund und 
Boden (sowie sich darauf befindlichen 
Gebäuden), Naturschätze und Produk- 
tionsmittel. Die angesprochenen Ar- 
beitnehmererfindungen wären dem- 
nachnicht vergesellschaftungsfähig. Im 
Hinblick auf Wirtschaftsdemokratie hat 
Fisahn also Recht, einer Vergesellschaf- 
tung hingegen dürften die EU-Verträge 
aus den genannten Gründen nicht ent- 
gegenstehen. 

Artikel 15 GG ermöglicht lediglich 
für die genannten Vergesellschaftungs- 
objekte eine gemeinwirtschaftliche Or- 
ganisation der Bewirtschaftung. Um 
einen breitestmöglichen Anwendungs- 
bereich des Artikel 15 GG zu eröffnen, 
kommt es deshalb auf eine weite Aus- 
legung des Begriffs Produktionsmittel 
an. Denn bei Wohnraum ist eine Ver- 
gesellschaftung wegen »Grund und Bo- 
den« und den sich daraufbefindlichen 
Gebäuden möglich. Auch bei Kranken- 
häusern scheint mir ein solcher Ansatz 
nicht ausgeschlossen zu sein. Für eine 
digitalisierte Welt wiederum ist aber 
zentral, dass der Produktionsmittelbe- 
griff beispielsweise auch Algorithmen 
und Patente umfasst. Eine politische 
Debatte darüber, wie zur Gewährleis- 
tung des Sozialstaates und damit der 
Daseinsvorsorge auch ein nicht klas- 
sischer Produktionsmittelbegriff zum 
Wohle der Allgemeinheit erfasst wer- 
den kann, wäre deshalb dringend nötig. 

Dabei muss es gar nicht immer um 
Vergesellschaftungen gehen, sondern 
auch um andere Möglichkeiten. Hier sei 
kurz auf das Patenrecht hingewiesen. 
Die Idee des Patentrechts ist eigentlich, 
dass eine zugrundeliegende Idee offen- 
gelegt wird. Das ändert nur nichts dar- 
an, dass wegen des Eigentumsschutzes 


nicht jede*r diese Idee nutzen kann. Es 
findet eine Privatisierung von Wissen 
statt. Das Wissen kann nur begrenzt ge- 
nutzt werden, weil eine Nachahmung 
durch ein Ausschließlichkeitsrecht 
zeitlich befristet ausgeschlossen wird 
oder nur gegen Lizenzierung (und Be- 
zahlung) möglich ist. Die beliebte For- 
derung nach Abschaffung des Patent- 
rechtes hätte zur Folge, dass die exis- 
tierende Offenlegungspflicht der Idee 
hinter dem Patent entfällt. Das wiede- 
rum würde zu einer originären Priva- 
tisierung von Wissen führen. Nun exis- 
tiert die Möglichkeit einer »Vergesell- 
schaftung« etwa dadurch, dass Dinge, 
die überwiegend mit öffentlichen Mit- 
teln erforscht und entwickelt wurden, 
auch für die Öffentlichkeit nutzbar sein 
müssen. Es wäre auch denkbar, das Re- 
gel-Ausnahme-Verhältnis bei Patenten 
umzukehren, das heißt es wird grund- 
sätzlich die Nachahmung erlaubt und 
nur in Ausnahmefällen ausgeschlossen. 
Und schließlich bliebe noch die Idee 
eine patent buyouts. Die Idee dahinter ist, 
dass der Staat oder ein anderer Spon- 
sor, zum Beispiel eine internationale 
Organisation, versucht, die Effizienz- 
probleme des Patentschutzes dadurch 
zu vermeiden, indem Patente mit be- 
sonders großen sozialen Erträgen auf- 
gekauft und zur allgemeinen Verwen- 
dung freigegeben werden. 

Doch zurück zu Artikel 15 GG. Dieser 
ermöglicht Sozialisierungen und eine 
gemeinwirtschaftliche Bewirtschaftung. 
Es sei aber vor einem Trugschluss ge- 
warnt: Vergesellschaftung ist nicht per 
se Verstaatlichung. Und das ist gut so. 
Denn Gemeineigentum »bedeutet Ei- 
gentum einer kollektiven Gesamtheit 
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und zeichnet sich dadurch aus, dass 
statt eines Individuums der Staat, die 
Gemeinden oder sonstige Selbstverwal- 
tungseinrichtungen Träger des Eigen- 
tumsrechts sind« (BeckOK, Art.15, Rdnr. 
12) Nicht nur aus historischen Gründen, 
sondern auch aus Gründen einer gesun- 
den Skepsis gegen den Staat, ist immer 
wieder zu betonen, dass Vergesellschaf- 
tung nach Art. 15 GG es zwar zulässt, 
dass der Staat Träger des Eigentums- 
rechts wird, dies aber zum Glück nicht 
zwingend ist. Bei Vergesellschaftungen 
sollte der Fokus immer auf Selbstver- 
waltungseinrichtungen als Trägern des 
Eigentumsrechts liegen, denen staatli- 
che Akteure zur Seite gestellt werden 
können. Grundsätzlich gilt: »Gemein- 
eigentum ist von der Verstaatlichung 
zu unterscheiden, da es nicht ausreicht, 
Eigentum in Händen des Staates zu be- 
gründen, sondern es muss auch die Form 
des Wirtschaftens geändert werden.« 
(BeckOK, Art.15, Rdnr. 12) 
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Piketty, die Ideologie und das Eigentum 


Marx im Kopfstand? 


Zusammenfassung: Gegen einige aktuelle Kritiken zeige ich, dass Piketty nicht »Marx 
auf den Kopf stellt«, zumindest nicht unbedingt. Pikettys Kritik der Ideologie des 
Eigentums, sein Fokus auf die institutionelle Einbettung der Ökonomie und einige 
Ansätze zu einer Imperialismustheorie halten Einsichten bereit, die auch für eine 
kritische Ökonomie relevant sind. 


Schlagwörter: Eigentum, Ideologie, Historischer Materialismus, Piketty, Marx, Krugman 


Piketty, ideology, and property 

Marx turned on his head? 

Abstract: Against some current criticism I show that Piketty does not »turn Marx on his 
head«, at least not necessarily. Piketty’s critique ofthe ideology of property, his focus 
on the institutional embedding ofthe economy, and some approaches to a theory of 
imperialism offer insights that are also relevant to a critical approach in economics. 


Keywords: Property, ideology, historical materialism, Piketty, Marx, Krugman 


n seinem neuen Buch Kapitalund Ideo- 

logie geht der französische Ökonom 
Thomas Piketty der Frage des Eigentums 
gründlicher nach. Während er in dem 
Vorgängerband Das Kapital im 21. Jahr- 
hundert im Wesentlichen nur nach der 
Verteilung des Eigentums fragte, inte- 
ressiert er sich nun für die Kategorie 
des Eigentums und ihre Entstehung. 
Mit der Französischen Revolution wur- 
den die feudalen Privilegien sortiert in 
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legitime Eigentumstitel einerseits und 
hoheitliche Rechte andererseits, die 
fürderhin dem Staat zufallen sollten. 
Wer sich heute mit der Eigentumsfra- 
ge beschäftigt, kommt an Piketty also 
kaum vorbei. 

Pikettys Interesse an Eigentum ist 
bei ihm in einen großen Methodenum- 
schwung eingeschrieben, der eine Be- 
wertung nicht einfach macht (siehe 
Schlaudt 20202). 2013 begriff Piketty 
die Geschichte im Wesentlichen als das 
Resultat ökonomischer Gesetze (die al- 
lerdings den konventionellen Modellen 
der orthodoxen Wirtschaftswissenschaf- 
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ten verpflichtet waren). Die durch sie 
bestimmten Entwicklungstendenzen 
konnten durch politische »Schocks«, 
wie Piketty sie nannte, durchaus ge- 
stört werden. Die beiden Weltkriege 
sind das zentrale Beispiel. Danach pen- 
delt sich die Gesellschaft aber wieder 
auf den ökonomisch determinierten 
Pfad ein. In seinem neuen Buch dreht 
Piketty dieses Schema geradezu um. Die 
Gesellschaft sei vielmehr durch »poli- 
tisch-ideologische Langzeittendenzen« 
bestimmt, welche Punkte der Instabi- 
lität erreichen können - sogenannte 
Bifurkationen -, an denen es von den 
aktuellen, eher zufälligen Umständen 
und Kräfteverhältnissen abhängt, wel- 
chen Entwicklungspfad die Gesellschaft 
einschlägt. 

»Ideologie« ist hier das Schlüssel- 
wort. Seine Bedeutung geht schon da- 
raus hervor, dass es den Sprung in den 
Buchtitel geschafft hat. Gleich zu Be- 
ginn fasst Piketty unter der Zwischen- 
überschrift »Ideologie ernst nehmen« 
die Grundthese zusammen: »Die Un- 
gleichheit ist keine wirtschaftliche oder 
technologische, sie ist eine ideologische 
und politische Ungleichheit.« (Piketty 
2020: 21) Der erste Satz des Buches 
nimmt vorweg, wie man diese These 
zu verstehen habe: »Jede menschli- 
che Gesellschaft muss ihre Ungleich- 
heiten rechtfertigen« (ebd.: 13) - und 
genau das leisten die Ideologien oder 
auch »Diskurse« und »Erzählungen«. 
Für unsere Gesellschaften wären dies 
die von Verdienst und Eigentum. Die 
Ideologie nimmt damit bei Piketty eine 
ungeheuer wichtige Rolle ein. Sie soll die 
Entwicklung von Gesellschaften erklären 
und wird damit zum wichtigsten 
politischen Kampfplatz. 
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Dieser Ansatz scheint sich direkt 
gegen Marx und die Idee einer yrealen 
Basis« in der ökonomischen Struktur 
der Gesellschaft zu wenden (MEW 13: 8). 
Rezensenten wie Paul Krugman haben 
dies wenigstens so verstanden. Unter 
der Überschrift »Thomas Piketty stellt 
Marx auf den Kopf« (Krugman 2020, 
Übers.: 0..) führt er aus: »Zugegeben, 
das Buch liefert immerhin so etwas wie 
den Umriss einer großen Theorie der 
Ungleichheit, die man als auf den Kopf 
gestellten Marx« beschreiben könnte. 
Nach der Marx»schen Lehre wird die 
Klassenstruktur einer Gesellschaft durch 
zugrundeliegende, unpersönliche Kräfte 
bestimmt, nämlich die Technologie und 
die von dieser diktierten Produktions- 
weisen. Piketty hingegen sieht in der 
Ungleichheit ein soziales Phänomen, 
das von menschlichen Institutionen 
gesteuert wird. Wie sich die Institutio- 
nen verändern, spiegelt wiederum die 
in der Gesellschaft herrschende Ideo- 
logie wider: »Ungleichheit ist weder 
wirtschaftlich noch technologisch; sie 
ist ideologisch und politisch.«« 

Ähnliches kann man auch hierzu- 
lande in der Presse lesen. In der Frank- 
furter Allgemeinen Zeitung (FAZ) über- 
nimmt der Mitherausgeber Gerald 
Braunberger den Fall Piketty. Er fasst 
zusammen: »Piketty wendet sich ent- 
schieden gegen die Vorstellung, Un- 
gleichheit sei eine notwendige Erschei- 
nung wirtschaftlichen Erfolgs in einer 
auf privatem Eigentum beruhenden 
Gesellschaft«, und erläutert im An- 
schluss die anti-marxistische Stoßrich- 
tung Pikettys: dieser »lehnt eine ma- 
terialistische Sichtweise der Geschich- 
te, wie sie den Marxismus kennzeichnet, 
ab. Ideen sind dem Franzosen wichtig; 


nach seiner Ansicht können sich Ver- 
hältnisse ändern, wenn sich die Art und 
Weise, wie die Menschen über die Welt 
denken, ändert«. Dies ist dem FAZ-Wirt- 
schaftsexperten offenbar entschieden 
zu unmaterialistisch, und er kontert: 
»In einer Ideenwelt, in der es Markt 
und Wettbewerb, Gewinn und Lohn, 
Kapital und Schulden, Steuerparadiese 
und Wettbewerbsfähigkeit als solche« 
gar nicht gibt, weil sie lediglich »sozi- 
ale und historische Konstruktionen« 
darstellten, fällt es leicht, die Welt an- 
ders zu denken« (Braunberger 2020). 

Selbstverständlich, die Koalition des 
liberalen Realitätssinns mit dem histo- 
rischen Materialismus steht auf wacke- 
ligen Füßen. Aber gleichwohl muss man 
zugestehen, dass hier ein echtes Prob- 
lem aufgeworfen wurde. Um es gleich 
vorneweg zu sagen: Ich halte die Ein- 
schätzung für falsch. Wenn Piketty un- 
umwunden verkündet, ökonomischen 
Erklärungen fehle das »Wesentliche« 
(wie es im französischen Original, aber 
nicht mehr in der Übersetzung heißt - 
Piketty 2019: 1102; Piketty 2020: 1176), 
nämlich der ideologische Faktor, der die 
ökonomische Organisationsform erst 
bestimmt - denn »es gibt stets meh- 
rere Weisen, Wirtschaftsbeziehungen 
und Eigentumsverhältnisse zu orga- 
nisieren« -, dann hält dies durchaus 
auch kritische Einsichten bereit, die 
für jeden geschichtsmaterialistischen 
Ansatz wertvoll sind. 

Eine erste Einsicht besteht darin, 
dass Piketty bürgerliche Kategorien 
wie die des Eigentums, die sich selbst 
als »natürlich« und »ewig« ausgeben, 
historisiert - und zwar sehr gründlich 
und auf lehrreiche Weise. Das aktuelle 
Buch ist gegen die Ideologie des »abso- 
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luten Eigentums« gerichtet, welche das 
Eigentum nicht als soziale Institution 
betrachtet - mit allen Vor- und Nachtei- 
len, die sie eben haben mag -, sondern 
in ihm ein Naturrecht sieht. Im heutigen 
»Hyperkapitalismus« sind wir zu dieser 
Eigentumsvorstellung zurückgekehrt, 
wie etwa das Beispiel des Investitions- 
schutzes zeigt, das eine Art Recht auf 
Profit durchsetzt (Marzal 2020). 

Eine zweite Einsicht lässt sich aus 
Pikettys Ansatz gewinnen, wenn man 
bedenkt, dass er die kritische Spitze vor 
allem gegen sich selbst setzt. Die öko- 
nomischen Gesetzmäßigkeiten, deren 
Walten er in seinem Vorgängerband 
2013 aufdeckte, schienen aus sich selbst 
heraus zu wirken. Das Vermögen schien 
sich »von selbst« zu vermehren, sobald 
die Rendite über der Wachstumsrate 
liegt. Aber woher kommen Vermögen 
und Rendite, was treibt das Wachstum 
an? Gerade gegen diese Illusion eines 
autonomen Wirtschaftsprozesses rich- 
ten sich heterodoxe und marxistische 
Alternativen. Die ökologische Ökonomie 
betont die Einbettung der Ökonomie in 
die Natur, die feministische Ökonomie 
zeigt die Abhängigkeit von »unbezahl- 
ter Arbeit« im Haushalt, die Imperialis- 
mustheorie und Theorien der primiti- 
ven Akkumulation die Bedeutung von 
»nichtkapitalistischen Milieus« usw. 
(Moore 2015; Schlaudt 2016). Genau 
hier findet auch Pikettys Einsicht ihren 
Platz, dass die Kapitalakkumulation eben 
nicht »von alleine« abläuft, sondern 
von einem Gerüst gesellschaftlicher 
und staatlicher Institutionen wie etwa 
dem Steuer- und Erbrecht getragen 
werden muss. 

Dass Piketty anders gelesen wird, ist 
allerdings kein Zufall, aber auch keine 
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böse Absicht. Es gibt dafür Gründe: Ein 
erster Grund besteht in Pikettys gewöh- 
nungsbedürftiger Wortwahl, die einen 
schnell vergessen lässt, dass er mit 
»Ideologie« eben nicht nur Diskurse, 
Überzeugungen und Erzählungen meint, 
sondern vor allem gesellschaftliche In- 
stitutionen. Ein weiterer Grund besteht 
darin, dass Piketty selbst sich ausdrück- 
lich gegen marxistische Ansätze richtet 
(Piketty 2020: 23). Und dies ist kein so- 
zialdemokratischer Beißreflex, sondern 
hat eine tiefere Bewandtnis. Für Piket- 
ty ist »Marx« nämlich gleichbedeutend 
mit dem Marxismus der 2. Internatio- 
nale. Und damit steht für Piketty Marx 
vor allem für ein »deterministisches« 
Geschichtsbild, wonach der Übergang 
zum Sozialismus gleichsam nach Na- 
turgesetzen vonstattengeht, aber nicht 
willentlich herbeigeführt werden kann. 
Genau damit kann Piketty nichts anfan- 
gen, insofern er in seinem Buch nicht 
nur als Sozialwissenschaftler spricht, 
der vergangene Entwicklungen kausal 
zu erklären sucht, sondern auch als po- 
litischer Aktivist, der auf die zukünfti- 
ge Entwicklungen Einfluss nehmen will. 
An dieser Stelle verfängt sich Piketty. 
Da er als Aktivist kein Determinist sein 
darf, glaubt er sich dies auch als Sozial- 
wissenschaftler verbieten zu müssen. 
Aus diesem Grund stellt er sein histo- 
risches Entwicklungsmodell der Bifur- 
kationen über das ganze Buch hinweg 
»deterministischen« Erklärungen ge- 
genüber. Aber so einfach ist das nicht, 
denn eine kausale Erklärung ist deter- 
ministisch, oder aber sie ist keine Er- 
klärung. Sein Modell der Bifurkationen, 
welches an chaotischen, nicht-linearen 
Systemen orientiert ist, stellt Piketty zu 
Recht »linearen« oder mono-kausalen 
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Ansätzen entgegen - aber es bleibt ein 
kausales und somit deterministisches 
Modell. Piketty sitzt demnach einem 
Missverständnis auf und fällt in der 
Marxismusdiskussion um einhundert 
Jahre zurück. 

Darüber hinaus gibt es einen drit- 
ten, systematischen Grund, warum das 
Verhältnis von Piketty zu Marx unklar 
ist. Im orthodoxen Schema von Basis 
und Überbau gehört das Eigentum als 
juristische Konstruktion in den Über- 
bau. Daher stammt der Eindruck, dass 
Piketty nur vom Überbau her denkt. 
Aber ist dies wirklich so einfach? 
Kann man die reale Basis der kapi- 
talistischen Produktionsweise über- 
haupt beschreiben, ohne den Überbau- 
Begriff des Eigentums zu verwenden, 
also beispielsweise ohne von »Privat- 
eigentum an Produktionsmitteln« zu 
sprechen? Lassen sich Begriffe wie 
Kapital, Ware und Profit analysieren, 
ohne über Privateigentum oder »pri- 
vate Aneignung« zu sprechen? Damit 
ist keine »Widerlegung von Marx in 
drei Zeilen« intendiert, was ziemlich 
lächerlich wäre. Ich will vielmehr auf 
eine unvermeidliche Schwierigkeit in 
der Anwendung des Basis-Überbau- 
Schemas hinaus. Der »juristische und 
politische Überbau« und die »Bewusst- 
seinsformen« sind keine Fata Morgana, 
die über der ökonomischen Struktur 
schwebt. Institutionen wie die Rechts-, 
Steuer- und Bildungssysteme haben 
eine echte, soziale und politische Re- 
alität, die sich mit der ökonomischen 
Struktur verschränkt. Sie sind ein Teil 
des Ganzen. Deshalb benötigen wir den 
Begriff des Privateigentums, um über 
die kapitalistische Produktionsweise zu 
sprechen. Aber Marx und Engels haben 


in der Deutschen Ideologie ja auch nicht 
verboten, sich auf die - wenn man so 
möchte - »ideellen« oder ideologischen 
Momente der Wirklichkeit zu bezie- 
hen, solange man sie nicht aus ihrem 
historischen Kontext und Fluss iso- 
liert (MEW 3: 49). Dagegen hilft - mit 
Bourdieu gesprochen - eine »reflexi- 
ve« Haltung. Um den Kapitalismus zu 
begreifen, müssen wir von Eigentum 
sprechen und gleichzeitig wissen, dass 
dies eine Kategorie ist, unter welcher 
sich der Kapitalismus selbst denkt. Man 
muss sich bewusst machen, dass Eigen- 
tum kein Naturgegenstand ist, sondern 
eine historische Kategorie. Aber - ist 
nicht genau dies eine der wichtigsten 
Lehren aus Pikettys neuem Buch? 
Sicher, Piketty will kein Marxist 
sein und ist auch keiner. Aber in sei- 
nem Buch macht er einige entschiedene 
Schritte in diese Richtung. Kapital und 
Ideologie verwirklicht das Programm 
einer »Politischen und historischen 
Ökonomie«, welches Piketty bereits 
2015 als Antwort auf einige Kritiker for- 
muliert hatte (Piketty 2015). Er nennt 
zweiPunkte dieses Programms, nämlich 
den Fokus auf außereuropäische Län- 
der zu erweitern und die black box der 
Ideologie zu öffnen. Tatsächlich aber 
versucht er sich auch an drei anderen 
Programmpunkten: 1. Er konkretisiert 
seine Überlegungen über die Form zu- 
künftiger politischer Intervention. 2. Er 
betrachtet politische Ereignisse nicht 
mehr als außerökonomische Störfak- 
toren, sondern versucht sie zu »endo- 
genisieren«, das heißt als Teil des Ge- 
samtbildes zu erklären. Und 3. dehnt 
er seine Untersuchung darauf aus, wie 
politische Diskurse sich in unterschwel- 
ligen, ideologisch-politischen Langzeit- 
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tendenzen fortpflanzen und über lange 
Zeiten, jaJahrhunderte wirksam bleiben 
können. Piketty versucht dies, indem 
er sich das begriffliche Rüstzeug der 
wallersteinschen Weltsystem-Theorie 
aneignet. Globaler Fokus, Betrachtung 
von Langzeittendenzen und Identifizie- 
rung von Bifurkationen stammen da- 
her. Piketty macht diese Anleihen nicht 
kenntlich (und die deutsche Überset- 
zung verwischt die Spuren noch weiter). 
Piketty gerät hier nolens volens in das 
Fahrwasser der Imperialismustheorie. 
Tatsächlich tauchen am Horizont (etwa 
in vereinzelten Fußnoten) auch schon 
die Namen Kautsky, Luxemburg und Le- 
nin, Wallerstein und Arrighi auf. Zeit- 
weise spielt Piketty mit dem Begriff des 
»ungleichen Vertrags«, durch welchen 
kolonialen Einfluss- und Ausbeutungs- 
beziehungen eine legale Form gegeben 
wird (Piketty 2020: 358, 479, 782). Hier 
zeichnet sich ein originärer begriffli- 
cher Beitrag zur Imperialismustheorie 
ab, nicht unähnlich dem des »unglei- 
chen Tauschs« (Schaffartzik/Kusche 
2020; Schlaudt 2020b). Auch wenn Pi- 
ketty sich dem eigentlich verweigern 
möchte, so hat er einer marxistischen 
Lesart mithin einiges zu bieten, und 
eine solche sollte es sich von den libe- 
ralen und konservativen GegnerInnen 
Pikettys nicht verbieten lassen, sich sei- 
ne wertvollen Einsichten anzueignen. 
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Corbynismus ohne Corbyn? 


Die britische Labour Party nach der Wahlniederlage 
vom Dezember 2019 


Zusammenfassung: Die Wahlniederlage der britischen Labour Party wirft die Fragen 
auf, ob sich nach den bisherigen Erfolgen des Corbynismus die politische Konjunktur 
wieder dreht. Der Corbynismus ist als (widersprüchlicher) Versuch zu sehen, die Krise 
von britischem Staat und Gesellschaft durch eine Strategie der Reorganisierung der 
britischen Klassenverhältnisse zu bearbeiten. Er ist weniger eine politische Position, 
die in der Wahl zurückgewiesen wurde, als vielmehr eine politische Bewegung, der 
es gelungen ist, Teile der britischen Linken zu einen, um die Labour Party zu grup- 
pieren und zu einem relevanten politischen Anziehungspunkt zu machen. Dadurch 
ist die Linke zu einem relevanten politischen Faktor geworden, der auch nach der 
Wahlniederlage über politische Potentiale verfügt. 


Schlagwörter: Corbynismus, Corbyn, Sozialdemokratie, Brexit 


Corbynism without Corbyn? 

The UK Labour Party after the electoral defeat of December 2019 

Abstract: The electoral defeat ofthe UK Labour Party prompts questions on whether 
the political conjuncture has changed again after first successes of Corbynism. Cor- 
bynism is analysed as a (contradictory) attempt to address the crisis of British state 
and society via a strategy of reorganising British class relations. It is less a political 
position that was rejected in the election but rather a political movement that was 
capable of uniting parts of the British left, regrouping them around the Labour Party 
and establishingthe left as arelevant political factor. Despitethe demoralisation that 
the election result has produced and despite the left’s weakness in the party’s recent 
leadership election, it remains such a factor with political potential. 


Keywords: Corbynism, Corbyn, social democracy, brexit 
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D er Corbynismus bildet eine der 
großen Überraschungen der letz- 
ten Dekade: Unter Jeremy Corbyn er- 
lebte die britische Labour Party einen 
Linksruck und wurde Anziehungspunkt 
einer neuen politischen Bewegung. 
Labour stieg zur mitgliederstärksten 
Partei Westeuropas auf und verschob 
den politischen Diskurs des Vereinig- 
ten Königreichs (VK) nachhaltig. Statt 
neoliberaler Austeritätspolitik domi- 
nierten plötzlich Forderungen der Stär- 
kung sozialer Infrastruktur, nach Ver- 
staatlichungen und Demokratisierung. 
Es wurden Debatten über Sozialismus 
geführt, die in konkrete Politikvorschlä- 
ge mündeten. Medialer Gegenwind, 
innere Intrigen der Parteirechten und 
Widerstände aus der Londoner Finan- 
zindustrie unterstrichen, dass Labour 
nun die Partei »für die Vielen, nicht die 
Wenigen« war. Bei der Wahl 2017 fuhr 
Labour den größten Stimmenzugewinn 
seit dem Jahr 1945 ein und brachte die 
konservativen Tories um ihre Regie- 
rungsmehrheit. Corbynisierung wurde 
zu einem erfolgreichen Entwicklungs- 
weg der Sozialdemokratie. Die Wahl- 
niederlage im Dezember 2019 hat diese 
Perspektive bitter enttäuscht und de- 
moralisiert. Sie wirft die Fragen auf, ob 
sich die politische Konjunktur gedreht 
hat und wie es mit Labour weitergeht. 


Brexit und Wahlniederlage 2019 


Nach dem schlechten Abschneiden bei 
der Wahl vom 12. Dezember 2019 mit 
32,1 Prozent der Wahlstimmen (d.h. 
minus 7,9 Prozentpunkte und minus 
60 Unterhaussitze) waren Erklärungen 
für die Niederlage von Labour schnell 
bei der Hand. Die Partei sei wahlweise 
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zu linksradikal, zu antieuropäisch oder 
zu antibritisch aufgetreten, außerdem 
unter Corbyn von einer Führungs- 
schwäche geprägt. Ebenfalls ins Feld 
geführt wurde die Rolle der Medien, die 
eine Jubelkampagne für Boris Johnson 
oder zumindest eine Schmutzkampag- 
ne gegen Corbyn führten. Es wäre ver- 
messen, diese Faktoren zu ignorieren. 
Die mediale Dämonisierung Corbyns 
hatte selbst für britische Verhältnisse 
sensationelle Ausmaße (Deacon u.a. 
2019). Im innerparteilichen Umgang mit 
Antisemitismus von links gab es frag- 
los Fehler, wenngleich diese zur politi- 
schen Ausbeutung maßlos überzeichnet 
und einige Vorwürfe schlicht konstru- 
iert wurden (Stern-Weiner 2019). Der 
meistdiskutierte Faktor bleibt Labours 
Positionierung zum Brexit. 

Einem populären Mythos zufolge 
hätte Labour die Niederlage durch ei- 
nen deutlichen Kurswechsel in Rich- 
tung des Verbleibs in der EU abwenden 
können. So populär diese Ansicht un- 
ter liberalen Intellektuellen und Medi- 
en sowie in der Corbyn-Kritik von Paul 
Mason bis Tony Blair auch ist, so wenig 
stichhaltige Grundlagen lassen sich für 
diese Position auffinden. Auswertungen 
der Wahl zeigen, dass Labour nicht bei 
remainers verloren hat, sondern bei lea- 
vers. Von den insgesamt 60 verlorenen 
Wahlkreisen haben 52 mehrheitlich für 
den Brexit gestimmt. Davon wanderten 
50 Wahlkreise an die Tories (an die La- 
bour insgesamt 54 Wahlkreise verlor). 
47 dieser Wahlkreise befinden sich im 
englischen Norden, der bislang als red 
wallbekannt war. Labour konnte im Jahr 
2019 72 Prozent ihrer Wählenden von 
2017 halten, davon jedoch nur 52 Pro- 
zent leavers (gegenüber 79% remainers; 


vgl. YouGov 2019). Leavers bei Labour 
vertreten daher die Meinung, die Partei 
hätte mit einer deutlichen leave-Posi- 
tion auftreten und somit das zentrale 
Thema der Tories außer Streit stellen 
sollen. Auch diese Position macht es 
sich zu einfach, hätte sie doch nicht 
nur remainers in der eigenen Partei ver- 
trieben, sondern auch die mehrheitlich 
gegen den Brexit eingestellten Partei- 
mitglieder demobilisiert. 

Bei aller Unzufriedenheit mit Labours 
Brexit-Position stellte diesertatsächlich 
die Option mit dem geringsten Schaden- 
spotenzial dar. Die Kombination eines 
weichen Brexit (Mitgliedschaft in der 
Zollunion und Abwendung von Stand- 
ortkonkurrenz mit der EU) mit einer 
Triangulierung des Themas durch Po- 
litisierung der sozialen Missstände des 
Landes war schon 2017 ein erfolgreicher 
Weg (Puller 2017). Damals polarisierten 
sich Tories und Labour entlang der ex- 
tremen Austeritätspolitik, weswegen der 
Brexit als Thema an Bedeutung verlor. 
Der damalige Wahlkampf drehte sich 
um geplante Sozialkürzungen der To- 
ries und um Labours Vision einer sozi- 
alen Modernisierung. Taktische Fehler 
und fehlende Perspektiven bei den To- 
ries spielten Labour damals in die Hän- 
de. Unter Johnson erneuerten sich die 
Tories dagegen durch rechtspopulisti- 
sche Monopolisierung der leave-Stimmen 
und gleichzeitige moderate Anpassung 
an den durch Labour erzeugten neuen 
politischen Konsens mittels Versprechen 
auf eine Refinanzierung des öffentlichen 
Gesundheitssystems und die Beendigung 
der Austeritätspolitik. Die Strategie der 
Tories machte es Labour schwer, dem 
Brexit eigene Themen entgegenzusetzen, 
was die interne Debatte weiter anfachte. 


Corbynismus ohne Corbyn? 


Labours Lösungsweg, einen alternativen 
Austrittsvertrag zu erarbeiten und dem 
Wahlvolk in einer Abstimmung über die- 
sen oder den weiteren Verbleib in der 
EU vorzulegen, erschien zunehmend 
weniger vernünftig als widersprüch- 
lich. Denn gerade in dieser zentralen 
Frage des Wahlkampfs konnte Labour 
die Einheit der Partei nicht herstellen. 
Das zeigte sich unter anderem darin, 
dass große Teile des Schattenkabinetts 
dem alternativen Deal von vornherein 
die Unterstützung untersagten - darun- 
ter Diane Abbott und John McDonnell. 

Ein möglicher Ausweg für Labour 
lag in jedem Fall nicht im Bereich des 
parlamentarischen Spiels. Weder gab 
es jemals eine politische Basis für eine 
proeuropäische Allianz mit der Scottish 
National Party (SNP) und denLiberalde- 
mokraten politische Grundlagen, noch 
hätte man sich kampflos einem der Aus- 
trittsverträge von Theresa May oder 
Johnson unterordnen können, die auf 
ein radikalisiertes neoliberales Staats- 
projekt abzielten. Auch die vom Zaun 
gebrochene Neuwahl wäre angesichts 
der parlamentarischen Mehrheitsver- 
hältnisse nicht zu verhindern oder auf- 
zuschieben gewesen: Neben den Tories 
sahssich die SNP vor einem sicheren Sieg 
entgegen und gaben sich die Liberalde- 
mokraten der absurden Illusion hin, mit 
der Position der schlichten Absage des 
Brexits zur stärksten Partei aufzusteigen. 
Die Mehrheit für eine vorzeitige Wahl 
war damit auch ohne Labour gegeben. 
Eine Chance Labours bestand stets nur 
in einer Verschiebung des politischen 
Terrains vom Brexit auf andere, näm- 
lich soziale Spaltungslinien. 

Man muss nüchtern feststellen, 
dass der Wahlausgang nicht alleine 
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im Wahlkampf begründet ist, sondern 
einer Dynamik mit langem Vorlauf ge- 
schuldet ist. Die fortdauernde Krise von 
Labour in Schottland und die Konsoli- 
dierung des schottischen Linksnatio- 
nalismus ebenso wie die konservative 
Offensive in England und Wales mit- 
tels rechtspopulistischer Erneuerung 
hängen mit langfristigen Tendenzen 
zusammen: Neuordnung der Klassen- 
verhältnisse, Desorganisierung der ar- 
beitenden Klassen, Klassenpolitiken der 
letzten Jahrzehnte, die diese Transfor- 
mationen befördert haben und die lan- 
ge bestehende »organische Krise von 
Staat und Gesellschaft« (Jessop 2018, 
vgl. Watkins 2020) im VK. Die neolibe- 
ralen Regierungs- und Staatsprojekte 
der vergangen Jahrzehnte konnten die 
britischen Krisenprozesse des beson- 
ders vulnerablen finanzdominierten 
Akkumulationsregimes, des interven- 
tionsunfähigen Staatsapparats und der 
allgemeinen Legitimationskrise nicht 
lösen, sondern jeweils nur auf neue 
Weise reproduzieren. Das starke Gefäl- 
le zwischen London und dem Rest des 
Landes sowie die extreme soziale Un- 
gleichheit sind ebenso Resultate davon 
wie die politische Repräsentationskrise 
(sichtbar durch die Instabilität des Par- 
teiensystems) und die Unfähigkeit des 
zerspaltenen Machtblocks, für das VK 
eine Perspektive für die Zeit nach dem 
Brexit zu erarbeiten. Der Corbynismus 
kann als (widersprüchlicher) Versuch 
verstanden werden, diese Krisenprozes- 
se durch eine neue und klassenpolitisch 
bewusste Strategie zu bearbeiten. Der 
Optimismus des Willens ist vorhanden, 
die Umstände - die man sich bekannt- 
lich nicht aussuchen kann - sind dage- 
gen denkbar ungünstig. 
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Bedeutung des Corbynismus 


Wie der Brexit ist der Corbynismus ein 
wenig verstandenes Phänomen briti- 
scher Politik. Vielfach wird er schlicht 
als Populismus oder Personenkult ge- 
fasst. In der Politikwissenschaft wurde 
er auch als »innerparteilicher Popu- 
lismus« (Watts/Bale 2019: 111f.) dis- 
kutiert, als Ideologie der Entgegen- 
setzung einer Parteielite etablierter 
ParlamentarierInnen und eines Partei- 
volks von Mitgliedern und AktivistIn- 
nen. Letztlich sei er also eine Strategie 
zur Erringung politischer Macht in der 
Partei durch eine Gruppe von in die 
Jahre gekommenen Altlinken. Einem 
anderen Diskussionsstrang folgend ist 
der Corbynismus eine politische Posi- 
tion, die zwischen dem traditionellen 
Bezugnahmen auf die goldenen Zei- 
ten des Fordismus und einem Neuauf- 
guss des demokratischen Sozialismus 
schwankt. Dabei wird er entweder als 
zu radikal, da unwählbar, oder als zu 
wenig radikal und auf die aktuelle Kon- 
junktur nicht ausreichend vorberei- 
tet kritisiert. Die Kritik am fehlenden 
Radikalismus verweist darauf, dass er 
sich damit begnüge, einen neuen Klas- 
senkompromiss zwischen Arbeit und 
Kapital zu errichten, den demokrati- 
schen Kapitalismus zu erneuern und 
dementsprechend eine bloß postneo- 
liberale Strategie zu begründen (vgl. 
Bassett 2019: 782£.). So gesehen biete 
der Corbynismus nichts anderes als 
eine letztlich klassisch sozialdemo- 
kratische Politik, die weder neu noch 
postkapitalistisch ist und keine soliden 
Grundlagen für eine linke Perspektive 
anbieten könne (vgl. Worth 2019: 497). 
Mangelnde Radikalität zeige sich da- 


bei, ungeachtet einer konkreten Ana- 
lyse der Lage, an der Abwesenheit be- 
stimmter, als radikal angenommener 
programmatischer Elemente. 

Man kann die Politiken Labours für 
einen unternehmerischen Staat, sozial- 
ökologischen Umbau, expansive Lohn- 
politik mit starken Gewerkschaften und 
Kollektivvertragssystemen, für den Auf- 
bau sozialer Infrastruktur, öffentlichen 
Wohnbau und ein öffentliches Bildungs- 
system durchaus als Schaffung von Be- 
dingungen für eine gelingende Kapital- 
akkumulation und die gesellschaftliche 
Reintegration der ArbeiterInnenklasse 
begreifen. Diese Sichtweise übergeht je- 
doch die Bedeutung des Corbynismus 
vollständig: Sie besteht in der strategi- 
schen Erkenntnis, dass diese Politiken 
nicht nur eine fundamentale Änderung 
desbritischen Kapitalismus und der bri- 
tischen Machtverhältnisse erfordern, 
sondern auch einer Reorganisation der 
Klassenverhältnisse durch politische Or- 
ganisierungbedürfen. Die Strategie, ein 
politisches Bündnis zu formieren, für 
dieses zu mobilisieren und politische 
Organisierung zu betreiben, stellt eine 
beachtliche Abkehr von der historisch 
stark ausgeprägten parlamentarischen 
Ausrichtung der Labour Party dar (inder 
sich selbst Linke darauf beschränkten, 
auf dem Reißbrett wohlklingende Slo- 
gans für die politische Repräsentation 
zu entwerfen). 

Dem Corbynismus ist es gelungen, 
nicht nur innerhalb der Partei ver- 
schiedene Flügel zusammenzuführen 
(traditionalistischen Zentrismus und 
gewerkschaftsnahe alte Rechte, alte 
und neue Linke), sondern auch über 
die Partei hinaus die Gewerkschaften 
und politische Kräfte einzubeziehen: 


Corbynismus ohne Corbyn? 


die Bewegung gegen die Austeritätspo- 
litik, die Anti-Atomwaffen-Bewegung 
oder antirassistische, feministische 
und queere Bewegungen. Damit ist der 
Corbynismus weniger eine politische 
Position, schon gar keine stabile, als 
vielmehr eine Bewegung mit einer Dy- 
namik, die weit über die Partei hinaus- 
reichen konnte. Corbyn selbst ist nicht 
ihr Stratege im Zentrum, sondern ge- 
meinsamer Bezugspunkt der tragenden 
Bestandteile dieser Bewegung. Labour 
wurde Anziehungspunkt für AktivistIn- 
nen aus diesen politischen Netzwerken 
und Einstiegspunkt für eine neue po- 
litisierte Generation zumeist junger 
Menschen des sogenannten Prekariats 
beziehungsweise der neuen Arbeite- 
rInnenklasse (Burton-Cartledge 2019: 
67). Ihre Beteiligung insbesondere bei 
den beiden Pfeilern der Bewegung hat 
wesentlich zur Konstitution und Kon- 
solidierung der neuen Ausrichtung 
von Labour beigetragen, insbesonde- 
re bei der als Parteifraktion geschaffe- 
nen Graswurzelbewegung Momentum 
und.der linken und mitgliederstärksten 
Gewerkschaft Unite, die zeitweise die 
Hegemonie über den Gewerkschafts- 
block erringen konnte. Zugleich hat 
sich dadurch, wie es auch in der Wahl 
2017 zum Ausdruck gekommen ist, die 
Zusammensetzung der Basis von Labour 
geändert und die Schwächung des blai- 
ristischen Flügels verstärkt. Als politi- 
sches Bündnis hat der Corbynismus et- 
was Sensationelles geleistet, nämlich, 
wie es Andrew Murray (2019: 210) be- 
tont, eine funktionierende und nicht 
auf Fusion oder Unterordnung beru- 
hende Synthese zwischen der Linken 
als politischer Bewegung und Labour 
als Partei hinzubekommen. 
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Dabei war der Corbynismus immer 
von Widersprüchen durchzogen, die 
sich in Strategie, Programmatik und 
auch in offenen Konflikten ausdrück- 
ten, wie etwa in (nicht immer produk- 
tiven) Machtkämpfen zwischen Unite 
und Momentum. Unter einer neuen 
Führungsgeneration sind die britischen 
Gewerkschaften in den letzten Jahren 
selbstbewusster aufgetreten, haben 
sich dem Kurs der Labour-Führungen 
nicht länger untergeordnet und mit 
der Unterstützung zuerst von Ed Mili- 
band (2010-2015) und später Corbyns 
ihre traditionelleher rechtssozialdemo- 
kratische Ausrichtung verschoben.Der 
politischen Logik sozialer Bewegungen 
und dem von Momentum angestrebten 
Modell der Stärkung der Mitgliedschaft 
in Fragen der Politik, Entscheidungsfin- 
dung und Wahl der ParteikandidatInnen 
stehen sie jedoch skeptisch gegenüber 
und präferieren zumeist die klassische 
gewerkschaftliche Repräsentationslogik. 
Gerade überFragen der Transformation 
des Parteiapparats und der Parteiöff- 
nung haben Momentum und Gewerk- 
schaften häufig Interessenskonflikte 
geführt: Diese betrafen etwa die Fragen, 
ob sich amtierende Abgeordnete zwin- 
gend Neuwahlen durch die Parteibasis 
stellen sollten oder ob die Besetzung der 
Position der Generalsekretärin analog 
zur Vorsitzwahl durch eine Direktwahl 
der Mitglieder entschieden werden sol- 
le. Erfolge in der innerparteilichen Kon- 
solidierung des Corbynismus beruhten 
zumeistaufZweckbündnissen zwischen 
beiden Parteiteilen. Neben diesen Basti- 
onen des Corbynismus bestand Labour 
zugleich weiterhin aus Parteiteilen, 
die den neuen Kurs der Partei eher aus 
pragmatischen Gründen und angesichts 
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der Krise und Erosion der alten Partei- 
projekte mittrugen. 

Vor dem Hintergrund der harten 
innerparteilichen Kämpfe mit der 
Parteirechten, die in der (mit großen 
Machtbefugnissen ausgestatteten) 
Parlamentsfraktion von Labour lange 
dominant war und immer noch sehr 
stark ist, war die Konsolidierung des 
Corbynismus ein hartes Stück Arbeit. 
Verankert war er in der stark angestie- 
genen Mitgliedschaft, nicht aber unter 
Abgeordneten und der Parteizentra- 
le, die den neuen Kurs zuerst bis 2016 
offen sabotierten und dann auf ins- 
titutionellen Boykott umstiegen. Die 
Parteizentrale konnte erst nach der 
Wahl 2017 teilweise personell und or- 
ganisatorisch umstrukturiert werden. 
Neue Unterstützende konnten unter 
diesen Bedingungen nur wenige ins 
Parlament einziehen. Nach der Wahl 
2017 haben sich viele Initiativen zur 
Parteitransformation gebildet, die auf 
Stärkung der innerparteilichen Mitbe- 
stimmung, auf community organising 
und auf linke Politiken drängen. Der 
dabei geschaffene Raum für politische 
Debatte und kreative politische Praxis 
ist bemerkenswert. Zugleich waren 
die letzten drei Jahre auch von inne- 
ren Bruchlinien in der Partei über die 
Frage des Brexits geprägt, die bis zu- 
letzt nur scheinbar geschlossen wer- 
den konnten, die Schlagkraft des cor- 
bynistischen Bündnisses belasteten 
und andere Dimensionen überdeckten. 


Das Erbe des Corbynismus 


Nach der Wahlniederlage und Corbyns 
geordnetem Abtritt einigten sich Uni- 
te und Momentum auf Rebecca Long- 


Bailey als Kandidatin für die Wahl für 
den Vorsitz. Als Wirtschaftsschatten- 
ministerin und kluge Entwicklerin 
linker Regierungspolitiken galt sie als 
vielversprechende Bewerberin. Ihre 
Kampagne war jedoch geprägt von in- 
haltlicher Sprunghaftigkeit, Passivität 
und Visionslosigkeit. Nachdem sie mit 
der Ankündigung, Labour solle sich an 
einem nicht näher bestimmten »pro- 
gressiven Patriotismus« orientieren, 
Forderungen nach Migrationskontrol- 
len aus der Zeit Milibands heraufzube- 
schwören schien, ruderte sie zurück, 
konnte aber mit neuen Slogans, wie 
der Losung des »aufstiegsorientierten 
Sozialismus«, keine Begeisterung aus- 
lösen. Als größter Fehler erwies sich die 
mangelnde Fähigkeit, das corbynistische 
Bündnis zu erneuern. Der Fokus blieb 
auf die Wahlkampflogik und das poli- 
tische Marketing beschränkt; Schritte 
zur Bindung und Vereinigung der Teile 
der Linken blieben aus. Zusehends lös- 
te sich die Einheit des Gewerkschafts- 
blocks auf und fielen relevante Teile 
des Corbynismus von Long-Bailey ab. 

Mit 56 Prozent (Wahlbeteiligung: 
62,6%) wurde Anfang April der bisheri- 
ge Schattenminister für den Brexit, Keir 
Starmer, als Parteivorsitzender gewählt. 
Starmeristein unscheinbarerPolitiker, 
der innerparteilich großes Ansehen ge- 
nießt undsich keine Feinde gemacht hat. 
Auf der Parteikonferenz 2018 verhinder- 
te er, dass sich Teile der Partei über den 
Brexitüberwarfen und entwickelte die be- 
reits angesprochene Kompromisslösung. 
Mit einer Kampagne derEinheit unddem 
Aufruf zur Beendigung der Flügelkämp- 
fe sprach er vielen Mitgliedern aus dem 
Herzen. Der Verweis auf seine Loyalität 
gegenüber Corbyn und die Zusicherung, 
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die bisherigen Positionen nicht einfach 
über Bord zu werfen, verschafften ihm 
Unterstützung auch bei Parteilinken. 
Starmeristsicherlich kein Sozialist, aber 
auch kein Vertreter der Parteirechten. 
Er ist pragmatischer Zentrist und dem 
Kurs der rein parlamentarischen Ori- 
entierung verbunden. Unter Starmer ist 
keine Rückkehr zur alten Ordnung des 
Blairismus zu erwarten, sondern mehr 
eine Anpassungan den Passivismus und 
die Fadesse, von der die Sozialdemokra- 
tie in Europa gegenwärtig geprägt ist. Als 
erste Maßnahme stellte er ein zentris- 
tisches Schattenkabinett zusammen, in 
dem auch einige harte BlairistInnen so- 
wie einzelne Linkeaufharmlosen Posten 
verweilen können. Der politische Kurs 
geht in die Richtung, die bisherigen Po- 
litiken der Partei in »Kompromissen mit 
dem Elektorat« abzuschwächen, sie bes- 
ser zu verkaufen und als zu erreichen- 
des Endzielmehrerer Regierungsphasen 
neu zu positionieren. Des Weiteren soll 
die Oppositionstätigkeit als »forensische 
Opposition« neu konturiert werden. In 
der Coronakrise bestand sie bislang da- 
raus, die Regierung Johnsons zu loben, 
wo es möglich war, und Zurückhaltung 
zuüben, woKritik und Alternativen not- 
wendig wären. 

Auch wenn diese Aussichten für La- 
bour nicht ermutigend sind und künftig 
nichtmit starker Einbindung von Mitglie- 
dern, Momentum oder Gewerkschaften 
in die Entscheidungsfindung der Partei- 
führung zu rechnen ist, so ist Starmer 
auch nicht deren erklärter Feind. Ge- 
gen die zu erwartenden Anfeindungen 
der Murdoch-Presse (gegen die Starmer 
alsehemaliger Generalstaatsanwalt er- 
mittelte) und der Parteirechten (denen 
Starmer als Linksabweichlergilt) wirder 
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zudem aufdiese Teile der Partei angewie- 
sen sein. Die Bedeutung von Momentum 
als Organisation wird davon abhängen, 
ob sie es versteht, die Verbindung zu 
sozialen Bewegungen aufrechtzuerhal- 
ten und durch Präsenz und Austausch 
zu stärken sowie die Lebensrealitäten 
außerhalb der Westminster-Blase in die 
Partei zu tragen. Beginnende Diskussio- 
nen um eine Erneuerung von Momentum 
weisen in diese Richtung und bemühen 
sich, Demoralisierung und Austritte zu 
verhindern. Die Kappung der Verbindung 
zur Parteiführung spielt Momentum 
auch frei von der Notwendigkeit, diese 
stets verteidigen zumüssen und sichbei 
Kampagnen für Demokratisierung und 
Öffnung der Partei, bei politischen Be- 
gehren oder bei Neuwahlforderungen 
gegenüber rechten ParlamentarierIn- 
nen zurückzuhalten. Unter der neuen 
Parteiführung sind auch die Beziehun- 
gen zu den Gewerkschaften wieder et- 
was lockerer. Um ihre Anliegen in der 
Partei repräsentieren zu können, wer- 
den Unite und andere Gewerkschaften 
auf interne Mobilisierung angewiesen 
sein und wohl auf weiteres Wachstum 
setzen. Durch den Wegfall des gemein- 
samen politischen Projekts, die Labour 
Party zu führen, werden zwischen den 
Teilen der britischen Linken Konfliktli- 
nien sichtbarer werden. Die Erfahrung 
der letzten fünf Jahre wird vermutlich 
aber dazu beitragen, dass der Corby- 
nismus als innerparteiliches Bündnis 
zeitweise wieder aufleben wird. Dabei 
könnte auch eine Organisierung linker 
Abgeordneter, zu denen dank der Initi- 
ativen von unten einige hinzugekom- 
men sind, hilfreich sein. Ob der Corby- 
nismus als politische Kraft über Labour 
hinaus Bestand haben und sich erneuern 
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kann, werden die politischen Kämpfe 
der kommenden Jahre zeigen. Es be- 
steht kein Zweifel daran, dass die Linke 
im VK ein Faktor geworden ist, der sich 
auch nach der Niederlage Labours auf 
dem politischen Terrain durch Verschie- 
bungen deutlich bemerkbar macht. Die 
Zuspitzung der Krisendynamiken durch 
Brexitund Coronakrise werden viele Ge- 
legenheiten für Interventionen bieten. 
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Corona und die nächste Eurokrise 


Zusammenfassung: Die Corona-Pandemie entwickelt sich zu einer weltweiten Wirt- 
schaftskrise. Dadurch droht eine neuerliche Eurokrise - Italien im Fokus. Die Euro- 
krise wurde in Südeuropa, trotz aller Stabilisierungsversuche, bis heute nicht über- 
wunden, und institutionelle Reformen an der Architektur der Währungsunion waren 
in den vergangenen Jahren politisch blockiert. Vor diesem Hintergrund diskutiert 
der Artikel Gefahren und Chancen für progressive Akteure angesichts einer drohen- 
den neuen Eurokrise. 


Schlagwörter: Eurokrise, Corona-Pandemie, Europäische Währungsunion 


Corona and the next euro crisis 

Abstract: The corona pandemic is developing into a global economic crisis. This thre- 
atens to trigger a new eurozone crisis with Italy in the spotlight. The euro crisis in 
Southern Europe has not yet been overcome, and attempts to reform the insti- 
tutional architecture of the monetary union have been blocked in recent years. 
Against this background, this article discusses dangers and opportunities that 
progressive actors are facing in light of a potential new euro crisis. 


Keywords: Eurozone crisis, corona-pandemic, European Monetary Union 


ie Corona-Krise wird gerne mit einem 
D »externen Schock« (von der Leyen) 
oder einer Naturkatastrophe verglichen. 
Doch auch Pandemien fallen nicht ein- 
fach vom Himmel. Sie entwickeln sich 
in gesellschaftlichen Verhältnissen und 
damit verbundenen spezifischen Formen 
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des Stoffwechsels zwischen Mensch und 
Natur. Das gilt bereits für die Entstehung 
der Epidemie. Kapitalistische Expansion 
und Landnahme befördern das Aufkom- 
men von Infektionskrankheiten, die wie 
das SARS-CoV-2 zwischen Tier und Mensch 
übertragen werden. Durch die Abholzung 
von Wäldern für industriell-monokultu- 
relle Landwirtschaft werden natürliche 
Barrieren durchbrochen, weil Wildtiere 
mit bislang unbekannten Viren aus ihren 
Habitaten vertrieben werden und so in 
Kontakt mit Nutztieren und Menschen 
kommen (Liu u. a. 2014; Shah 2020). 
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Der Vergleich hinkt noch stärker, 
wenn man die globale Ausbreitung des 
Virus betrachtet. Nicht nur hat sich 
COVID-19 trotz Isolation ganzer Mil- 
lionenstädte wegen der in den letzten 
Jahrzehnten immer stärkeren Einbin- 
dung Chinas in den kapitalistischen 
Weltmarkt rasant zu einer Pandemie 
ausweiten können. Entscheidend für 
die Ausbreitung in Europa war auch, 
dass die Austeritätspolitik seit der Krise 
die Gesundheitssysteme in vielen Län- 
dern schwer beschädigt hat und viel 
zu spät konsequente Maßnahmen zur 
Eingrenzung des Virus ergriffen wur- 
den. In genau jenem Moment Anfang 
März, als die EU zur Abriegelung ih- 
rer Außengrenzen nicht einmal mehr 
davor zurückschreckte, Griechenland 
bei der Außerkraftsetzung der Genfer 
Flüchtlingskonvention zu unterstützen, 
setzte sich die Kommission vehement 
gegen Grenzschließungen innerhalb des 
Schengen-Raums zur Eindämmung von 
COVID-19 ein.! Offensichtlich galt der 
Erhalt der vier Grundfreiheiten (freier 
Personen-, Waren, Dienstleistungs- und 
Kapitalverkehr) - die symbolträchtigen 
Eckpfeiler des neoliberalen Binnen- 
marktprojekts (Ryner/Cafruny 2017) 
- als bedeutender als eine konsequen- 
te Eindämmung der drohenden Pan- 
demie durch eine Verringerung des 
grenzüberschreitenden Reiseverkehrs. 

Richtiggehend falsch ist der Ver- 
gleich der Corona-Krise mit einer Na- 
turkatastrophe, wenn die sich nun ent- 
faltende Wirtschafts- und Finanzkrise 
allein auf das Virus selbst und die Maß- 


1 »Risikoanalyse der EU: Brüssel lehnt 
Grenzkontrollen wegen Coronavirus ab«, 
https://www.faz.net/ (27.2.2020). 
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nahmen zu seiner Eindämmung zurück- 
geführt wird. Vielmehr legt die Pande- 
mie bestehende neuralgische Punkte 
und Krisentendenzen offen. Beim Bör- 
sencrash Anfang März platzten in erster 
Linie Spekulationsblasen. Diese hatten 
sich vor dem Hintergrund einer schon 
länger schwachen Kapitalakkumulation 
und einem weltweiten Überangebot an 
Liquidität, vor allem im Zuge der histo- 
risch beispiellosen langfristigen Zins- 
senkungen und der Quantitative-Easing- 
Programme von Fed und Europäischer 
Zentralbank (EZB) gebildet (Lapavitsas 
2020). Vor allem der US-amerikanische 
Aktienmarkt galt seit Jahren als stark 
überbewertet.? Dem gegenüber stehen 
angehäufte Überkapazitäten in der in- 
dustriellen Produktion, speziell im Au- 
tomobilsektor, aber auch in der Chemie- 
und Stahlindustrie, welche seit Jahren 
nicht abgebaut wurden. In Deutschland 
war die Industrie bereits seit 2018 mit 
einer rückläufigen Wertschöpfung und 
einer Verwertungskrise konfrontiert 
(BDI 2019) - der Konjunkturzyklus, der 
nach der Weltfinanzkrise 2008 seinen 
Anfang nahm, neigte sich also spätes- 
tens 2019 seinem Ende entgegen. 
Zugleich unterscheidet sich die 
Corona-Krise von der letzten globalen 
Finanz- und Wirtschaftskrise ab 2007. 
Während diese durch das Platzen der 
Subprime-Blase in den USA im Jahr 
2006 ausgelöst wurde und von den Fi- 
nanzmärkten auf den produktiven Ka- 
pitalkreislauf übergriff, kommen durch 
die Maßnahmen zur Eindämmung des 
Corona-Virus eine Vielzahl »realwirt- 
schaftlicher« Sektoren, insbesondere 


2 »Dritthöchste Überbewertung der letzten 
130 Jahre, https://www.nzz.ch/(9.5.2017). 


der Tourismussektor, die Gastronomie, 
die Luftfahrt und der Nichtlebensmittel- 
Handel fast vollständig zum Erliegen. 
Hinzu kommt die zeitweise Einstellung 
der Produktion in weiten Teilen der In- 
dustrie. Der Einbruch dieser Sektoren 
zieht durch die wegbrechende Nachfra- 
ge alle weiteren Sektoren in den Krisen- 
sog hinein (Lapavitsas 2020). 

Die damit verbundenen Kreditaus- 
fälle und der Preisverfall an den An- 
leihen- und Aktienmärkten wird das 
ohnehin schon fragile Banken- und 
Finanzsystem weiter unter Druck setz- 
ten. Zwar konnte durch das Eingreifen 
der Zentralbanken und der Lockerung 
von Regulierungsbestimmungen ein 
Übergreifen bislang verhindert wer- 
den, jedoch erscheint dies insbeson- 
dere in Europa mit jedem weiteren Tag 
des Ausnahmezustands schwieriger. 
Insbesondere verbriefte Kredite (z.B. 
sogenannte leverage loans und collatera- 
lized loan obligations) hoch verschuldeter 
Unternehmen könnten der Kern einer 
neuen Banken- und Finanzmarktkrise 
in Europa sein (IWF 2019). 

Wie die globale Finanz- und Wirt- 
schaftskrise ab 2007 droht aber auch 
die Corona-Krise durch die Architek- 
tur der europäischen Wirtschafts- und 
Währungsunion (WWU) zusätzlich ver- 
schärft zu werden. Diese Eurokrise 2.0 
könnte deutlich tiefer, härter und für die 
WWU existenzbedrohender verlaufen 
als die letzte Krise. Dafür gibt es min- 
destens drei Indizien: Erstens wurde die 
Eurokrise von 2008/2009 trotz ander- 
weitiger offizieller Behauptungen nie 
vollständig überwunden. Zweitens wur- 
den die grundlegenden Widersprüche 
bzw. »Konstruktionsfehler« der WWU 
trotz einer mittlerweile über acht Jahre 
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geführten Reformdiskussion nicht be- 
seitigt. Drittens steht mit Italien - jenem 
Land, in dem sich die Widersprüche der 
WWU bereits seit Jahren auf besondere 
Weise verdichten (Sablowski u.a. 2018) - 
dieses Mal kein vergleichsweise kleines, 
peripheres Land wie Griechenland im 
Brennpunkt der Krise, sondern die dritt- 
größte Volkswirtschaft der Eurozone. 


Ewig schwelt die Eurokrise 


Entgegen allen offiziellen Verlautba- 
rungen der europäischen Institutio- 
nen wurde die Eurokrise nie gänzlich 
überwunden. Die Konjunkturentwick- 
lung blieb schwach, das griechische 
Bruttoinlandsprodukt (BIP) war im 
vergangenen Jahr auf dem Niveau von 
2002. Aber auch Spanien, Portugal, Ita- 
lien und selbst Frankreich konnten bis 
heute nicht ihr wirtschaftliches Vor- 
krisenniveau erreichen (IWF 2020). Die 
durchschnittlichen Reallöhne stagnier- 
ten oder sanken - wie in Spanien oder 
Italien - und die soziale Ungleichheit 
nahm zu, während die Staatsverschul- 
dung explodierte. Allein Griechenland 
sitzt auf einem Schuldenberg von 180 
Prozent seines BIP, was trotz des Schul- 
denschnitts im Jahr 2012 ein Plus von 
38 Prozent gegenüber 2010 ausmacht 
(EZB 2020). 

Die Politik der EZB überdeckte die 
so weiter schwelende Eurokrise. Zwar 
gelang es der EZB seit Mario Draghis De- 
vise »whatever it takes« 2012 mit ihrem 
Anleihenkaufprogramm, die Risikoauf- 
schläge für südeuropäische Staatsan- 
leihen zu senken und die akute Phase 
der Eurokrise zu beenden. Die tieferlie- 
genden Krisentendenzen wurden aber 
nicht bearbeitet, sondern nur zeitweilig 
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unterdrückt. Immer wieder kam es zu 
sprunghaften Anstiegen der Risikoauf- 
schläge auf die Staatsanleihen - so für 
Italien rasant nach dem Ausbruch des 
Corona-Virus. 


Blockierte Euro-Reform 


Dass die südeuropäischen Mitgliedsstaa- 
ten durch die Corona-Krise auf den Fi- 
nanzmärkten Anfang März erneut unter 
Druck gerieten, offenbart das histori- 
sche Versagen der EU. Die europäischen 
Eliten haben den Konjunkturzyklus der 
letzten zehn Jahre verstreichen lassen, 
ohne die grundlegenden Widersprüche 
und »Konstruktionsfehler« der WWU 
zu beheben. Diese ergeben sich - grob 
vereinfacht - aus zwei Besonderheiten 
der Architektur derWWU. Erstensstehen 
der supranationalen Geldpolitik der EZB 
keine effektiven Mechanismen des Aus- 
gleichs und der Risikoteilung gegenüber, 
das heißt Instrumente, die der Entwick- 
lung von Ungleichgewichten zwischen 
Ländern und Regionen entgegenwir- 
ken. Zweitens darf die EZB wegen des 
verankerten Verbots der »monetären 
Staatsfinanzierung« anders als andere 
Zentralbanken nicht unmittelbar als 
»Kreditgeber letzter Instanz«, gegen- 
über den Euroländern auftreten, das 
heißt im Krisenfall unbegrenzt Staats- 
anleihen aufkaufen. Dadurch könnten 
die Euroländer im Prinzip zahlungsun- 
fähig werden, was spekulative Attacken 
ermöglicht. 

Diese Widersprüche wurden in der 
Finanz- und Wirtschaftskrise ab 2007 
offensichtlich und sowohl von den eu- 
ropäischen Institutionen als auch von 
den europäischen Staats- und Regie- 
rungschefs intensiv diskutiert. Zen- 
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traler Gegenstand dieser Diskussion 
war seit 2012 die Einführung und der 
Ausbau von Mechanismen zur Risiko- 
teilung und Konvergenz zwischen den 
Mitgliedsstaaten. Dazu gehörten insbe- 
sondere die Forderung nach gemeinsa- 
men Staatsanleihen der Euroländer, so- 
genannte Eurobonds, die Schaffung des 
Postens eines europäischen Finanzmi- 
nisters samt einem umfangreichen Eu- 
rozonenbudget zur Förderung von Kon- 
vergenz und zum Ausgleich »asymme- 
trischer Schocks« sowie die Forderung 
nach einer gemeinsamen europäischen 
Einlagensicherung im Euroraum (Über- 
sicht siehe: Schneider/Syrovatka 2019). 

Diese Forderungen, die vor allem 
von französischer und südeuropäischer 
Seite erhoben und in Deutschland von 
den Gewerkschaften unterstützt wur- 
den, heben freilich den grundsätzlich 
krisenhaften Charakter kapitalistischer 
Akkumulation nicht auf, könnten aber 
dazu beitragen, dass die Widersprü- 
che der WWU nun nicht abermals zum 
Brandbeschleuniger einer tieferliegen- 
den Krise werden. Doch die Widerstände 
waren groß. Neben der »Hanseatischen 
Liga« aus den Niederlanden, Finnland 
und den baltischen Ländern (Guntrum 
2019a) wurden die Reformvorschläge 
vor allem durch die deutsche Bundes- 
regierung blockiert. Zwar betrachtet 
der deutsche Machtblock den Euro als 
zentrales Element seiner weltmarkto- 
rientierten Exportstrategie, die Kosten 
seiner Stabilisierung und Verteidigung 
sollten jedoch aufein Minimum begrenzt 
und soweit wie möglich ausgelagert 
werden. Daher wurde in Südeuropa 
eine Austeritätspolitik durchgesetzt, 
die nicht nur soziale Infrastrukturen 
wie das Gesundheitssystem massiv be- 


schädigte, sondern auch die wirtschaft- 
liche Entwicklung in den vergangenen 
Jahren erheblich schwächte (Sablows- 
ki u.a. 2018). 

Verschärft werden die Widersprü- 
che dadurch, dass die Finanzmärk- 
te auch nach der Finanzkrise ab 2007 
weitestgehend unreguliert blieben. 
Mehr noch: Die für diese Finanzkrise 
ursächlich verantwortliche Kreditver- 
briefung wurde durch die Kommissi- 
on im Rahmen der Kapitalmarktunion 
wiederbelebt und mit der Einführung 
sogenannter STS?-Verbriefungen neue 
Finanzmarktrisiken geschaffen (Theo- 
bald u.a. 2017: 9-13). Auch eine europäi- 
sche Finanztransaktionssteuer fehlt bis 
heute. Zugleich blieb die Europäische 
Bankenunion aufgrund des deutschen 
Widerstands weiter unvollendet. So 
fehlt bis heute eine europäische Ein- 
lagensicherung, eine Regulierung des 
Schattenbankensystems ebenso wie 
eine gemeinsame Letztsicherung (back- 
stop) zur Abwicklung von Banken. Ge- 
rade diese wäre derzeit von zentraler 
Bedeutung, finden sich in den Bilanzen 
europäischer Banken doch nach wie 
vor notleidende Kredite in Höhe von 
786 Milliarden Euro (EZB 2020). Die 
Corona-Krise trifft damit nicht nur auf 
eine fragile Währungsunion, sondern 
zugleich auf ein immer noch instabiles 
und unzureichend reguliertes europä- 
isches Finanzsystem (Guntrum 2019b). 


Italien als Epizentrum 
Als wäre dies nicht bereits genug, nahm 
die Corona-Pandemie mit Italien auch 


3 STSist die Abkürzung für simple, transpa- 
rent and standardised. 
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noch in jenem Land zuerst einen dra- 
matischen Verlauf, in dem sich die Wi- 
dersprüche der WWU schon seit Jahren 
verdichten (Sablowski u.a. 2018). Die ita- 
lienische Industrie kam bereits vor der 
ersten Eurokrise massiv unter Druck, 
da die preisliche Wettbewerbsfähigkeit 
nicht mehr durch Währungsabwertung 
erhalten werden konnte (ebd.). Der in- 
dustrielle Niedergang wurde durch die 
Krise noch verstärkt, Italien verwandel- 
te sich innerhalb des Euroraums von 
einem überdurchschnittlich zu einem 
unterdurchschnittlich industrialisier- 
ten Land. Das BIP befindet sich heute 
auf dem Niveau von 2006. Im vierten 
Quartal 2019 schrumpfte die italieni- 
sche Wirtschaft sogar um 0,3 Prozent, 
sodass Italien auch ohne die Corona- 
Pandemie in eine Rezession abgerutscht 
wäre (EZB 2020). Diese ökonomischen 
Krisentendenzen verschränkten sich mit 
der Erosion des traditionellen Partei- 
ensystems und dem Aufstieg der Lega 
sowie der Fünf-Sterne-Bewegung zu 
einer politischen Krise. 

Zu einer Staatsverschuldung mit 
136 Prozent des BIP, die zweithöchste 
in der Eurozone, kommt in Italien ein 
enorm fragiles Banken- und Finanzsys- 
tem. Noch immer verstecken sich in den 
Bilanzen der Banken ausfallgefährdete 
Kredite in Höhe von knapp 350 Milliar- 
den Euro, was in etwa sieben Prozent 
der Gesamtverbindlichkeiten entspricht 
(EZB 2020). Unternehmenspleiten im 
Kontext des Shutdown könnten daher 
eine Kaskade an Bankeninsolvenzen ver- 
ursachen. Das Einspringen des italieni- 
schen Staates mit Rettungsprogrammen 
(bailout) scheint vor dem Hintergrund 
der geringen Größe des europäischen 
Abwicklungsfonds wahrscheinlich, zu- 
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mal eine Letztsicherung bzw. backstop 
für diesen Abwicklungsfonds noch im- 
mer fehlt. Dadurch droht abermals ein 
verheerender Teufelskreis von Banken- 
und Staatsschuldenkrise, welcher jedoch 
mit Italien die drittgrößte Volkswirt- 
schaft der Eurozone treffen und damit 
die Währungsunion insgesamt in den 
Abgrund reißen könnte. 


Krisenbearbeitungen 


Die Ereignisse der letzten Wochen über- 
schlagen sich, und die Kontingenz der 
aktuellen historischen Situation macht 
es für progressive Akteure in Europa 
schwierig, sich auf zukünftige Ausein- 
andersetzungen vorzubereiten. Bereits 
Mitte März sah sich die EZB gezwun- 
gen, mit einem bis dato beispiellosen 
Anleihekaufprogramm, dem Pandemic 
Emergency Purchase Programme (PEPP) 
im Umfang von 750 Milliarden Euro, 
dem rasanten Anstieg der Risikoauf- 
schläge auf italienische Staatsanleihen 
entgegenzutreten und Draghis Devise 
„Whatever it takes“ von 2012 zu erneu- 
ern. Schon diese Entscheidung führte 
zu heftigen Konflikten innerhalb des 
EZB-Rates. Denn durch das PEPP könn- 
te die EZB bald mehr als ein Drittel der 
gesamten Staatsanleihen einiger Län- 
der halten, was ihr eine politisch heikle 
Sperrminorität bei der Frage etwaiger 
Schuldenrestrukturierungen verschaf- 
fen würde. Unklar ist, wie lange es der 
EZB gelingt, die Risikoaufschläge auf 
italienische und andere südeuropäische 
Staatsanleihen mit ihrem Anleihepro- 
gramm nach unten zu drücken. Nach- 
dem diese für italienische Staatsanlei- 
hen bis Ende März sanken, stiegen sie 
im April wieder deutlich an. 
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Damit jedoch stieg der Druck auf die 
Eurogruppe, sich auf Stabilisierungs- 
maßnahmen für die WWU zu einigen, 
wodurch die Konfrontation zwischen 
Nord- und Südeuropa eine neue Eska- 
lationsstufe erreichte. Wie bereits in 
der ersten Eurokrise forderten Italien, 
Spanien und Frankreich gemeinsame 
Euroanleihen, die, ob befristet (Coro- 
nabonds) oder nicht (Eurobonds), die 
Schuldentragfähigkeit insbesondere 
Italiens verbessern sollen. Diese wer- 
den von Deutschland, den Niederlan- 
den, Österreich und Finnland bis heute 
vehement abgelehnt. Zudem ginges um 
die Frage, ob Kredite aus dem europä- 
ischen Rettungsschirm ESM mit den 
gleichen Konditionalitäten wie in der 
Vergangenheit einhergehen sollen, das 
heißt mit dem Zwang zu marktlibera- 
len Strukturreformen. 

Obwohl in der Frage der Corona- 
bonds durchaus Risse im deutschen 
Machtblock auftaten - und sich vom 
arbeitgeberfinanzierten Institut der 
deutschen Wirtschaft (Matthes/Demary 
2020) bis hin zum deutschen EZB-Rats- 
mitglied Isabel Schnabel Fürsprecher 
fanden? - wurden diese vom nordeuro- 
päischen Block um Deutschland Anfang 
April erfolgreich torpediert und bis auf 
Weiteres begraben. Im Gegenzug setzten 
die nordeuropäischen Mitgliedsstaaten 
durch, dass das 540 Milliarden schwere 
»Rettungspaket« der EU weitestgehend 
der Logik des Leitbilds der Stabilitäts- 
union folgt (Schneider/Syrovatka 2020). 
So wurde vereinbart, dass der Großteil 
des Geldes durch eine ESM-Kreditlinie 


4 »»Wir könnten noch viel mehr tun«. Isa- 
bel Schnabel im Interview«, https://www. 
faz.net/ (23.3.2020). 


bereitgestellt wird und zugleich nur zur 
Deckung von Kosten im Gesundheits- 
sektor verwendet werden darf, womit 
der gesamtwirtschaftliche Effekt ge- 
ring bleiben wird. Zudem sollen sich 
die ESM-Gremien auf »standardisier- 
te Bedingungen« einigen, sodass der 
Konflikt über die Konditionalität von 
der politisierten Ebene des Europäi- 
schen Rates in den ESM als technokra- 
tisches Forum hineinverlagert wurde. 
Die anderen Maßnahmen - wie etwa 
die Arbeitslosenrückversicherung - 
bleiben zeitlich befristet und werden 
größtenteils durch die Umschichtung 
bestehender Mittel des EU-Haushalts 
oder durch Drittmittel finanziert. Dies 
bedeutet auch, dass abgesehen von ei- 
ner vergleichsweise kleinen Erhöhung 
der Haftungssumme der Mitgliedsstaa- 
ten für das EU-Budget keine zusätzli- 
chen Mittel mobilisiert werden. Hinzu 
kommt, dass alle Gelder als Kredite ver- 
geben und damit rückzahlungspflich- 
tig sind. Dies ist insofern relevant, als 
sich die Mitgliedsstaaten ebenso auf 
die strenge Einhaltung der Verschul- 
dungsregeln nach der Pandemie ver- 
pflichten mussten. 

Obwohl sich die Staats- und Regie- 
rungschefs darin einig sind, dass das 
europäische Maßnahmenpaket nicht 
ausreichen wird, blieben Formulierun- 
gen bis zur Drucklegung dieses Artikels 
über einen temporären »Wiederaufbau- 
fonds« vage und wenig konkret. Auf- 
grund der starken Divergenzen inner- 
halb des Europäischen Rates wurde als 
Kompromiss Ende April beschlossen, die 
Kommission mit der Ausarbeitung von 
konkreten Vorschlägen zu beauftragen. 
Wie aus der Presse bisher zu erfahren 
war, wird der Fonds juristisch auf der 
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EU-Beistandsklausel (Art. 122 AEUV) 
basieren und damit zeitlich befristet 
sein. Sein Fundament wird sich aus 
Zahlungen des EU-Haushalts und Kre- 
ditgarantien zusammensetzen. Die Be- 
sicherung von Privatkrediten soll durch 
die damit verbundene »Hebelfunktion« 
ermöglichen, das Volumen des Fonds 
auf über eine Billionen Euro künstlich 
aufzublähen.’ Ein solches finanzarith- 
metisches Vorgehen hätte jedoch mit 
der Einrichtung mittel- und langfristiger 
Ausgleichsmechanismen wenig zutun. 


Gefahren und Chancen 


Unterm Strich konnten die Maßnah- 
men, insbesondere das Eingreifen der 
EZB, eine neuerliche Eskalation der 
Eurokrise bislang abwenden. Zugleich 
blieben sie in der Logik der Stabilitäts- 
union verhaftet. Alle Vorstöße in Rich- 
tung einer Fiskalunion wurden vom 
nordeuropäischen Staatenblock abge- 
wehrt und eine grundlegende Rekon- 
figuration der WWU-Architektur ver- 
hindert. Auch wenn die Diskussionen 
über gemeinsame, gesamtschuldneri- 
sche Euroanleihen wohl nicht so bald 
abebben werden, scheinen sie mittel- 
fristig nicht durchsetzbar zu sein. Vor 
diesem Hintergrund halten wir drei 
Szenarien für denkbar: 

Szenario 1 - Auseinanderbrechen der 
Eurozone und Gefahr einer weitreichenden 
Renationalisierung: Obwohl ein Ausbruch 
einer neuerlichen Eurokrise zunächst 
abgewendet scheint, geraten italieni- 
sche Banken durch massive Kredit- 


5 »Corona-Hilfspaket: Warum die EU-Staa- 
ten uneins sind«, https://www.faz.net 
(23.4.2020). 
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ausfälle in den kommenden Monaten 
in eine gefährliche Schieflage. Die Ri- 
sikoaufschläge schnellen nach oben, 
spekulative Attacken gegen Italiens 
Zahlungsfähigkeit auf den Finanzmärk- 
ten setzen ein. Da der Zusammenhalt 
der Eurozone insgesamt angezweifelt 
wird, verschlechtern sich auch die Refi- 
nanzierungsbedingungen für Spanien, 
Griechenland und Portugal, da auch in 
diesen Ländern die Banken mit erheb- 
lichen Ausfallrisiken konfrontiert sind 
und die für die südeuropäischen Öko- 
nomien bedeutende Tourismusbranche 
brachliegt. Auch Frankreich gerät da- 
durch unter Druck. Da sich der nordeu- 
ropäische Block weiterhin gegen jegli- 
che gemeinsame Euroanleihen stemmt 
und eine nun notwendige Aufstockung 
des ESM und des Wiederaufbaufonds 
ablehnen, verlagert sich das Krisenma- 
nagement noch stärker zur EZB. Dort 
eskalieren die Konflikte über das An- 
leiheprogramm, sodass letztlich auch 
die EZB der spekulativen Dynamik auf 
den Finanzmärkten gegen Italien und 
andere südeuropäische Mitgliedsstaaten 
nichts mehr entgegensetzen kann. Ita- 
lien wird zahlungsunfähig, die Eurozo- 
ne bricht auseinander oder schrumpft 
auf eine Kern- bzw. Rumpf-Eurozone 
aus den nordeuropäischen Ländern 
zusammen, möglicherweise unter Ein- 
schluss Frankreichs. Dieses Szenario ist 
denkbar, jedoch aufgrund der enormen 
Bedeutung des Euro für das weltmarkt- 
orientierte Kapital in Deutschland und 
für die geopolitische Rolle der EU ins- 
gesamt unwahrscheinlich. 

Szenario 2 - Pragmatische Stabilisie- 
rung und neoliberaler Backlash: Die EZB 
stockt ihre Anleihekäufe immer wei- 
ter auf, anders als im Jahr 2010 unter- 
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drückt sie die Spekulationsdynamik 
gegen die schwächsten Mitgliedslän- 
der der Eurozone damit gleich zu Be- 
ginn der Krise. Eine Eurokrise 2.0 steht 
zwar noch mehrere Monate im Raum, 
sie eskaliert jedoch nicht in gleicher 
Weise wie zwischen 2010 und 2012. 
Deutschland drängt die anderen nord- 
europäischen Mitgliedsländer zu einer 
Aufstockung des ESM, um den Bestand 
der Eurozone zusätzlich abzusichern. 
In diesem Zusammenhang erscheint 
es sogar möglich, dass die nordeuro- 
päischen Mitgliedsstaaten auch der 
Ausgabe von befristeten Euroanleihen 
zustimmen (Pröbstl 2020). Ein solches 
Zugeständnis an die südeuropäischen 
Staaten wäre jedoch verbunden mit 
der strengen Kopplung der Gelder an 
den ESM. Somit würde der ESM - als 
zentrale Durchsetzungsvehikel der 
Austeritätspolitik in der letzten Krise 
- gegenüber dem Wiederaufbaufonds 
gestärkt und eine sukzessive Verschär- 
fung des Prinzips der Konditionalität bei 
den Rettungsmaßnahmen ermöglicht. 
Denkbar ist in diesem Zusammenhang 
ebenfalls, dass die nordeuropäischen 
Mitgliedsstaaten eine Verlagerung der 
Überwachungskompetenzen von der Eu- 
ropäischen Kommission zum ESM zur 
Bedingung für weitere Hilfen machen 
- eine Maßnahme, die vom deutschen 
Finanzministerium schon seit Längerem 
angedacht ist (BMF 2017). Sowohl die 
Aufstockung des ESM, mögliche Euroan- 
leihen als auch unbegrenzte EZB-Anlei- 
henkäufe führen allerdings zu heftigen 
Konflikten im deutschen Machtblock 
und einem neuerlichen Erstarken der 
AfD. Um diese Risse im Machtblock zu 
kitten, pocht Deutschland darauf, dass 
die europäischen Fiskalregeln nach ih- 


rer derzeitigen Aussetzung nicht nur 
möglichst bald wieder in Kraft gesetzt, 
sondern auch nochrrigoroser durchge- 
setzt werden. Zentral für diese Strate- 
gie ist das Konzept der ökonomischen 
Resilienz, das bereits vor der Krise die 
europäische Wirtschaftspolitik beein- 
flusst hatte und den begrenzten fiskali- 
schen Handlungsspielraum der Krisen- 
länder problematisiert, ohne jedoch die 
Restriktionen des gemeinsamen Wäh- 
rungsraums zuthematisieren (Syrovat- 
ka 2019). Dementsprechend bietet die 
stark gestiegene Staatsverschuldung 
und die hohe Arbeitslosigkeit überall 
in Europa wie auch nach der letzten 
Krise die Rechtfertigung für drastische 
austeritätspolitische Einschnitte mit 
abermals verheerenden sozialen Fol- 
gen. Auch in Deutschland nutzen die 
neoliberalen Eliten die Krise, um wei- 
tere Einschnitte in den Sozialsystemen 
sowie eine Flexibilisierung des Arbeits- 
marktes durchzusetzen. Die bescheide- 
nen klimapolitischen Errungenschaften 
(Kohleausstieg, Flottenemissionsziele) 
der vergangenen Jahre werden unter 
dem Vorwand verschleppt, dass »die 
Wirtschaft« so umfangreich und schnell 
wie möglich entlastet werden muss. 
Szenario 3 - Die Krise als Möglichkeits- 
fenster für eine postneoliberale Politik der 
sozialen Infrastrukturen und der sozial-öko- 
logischen Transformation: Die Krise ent- 
wickelt sich zunächst wie in Szenario 2. 
Die Erfahrung der Bedeutung eines gut 
funktionierenden öffentlichen Gesund- 
heits- und Pflegesystems und anderer 
kritischer sozialer Infrastrukturen der 
Fundamentalökonomie hat sich durch 
die Corona-Krise aber derartig tief in 
das kollektive Bewusstsein eingeschrie- 
ben, dass sich an vielen Orten breite ge- 
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sellschaftliche Bündnisse gegen auste- 
ritätspolitische Einschnitte und für eine 
fundamentalökonomische Erneuerung 
organisieren (Foundational Economy 
Collective 2020). Einzelne Länder, un- 
terstützt durch progressive Bündnisse 
in anderen Mitgliedstaaten, setzen sich 
auch nach ihrer Wiederinkraftsetzung 
gezielt über die Fiskalregeln im Sinne 
eines »strategischen Ungehorsams« 
(Schneider/Mittendrein 2017) hinweg, 
wodurch diese nach und nach unter- 
höhlt und letztlich fallengelassen wer- 
den. Anstelle von austeritätspolitischen 
Einschnitten werden die öffentlichen 
Haushalte einnahmeseitig, etwa durch 
die Einführung bzw. Erhöhung von Ver- 
mögens-, Erbschafts- und Bodenpreis- 
steigerungssteuern konsolidiert und 
auf diese Weise auch die Finanzierung 
sozialer Infrastrukturen gesichert und 
sukzessive ausgebaut. Dadurch kann die 
Krise auch sozialpolitisch abgefedert 
werden. Dennoch brechen infolge der 
Krise relevante Produktionsstrukturen 
weg und wichtige Unternehmen wer- 
den mit öffentlichen Mitteln gestützt 
oder sogar verstaatlicht. Doch das bie- 
tet auch Chancen® (Demirovid 2020): 
Unternehmenshilfen können an die 
Umsetzung von Klimamaßnahmen ge- 
koppelt und so Produktionsstrukturen 
sozial-ökologisch wiederaufgebaut und 
transformiert, Schlüsselbereiche der 
Wirtschaft können durch öffentliche 
Beteiligung demokratisiert werden - 
und letztlich kann auch die Abhängig- 
keit vom Weltmarkt, vor allem in so kri- 
tischen Bereichen wie der Versorgung 


6 »Staatshilfen für die Luftfahrt nur unter 
bestimmten Bedingungen«, https://www. 
wienerzeitung.at (14.4.2020). 
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mit medizinischen Gütern, durch eine 
ausgleichende, bedürfnisorientierte 
Re-Regionalisierung der Produktion 
in Europa verringert werden. 


Wir danken Alina Brad, Thomas Sablowski 
sowie der PROKLA-Redaktion für wichtige 
Anmerkungen. 
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Abstract: The corona pandemic has anticipated the looming socio-ecological system 
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This contradiction raises the question whether anti-capitalist alternatives should not 
be fundamentally rethought as »projects of life«. In this sense, the author pleads for 
a concept of socialism that, while continuing to name the question of property as a 
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V iele linke Sozialwissenschaftler*in- 
nen haben in den vergangenen Wo- 
chen darauf hingewiesen, dass es im 
Zusammenhang mit der Corona-Krise 
wahrlich keinen Grund für Optimismus 
gebe. Bei der überall zu beobachten- 
den Hilfsbereitschaft handele es sich 
um den »Schrumpfsolidarismus« von 
Nationalgemeinschaften, schrieb Ste- 
phan Lessenich (2020), und Klaus Dörre 
(2020) stieß ins selbe Horn, als er da- 
ran erinnerte, dass die vermeintliche 
Entschleunigung des Augenblicks ein 
Klassenprivileg sei und mit einer Ab- 
kehr von Wachstumszwängen nichts 
zu tun habe. 

Tatsächlich ist das dystopische Po- 
tenzial der Krise offenkundig: Die Bilder 
aus den Armenvierteln Delhis und Te- 
gucigalpas, aber auch von den Schlan- 
gen vor den Lebensmitteltafeln in den 
USA vermitteln eine Vorstellung von 
der bevorstehenden Massenverelen- 
dung. Man muss kein Prophet sein, 
um vorhersagen zu können, dass der 
Deglobalisierungs-Schock der letzten 
Wochen keine ökologische Konversi- 
on des Verkehrsmodells, sondern eine 
Verschärfung der Grenzregime nach 
sich ziehen wird. Hilfreich ist auch die 
Erinnerung von Renaud Lambert und 
Pierre Rimbert (2020), dass bereits nach 
der Finanzkrise 2008 grundlegende Be- 
schränkungen der Marktmechanismen 
angekündigt wurden, die Regierenden 
dann aber doch schnell »auf den Weg 
des gewöhnlichen Wahnsinns (zurück- 
kehrten), sobald das Unwetter vorüber 
war«. Auch wenn gerade überall da- 
von die Rede ist, dass das öffentliche 
Gesundheitswesen besser ausgestattet 
und Pflegearbeit höher entlohnt werden 
sollte, müssen wir davon ausgehen, dass 
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die staatlichen Ausgabenprogramme in 
den meisten Ländern am Ende durch 
Reallohnverluste und neue Einschnit- 
te bei der öffentlichen Daseinsvorsorge 
gegenfinanziert werden. 

Dennoch haben die Autor*innen 
des Instituts für Gesellschaftsanalyse 
(2020) recht, wenn sie anmerken, dass 
die Krise zugleich ein Gelegenheitsfens- 
ter eröffnet und dass die Möglichkei- 
ten emanzipatorischer Veränderung 
benannt werden müssen. Zum einen 
nämlich führt das Krisenmanagement 
vor Augen, was möglich wäre, wenn 
eine ökologisch-soziale Transformati- 
on politisch gewollt wäre: Im April 2020 
ging der Flugverkehr in Deutschland 
um 85 Prozent zurück!, ohne dass die 
Zivilisation zusammengebrochen wäre; 
die Versorgung mit Nahrung und Gü- 
tern des täglichen Bedarfs erweist sich 
trotz unterbrochener Wertschöpfungs- 
ketten als ziemlich stabil, was immer- 
hin deutlich macht, dass »florierende 
Wirtschaft« und materielle Versorgung 
zwei völlig unterschiedliche Angelegen- 
heiten sind. Und schließlich ist es nach 
Jahrzehnten der neoliberalen Gehirn- 
wäsche auch nicht ganz unbedeutend, 
dass öffentliche Ausgabenprogramme 
in Billionenhöhe beschlossen werden 
können, ohne dass der Staat deswegen 
pleite ginge. 

Zum anderen, und das scheint mir 
noch entscheidender, verschiebt die 
Pandemie für einen kurzen histori- 
schen Moment den Fokus der öffentli- 
chen Wahrnehmung. Auf einmal ste- 
hen das Leben und die Sorge darum im 
Mittelpunkt der politischen Debatten, 


1 »85 Prozent weniger Flugverkehr«, 
https://www.tagesschau.de (2.4.2020). 


und es zeigt sich, dass kapitalistische 
Verwertung damit nicht nur wenig an- 
fangen kann, sondern sich dadurch so- 
gar bedroht sieht. Wenn marktlibera- 
le Extremisten wie Trump, Bolsonaro, 
FDP-Chef Lindner und Friedrich Merz 
»die Wirtschaft« vor einer allzu rigoro- 
sen Verteidigung des Lebens bewahren 
wollen, sagt das alles, was man über das 
Wesen kapitalistischer Führungseliten 
wissen muss. Damit die Kapitalverwer- 
tung nicht ins Stocken gerät, muss der 
Tod von Millionen Menschen in Kauf ge- 
nommen werden. Nun mag schon sein, 
dass ein derartiger Zusammenhang auch 
vor der Pandemie schon zu erkennen 
gewesen wäre, doch im Unterschied 
zu den großen nationalen Narrativen, 
mit denen die wirtschaftlichen Motive 
von Kriegen verschleiert werden, kann 
das Sterben der Patient*innen kaum 
als heroische Tat inszeniert werden. 
Die Held*innen des Augenblicks sind 
keine Soldaten, die »für das Vater- 
land« sterben, sondern Pfleger*innen, 
Ärzt*innen und Putzkräfte, die das Le- 
ben zu bewahren suchen. Den verletz- 
lichen Kranken gegenüber steht eine 
»Wirtschaft«, die vor den Bedürfnissen 
der Menschen beschützt werden muss. 
Selten hat sich das nekropolitische Kal- 
kül (vgl. Mbembe 2003) bürgerlicher 
Ökonomie so plump offenbart wie in 
diesen Wochen. 

Der sich offenbarende Antagonis- 
mus von Kapital und Leben stellt, wie 
ich im zweiten Teil dieses Artikels er- 
örtern möchte, aber auch eine Heraus- 
forderung für die Linke dar: Er wirft 
die Frage auf, ob eine antikapitalisti- 
sche Alternative nicht in erster Linie 
als ein Projekt des Lebens verstanden 
werden muss und inwiefern sich damit 
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Perspektiven für einen neuen - queer- 
feministischen und grünen - Sozialis- 
musbegriff eröffnen. 


Krisenmanagement 


Zur Offenheit des historischen Mo- 
ments gehört, dass das Krisenma- 
nagement bisher keineswegs einem 
Masterplan zur Umstrukturierung 
folgt, sondern eher die Tiefenstruk- 
turen der jeweiligen Regulationsmo- 
delle offenbart. Während sich in den 
USA ein Laissez-Faire-Kapitalismus 
manifestiert, in dem der Staat zwar 
mit enormem Einsatz die Geldflüs- 
se sichert?, aber die Kranken ihrem 
Schicksal überlässt, kommt sowohl 
in Frankreich als auch in Spanien ein 
skurriler Militarismus zum Vorschein. 
Präsident Macron, der sich wie einst 
Charles de Gaulle als strafend-sorgen- 
der Vater der Nation inszeniert, lässt 
Polizei und Armee aufmarschieren. In 
Spanien werden die Pressekonferenzen 
trotz einer nominell linken Regierung 
von Generälen beherrscht. Hierzulan- 
de hingegen machen die staatlichen 
Maßnahmen den Eindruck, als solle 
die »sozialpartnerschaftlich« gehegte 
Klassenherrschaft vorübergehend ein- 
gefroren werden. So darf auf der einen 
Seite BMW 20.000 Beschäftigte in die 
staatlich finanzierte Kurzarbeit schi- 
cken, während der Konzern gleichzei- 
tig 1,64 Milliarden Euro an Dividenden 
auszahlt? - knapp die Hälfte davon an 
die beiden Geschwister Stefan Quandt 


2 »$2 Trillion Coronavirus Stimulus Bill Is 
Signed Into Law«, New York Times (27.3.2020). 
3 »Dividende trotz Staatshilfe«, Handels- 
blatt (6.4.2020). 
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und Susanne Klatten. Auf der anderen 
Seite jedoch garantiert der Staat auch 
den unteren Klassen eine Absicherung, 
von der man in Südeuropa nur träu- 
men kann. Begleitet wird dies von ei- 
ner Sorge- und Solidaritätsrhetorik, 
die in Anbetracht der deutschen Hal- 
tung zu europäischen Corona-Bonds 
höhnisch wirken mag, aber sich eben 
doch auch positiv abgrenzt von den 
Kriegsmetaphern, wie sie anderswo 
längst nicht nur von Rechten verbrei- 
tet werden.‘ 

Die auch von der Leopoldina (2020: 
17) unterstützte Forderung nach Steu- 
ersenkungen oder die bereits im März 
erfolgte Lockerung des Arbeitszeitge- 
setzes verweisen allerdings darauf, 
dass unter dem Deckmantel des Kri- 
senmanagements zunehmend strate- 
gische Interessen verhandelt werden. 
Welche Auseinandersetzungen hier 
zu erwarten sind und welche Positio- 
nen Linke, Gewerkschaften und sozia- 
le Bewegungen darin beziehen sollten, 
scheint mir auf der Hand zu liegen. 1) 
Da die staatlichen Programme finan- 
ziert werden müssen, werden sich die 
innergesellschaftlichen Verteilungs- 
kämpfe schon bald spürbar verschär- 
fen. In diesem Zusammenhang muss 


4 Tatsächlich teilten Linksradikale in Spa- 
nien in sozialen Netzwerken die Rede von 
Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier, 
um darauf hinzuweisen, dass ein nicht-mili- 
taristischer Diskurs in der Gesundheitskrise 
möglich wäre. Reichlich paradox in Spanien 
war auch, dass Kinder während der Quaran- 
täne zwei Monate lang die Wohnung nicht 
verlassen durften, während die Eltern die 
meiste Zeit davon normal arbeiten gehen 
sollten - wohlgemerkt unter der angeblich 
»linkesten« Regierung Europas. 
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es aus emanzipatorischer Perspekti- 
ve darum gehen, Vermögenssteuern, 
die Erhöhung von Spitzensteuersätzen 
oder auch excess profit taxes für Mono- 
polkonzerne durchzusetzen (vgl. Saez/ 
Zucman 2020). 2) Auf die proklamierte 
Aufwertung weiblich kodierter Pflege- 
arbeiten und öffentlicher Infrastruktu- 
ren wird keine entsprechende Politik 
folgen - es sei denn, diese wird durch 
gesellschaftliche Kämpfe erzwungen. 
Dementsprechend sollten die Kämpfe 
von Care-Beschäftigten (vgl. Winker 
2015; Dück 2018) ebenso in den Mittel- 
punkt progressiver Politik rücken wie 
die Stärkung der öffentlichen Daseins- 
fürsorge (vgl. Foundational Economy 
Collective 2019). 3) Nach dem relativ 
erfolgreichen Krisen-Containment in 
China ist zu beobachten, dass digita- 
le Überwachungstechnologien eine 
nie da gewesene Legitimation erlan- 
gen. Hier gilt es, die Verfestigung der 
Grundrechtsbeschränkungen zu ver- 
hindern. 4) Die desaströse Politik der 
US-Administration, aber auch die un- 
solidarische Haltung der reichen EU- 
Staaten gegenüber Italien werden die 
geopolitischen Machtverschiebungen 
beschleunigen. Noch dringlicher als zu- 
vor muss hier eine Position eingenom- 
men werden, welche die linksliberalen 
Idealisierungen »des Westens« ebenso 
scharf zurückweist wie alle (von Teilen 
der traditionellen Linken gehegten) Il- 
lusionen in den aufstrebenden Akteur 
China. 5) Nach dem Zusammenbruch 
transnationaler Produktionsketten 
wird auch im bürgerlichen Lager über 
die Notwendigkeit einer Deglobalisie- 
rung nachgedacht. Das scheint sich auf 
den ersten Blick mit linken Forderun- 
gen nach einer ökologisch wünschens- 


werten »Lokalisierung« der Produktion 
und nach politischer Souveränität (der 
Gesellschaft gegenüber dem Markt) zu 
decken. Doch unter den heute beste- 
henden Kräfteverhältnissen kann eine 
solche »Deglobalisierung« nur natio- 
nalistisch ausgestaltet werden und zu 
einer Verschärfung nicht nur der ras- 
sistischen Grenzregime, sondern auch 
der innerimperialistischen Konkurrenz 
führen. Die Herausforderung besteht 
darin, eine Politik zu formulieren, die 
die Kapital- und Warenströme zu- 
gunsten politischer Intervention ein- 
schränkt, aber Migration ermöglicht 
- die also ein echtes Gegenprojekt zur 
kapitalistischen Globalisierung mit ih- 
rer Bewegungsfreiheit für das Kapital 
und ihrem harten Grenzregime für die 
unteren Klassen des Südens artikuliert. 


»Perfect Storm« 


Mir scheint es falsch, die Pandemie als 
Krise des Kapitalismus zu interpretie- 
ren. Plausibler ist, dass es sich um ei- 
nen externen Schock handelt, der sich 
auch unter anderen Vorzeichen hätte 
ereignen können.’ Trotzdem wirkt die 
Pandemie wie ein Brandbeschleuniger, 


5 Die von Mike Davis (2006) formulierte 
These, dass das Entstehen neuer Krank- 
heiten auf die kapitalistische Agrarindust- 
rie zurückzuführen sei, scheint mir bei der 
SARS2-Pandemie nicht wirklich überzeu- 
gend - zumindest nicht für den Fall, dass 
sich die Lungenkrankheit auf traditionel- 
len Märkten entwickelt hat. Der Hinweis, 
dass die Zerstörung von Ökosystemen den 
Übersprung von Tierviren auf Menschen 
erleichtert (vgl. Shah 2020), geht in eine 
etwas andere Richtung. Auch die Zerstö- 
rung von Ökosystemen ist nicht spezifisch 
kapitalistisch. 
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der schon länger anbahnenden Krisen 
vorgreift und diese verschärft. Birgit 
Mahnkopf (2013) argumentiert bereits 
seit einigen Jahren, dass es sich bei 
diesen Krisenprozessen - dem Über- 
schreiten biophysikalischer Grenzen 
(vgl. Rockström 2009), der Finanziali- 
sierung (vgl. Arrighi 2010), der wach- 
senden globalen Ungleichheit (Chancel/ 
Piketty 2015; Piketty 2014) und dem 
Siegeszug rechtsextremer Bewegungen 
(Geiselberger 2017) - nicht etwa um 
eine »multiple« (Demirovid u.a. 2011) 
oder eine »ökonomisch-ökologische 
Doppelkrise« (Klaus Dörre)® handelt, 
sondern um eine Art perfect storm. Mit 
diesem Hinweis will Mahnkopf deut- 
lich machen, dass diese Prozesse nur 
in einem Gesamtzusammenhang er- 
klärt werden können. Das geht einher 
mit dem theoretischen Anspruch, die 
Natur- und gesellschaftlichen Verhält- 
nisse als sozialökologisches System zu 
analysieren, in dem Ökonomie, Stoff- 
wechsel, Klassen- und Geschlechterbe- 
ziehungen kontingent, aber untrennbar 
verschränkt sind, Ökosozialistische An- 
sätze versuchen diesen Zusammenhang 
schon länger begrifflich zu fassen (vgl. 
Foster 2000; Altvater 2005; Saito 2017; 
Moore 2015).7 


6 Seit einiger Zeit verwendet Dörre den Be- 
griff der »Zangenkrise«, was auf eine en- 
gere Verschränkung der beiden Dynami- 
ken verweist. 

7 Amambitioniertesten ist wahrscheinlich 
der world-ecology-Ansatz von Jason Moore 
(2015), der marxistische Werttheorie, die 
feministische Analyse der unentlohnten 
Aneignung von Haus- und Sorgearbeit, die 
Kritik der cartesianischen Scheidung von 
Mensch und Natur sowie die Thesen der 
Weltsystemtheorie miteinander zu ver- 
binden sucht. 
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Meine These ist nun, dass diese An- 
sätze, die eine sozialökologische Sys- 
temkrise heraufziehen sehen, durch 
die Pandemie an Relevanz gewinnen. 
Denn selbst wenn die Krankheit einen 
externen Schock darstellt, der auch 
andere Gesellschaftsordnungen hät- 
te ereilen können, bestätigt sie eine 
zentrale These des sozialökologischen 
Denkens: Der ökonomische Verwer- 
tungsprozess zerstört zwar Grundlagen 
des Lebens, bleibt aber stets eingebet- 
tet in eben dieses »Netz des Lebens« 
(Moore 2015). Diese Beobachtung wird 
im Augenblick auf dramatische Wei- 
se verifiziert. Wir erleben nicht nur, 
dass die Kommodifizierung der Ge- 
sundheitssysteme die Versorgung der 
Bevölkerung vielerorts bedroht, son- 
dern auch, dass der Tod von Millionen 
Menschen in Kauf genommen wird, 
um einen Stillstand der Wertschöp- 
fung zu verhindern. Das erinnert an 
die marxsche These aus dem Kapital, 
wonach die kapitalistische Produk- 
tionsweise »die Springquellen alles 
Reichtums untergräbt: die Erde und 
den Arbeiter« (MEW 23: 530), verweist 
aber auch auf die eigenartige Verkeh- 
rung von Lebendigem und Totem in der 
bürgerlichen Gesellschaft: Da ist zum 
einen der paradoxe Umstand, dass sich 
Klassenverhältnisse im Kapitalismus 
auf die Macht stützen, welche die tote, 
»geronnene Arbeit« (d.i. das Kapital) 
über das Leben ausübt; zum anderen 
sind da aber auch die Fetischbeziehun- 
gen. Während Ware und Geld zum Le- 
ben erweckt sind, werden die sozialen 
Beziehungen zwischen den Menschen 
verdinglicht. Zugespitzt könnte man 
sagen: Das Kapital verwandelt uns in 
seine Untoten, die den Verwertungs- 
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zyklus am Laufen halten - bis zu dem 
Extrem, dass wir sterben müssen, um 
»die Wirtschaft« zu retten. 


Ein feministischer Sozialismus 


Klaus Dörre und Christine Schickert 
(2019) begründen ihren Anstoß zu ei- 
ner »Neosozialismus«-Debatte damit, 
dass emanzipatorische Politik eines 
utopischen Horizonts bedarf. Wenn es 
stimmt, dass es sich bei dem heraufzie- 
henden »großen Sturm« um eine so- 
zialökologische Systemkrise handelt, 
die von der Pandemie nur zeitlich vor- 
gezogen wird, dann müssen kritische 
Wissenschaften und Linke sich auch 
endlich der Aufgabe stellen, über die 
unverzichtbaren Abwehrkämpfe hin- 
aus an einem Gegenprojekt zu arbeiten, 
das eine emanzipatorische Alternative 
wieder vorstellbar macht. 

Die Corona-Pandemie kann dabei 
helfen, diese Debatte zu fokussieren. 
Was die Krise der Gesundheitsversor- 
gung nämlich mit dem Kollaps der 
ökologischen Systeme verbindet, ist 
der Umstand, dass nur die Sorge um 
das Leben einen emanzipatorischen 
Ausweg weist. 

Im Anschluss an die Aufforderung 
von Dörre und Schickert (2019) möchte 
ich dafür plädieren, dass wir an einem 
feministischen Sozialismusbegriff ar- 
beiten, der das Care-Paradigma in den 
Mittelpunkt stellt. Der Begriff des Sozi- 
alismus scheint mir, obwohl er durch 
die stalinistische und sozialtechno- 
kratische Politik des 20. Jahrhunderts 
nachhaltig diskreditiert wurde, des- 
halb unverzichtbar, weil die sozialis- 
tische Theorie die einzige ist, die das 
Eigentum als zentrale Machtressource 


der bürgerlichen Gesellschaft begreift 
und den Prozess der Inwertsetzung 
schlüssig erklärt. Einen feministischen 
»reset« benötigt dieser Begriff inso- 
fern, als wir einen radikalen Paradig- 
menwechsel benötigen. Die klassische 
Nationalökonomie beschäftigte sich 
mit dem »Wohlstand der Nationen«, 
das sozialistische Denken kreiste um 
Klassenspaltung, Eigentum, Planung 
und Verteilung; unsichtbar verbunden 
waren beide Stränge durch die Frage 
nach der Steigerung der Produktivität. 
Beide Probleme - die Frage, wie materi- 
eller Reichtum in die Welt kommt und 
wie die Spaltung der Gesellschaft (bzw. 
ihre Entfremdung von sich selbst) über- 
wunden werden kann - müssen auch in 
Zukunft beantwortet werden. Zugleich 
werden sie jedoch durch eine neue Fra- 
gestellung (im hegelschen Sinne) »auf- 
gehoben«: nämlich durch die, wie der 
gesellschaftliche Stoffwechsel mit der 
Natur beschränkt werden kann. Sowohl 
die Corona-Pandemie als auch die öko- 
logische Krise verweisen auf die Ver- 
wobenheit gesellschaftlich-materieller 
Strukturen in das »Netz des Lebens«. 
Ein Care-Paradigma, das »von der 
Bedürftigkeit und Angewiesenheit der 
anderen (ausgeht), die zugleich unsere 
eigene ist« (Hark 2020) und diese Sor- 
ge über den anthropozentrischen Ho- 
rizont hinausführt, ermöglicht diesen 
Perspektivwechsel. Mit Care-Paradigma 
ist hier nicht »pflegende« Arbeit im en- 
geren Sinne oder die differenztheore- 
tische Idee gemeint, dass »Frauen« ei- 
nen anderen Blick auf das Soziale und 
»die Natur« hätten. Vielmehr geht es 
um das Konzept einer sorgenden Pra- 
xis im Sinne Donna Haraways (2018). 
Ausgehend von der feministischen 


In Verteidigung des Lebens 


Debatte über unsichtbar gemachte re- 
produktive Arbeiten und der queeren 
Dekonstruktion essentialistischer Vor- 
stellungen (von Natur und Geschlecht) 
fragt Haraway nach der Verwobenheit 
des Lebens und nach einem relationa- 
len Denken, das von den Beziehungen 
ausgeht (vgl. Hoppe 2019). In eine ähn- 
liche Richtung hat auch Bini Adamczak 
(2017) argumentiert, als sie einforderte, 
ein revolutionäres Projekt der Zukunft 
müsse von der »Beziehungsweise« her 
entfaltet werden: »Stärker als Gleich- 
heit und Freiheit, die sich eher aneinem 
äußerlichen Maßstab manifestieren - 
Verteilung von Gütern, Abwesenheit 
von direkten Zwängen -, erfordert das 
Verständnis der Solidarität ein Denken 
jenes zwischen, das den eigentlichen 
Lebensraum der Beziehungsweise bil- 
det.« (Ebd.: 225) 

Ein in diesem Sinne hinterfragter 
Sozialismusbegriff müsste von vorhan- 
denen Ansätzen politischer Praxis aus- 
gehen. Abschließend möchte ich zumin- 
dest skizzieren, was damit gemeint ist 
(ausführlicher: Zelik 2020). Ausgangs- 
punkt eines utopischen Projekts muss 
sein, dass eine Gesellschaftsalternati- 
ve nicht die Form eines Modells haben 
kann, das der Gesellschaft aufgeherrscht 
wird. Der einzig erfolgversprechende 
Ansatz ist, Sozialismus als eine Aneig- 
nungsbewegung zu begreifen, die glei- 
chermaßen an Karl Marx und Friedrich 
Engels (MEW 3: 35) - »Kommunismus 
ist für uns nicht [...] ein Ideal, wonach 
die Wirklichkeit sich zu richten haben 
wird« - als auch an Karl Polanyi (1978: 
311) anknüpft - »Sozialismus ist [...die] 
Tendenz, über den selbstregulierenden 
Markt hinauszugehen, indem man ihn 
bewusst einer demokratischen Gesell- 
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schaft unterordnet.« Für eine derarti- 
ge Aneignungsbewegung gibt es heute 
sechs Anknüpfungspunkte: 

1) Soziale Kämpfe, in denen Men- 
schen sich egalitär zusammentun und 
ermächtigen (dazu gehören demokra- 
tisierte Arbeitskämpfe, aber auch sozi- 
ale Bewegungen und Solidarprojekte); 

2) Ansätze der Wirtschaftsdemo- 
kratie (womit weniger die betriebli- 
che Mitbestimmung als der Anspruch 
gemeint sind, ökonomische Prozesse 
gesellschaftlich zu kontrollieren und 
zu gestalten); 

3) Commoning, also die kollektive 
Praxis zur Herstellung oder Pflege von 
Gütern zur gemeinsamen Nutzung (vgl. 
Helfrich 2014; Dyer-Wittford 2006); 

4) Caring, hier verstanden als eine 
nicht-produktivistische Ökonomie ge- 
genseitiger Sorge (vgl. Habermann 
2016); 

5) Solidarökonomie, also der trans- 
formatorische Teil der Genossenschafts- 
bewegung und 

6) »Infrastruktursozialismus«, ver- 
standen als politisch-institutionelle Pra- 
xis zum Ausbau entgeltfreier, kollekti- 
ver, öffentlicher Infrastrukturen (vgl. 
Steckner/Candeias 2014). Nur solche 
praktischen Ansätze gegen eine Kom- 
modifizierung des Lebens scheinen mir 
einen Ausweg aus der heraufziehenden 
sozialökologischen Großkrise zu wei- 
sen, und nur das Prinzip der Sorge (um 
Menschen, Gemeinschaft und das uns 
umgebende Leben) eine emanzipatori- 
sche Perspektive zu eröffnen. 
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Der Corona-Crash in China 


Zusammenfassung: Die COVID-19-Epidemie hat China in eine Wirtschaftskrise getrie- 
ben, mit weltweiten Auswirkungen auf Lieferketten und Märkte. Die relativ erfolgrei- 
che Bekämpfung der Epidemie in China hat nun jedoch eine neue Dynamik hervor- 
gerufen: Chinas Ökonomie könnte sich in der Situation als resilienter als die meisten 
westlichen Volkswirtschaften erweisen. Hierdurch wird auch die hegemoniale Aus- 
einandersetzung mit den USA neu strukturiert. 


Schlagwörter: COVID-19, Weltwirtschaftskrise, Hegemonie, Pandemie, globale Wert- 
schöpfungsketten 


The Corona-Crash in China 

Abstract: The COVID-19 epidemic in China has led to an economic crisis which had a 
global impact on value chains and markets. However, China’s relatively successful 
containment of the disease has spurred new developments: China’s economy might 
prove to be more resilient during crisis as most Western economies. As a result, the 
hegemonic struggle between China and the US could take a new turn. 


Keywords:COVID-19, global economic crisis, hegemony, pandemic, global value chains 


m 23. März 2020 verfasste Stephan 

Pusch (CDU), Landrat des beson- 
ders stark von der COVID-19-Epidemie 
betroffenen Landkreises Heinsberg, 
einen offenen Brief an Xi Jinping, den 
Staatspräsidenten, und Li Kegiang, den 
Ministerpräsidenten der Volksrepub- 
lik China.! In dem Schreiben bat er um 


* Stefan Schmalz @ist Vertretungsprofessor 
für Soziologie am LAI der Freien Universi- 
tät Berlin und Mitglied des PROKLA-Beirats. 
1 Einige erste Überlegungen zum Thema 
wurden auf der digitalen AKG-Veranstal- 
tung »Die Corona-Krise in China« am 25. 
März 2020 vorgestellt. Für hilfreiche An- 
merkungen und Hinweise bin ich Daniel 


Unterstützung bei der Versorgung mit 
Schutzmaterialien und einen »fach- 
lichen Erfahrungsaustausch«. Denn 
aus der Sicht des Landrats »wird die 
Menschheit mit dem Corona-Virus 
nur fertig werden, wenn alle Staaten 
zusammenarbeiten [...] America first 
wird [...] bei der Bewältigung der Krise 
nicht weiterhelfen« (Pusch 2020). Der 
Brief verdeutlicht eine Entwicklung, 
die lange als undenkbar galt: Die EU 
und die USA sind im März 2020 in den 
Mittelpunkt der Pandemie gerückt, die 


Fuchs, Axel Gehring und der PROKLA-Re- 
daktion dankbar. 
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chinesische Staats- und Parteiführung 
gefällt sich als Retter_in in der Not. 
Ähnliche Dynamiken sind auch in der 
globalen Ökonomie möglich: Während 
China sich bereits von den schlimms- 
ten Auswüchsen des wirtschaftlichen 
Einbruchs erholt, droht den USA und 
der EU eine tiefe Rezession. 

Die Geschehnisse rufen Erinnerun- 
gen an die Finanz- und Wirtschaftskrise 
2008/09 hervor. Auch damals war das 
Epizentrum der Krise in den USA und 
Europa (Boris/Schmalz 2009). Freilich 
ging die Krise nicht von China aus, aber 
die Volksrepublik wurde hart von de- 
ren Auswirkungen getroffen, konnte 
sich aber rasch erholen. Damals wie 
heute war bei vielen Finanzanalysten 
von einer Entkoppelung (decoupling) 
Chinas und anderer BRIC-Staaten von 
den Volkswirtschaften in Europa und 
den USA die Rede (kritisch: Sum 2010: 
549ff.). Im Folgejahrzehnt wurde deut- 
lich, dass China nach der Krise zwar in 
der Weltwirtschaft erheblich an Bedeu- 
tung gewonnen hatte, aber die USA ihre 
Stellung nach dem heftigen Einbruch 
wieder konsolidieren konnten. 

Doch Geschichte wiederholt sich be- 
kanntlich nicht. Die Voraussetzungen 
in China sind heute andere (Schmalz 
2018: 382ff.). Im Jahr 2008 war die chi- 
nesische Wirtschaft noch wenig diver- 
sifiziert und hochgradig außenabhän- 
gig: Die »Werkbank der Welt« wies im 
Vorjahr des Crashs einen hohen Ex- 
portanteil am Bruttoinlandsprodukt 
(BIP) von rund über einem Drittel auf, 
große Teile des Exports waren Halb- 
fertigprodukte und gingen in die USA 
und die EU. Heute hat China jedoch 
eine andere Wirtschaftsstruktur: Der 
Exportanteil ist auf beinahe die Hälf- 
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te (19,5% im Jahr 2018) gesunken, der 
chinesische Binnenmarkt ist für Her- 
steller_innen von Autos, Smartphones 
und Haushaltsgeräten weltweit die zen- 
trale Referenzgröße (Rodriguez 2020: 
100f.). Neben der Industrie floriert ein 
High-Tech-Sektor mit Digitalkonzer- 
nen, die zu Global Playern aufgestiegen 
sind. Doch anders als im Jahr 2008 sind 
die Handlungsmöglichkeiten in Chi- 
na eingeengt: Während die Regierung 
damals ein Konjunkturpaket von 586 
Milliarden US-Dollar verabschiedete, 
ist sie heute verhaltener, drückt doch 
eine staatliche Schuldenlast von bis zu 
300 Prozent des BIPs auf Kommunen 
und Staatsunternehmen. Zudem gilt 
der Immobilienmarkt als überbewer- 
tet. Hinzu kommt der Handelskrieg 
mit den USA. Die Folge sind niedrigere 
BIP-Wachstumsraten. Das BIP-Wachs- 
tum lag im Jahr 2019 zwar offiziell im- 
mer noch bei 6,1 Prozent, aber einige 
zentrale Indikatoren wie der Verkauf 
von Autos waren in dem Jahr rückläu- 
fig (Müller 2020). 


Zwischen Wuhan und Peking: 
Auswirkungen des Corona-Crachs 


Die COVID-19-Epidemie trat Ende 2019 
erstmals in der 11-Millionen-Metropole 
Wuhan in der zentralchinesischen Pro- 
vinz Hubei auf. Die ersten Fälle wurden 
mit dem Huanan-Markt, einem »Wet- 
Market« für Seefrüchte, Schlachtwa- 
ren und andere tierische Produkte in 
Verbindung gebracht. Die Stadt- und 
Provinzregierung reagierten im De- 
zember zunächst unangemessen. Die 
lokalen staatlichen Medien berichte- 
ten nur lückenhaft über die Ereignis- 
se, kritische Stimmen wurden mundtot 


gemacht. Die Behörden machten die 
potenzielle Gefahr erst am 31. Dezem- 
ber mit einer Meldung an die WHO öf- 
fentlich. Das anfängliche Zögern wich 
dann einer Entschlossenheit und einer 
erhöhten Transparenz: Die Epidemie 
wurde zur nationalen Chefsache. Ein 
Krisenstab unter Aufsicht von Minis- 
terpräsident Li Kegiang koordinierte 
rigorose Maßnahmen. Dabei spielten 
neben Ausgangssperren und digita- 
len Kontrollmechanismen zur Über- 
wachung des Gesundheitsstatus der 
Bevölkerung auch Partei-Kampagnen 
im »Mao-Stil« (Zhong/Mozur 2020) 
eine Rolle, bei denen die Bevölkerung 
mobilisiert und über lokale Gremien 
wie Nachbarschaftskomitees bei der 
Implementierung der Vorgaben ein- 
gebunden wurde. 

Das Krisenmanagement legte einige 
bekannte Konfliktlinien im chinesischen 
Parteistaat offen: Das politische System, 
bei dem die Führung in den Provinzen 
große Handlungsspielräume besitzt, 
baut stark auf »Output-Legitimation« 
(Scharpf 2003) oder auch im chinesi- 
schen Fachdiskurs »performance legiti- 
mation« (Zhao 2009). Chinesische Poli- 
tiker_innen werden an ihren Erfolgen 
gemessen. Darüber hinaus neigen viele 
Akteur_innen der Staatsbürokratie auf 
der Provinz-und Kommunalebene dazu, 
ungünstige Entwicklungen zu kaschie- 
ren oder manche Regel aus Peking weit 
auszulegen: Fälle von geschönten BIP- 
Wachstumszahlen oder von systemati- 
schem Hinwegsehen über Gesetzesver- 
stöße wurden immer wieder bekannt. 
Die Amtsführung von Xi Jinping (seit 
2012/13) adressiert viele dieser Prob- 
leme. Neben einer Rezentrierung von 
Macht um XiJinpingwurde imRahmen 
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einer Anti-Korruptionskampagne hart 
gegen Regelverstöße und auch mäch- 
tige Interessen vorgegangen. In dieses 
Bild passen verstärkte Repression gegen 
soziale Proteste und neue digitale Kon- 
trollformen. Durch das geplante Sozi- 
alkreditsystem werden zukünftigauch 
Unternehmensaktivitäten überwacht 
(Meissner 2017).Die COVID-19-Epidemie 
führte somit einige Schwächen des po- 
litischen Systems vor Augen, die in den 
sozialen Medien teils verärgert kom- 
mentiert wurden. In das Kreuzfeuer der 
Kritik gerieten die Verantwortlichen in 
Wuhan, aber auch Defizite im chinesi- 
schen Gesundheitssystem. Als Konse- 
quenz wurden die Parteiführungen in 
Wuhan und Hubei abgesetzt. 

Die Epidemie ging mit verheeren- 
den wirtschaftlichen Folgen einher. Die 
Krise entfaltete sich zum Zeitpunkt des 
Neujahrsfestes, bei dem rund 290 Mil- 
lionen Wanderarbeiter_innen zu ih- 
ren Familien im ländlichen Raum reis- 
ten. Um eine rasante Ausbreitung der 
Krankheit zu verhindern, verhängte 
die Regierung am 23. Januar eine Aus- 
gangssperre in Wuhan und Hubei, be- 
schränkte und untersagte Fernreisen 
und setzte Sperren in anderen Provin- 
zen um. Zusätzlich verlängerte die Re- 
gierung die Neujahrsferien, sodass die 
Fabriken zunächst geschlossen blieben. 
Die Produktionsstätten öffneten in den 
meisten Provinzen gestaffelt, je nach Si- 
tuation dauerte dies meist zweibis vier 
Wochen. Dieser Prozess verlief keines- 
wegs reibungslos: Neben strikten Auf- 
lagen wie Gesundheitsbestimmungen 
machten den Unternehmen vor allem 
Arbeitskräfteengpässe zu schaffen. Viele 
Wanderarbeiter_innen konnten nicht 
aus ihren Heimatorten zurückreisen. 
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Andere richteten sich zunächst in der 
prekären Situation ein: Denn viele chi- 
nesische »Semiproletarier_innen« (Pun/ 
Lu 2010), die neben dem Einkommen 
aus ihrer Lohnarbeit enge Beziehun- 
gen zum ländlichen Raum unterhalten 
(Schmalz u.a. 2017), ja, teils Land besit- 
zen, kehrten auch nach der Lockerung 
der Reisebestimmungen nicht an ihre 
Arbeitsstätten zurück. 

Die Epidemie traf die chinesische 
Volkswirtschaft: Eine zentrale Aus- 
wirkung war eine zeitlich begrenzte 
Unterkonsumptionskrise. Für den Ein- 
zelhandel wurde in den ersten beiden 
Monaten ein Einbruch um 20,5 Prozent 
gemessen, einige Güter wie Autos oder 
Dienstleistungen wie Flugreisen ver- 
zeichneten Umsatzrückgänge um mehr 
als vier Fünftel. Für das erste Quartal 
sagen verschiedene Prognosen einen 
deutlichen Einbruch der Wirtschafts- 
leistung voraus. Die Arbeitslosigkeit 
stieg im Februar auf 6,2 Prozentan, was 
einen Zuwachs von 5 Millionen bedeu- 
tet. Wahrscheinlicher ist aufgrund der 
Rückkehr vieler Wanderarbeiter_innen 
in den ländlichen Raum sogar ein zwei- 
stelliger Millionenanstieg. 

Die Fabrikschließungen führten zu 
einem dramatischen Produktionsaus- 
fall. Die Epidemie wirkte »wie ein Ge- 
neralstreik ohne Verhandlungstisch« 
(Peters 2020). Die Industrieproduktion 
fiel im Februar um 13,5 Prozent zum 
Vorjahresvergleich. Die Folge sind mas- 
sive Umsatzeinbußen. Die chinesische 
Zentralbank hatte deshalb in mehreren 
Tranchen Liquidität über mehr als zwei 
Billionen Renminbi an Krediten bereit- 
gestellt, hinzu kamen Erleichterungen 
bei Mietzahlungen, Subventionen zur 
Finanzierung von Lohnnebenkosten 
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oder auch Finanzspritzen für Sektoren 
wie den Gesundheitsbereich oder den 
Flugsektor im dreistelligen Renminbi- 
Milliardenbereich. Neben der glückli- 
chen Fügung, dass die Produktion nach 
dem Neujahrsfest ohnehin nur langsam 
anläuft, retteten diese Maßnahmen viele 
Unternehmen. Dennoch kam es zu In- 
solvenzen. Gerade Kleinunternehmen, 
in denen rund 230 Millionen Menschen 
arbeiten, wurden hart getroffen (Müller 
2020). Diesen teils auch im informel- 
len Bereich tätigen Unternehmen soll 
zeitweise die Hälfte der Umsätze und 
große Teil der Ersparnisse verloren 
gegangen sein. Einer aktuellen Studie 
der Peking und Tsinghua-Universitäten 
zufolge haben 64 Prozent aller kleinen 
und mittleren Unternehmen weniger 
als drei Monate an finanziellen Rück- 
lagen (Dai u.a. 2020), rund ein Fünftel 
sogar nur einen Monat. 

Trotz dieser weitgehenden Auswir- 
kungen bewertete die Bevölkerung - so 
legen zumindest viele Presseberichte 
und Reaktionen in den sozialen Medien 
nahe - das chinesische Krisenmanage- 
ment als positiv: Dies ist vor allem darin 
begründet, dass nur geringe Zahlen an 
Neuinfektionen bekannt wurden. Das 
Containment der Epidemie in Wuhan 
wurde der Zentralregierung angerech- 
net, während das Missmanagement zu 
Beginn der Krise den lokalen Behörden 
zugeschrieben wurde. Zu Protesten kam 
es bisher nur vereinzelt: Nach dem Ende 
der Ausgangssperre vermeldete die 
Hongkonger NGO China Labour Bulle- 
tin (2020) verschiedene Arbeitskämpfe 
im Einzelhandel, dem Bausektor, dem 
Gesundheitsbereich, dem Transport- 
sektor sowie Proteste von Ladenbesit- 
zer_innen gegen Mietzahlungen. Die 


Stimmungslage in China entwickelte 
sich dahingehend, dass das Schlimms- 
te gemeistert sei. Zur Legitimation der 
harten Maßnahmen trägt auch der in- 
ternationale Vergleich bei: Vor dem 
Hintergrund der hohen Zahlen an In- 
fizierten und Toten in der EU und den 
USA und einer aggressiven staatlichen 
Medienkampagne zollen viele chine- 
sische Bürger_innen der Partei- und 
Staatsführung Respekt. 


Globale Krisenfolgen: Chinas 
beschleunigter Aufstieg 


Die volle Wucht der Krise in China war 
global erst spät spürbar. An den Börsen 
herrschte vorerst eine leichtsinnige Ge- 
wissheit über die Externalisierung der 
Krisenfolgen, doch das »Virus (brach- 
te) das Verdrängte zurück« (Lessenich 
2020). Die Aktienmärkte im Westen 
kletterten noch im Februar von einem 
Höhepunkt zum nächsten. Erst nach- 
dem der Westen von der Epidemie be- 
troffen war, traf der Fallout der COVID- 
19-Krise den westlichen Finanzsektor 
in voller Härte. 

Die Krise in China machte sich zu- 
dem in den globalen Lieferketten be- 
merkbar (The Economist 2020). Das 
massive Offshoring von Industrieka- 
pazitäten nach China beeinflusste un- 
terschiedliche Branchen, denn die La- 
gerkapazitäten von vielen westlichen 
Markenfirmen waren bereits im Feb- 
ruar erschöpft. Dies führte weltweit zu 
Produktionseinbrüchen: In der Elektro- 
industrie machte sich etwa ein Mangel 
an Komponenten bemerkbar. So for- 
derte Apple seinen Zulieferer Foxconn 
bereits früh zur Wiederaufnahme der 
Produktion auf, worauf Foxconn mit 
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Bonuszahlungen von umgerechnet bis 
zu 1000 US-Dollar für einfache Beschäf- 
tigte reagierte. Bereits im März kam es 
auf dem europäischen Markt zu mehr- 
wöchigen Verzögerungen bei der Aus- 
lieferung von Computern. 

Besonders hart war die Textilindus- 
trie betroffen. Neben einem zeitweisen 
de-facto-Lieferstopp für Schuhe und 
Kleidung an einzelne Markenunter- 
nehmen fehlten auch Grundstoffe aus 
China zur Weiterverarbeitung (Aung/ 
Paul 2020). Aus Bangladesch, Vietnam 
und Kambodscha wurde berichtet, dass 
viele Textilfabriken deshalb schließen 
mussten. Zuletzt wurden ähnliche Pro- 
bleme aus der Automobilindustrie be- 
kannt, die komplexe Lieferketten un- 
terhält und wichtige Einzelteile von nur 
wenigen Zuliefererfirmen bezieht. Als 
Störfaktor wirkte der bedeutende Au- 
tomobilstandort Hubei, da dieser bis 
Mitte März weitgehend ausfiel. Neben 
dem Offshoring machten sich auch Eng- 
pässe bei der Just-in-time-Produktion 
bemerkbar: Die Logistiknetzwerke in 
China funktionierten aufgrund von 
Straßenkontrollen nur noch bedingt, 
auch bei der Verschiffung kam es zu 
Problemen. Die Lieferengpässe poten- 
zierten sich. Wegen fehlender Einzel- 
teile und sinkender Nachfrage stellten 
daher verschiedene Automobilkonzerne 
in Europa (z.B. VW) im März die Pro- 
duktion ein. Zuletzt wurde deutlich, 
dass das Offshoring der Herstellung 
von medizinischen Gebrauchsgütern 
wie Atemschutzmasken oder Pharma- 
zeutika nach China zu immensen Pro- 
blemen führte. Als COVID-19 Europa 
traf, fehlte es an Atemschutzmasken, 
da die Produktion durch den Bedarf 
in Ostasien bereits ausgelastet war. 
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All diese Dynamiken werden zukünf- 
tig eine Tendenz verschärfen, die be- 
reits im US-amerikanisch-chinesischen 
Handelskrieg zu beobachten war. CO- 
VID-19 wird dazu beitragen, dass US- 
amerikanische und europäische Inves- 
tor_innen ihre Produktionsnetzwerke 
diversifizieren. China wird hierdurch 
Arbeitsplätze im Exportsektor verlie- 
ren. Es könnte sogar zu einem Reshoring 
von arbeitsintensiven Wertschöpfungs- 
stufen nach Europa oder Nordamerika 
kommen. Auch wenn der chinesische 
Binnenmarkt heute als Gegengewicht 
gegen derartige Verlagerungen wirkt, 
sind erhebliche Auswirkungen in Chi- 
na zu befürchten. 

Bereits jetzt ist in China eine zweite 
Krisenwelle absehbar: Durch den mas- 
siven wirtschaftlichen Einbruch in der 
EU und den USA wird die Nachfrage 
nach Exportgütern aus China zurück- 
gehen. Dies wird dramatische Auswir- 
kungen in der Volksrepublik haben. 
Die wirtschaftliche Regeneration ist 
unter Druck, ferner besteht die Gefahr 
einer zweiten Infektionswelle, was zu 
zusätzlichen Unwägbarkeiten beiträgt. 
Die zeitweisen Lieferengpässe und der 
massive Einbruch der Nachfrage könn- 
ten zudem in einzelnen Branchen wie 
dem Textilsektor weltweit zu Pleite- 
wellen führen. 

Die weitere Entwicklung in China ist 
schwer abzuschätzen, hängt sie doch 
von globalen Dynamiken ab. Dennoch 
ist China nun in einer vergleichsweise 
komfortablen Position. So erscheint 
der chinesische Finanzplatz als recht 
stabil: Das Land verzeichnet derzeit 
hohe Kapitalzuflüsse in den Anleihe- 
markt (Lockett 2020) und wies in den 
vergangenen Wochen einen erstaun- 
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lich robusten Aktienmarkt auf. Mehr 
noch: Der Wirtschaftskrieg der Trump- 
Regierung mit China kann durchaus als 
hegemonialer Konflikt gelten, in dem 
es der US-amerikanischen Regierung 
primär darum geht, die technologische 
und wirtschaftliche Vorherrschaft der 
USA abzusichern. Die COVID-19-Krise 
bringt in diese Auseinandersetzung eine 
neue Dynamik und könnte das Blatt zu- 
gunsten Chinas wenden. 

Offensichtlich ist eine weitere Di- 
mension: Mike Davis vermutet, dass die 
Welt in einem Jahr mit »Bewunderung 
auf Chinas Erfolg bei der Eindämmung 
der Pandemie zurückblicken [könnte], 
aber mit Schrecken auf das Versagen 
der Vereinigten Staaten« (Davis 2020). 
Der Ausstrahlungskraft ihrer bisher er- 
folgreichen Krisenbekämpfung ist sich 
die chinesische Staatsführung bewusst: 
Bereits jetzt zirkuliert der Begriff ei- 
ner »Gesundheitsseidenstraße«, über 
die Atemschutzmasken, Coronavirus- 
Testkits und medizinische Ausrüstung 
geliefert werden sollen (Thayer/Han 
2020). Neben Sendungen in europä- 
ische Staaten (u.a. Italien) liegt ein 
Schwerpunkt dieser Lieferungen auf 
dem globalen Süden. Hier ist auch 
privates Engagement zu erwarten. So 
verkündete Jack Ma, ehemaliger Vor- 
stand von Alibaba, reichster Mann 
Chinas und Mitglied der Kommunis- 
tischen Partei, dass die Alibaba Foun- 
dation jeweils 100.000 Schutzmasken, 
20.000 Coronavirus-Testkits und 1.000 
Schutzanzüge an alle 54 afrikanischen 
Staaten liefern werde. 

Hinzu kommt eine weitere Entwick- 
lung. In der chinesischen Politik wird 
darüber diskutiert, inwieweit chinesi- 
sche Unternehmen die Situation nutzen 


könnten, um internationale Marktantei- 
le neu abzustecken und Übernahmen zu 
tätigen (De La Bruyere/Picarsic 2020). 
Die Aktienkurse vieler westlicher Kon- 
zerne sind sehr niedrig. Auch setzen 
sinkende Rohstoff- und Erdölpreise die 
Konzerne unter Druck. Initiativen wie 
der neue 100 Milliarden Euro schwere 
deutsche Wirtschaftsstabilisierungs- 
fonds, mit dem notfalls Unternehmen 
verstaatlicht werden können, stehen 
auch mit möglichen ausländischen 
Übernahmen in Zusammenhang. 
Kurzum: Die Corona-Krise heizt 
den Systemwettbewerb zwischen dem 
staatskapitalistischen China und den 
westlichen Kapitalismen weiter an. 
Chinas Einfluss könnte in verschiede- 
nen globalen Machtstrukturen weiter 
anwachsen (Schmalz 2018: 400ff.). Mög- 
liche Szenarien reichen von einer ver- 
besserten Marktstellung chinesischer 
Technologiekonzerne über Fortschrit- 
te bei dem bislang wenig erfolgreichen 
Versuch, den Renminbi als Konkur- 
renzwährung zum US-Dollar zu eta- 
blieren, bis hin zu Geländegewinnen 
beim Ringen um die militärische Vor- 
herrschaft im Südchinesischen Meer.? 
Die Angst vor einer Zunahme des chi- 
nesischen Einflusses ist hoch und wird 
bereits jetzt politisch instrumentali- 
siert. Trumps Rede vom »chinesischen 
Virus« rief ärgerliche Reaktionen aus 
China hervor und wurde mit Fake News 
über einen angeblichen Ursprung des 
Virus in den USA erwidert. Der US- 


2 Zum Zeitpunkt der Anfertigung des Ar- 
tikels gab es auf vier Flugzeugträgern der 
U.S. Navy COVID-19-Fälle, die USS Theodo- 
re Roosevelt war bereits außer Betrieb ge- 
nommen worden. 
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Präsidentschaftswahlkampf wird die- 
sen Konflikt rhetorisch weiter zuspit- 
zen. Es bleibt zu hoffen, dass es bei der 
Rhetorik bleiben wird. 
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Demokratie, geschmiedet wie ein Hufeisen? 


Wer die Vorfälle in Thüringen verstehen will, muss zu den 
ideologischen Tiefenschichten vorstoßen 


Zusammenfassung: Aus Anlass der thüringischen Ministerpräsidentenwahl 2020 
kritisiert der Beitrag die Extremismustheorie, deren Vorstellung es ist, dass das 
linke und rechte Parteienspektrum sich von der demokratischen Mitte entfernen 
und an ihren extremen Rändern wie bei einem Hufen wieder annähern. Dabei 
werden das Konzept der wehrhaften Demokratie und die freiheitliche demokrati- 
sche Grundordnung als Grundlage für die Extremismustheorie kritisch diskutiert. 
Diese wiederum werden in einer illiberalen Tradition deutscher Rechtsstaatsent- 
wicklung verortet. 


Schlagwörter: Extremismustheorie, wehrhafte Demokratie, freiheitliche demokrati- 
sche Grundordnung 


Democracy forged like a horseshoe? 

To understand what happened in Thuringia, you have to go to the deepest 
ideological layers 

Abstract: On the occasion of the Thuringian Prime Minister election in 2020, the ar- 
ticle criticizes the extremism theory, which is based on the idea that the left and 
right party spectrums move away from the democratic center in order to approach 
each other again at the extreme edges, similar to the shape of a hoof. The concepts 
of »militant democracy« and »free democratic basic order« as a basis for the theo- 
ry of extremism are critically discussed. These two in turn are located in an illiberal 
tradition of German rule of law development. 


Keywords: Theory of extremism, militant democracy, liberal democratic basic order 
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M an könnte sagen: Und dann war 
Corona. Seucheneindämmung, na- 
tionales Zusammenrücken, Systemre- 
levanz, Ausgangssperre. Was soll man 
danoch schreiben? Die Ereignisse über- 
schlagen sich und jede Analyse scheint 
schon bald veraltet. Doch wenn es um 
schnelle Regierungsmaßnahmen geht, 
ist die Exekutive gefragt, Ärmel hoch- 
krempeln und kein Zweifeln, Zaudern 
oder Zögern. Das führt sogleich zum 
Thema dieses Einspruchs: Die Wahlfar- 
ce in Thüringen führte wieder einmal 
vor Augen, wie wichtig eine Kritik der 
sogenannten Extremismustheorie ist, 
die das dahinterstehende Konzept der 
»wehrhaften Demokratie« und des- 
sen Kern, die »freiheitliche demokra- 
tische Grundordnung« (fdGO), in den 
Fokus rückt. 


Was war nochmal in Thüringen? 


Erinnert sich noch jemand? Nach der 
Wahl zum Thüringer Landtag im Ok- 
tober 2019 entstand eine Pattsituation 
zwischen dem linken und dem rechten 
Parteienlager. Nachdem monatelang 
der Plan geschmiedet wurde, es mit 
einer rot-grün-roten Minderheitsre- 
gierung zu versuchen, stellte sich der 
bisherige Ministerpräsident Bodo Ra- 
melow (DIE LINKE) am 5. Februar 2020 
zur Wahl. Neben einem kaum bekann- 
ten AfD-Kandidaten trat auch Thomas 
Kemmerich (FDP) an. Kemmerich wurde 
mit den Stimmen der Fraktionen von 
CDU, FDP und AfD im dritten Wahlgang 
zum Ministerpräsidenten gewählt - und 
nahm die Wahl an. Er trat am 8. Febru- 
ar aufgrund massiver Proteste zurück 
- zum Glück, man stelle sich ihn nun 
als Ministerpräsidenten von Thüringen 
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vor, der Verordnungen über Ausgangs- 
sperren zusammen mit der AfD erlässt. 

Noch vor dieser Ministerpräsiden- 
tenwahl wiederholte die CDU mantra- 
artigihren Unvereinbarkeitsbeschluss 
mit der Linkspartei und der AfD. Damit 
setzte sie AfD und DIE LINKE gleich, 
Björn Höcke und Bodo Ramelow, ei- 
nen Faschisten mit einem christlichen 
Demokraten. Hier zeigte sich, wie weit 
rechts der Diskurs inzwischen ist; zu- 
gleich fiel jedoch vielen die Absurdi- 
tät auf. So häuften sich nach Kemme- 
richs Wahl die Medienkommentare, 
die Zweifel am politischen Kompass 
der thüringischen FDP und CDU an- 
meldeten. Auf einmal war das Hufei- 
senmodell der Extremismustheorie in 
aller Munde, plötzlich nur »Hufeisen- 
Theorie« genannt (bspw. Leggewie 
2020; Lübberding 2020; Seibt 2020). Die 
vorgenommene Gleichsetzung war so 
weit jenseits jeglicher politischen Ur- 
teilsfähigkeit, dass selbst Medien, die 
normalerweise im Sinne der Extremis- 
mustheorie berichten, sich kritisch äu- 
Rerten (bspw. im Berliner Tagesspiegel: 
Fuhrmann 2020). Dabei ist nicht nur 
die Gleichsetzung zwischen AfD und 
der LINKEN töricht, sondern auch die 
inhaltsleere Selbststilisierung als Ga- 
rant von »Mitte« und »Demokratie« 
seitens CDU und FDP führt sich selbst 
ad absurdum, wenn gleichzeitig die 
Berührungsängste zum faschistischen 
Flügel schwinden. Wenn angesichts 
dieser Absurdität nun das »Ende der 
»Hufeisentheorie«« (Dörre 2020: 51) ver- 
kündet wird, ist dies leider zu optimis- 
tisch. Die Gleichsetzung von Ramelow 
und Höcke ist nämlich nur die Spitze 
des Eisbergs. Das Hufeisen-Bild kommt 
von Uwe Backes (2013: 251f.) und soll 


zeigen, dass sich die Extreme schluss- 
endlich wieder annähern. Es entstammt 
der Extremismustheorie und wird oft 
als besonders amüsanter Beleg für ihre 
wissenschaftlich wackelige Basis her- 
angezogen (vgl. Oppenhäuser 2011). 
Das eigentliche Problem jedoch liegt 
tiefer, denn im Kern basiert die Extre- 
mismustheorie auf antidemokratischen 
und illiberalen Entwicklungslinien der 
deutschen ideengeschichtlichen Rechts- 
staatstradition (Schulz 2019: 24f.). Sie 
ist eine flexibilisierte Spielart des An- 
tikommunismus, der zum tragenden 
Pfeiler der sogenannten wehrhaften 
Demokratie wurde. Darauf will ich im 
Folgen eingehen. 


Extremismustheorie 


Das Alltagsverständnis des Extremis- 
mus-Mitte-Gegensatzes unterschei- 
det sich von der administrativen und 
normativen Extremismustheorie. Ob- 
wohl inhaltsleere Floskeln, sind »ex- 
trem« und »mittig« als gegenseitige 
Abgrenzungen medial eingängig und 
leicht verständlich. Dieses Alltagsver- 
ständnis ist ein ebenso schlichter wie 
banaler Grund für die Hegemonie der 
normativen Extremismustheorie, wis- 
senschaftlich insbesondere von Eckhard 
Jesse und Uwe Backes geprägt, sowie 
des administrativen, also des behörd- 
lichen Verständnisses, insbesondere 
seitens der Institutionen der inneren 
Sicherheit. Die Abgrenzung zwischen 
Wissenschaft und Verwaltung ist nicht 
immer eindeutig. Die Berichte der Ver- 
fassungsschutzbehörden haben einen 
Drang zur »Verwissenschaftlichung« 
(Ackermann u.a. 2015: 219) und es gibt 
viele personelle Überschneidungen zwi- 
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schen Wissenschaft und Geheimdienst 
(vgl. Fuhrmann 2019: 247; Mohr und 
Rübner 2010: 126). 

Extremismus selbst ist kein Rechts- 
begriff - auch wenn Behörden ihn gern 
so verwenden. Das Bundesamt für Ver- 
fassungsschutz entschied sich 1974 für 
die Nutzung des Begriffes in Abgrenzung 
zum Radikalismus, der noch eine legi- 
time Einstellung im demokratischen 
Verfassungsstaat darstellt. Extremismus 
hingegen wolle den demokratischen 
Verfassungsstaat zerstören. Somit ist 
der demokratische Verfassungsstaat in 
der Extremismustheorie der Gegenpol 
zum Extremismus. 

Im normativen Extremismusansatz 
wird angenommen, den Gegensatz zwi- 
schen demokratischem Verfassungs- 
staat und Extremismus habe es immer 
schon gegeben, etwa in der griechischen 
Antike als Gegensatz zwischen extre- 
men und gemäßigten Positionen (vgl. 
Backes 2003). Mit der französischen 
Revolution habe er Eingang ins poli- 
tische Spektrum gefunden (vgl. Jasch- 
ke 2006: 16). Den wissenschaftlichen 
Durchbruch erfuhr die Theorie dann 
in den 1950er Jahren mit der Entge- 
gensetzung von liberaler Demokratie 
und Extremismus (vgl. Backes/Jesse 
1996: 40ff.). Die Begriffe demokrati- 
scher Verfassungsstaat und Extremis- 
mus erklären sich nur durch ihre Entge- 
gensetzung (vgl. Ackermann u.a. 2015: 
31f.). Sie selbst sind begrifflich schwer 
abgrenzbar und inhaltlich nur schwer 
zu konkretisieren. Die Extremismust- 
heorie setzt den gesellschaftlichen Sta- 
tus quo als überhistorische Konstante, 
während Veränderungen als potenziell 
extrem angesehen sind. Die Zerstörung 
des demokratischen Verfassungsstaa- 
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tes ist der gemeinsame Nenner extre- 
mistischer Bestrebungen. Damit ist es 
möglich, unterschiedliche politische 
Bewegungen unter ein begriffliches 
Dach zu bekommen. Jede Bewegungs- 
forscherin würde den Kopf schütteln, 
jeder Demokratietheoretiker die Stirn 
runzeln. Doch in der Extremismust- 
heorie werden so anarchosyndikalis- 
tische, feministische, rassistische und 
völkische Bewegungen auf einer Meta- 
ebene gleichgesetzt. 


Wehrhafte Demokratie und fdGO 


Was aber sind »gesellschaftlicher Status 
quo«, »Mitte«, »demokratischer Ver- 
fassungsstaat«? Der Kernbegriff, auf 
den alles zuläuft, ist die freiheitliche 
demokratische Grundordnung (fdGO). 
Dieser dient im administrativen Be- 
reich als Legitimationsgrundlage für 
geheimdienstliche Tätigkeiten. Jeder 
Verfassungsschutzbericht wird mit 
dem Verweis auf die fdGO eingeleitet. 
Sie ist allerdings weder ein überhisto- 
rischer Begriff noch sind ihre Elemen- 
te selbsterklärend. Dennoch wird sie 
in verschiedenen Rechts- und Politik- 
bereichen quasi als Erklärung letzter 
Instanz herangezogen, so zum Beispiel 
im Beamtenrecht, im Ausländerrecht 
oder im Recht der inneren Sicherheit. 

Es ist nicht verwunderlich, dass der 
Widerspruch zwischen liberaler Demo- 
kratie und Extremismus in den 1950er 
Jahre verortet wird (vgl. Backes/Jesse 
1996: 40ff.). Denn in diesem Jahrzehnt 
entstehen die Konzepte wehrhafte De- 
mokratie und fdGO. Zwar sollte es um 
die »Lehren aus der Vergangenheit« 
gehen, also denen aus dem Nationalso- 
zialismus, aber mit der Entstehung der 
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wehrhaften Demokratie wurde schnell 
»drüben« statt »früher« in den Fokus 
genommen (Maunz-Dürig, Dürig 1964, 
Art. 18:Rdnr. 48). Das heißt, wehrhafte 
Demokratie und fdGO entstehen unter 
den Vorzeichen des Kalten Krieges so- 
wie unter Beteiligung der ehemaligen 
NS-Funktionselite. Sie sind in ihrer Ent- 
stehung immer auch Abgrenzung zur 
Sowjetischen Besatzungszone (SBZ) 
bzw. zur späteren DDR. Diese überla- 
gert die Auseinandersetzung mit dem 
NS-Regime mehr und mehr (Schulz 
2020: 180ff.). Sie werden ein Baustein 
der Legitimation der Bundesrepublik in 
der Konfrontation mit den politischen 
Systemen im Osten: Denn »freiheitlich« 
heißt nicht »volksdemokratisch«, so 
der CDU-Politiker, Rechtswissenschaft- 
ler und Begründer eines Grundgesetz- 
kommentars Herrmann von Mangoldt 
im Grundsatzausschutz des Parlamen- 
tarischen Rats 1949 (Bundesarchiv/ 
Deutscher Bundestag 1975ff., Sitzung 
vom 11.1.1949: 951). Das ist die ideolo- 
gische Basis des Extremismustheorie 
und deshalb ist es auch verständlich, 
dass sich Verfassungsschutzbehörden 
eher für linke Punkbands interessieren 
als für mordende Nazis. 

Was aber nun ist die fdGO? Die häu- 
figste Zitation ist das Verbotsurteil der 
Sozialistischen Reichspartei (SRP) von 
1952. Dort spricht das Bundesverfas- 
sungsgericht (BVerfG) von einer 


»Ordnung, die unter Ausschluss jeg- 
licher Gewalt- und Willkürherrschaft 
eine rechtsstaatliche Herrschaftsord- 
nung auf der Grundlage der Selbst- 
bestimmung des Volkes nach dem 
Willen der jeweiligen Mehrheit und 
der Freiheit und Gleichheit darstellt. 


Zu den grundlegenden Prinzipien 
dieser Ordnung sind mindestens zu 
rechnen: die Achtung vor den im 
Grundgesetz konkretisierten Men- 
schenrechten, vor allem vor dem 
Recht der Persönlichkeit auf Leben 
und freie Entfaltung, die Volkssou- 
veränität, die Gewaltenteilung, die 
Verantwortlichkeit der Regierung, 
die Gesetzmäßigkeit der Verwaltung, 
die Unabhängigkeit der Gerichte, das 
Mehrparteienprinzip und die Chan- 
cengleichheit für alle politischen 
Parteien mit dem Recht auf verfas- 
sungsmäßige Bildung und Ausübung 
einer Opposition.« (BVerfGE 2, 1,1) 


Diese fdGO-Formel bilde den Kern der 
Demokratie der Bundesrepublik und 
soll durch Instrumente der wehrhaf- 
ten Demokratie geschützt werden. Zur 
wehrhaften Demokratie in der Bun- 
desrepublik gehören verfassungs- und 
strafrechtliche Instrumente. Das Bun- 
desverfassungsgericht kann Personen 
Grundrechte aberkennen (Art. 18 Abs. 2 
GG) und Parteien verbieten (Art. 21 Abs. 
2. GG). Vereinigungen, die den Strafge- 
setzen zuwiderlaufen oder sich gegen 
den Gedanken der Völkerverständi- 
gungrichten (Art. 9 Abs. 2 GG), können 
durch die Innenministerien des Bun- 
des oder der Länder verboten werden. 
Im Strafrecht schützen die Paragrafen 
84 bis 91a StGB den demokratischen 
Rechtsstaat. Sie geben die Möglichkeit, 
Verunglimpfung der Staatsorgane und 
ihrer Repräsentant*innen, Verwen- 
dung »verfassungsfeindlicher« Sym- 
bole, Agent*innentätigkeit und Vor- 
bereitungen zu den demokratischen 
Rechtsstaat untergrabenden Gewalt- 
taten präventiv zu verfolgen. 


Demokratie, geschmiedet wie ein Hufeisen? 


Das BVerfG begründet die Definition 
der fdGO allerdings nicht, sondern hat 
lediglich eine »religiös-naturrechtliche« 
(Gusy 1980: 285) bzw. wertbegründende 
(vgl. Goerlich 1973) Argumentation. Zu- 
dem hat sich es stark an die Diskussio- 
nen des Straftatbestandes Staatsgefähr- 
dung aus dem 1. Strafrechtsänderungs- 
gesetzes von 1951 (BGBl. 739) angelehnt 
(vgl. Schulz 2019: 156ff.), ohne auf diese 
Quelle jedoch hinzuweisen. Dieses Straf- 
recht ist als Grundlage für exzessive 
antikommunistische Strafverfolgung 
in die Geschichte der Bundesrepub- 
lik eingegangen (vgl. Brünneck 1978). 

So paradox es klingen mag: FdGO 
und wehrhafte Demokratie sind in eine 
ideengeschichtliche Tradition einzuord- 
nen, in der der demokratische Prozess 
begrenzt, nicht aber die Demokratie ge- 
schützt werden sollte. Auch wenn die 
fdGO-Formel des Bundesverfassungs- 
gerichts auf den ersten Blick eingängi- 
ge demokratische Prinzipien beinhal- 
tet, sind diese nicht überzeitlich und 
im luftleeren Raum entstanden. Das 
Gericht hat sie aus ihrem materiellen 
Entstehungskontext gelöst und zu uni- 
versellen Werten erklärt (vgl. Böhme 
1977: 67). Die fdGO ist ein »grenzenlos 
unbestimmter Substanzbegriff« (Maus 
1986: 49) und eine Form der »Super- 
Legalität« (Preuß 1973: 17), die mittels 
Postulierung unumstößlicher Werte den 
Status quo der Gesellschaft bewahren 
soll. Dies widerspricht dem Verständnis 
eines formalen Rechtsstaats, der Freiheit 
und Gleichheit für alle gleichermaßen 
verspricht, und damit auch grundlegen- 
de politische und soziale Transforma- 
tions- und Demokratisierungsprozesse 
der Gesellschaft ermöglicht (vgl. Maus 
1976: 47). Die politische Gleichheit er- 
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möglicht nämlich durchaus, die soziale 
Gleichheit aufs Tableau zu bringen. Ge- 
nauaan dieser Stelle kommen meist von 
konservativer Seite rechtliche Substanz- 
begriffe ins Spiel. Die fdGO richtet sich 
gegen eine fortschreitende Demokra- 
tisierung der Gesellschaft. Dieses Prin- 
zip wiederholt sich in der wehrhaften 
Demokratie, präsentiert sich aber als 
präventiver und exekutiver Demokra- 
tieschutz: Die Exekutive soll als demo- 
kratieschützende Institution etabliert 
werden, und dies gilt insbesondere für 
die Verfassungsschutzbehörden, ob- 
wohl historisch auf den »Barrikaden« 
(Maus 1994: 14) gegen sie für Demokratie 
und Rechtsstaat gekämpft wurde. Die 
in der verfassungsgerichtlichen fdGO- 
Formel benannten Prinzipien sind ge- 
gen die willkürlich agierende Exekuti- 
ve durchgesetzt worden. Ihr Handeln 
musste fortan gesetzmäßig sein, die 
Gerichte mussten sie unabhängig kont- 
rollieren können, die persönliche Frei- 
heit durfte von ihnen nicht willkürlich 
eingeschränkt werden. In der wehrhaf- 
ten Demokratie ist dieses Verhältnis 
umgekehrt: Hier schützt der Staat die 
Bürgerinnen »vor sich selbst« (Maunz- 
Dürig, Dürig/Klein, Art. 18, 2010: Rdnr. 
11). Die in der Entstehung der libera- 
len Demokratien gegen die Exekutive 
errungenen Prinzipien werden heute 
von der Exekutive gegen die Politik 
der Bürger*innen ins Feld geführt - 
und das anhand der Einschätzung des 
Inlandsgeheimdienstes. 


Die Tiefenschichten 


Dass nun CDU und FDP kaum Skrupel 
haben, bei Wahlmanövern der AfD mit- 
zumachen, liegt unter anderem darin 
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begründet, dass das Konzept der wehr- 
haften Demokratie Teil ihres politischen 
Selbstverständnisses ist. Natürlich kann 
das bei Weitem den Vorgang nicht al- 
leine erklären. Dennoch: Das Konzept 
ist das Skelett, die ideologische Tiefen- 
schicht des Hufeisens. 

Die wehrhafte Demokratie entwi- 
ckelte sich Ende der 1940er Jahre und 
in den 1950er Jahren von einer anti- 
faschistischen Idee zu einem primär 
antikommunistischen Konzept - und 
zwar vor allem aufgrund konservativ- 
liberaler Geschichtsdeutung der Wei- 
marer Republik und Integration der 
NS-Funktionselite. Die ursprünglich 
antifaschistische Idee einer »militant 
democracy« (Loewenstein 1937) wurde 
mit der antitotalitaristischen Brücke der 
Gleichsetzung mehr und mehr zu einer 
antikommunistischen. In den unmittel- 
baren Nachkriegsjahren prägten noch 
Analysen emigrierter, antifaschistischer 
Wissenschaftler*innen die Entnazifizie- 
rungspolitik (vgl. Laudani 2016). Den 
Rechts- und Politikwissenschaftlern 
Ernst Fraenkel und Franz Neumann bei- 
spielsweise ging es um die Funktions- 
weise des NS-Staates. Dem exekutiven 
Exzess wiesen sie eine entscheidende 
Rolle im nationalsozialistischen Ter- 
ror zu (vgl. Fraenkel 1984; Neumann 
1984). Mit dem sich zuspitzenden Kal- 
ten Krieg wurde die antifaschistische 
Ausrichtung der Entnazifizierungspo- 
litik schwächer und die Analysen des 
Scheiterns der Weimarer Republik wan- 
delten sich. Zum Problem wurde ihr an- 
geblicher Wertrelativismus, deshalb sei 
sie wehrlos gegen ihre Feinde gewesen. 
Nur war die Kritik an der vermeintlich 
zu toleranten und liberalen Weimarer 
Republik schon zu ihrer Zeit Vorbote 


autoritärer Politik. Der NS-Staat war 
kein Bruch, sondern »in Hinsicht do- 
minanter Entwicklungslinien des Il- 
liberalismus ein Höhepunkt« (Ridder 
2009: 386). Gerade die Verächtlichma- 
chung liberalen Rechts und formaler 
Gleichheit für alle erleichterte die na- 
tionalsozialistische Machtübernahme. 
Die »unbegrenzte Auslegung« (Rüthers 
2012) des Weimarer Rechts und seine 
Auffüllung mit unbestimmten und ideo- 
logischen Generalklauseln ermöglichte 
nationalsozialistischen Terror und gab 
der Exekutive freie Hand. In der Kon- 
zeption der wehrhaften Demokratie 
wurde dies jedoch umgekehrt: Verant- 
wortlich am Untergang der Demokratie 
sei der zu formale und liberale Rechts- 
staat gewesen, den »der Nationalsozi- 
alismus so gründlich zerstört hatte« 
(Maus 1986: 45). 

Die Wahl des thüringischen Mi- 
nisterpräsidenten war eine Farce, die 
Gleichsetzung von Linkspartei und 
AfD ohnehin. Das ist offensichtlich. 
Eine Analyse und Kritik der Vorgänge 
müssen deshalb tiefer ansetzen. Dass 
Konservative und Liberale geringe- 
re Berührungsängste mit Faschismus 
haben und sich vor allem gegen die 
»rote Gefahr« schützen wollen, hat die 
Vergangenheit gezeigt. Für sie ist das 
gesellschaftstransformative Potenzial 
der Demokratie die eigentliche Bedro- 
hung. Die staatliche Exekutive tritt im 
Namen der wehrhaften Demokratie als 
Demokratieschützerin auf, sie ist aber 
tatsächlich die eigentliche Bedrohung. 
Gerade angesichts der Corona-Krise 
wird deutlich, wo die Gefahren für die 
Demokratie liegen: In der Stunde der 
Exekutive, ihren Maßnahmen. Man 
kann hier mehr als ahnen, wie schnell 
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es gehen kann, dass demokratische 
Prinzipien ausgesetzt werden - von der 
sogenannten politischen Mitte. 
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ateinamerika erlebte 2019 wieder bewegte Zeiten. Schien es bis zu Beginn 

des Jahres noch so, dass die Region nach dem Ende des progressiven Zy- 
klus vor einer langanhaltenden Vorherrschaft rechter Regierungen stehen 
würde, befindet sie sich ein Jahr später in einem schwer einzuschätzenden 
Schwebezustand. Vor dem Hintergrund eines internationalen Panoramas, in 
dem autoritäre Politik Konjunktur hat, schien der Amtsantritt Jair Bolsona- 
ros im Januar 2019 diesen Trend für Lateinamerika nicht nur zu bestätigen, 
sondern zu radikalisieren. Vor allem die mit der neuen Welle rechter Kräfte 
einhergehende Gewaltförmigkeit und die von ihnen befeuerten discursos de 
odios (Hassdiskursen) waren besorgniserregend. Ende Januar spitzte sich die 
Lage auch in Venezuela weiter zu. Dass die »Strategie Juan Guaidö« vor allem 
auf die regionale und internationale Ebene ausgerichtet war, signalisierte, 
dass die Opposition die dortigen Kräfteverhältnisse für günstig erachtete, um 
die Regierung Maduros mithilfe ihrer Verbündeten zu stürzen. Auch die Aus- 
sichten für die Präsidentschaftswahlen Ende des Jahres in Bolivien, Argenti- 
nien und Uruguay waren aus emanzipatorischer Perspektive deshalb düster. 

Wider Erwarten klarte in der zweiten Jahreshälfte jedoch der Horizont 
auf. Am 11. August 2019 schlug der peronistische Kandidat Alberto Fernän- 
dez den amtierenden Präsidenten, den rechts-konservativen Mauricio Macri, 
bei den argentinischen Vorwahlen mit einem Vorsprung von 16 Prozent. In 
der Woche darauf trat einmal mehr die feministische Bewegung in der Re- 
gion in den Vordergrund, als sie in Mexiko die »Glitter-Revolution« (revolu- 
ciön diamantina) ausrief und die systematische Komplizenschaft des Staates 
in der strukturellen Gewalt an Frauen denunzierte (Santillana/Boos 2019). 
Anfang Oktober rebellierten plötzlich in Ecuador und Chile die Massen ge- 
gen die neoliberalen Regierungen von Lenin Moreno und Sebastiän Pifiera. 

Nicht wenige Linke hofften darauf, dass sich die positiven Dynamiken in 
den einzelnen Ländern noch verstärken könnten, und es in der Folge zu Sy- 
nergien zwischen partei-politischer Ebene und den Aufständen von unten 
kommen könnte. Es folgte Anfang November der Putsch in Bolivien. Während 
Moreno und Pifiera dem Druck der Straße vorerst standzuhalten scheinen, 
wurde wenig später in Kolumbien protestiert. Kurzum: Anfang 2020 ist die 
Lage unübersichtlicher denn je. Doch wie lassen sich die Kräfteverhältnisse 
in den betroffenen Ländern und die Auswirkungen der Proteste für die Re- 
gion aktuell einschätzen? Um diese Frage zu beantworten, werden wir im 
Folgenden die jüngsten Proteste Ende 2019 in Ecuador, Chile, Bolivien und 
Kolumbien im Detail untersuchen. 

Aus Platzgründen beschränken wir uns auf diese vier Länder, obwohl es 
auch andernorts zu Mobilisierungen kam. Grund für die Auswahl sind Umfang 
und (mediale) Aufmerksamkeit der jeweiligen Proteste und ihre regionale 
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Bedeutung. Mit Ecuador und Bolivien wurden zwei Kernländer des progressi- 
ven Zyklus von den Protesten erfasst. Chile und Kolumbien stehen hingegen 
paradigmatisch für jene Länder in der Region, in denen die Hegemonie der 
Rechten bis vor kurzem gefestigt schien. Neben der Analyse des historischen 
Kontextes, der Forderungen und der beteiligten AkteurInnen, untersuchen 
wir für die einzelnen Länder entlang welcher Antagonismen sich die Kon- 
flikte entspannen und welche (widerständigen) Subjekte sichtbar werden. In 
der abschließenden vergleichenden Einordnung arbeiten wir Gemeinsamkei- 
ten, vor allem aber auch Unterschiede zwischen den vier Ländern heraus. 


1. Ecuador 


Ecuador war Anfang Oktober 2019 das erste Land, in dem es zu Protesten 
kam. Der unmittelbare Auslöser der zwölftägigen Proteste war die Bekannt- 
gabe eines Katalogs an Sparmaßnahmen (paquetazo). Die anfänglichen Pro- 
teste richteten gegen die Wirtschaftspolitik Morenos. Dabei verdichtete sich 
die Kritik in der Ablehnung des Dekrets 883, das vorsah, die Subventionen 
für Treibstoffe zu kürzen und dadurch 1,5 Milliarden US-Dollar einzusparen. 
Dabei sollte der Großteil, nämlich 78 Prozent, durch den Wegfall der Diesel- 
subventionen (Transportsektor und öffentlicher Nahverkehr) und 22 Pro- 
zent (330 Millionen US-Dollar) durch den Wegfall von Benzinsubventionen 
(Privatfahrzeuge) erzielt werden, was den Klassencharakter der Kürzungen 
verdeutlicht (Ospina 2019). 

Auf die Verkündung der Sparmaßnahmen am 1. Oktober folgten erste 
Aufrufe zu Protesten am nächsten Tag, doch schlussendlich war es der Streik 
der TransportgewerkschaftlerInnen am 3. und 4. Oktober, der das Land still- 
legte. Ebenso begannen indigene Organisationen nach Quito zumobilisieren, 
während die Regierung den Ausnahmezustand verhängte. Als die Marschie- 
renden am 7. Oktober in Quito ankamen, hatte die buntscheckigen Masse an 
Studierenden, ArbeiterInnen, Indigenen, Frauen, UmweltaktivistInnen und 
Jugendlichen in den Tagen zuvor nicht nur protestiert und der brutalen Re- 
pression getrotzt!, sondern auch eine Versorgungs- und Unterstützungs- 
infrastruktur in den Universitäten installiert, die mitentscheidend für die 
Fortdauer der Proteste war (für eine Chronik vgl. Vega 2019). Den Aufstän- 
dischen gelang es, sowohl die Rolle der Reproduktions- und Care-Arbeit in 
den Protesten, als auch die Pluralität der Subjekte des Widerstandes sicht- 
bar zu machen (Hidalgo u.a. 2020). So standen beispielsweise auf den Bildern 


1 Lautecuadorianischer Volksanwaltschaft starben während der zwölf Protesttage acht Per- 
sonen, 1.340 wurden verletzt und es kam zu 1.192 Festnahmen (Defensoria del Pueblo 2019). 
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der Proteste indigene Frauen als Teil des physischen Widerstands gegen die 
Repression im Vordergrund. 

Am 9. Oktober erreichten die Proteste unter der Führung des Bündnisses 
der indigenen Nationalitäten Ecuadors (Confederaciön de Nacionalidades Indige- 
nas del Ecuador, CONAIE) ihren vorläufigen Höhepunkt, was Präsident More- 
no dazu veranlasste, mit der Regierung nach Guayaquil zu fliehen. Von dort 
verstärkte die Regierung die Repression, verhängte eine Ausgangssperre im 
Distrikt von Quito, der militärisch besetzt werden sollte. Gleichzeitig ver- 
suchte sie die Aufständischen zu spalten, indem sie die indigene Bewegung 
zum Dialog einlud, während sie andere Teile als infiltrierte correistas diffa- 
mierte.? Die CONAIE verweigerte sich dem Spaltungsversuch und lehnte die 
angebotenen Zugeständnisse an ihre Partikularinteressen ab. Stattdessen 
erklärte sie die Rücknahme des Dekrets 833 zur Verhandlungsbedingung, 
qualifizierte die Gewalt durch Polizei und Militär als Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit und machte sich somit zum Artikulationsorgan aller Aufstän- 
dischen.? Die Bevölkerung Quitos wiederum reagierte auf die Ausgangssperre 
in kreativer Weise, indem sie von ihren Fenstern und Balkonen aus einen ca- 
cerolazo organisierte (bei dieser Protestform wird Lärm gemacht, indem auf 
Töpfe geschlagen wird) und die Regierung schließlich zwang, unter der von 
CONAIE gestellten Bedingung zu verhandeln, was am 13. Oktober stattfand 
und live im Fernsehen übertragen wurde. Am Ende musste die Regierung das 
Dekret 833 zurücknehmen. 

Die Proteste waren der Kulminationspunkt eines langsam anschwellenden 
Widerstandszyklus. Im April 2017 hatte Lenin Moreno die Präsidentschafts- 
wahl auf dem Ticket der Allianza Pais (AP) gewonnen. Wenig später kam es 
jedoch zum Bruch zwischen Moreno und dem ehemaligen Präsidenten Correa 
sowie dessen Parteiflügel, der Anfang 2018 die AP verließ. Moreno versuchte, 
eigenständiges politisches Kapital aufzubauen, indem er im Februar 2018 ein 
Referendum abhalten ließ. Nach Jahren der Hyperpolitisierung durch den 
correismo reichte die Verheißung gesellschaftlicher Versöhnung, um More- 
no zu Beginn seiner Amtszeit außergewöhnlich hohe Zustimmungswerte zu 
bescheren. Allerdings sanken diese in der Folgezeit rapide. 

Grund hierfür war unter anderem, dass die Regierung sich immer offe- 
ner auf die Seite der Wirtschaftseliten zu stellen begann und den Schwenk 
in Richtung Austeritätspolitik und neoliberaler Öffnung vertiefte. Letztere 


2 Correistas sind die AnhängerInnen des ehemaligen Präsidenten Rafael Correa, der zwi- 
schen den Jahren 2007 und 2017 das Land regierte. Nach seiner Wahl überwarf sich Mo- 
renos mit Correa (s. unten). 

3 »Conaie responde al Gobierno: »Nos disponemos al diälogo cuando se derogue Decreto 
883««, elcomcercio.com (11.10.2019). 
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hatte bereits unter Vorgänger Correa begonnen. Durch den Fall der interna- 
tionalen Rohstoffpreise ab 2013 und den Kollaps des Ölpreises im folgenden 
Jahr brach die wichtigste Säule des ecuadorianischen Entwicklungsmodells 
weg. So unterzeichnete die Regierung etwa im November 2016 ein Freihan- 
delsabkommen mit der Europäischen Union, dessen Verhandlungen sie zu- 
vor für Jahre hatte ruhen lassen. Die außenpolitische Positionierung in Ab- 
stimmung mit den rechten Regierungen in Kolumbien und Brasilien im Laufe 
des Jahres 2018 zeigte dann ganz offen die Neuausrichtung des Landes an. 
Das gesellschaftspolitische Debakel der neoliberalen Umorientierung Mo- 
renos lässt sich an einigen Indikatoren ablesen, deren Senkung die Regierung 
im nationalen Entwicklungsplan für die Jahre 2017 bis 2021 als Ziel vorgese- 
hen hatte. So ging etwa die Kinderarmut nicht zurück, sondern stieg bis Ende 
2019 um 3,4 Prozent. Besonders betroffen waren vor allem ländliche Regio- 
nen (11,2%). Die Quote der in geregelten Arbeitsverhältnissen Beschäftigten 
auf dem Land fiel zwischen den Jahren 2017 und 2019 von 27,8 Prozent (2017) 
auf 20,6 Prozent. Der Anteil derjenigen ohne Sozialversicherung stieg im Jahr 
2019 auf 60 Prozent, dem höchsten Stand seit neun Jahren (Bäez 2020). Zeit- 
gleich erhöhte sich Ecuadors Gesamtstaatsverschuldung von 45,2 Prozent im 
Jahr 2018 auf 52 Prozent des Bruttoinlandprodukts (BIP) (Montalvo 2020). 
Um einen Ausweg aus der Schuldenkrise zu finden, vereinbarte die Regie- 
rung Moreno mit dem Internationalen Währungsfonds (IWF) und der Welt- 
bank Ende Februar 2019 Kredite im Ausmaß von über zehn Milliarden US- 
Dollar, die bis 2021 ausgezahlt werden sollten. Im März gab die Regierung 
schließlich eine Absichtserklärung gegenüber dem IWF ab, in der sie darleg- 
te, wie sie in den kommenden Jahren die vereinbarten Vorgaben an Struk- 
turanpassungen vorantreiben würde. Bereits zu diesem Zeitpunkt kündigten 
der Gewerkschaftsdachverband Frente Unitario de Trabajadores (FUT) sowie 
die CONAIE Widerstand und Proteste gegen die Maßnahmen an (Unda 2020). 
Wie lässt sich der Aufstand entlang der vorgeschlagenen Achsen (Kon- 
text, Forderungen, Konfliktlinien, widerständige Subjekte) analysieren? Zu- 
nächst ist der eigentliche Protestzyklus mit Beginn des Jahres 2019 zu datie- 
ren, der schließlich in den Aufständen im Oktober kulminierte. Dabei verlief 
die Konfliktlinie vordergründig zwischen einer sehr heterogenen Allianz aus 
unterschiedlichen Bevölkerungsgruppen und der Regierung. Jedoch scheint 
es gerechtfertigt, von einem Volksaufstand gegen den Block an der Macht zu 
sprechen, der über einen Protest gegen die Regierung Moreno hinausging. 
Das zeigte sich beispielsweise darin, dass in der Kritik der IWF als wichtiger 
Verbündeter der Regierung bei der neoliberalen Umstrukturierung stark 
präsent war. Ebenso wurde der correismo als Wegbereiter der Krise kritisiert 
(»weder Moreno, noch Correa« war einer der Slogans). Die Flucht Morenos 
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in die Provinzhauptstadt Guayaquil war dahingehend kein unbedeutendes 
Ereignis, als sie den Schulterschluss der dortigen Wirtschaftselite mit der 
Regierung symbolisierte. Insofern repräsentierten die Protestierenden den 
Antagonismus zwischen der politischen Klasse sowie ihren Bündnispartnern 
auf der einen und den popularen Klassen auf der anderen Seite. Dies zeigte 
sich sowohl in der Heterogenität sichtbarer widerständiger Subjekte, als auch 
in den Organisierungs- und Protestformen. Wie Santillana (2020) erläutert, 
setzen sich die popularen Klassen in Ecuador aus einer Heterogenität an so- 
zialen Organisationen und Bewegungen, ArbeiterInnen und indigenen Grup- 
pen zusammen, die in unterschiedlichen Widerstandsformen ihren Ausdruck 
finden und gegebenenfalls zusammenkommen und sich gemeinsam artiku- 
lieren. Während zu Beginn der Proteste von der Transportgewerkschaft zum 
Streik aufgerufen wurde, sind Straßenblockaden und der Marsch von den 
jeweiligen Territorien der Gemeinschaften nach Quito die historische Aus- 
drucksform der indigenen Bewegung. Sie symbolisiert die Entstehung eines 
Kollektivwillens, der den Aufstand aus den Territorien ins Zentrum der Regie- 
renden trägt und die Hauptstadt besetzt. Diese Mechanismen, die eine lange 
Tradition in der Geschichte sozialer Bewegungen in Ecuador haben, ließen 
sich auch im Oktober wieder beobachten. Dabei übernahm die CONAIE die 
Führung innerhalb der Aufständischen. Allerdings ist der Erfolg der Proteste 
dadurch zu erklären, dass die indigene Bewegung nicht versuchte, das eige- 
ne Partikularinteresse zu universalisieren, sondern die Repräsentation des 
sich in den Protesten herausgebildeten Kollektivwillens übernahm und auch 
als solche wahrgenommen wurde. Der live im Fernsehen übertragene Dialog 
am 13. Oktober wurde zu einer öffentlichen Abrechnung mit der Regierung, 
bei der die RepräsentantInnen der verschiedenen indigenen Gruppen dieser 
im Namen des gesamten Volkes eine Lektion erteilten (Ramirez 2019: 26). 


2. Chile 


Inmitten des Aufstandes in Ecuador brachen Anfang Oktober auch Proteste 
in jenem Land los, in dem die neoliberale Ordnung in den vergangenen Jahr- 
zehnten relativ wenig infrage gestellt wurde. Zwar war es immer wieder zu 
Demonstrationen gekommen, wie etwa im Jahr 2006 von SchülerInnen oder 
im Jahr 2011 von Studierenden (Donoso 2013; Bellei/Cabalin/Orellana 2014; 
Somma 2012), jedoch wurden diese zumeist als Ausdruck von Partikularin- 
teressen wahrgenommen. Die Erhöhung des U-Bahn-Fahrpreises um 30 Pe- 
sos (drei Eurocent) in Santiago war am 7. Oktober 2019 der Auslöser für die 
größte Protestwelle, die Chile seit dem Ende der Pinochet-Diktatur (1973- 
1990) erlebt hat. Losgetreten wurden sie erneut von hunderten SchülerInnen, 
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die sich gegen die Preiserhöhung zu Wehr setzten, indem sie U-Bahn-Stati- 
onen besetzten und zum Schwarzfahren aufriefen. Die Bilder von wütenden 
Jugendlichen verbreiteten sich in Windeseile über soziale Medien, worauf 
sich in den folgenden Tagen auch immer mehr ArbeiterInnen, Studierende, 
und RentnerInnen den Protestaktionen anschlossen. Am 18. Oktober kam es 
schließlich bei einer Massendemonstration gegen die rechts-konservative Re- 
gierung von Präsident Sebastiän Pifera zu schweren Zusammenstößen zwi- 
schen Protestierenden und der Polizei, die dabei auf brutale Repression setzte. 
Neben dutzenden U-Bahn-Stationen wurden auch Banken, Hotels, Apothe- 
ken und Supermärkte in Brand gesetzt und zum Teil geplündert (Ebert 2019). 

Die Proteste breiteten sich innerhalb von Stunden von der Hauptstadt 
Santiago über das ganze Land aus. Schon bald war klar, dass sich der Unmut 
der Demonstrierenden nicht ausschließlich gegen die Preiserhöhung der U- 
Bahn richtete, sondern diese lediglich Kristallisationspunkt einer viel weiter- 
gehenden Kritik war. Die Proteste waren der Ausdruck einer über Jahrzehnte 
aufgestauten Frustration mit Chiles neoliberalem Wirtschaftsmodell und sei- 
nem politischen Establishment. Noch in derselben Nacht rief die Regierung in 
Santiago und anderen Provinzen den Ausnahmezustand aus und verhängte 
die Tage darauf auch nächtliche Ausgangssperren. Für mehr als eine Woche 
patrouillierten zehntausend SoldatInnen mit Panzern und Kriegsgerät be- 
waffnet durch sämtliche Regionen des Landes. Auf eine solche Maßnahme 
war zuletzt unter der Militärdiktatur zurückgegriffen worden (Tinsman 2019). 

Die politischen Ereignisse erklären sich aus den Widersprüchen des chi- 
lenischen Modells. Es hat zwar in den vergangen drei Jahrzehnten für hohe 
Wachstumsraten gesorgt, jedoch gleichzeitig Chile weltweit zu einem der 
Länder mit der höchsten sozialen Ungleichheit gemacht. Das reichste Prozent 
der Bevölkerung konnte in den vergangenen Jahrzehnten dank der neolibe- 
ralen Politik ein Drittel des gesamten Reichtums in seinen Händen anhäufen 
(PNUD 2017). Wie auch in anderen Ländern der Region ist die besitzende Klas- 
se jedoch weitaus kleiner als dieses eine Prozent und besteht aus etwa 400 
bis 500 Haushalten, die die chilenische Wirtschaft dominieren. Gleichzeitig 
verdient heute, trotz mitteleuropäischer Preise, mehr als die Hälfte der Ar- 
beiterInnen wenig als 500 Euro im Monat. Um das Missverhältnis zwischen 
Löhnen und Lebenshaltungskosten auszugleichen, sah sich der überwiegen- 
de Teil der Chilenen und Chileninnen gezwungen, Kredite aufzunehmen und 
sich zu verschulden (Boddenberg 2019). 

Dass die jüngsten Massenproteste alle Altersgruppen erfassten, kann 
durch die wiederholten Demonstrationen im Bildungssektor in den letzten 
fünfzehn Jahren und die gleichzeitig wachsende soziale Unzufriedenheit er- 
klärt werden. Außerdem trug die Repression der Piiera-Regierung dazu bei, 
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dass die Anliegen der Protestierenden eine verbreitete Akzeptanz fanden. 
Dem Nationalen Institut für Menschenrechte (INDH) zufolge sind seit Beginn 
der Proteste etwa 30 Menschen ums Leben gekommen, mehr als 3.700 wur- 
den verletzt und an die 10.000 festgenommen (INDH 2020). Andere Quellen 
sprechen von noch weitaus höheren Zahlen.* Auch die Vereinten Nationen 
(2019), Amnesty International (2019) und Human Rights Watch (2019) kriti- 
sieren die schweren Menschenrechtsverletzungen und sprechen in ihren Be- 
richten von Morden, Folter, sexualisierter Gewalt und illegalen Festnahmen, 
die allesamt von der chilenischen Polizei und dem Militär begangen wur- 
den. Immer mehr soziale Bewegungen, Oppositionsparteien und Menschen- 
rechtsorganisationen fordern daher den sofortigen Rücktritt Piferas, dessen 
Zustimmungswerte im Januar 2020 auf sechs Prozent sanken (El Mostrador 
2020). Doch trotz Ausnahmezustand, Ausgangssperren und späteren Geset- 
zesverschärfungen gingen die Proteste ab Mitte Oktober 2019 weiter. Erst 
als die militärische Repression nicht die erhoffte Wirkung erzielte, präsen- 
tierte Präsident Pifiera ein Paket sozialer Maßnahmen, das unter anderem 
die Erhöhung der Mindestrente und des Mindestlohns, die Einführung ei- 
nes höheren Spitzensteuersatzes und eine Verbesserung des Gesundheits- 
systems versprach (Gobierno de Chile 2019). Zu diesem Zeitpunkt war das 
Anliegen der Aufständischen jedoch bereits weit über die Forderung mate- 
rieller Zugeständnisse hinausgewachsen. Mittlerweile stand die neoliberale 
Gesellschaftsordnung als ganze zur Debatte. Am 25. Oktober gingen an die 
1,2 Millionen Menschen (vor allem Studierende, ArbeiterInnen, Frauen- und 
Umweltorganisationen, Bürgerrechts- und Umweltschutzgruppen sowie so- 
ziale Bewegungen) in Santiago auf die Straße, um gegen die Regierung, nied- 
rige Pensionen, prekäre Arbeitsbedingungen, ein marodes Bildungssystem, 
die Privatisierung der Natur, die Unterdrückung indigener Gemeinschaften 
und die ausufernde Polizeigewalt zu protestieren.® 

Die Ausweitung der Anliegen kristallisiert sich schließlich in der Forde- 
rung, eine neue Verfassung auszuarbeiten, und zwar von unten und demo- 
kratisch. Dabei handelt es sich um ein älteres Anliegen, dass schon während 
der Amtszeit von Piferas Vorgängerin Michelle Bachelet (2014-2018) hätte 
umgesetzt werden sollen, jedoch von der jetzigen Regierung rasch ad acta ge- 
legt wurde. Die Forderung nach einem neuen Gesellschaftsvertrag entwickel- 
te im Zuge der Proteste eine integrierende und verbindende Dynamik unter 


4 »Mäs de 17.000 detenidos en el mes de protestas en Chile«, elpais.com (18.11.2019). 

5 »Liderazgo internacional histörico: el 6% de aprobaciön de Piiera rompe records en Su- 
damerica«, elmostrador.cl (17.1.2020). 

6 »Los histöricos registros que dejö La Marcha Mäs Grande de Chile«, eldesconcierto.cl 
(25.10.2019). 
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den Aufständischen. Es gelang, aus den einzelnen Partikularinteressen einen 
Kollektivwillen und einen gemeinsamen politischen Nenner zu entwickeln, 
einen Horizont für eine grundlegende Umorientierung Chiles zu öffnen. Die 
Hegemoniekrise des neoliberalen Modells und des politischen Systems spiel- 
te dabei eine entscheidende Rolle. Unter den heterogenen Protestgruppen 
setzte sich mehr und mehr die Überzeugung durch, dass ohne die Überwin- 
dung der Pinochet-Verfassung keine strukturelle sozio-ökonomische und 
politische Transformation Chiles möglich ist. 

Ähnlich wie in Ecuador gibt es ein ein heterogenes Bündnis zwischen An- 
gehörigen der jüngeren Generation (SchülerInnen, Studierende), Teilen der 
prekarisierten ArbeiterInnenklasse, einer zunehmend unzufriedenen und 
verschuldeten Mittelklasse und indigenen Organisationen. Mit den anhalten- 
den Protesten und wachsender Repression gelang es den Protestierenden, 
weite Teile der Bevölkerung für sich zu gewinnen und einen Antagonismus 
zwischen sich und der Regierung zu markieren. Letztere wurde in erster Li- 
nie nur noch als die Vertreterin der nationalen besitzenden Klasse und des 
transnationalen Kapitals angesehen. Dieser vereinende Antagonismus mani- 
festierte sich in den widerständigen Subjekten auf der Straße, die trotz ihrer 
Heterogenität in Diskursen, Organisationsformen und Protestpraktiken ei- 
nen gemeinsamen Ausdruck fanden. Die Aufständischen entwickelten ziem- 
lich rasch vereinende Symbole, wie etwa die mit Gasmasken, Schutzbrillen 
und selbstgebastelten Schilden ausgestatteten Jugendlichen, die die ersten 
Linien der Demonstrationen stellten (primera linea) oder auch die weit ver- 
breitete Protestgeste, bei der ein Auge mit dem Handballen verdeckt wird. 
Damit soll auf die über 400 durch Gummigeschosse der Polizei verursachten 
Augenverletzungen hingewiesen werden. 

Nach einem Monat anhaltender Proteste präsentierte die Pifiera-Regierung 
am 15. November 2019 ein von den meisten politischen Parteien unterzeich- 
netes Abkommen, das die Abhaltung eines Referendums über eine neue Ver- 
fassung für den 26. April 2020 vorsah. Abgestimmt wird auch über deren spe- 
zifische Ausarbeitung. Dabei stehen zwei Optionen zur Wahl: ein gemischter 
Konvent, der jeweils zur Hälfte aus den derzeitigen ParlamentarierInnen und 
gewählten BürgerInnen besteht, und ein Verfassungskonvent, der ausschließ- 
lich aus gewählten BürgerInnen zusammengesetzt ist. Soziale und populare 
Bewegungen stehen den akkordierten Ausarbeitungsformen jedoch kritisch 
gegenüber und plädieren dem Beispiel Venezuelas folgend für die Schaffung ei- 
ner autonomen und basisdemokratischen verfassungsgebenden Versammlung. 

Die Skepsis gegenüber dem politischen Establishment ist weiterhin groß 
und betrifft auch Gewerkschaften und linke Parteien. In den vergangenen 
Monaten haben sich daher in verschiedenen Stadtteilen Santiagos, aber auch 


381 


Tobias Boos » Aaron Tauss 


in anderen Städten Chiles, Nachbarschaftsversammlungen (asambleas) und 
Selbstverwaltungsvereinigungen (cabildos) gegründet, um die politische Lage 
des Landes zu besprechen und konkrete Vorschläge für eine neue Verfassung 
zu diskutieren (Gömez 2019). Anfang März 2020 kam es erneut zu landeswei- 
ten Massenprotesten, denen die Regierung jedoch angesichts rasch steigen- 
der COVID-19-Erkrankungen durch die Ausrufung des Ausnahmezustandes 
ein jähes Ende setzte. Schließlich wurde auch noch das anberaumte Referen- 
dum auf Ende Oktober 2020 verschoben. 


3. Bolivien 


In Bolivien verfolgte Evo Morales den Plan, sich am 20. Oktober erneut zum 
Präsidenten wählen zu lassen. Neben Hugo Chävez war Morales wohl die 
wichtigste Repräsentationsfigur des progressiven Zyklus. Darüber hinaus war 
es dem Movimiento al Socialismo (MAS) in den vergangenen Jahren gelungen, 
den internationalen Finanzsektor und seinen Institutionen trotz deren post- 
neoliberaler Rhetorik positiv zu stimmen. Das machte Bolivien zu einer Art 
»Vorzeigeschüler« (Webber 2015). Ebenso gelang es der Morales-Regierung 
im Gegensatz zu anderen Ländern, den Verfall der Rohstoffpreise durch In- 
vestitionspakete zunächst abzufedern (Molina 2019). Die wirtschaftliche Lage 
in Bolivien stellte sich im Vorfeld der Wahlen daher vergleichsweise gut da. 
Anders als in Ecuador und Chile war der Ausgangspunkt der Proteste somit 
auch nicht wirtschaftlicher Natur, sondern bezog sich zunächst auf die Fra- 
ge demokratischer Legitimität. 

Am 20. Oktober 2019 fand die erste Runde der Präsidentschaftswahl statt. 
Als Favorit wurde Evo Morales gehandelt, vor dem Kandidaten der Comuni- 
dad Ciudadana, Carlos Mesa. Die Frage im Vorfeld der Wahlen war nicht, ob 
Morales als Sieger aus dem ersten Wahlgang hervorgehen würde, sondern 
ob er den notwendigen Stimmenanteil von über 40 Prozent in Kombination 
mit einem Vorsprung von zehn Prozentpunkten erreichen würde. Am Wahla- 
bend stoppte dann das eingerichtete Schnellauszählungssystem (Transmision 
Räpida de Resultados Electorales Preliminares, TREP) bei 83,3 Prozent. Zu diesem 
Zeitpunkt belief sich der Vorsprung von Morales vor Mesa auf 7,1 Prozent, 
was eine Stichwahl zur Folge gehabt hätte. Während die Regierung darauf 
hinwies, dass das Einstellen des TREP mit Beginn der offiziellen Zählung ge- 
plant gewesen war, preschte die Organisation Amerikanischer Staaten (OAS) 
vor und meldete Zweifel an den Vorgängen an - allerdings ohne entspre- 
chende Belege vorzulegen. Gleichzeitig war die Kommunikation vonseiten 
der Regierung und Wahlbehörden mehr als unglücklich, nachdem sie unter- 
schiedliche Begründungen für die Vorgänge geliefert hatten (Stefanoni 2019). 
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Die Proteste in unterschiedlichen Städten des Landes begannen noch wäh- 
rend der Auszählung. Am 25. Oktober verkündete die Wahlbehörde dann das 
offizielle Ergebnis, wonach Morales als Sieger mit 47,08 Prozent vor Carlos 
Mesa (36,51%) zum neuen Präsidenten gewählt worden war. Trotzdem gin- 
gen die Proteste zu diesem Zeitpunkt getragen von der urbanen Mittelklas- 
se weiter. In einer politischen Sackgasse angekommen, versuchte die Regie- 
rung die Situation zu lösen, indem sie einem Auszählungsaudit durch die 
OAS zustimmte. Am 10. November legte die OAS einen vorläufigen Bericht 
vor, indem sie einen Vorsprung von 10 Prozent als statistisch unwahrschein- 
lich qualifizierte und Neuwahlen empfahl (OAS 2019). Andere ExpertInnen 
wiederum zeigten mithilfe statistischer Modelle, dass die Stimmverteilung 
durchaus wahrscheinlich war (CEPR 2019). Trotzdem stimmte die Regierung 
der Ausrichtung von Neuwahlen zu, nachdem sie zu der Einschätzung ge- 
kommen war, dass eine erneute Präsidentschaft Evo Morales unter diesen 
Bedingungen politisch kaum zu legitimieren gewesen wäre. Jedoch war die 
Situation zu diesem Zeitpunkt bereits außer Kontrolle geraten. Am Tag zu- 
vor hatte die Polizei damit begonnen, in einigen Kasernen zu meutern. Am 
10. November »legte« das Militär Morales seinen Rücktritt »nahe«, und auch 
einige soziale Organisation hatten diesen mittlerweile gefordert. Morales 
floh ins politische Asyl nach Mexiko. Am 12. November ließ sich schließlich 
die rechte Senatorin Jeanine Änez von den Militärs vor einem nahezu leeren 
Kongresssaal zur Präsidentin dekorieren. In den Folgetagen kam es zu Pro- 
testen vonseiten derjenigen, die sich über den Putsch empörten, ebenso wie 
durch AnhängerInnen der MAS. Die Regierung antwortete mit einer bruta- 
len Repression, die mindesten 32 Tote, 832 Verletzte und 1513 Festnahmen 
zur Folge hatte (Parlasur 2019). 

Die Vorkommnisse in Bolivien sind wohl die am kontroversesten der hier 
analysierten Fälle. Die Einmischung des Militärs in die politische Auseinander- 
setzung, die zum Austausch der Exekutiven führte, ist als Putsch zu charak- 
terisieren. Die Gemengelage war dabei überaus komplex und lässt sich nicht 
auf den Konflikt zwischen ehemaliger MAS-Regierung und der Putschregie- 
rung reduzieren. Wie eingangs bereits erwähnt, spielten wirtschaftspoliti- 
sche Fragen zunächst keine Rolle. Das ursprüngliche Anliegen war zunächst 
demokratiepolitisch. Dieses wurde von einer Fraktion der rechten Oppositi- 
on genutzt, um ihr Projekt einer radikalen gesellschaftlichen Umgestaltung 
zu verallgemeinern, die weit mehr als einen politischen Machtwechsel nach 
den Wahlen umfassen sollte. 

Ermöglicht wurde die Offensive der Rechten zum einen durch die Op- 
position, die bereits in den Monaten zuvor einen Wahlbetrug angekündigt 
hatte. Zum anderen wurde sie begünstigt durch das Vorgehen der MAS, die 
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die erneute Kandidatur Morales ermöglichte hatte. Dieser hatte ein Verfas- 
sungsreferendum am 21. Februar 2016 verloren, in dem er über die Möglich- 
keit eines erneuten Wahlantritts hatte abstimmen lassen. Aufgrund einer 
Entscheidung des Verfassungsgerichtshofs, war ihm dann doch ermöglicht 
worden anzutreten. Bereits 2017 hatte dieser entschieden, dass das Verbot 
einer Kandidatur Morales den Menschenrechten entgegenstünde. Da Mo- 
rales es ablehnte, die vorgesehene Alternierung der Macht zu akzeptieren, 
war er in dieser Sache demokratiepolitisch wenig glaubwürdig. Die Proteste 
im Anschluss an den Wahlabend artikulierten somit nicht nur den Vorwurf 
eines möglichen Wahlbetrugs, sondern kanalisierten ebenso eine allgemei- 
ne Kritik am Vorgehen der MAS bzw. stellten die Legitimität der Kandidatur 
Morales grundlegend infrage (Stefanoni 2019). Somit konnte auch die Aus- 
rufung von Neuwahlen die Proteste nicht mehr einholen. 

Bereits im Vorfeld waren Zeichen erkennbar, die auf eine Neukonfigu- 
ration der Kräfteverhältnisse hindeuteten. Erstens schlug die stets latente 
Befremdung gegenüber der Morales-Regierung innerhalb der urbanen Mit- 
telklasse nun in offenen Protest um. In den vorangegangenen Jahren war 
es zu einer Abwertung ihres sozialen und kulturellen Kapitals gekommen, 
außerdem spielten rassistische und koloniale Ressentiments weiterhin eine 
Rolle. Grund hierfür war die Öffnung der Staatsapparate für indigene Bevöl- 
kerungsgruppen, die historisch der weißen oder mestizo Mittelklasse vor- 
behalten gewesen war (Stefanoni/Molina 2019). Vor dem Hintergrund der 
sich wandelnden Kräfteverhältnisse und der Erfahrungen, dass sich auch in 
anderen Ländern die Mittelklassen von den progressiven Regierungen ab- 
wandten, hatte der damalige Vizepräsident Älvaro Garcia Linera noch in der 
Zeit vor den Wahlen davon gesprochen, dass man diese Mittelklasse wieder 
zurückgewinnen müsse (Villanueva 2018). Schlussendlich ebneten Teile die- 
ser Mittelklasse, die man im Wahlkampf noch adressiert hatte, der harten 
rechten Opposition den Weg in den Präsidentenpalast. 

Zweitens schaffte es die MAS nicht, ihre eigene Basis zu mobilisieren. 
Grund hierfür ist deren zunehmende Demobilisierung und Spaltung in den 
vorangegangenen Jahren. Die Wurzeln hierfür lassen sich im Konflikt um 
den Nationalpark Territorio Indigena Parque Nacional Isiboro Secure (TIPNIS) 
2011 verorten. Trotz des Vetos der lokalen communities, hielt die Regierung 
an den Plänen fest, eine Straße durch den Nationalpark zu bauen. Im Zuge 
des Protestmarsches kam es zu polizeilicher Repression, die schlussendlich 
zum Rücktritt des damaligen Innenministers führte. Aufgrund dieser Erfah- 
rung verfolgte die Regierung in den Folgejahren die Strategie, die sozialen 
Organisationen zu spalten oder parallele Führungen aufzubauen (Cavooris 
2017). Die rechte bis rechtsextreme Opposition schaffte es hingegen, das Mo- 
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mentum der Proteste zu erkennen und sie für sich zu nutzen, indem sie ihre 
Interessen und ihre Sichtweisen in den Protesten verallgemeinerten. Zum 
einen gelang es der Rechten, ihre Forderungen zu radikalisieren. Ging es zu 
Beginn um eine Überprüfung der Wahlen, reichte es am Ende auch nicht, 
dass die Morales-Regierung Neuwahlen ankündigte, um den Putsch zu ver- 
hindern. Stattdessen gelang es der rechten Fraktion nicht nur, Morales um- 
gehend abzusetzen, sondern selbst das Mittel des Putsches zunächst zu le- 
gitimieren. Zum anderen kam es zu einer zunehmenden »Verweißlichung« 
(blangueamiento) der Subjekte des Protestes. Statt der mestizo Mittelklasse 
rückten immer mehr die alten Eliten in den Vordergrund und mit ihnen das 
weiße koloniale Herrensubjekt als Repräsentation einer bolivianischen Iden- 
tität. Beispielhaft steht hierfür die sukzessive Verdrängung der gemäßigten 
Opposition rund um Carlos Mesa aus der medialen Debatte, die durch die zu- 
nehmende Führungsrolle von Luis Fernando Camacho ersetzt wurde. Letz- 
terer entstammt dem reichen departamento Santa Cruz im Süden des Landes, 
das die Hochburg der Opposition gegen die Morales-Regierung war. In den 
letzten Jahren hatten sich diese alten Eliten mit der Regierung aufgrund der 
hohen wirtschaftlichen Gewinne arrangiert (Salazar 2016) und ihren histo- 
rischen Herrschaftsanspruch zurückgestellt. Gleichwohl legten sie nie die 
Überzeugung ab, dass ihnen dieses Recht zustehe (zu Ideologie und Genese 
dieser Eliten vgl. Webber 2011: 84-98). Anders als im Autonomiekonflikt im 
Jahr 2008 konnte sie dieses Mal ihre Interessen auf die nationale Ebene he- 
ben und verallgemeinern. Neuwahlen waren aus diesem Grund keine Opti- 
on für diesen Teil der Opposition. Ihr Ziel war, das Gesellschaftsprojekt zu 
demontieren, an deren Spitze sich die MAS für eine Zeit lang gesetzt hatte. 
Dass diese Fraktion eine radikale Umorientierung anstrebt, zeigte sich un- 
mittelbar im Anschluss an den Amtsantritt der de facto Präsidentin Äfiez, als 
sie sich anschickte, Bolivien außenpolitisch an die rechten Regierungen in 
der Region anzunähern und staatliche Unternehmen auf mögliche Privati- 
sierungen hin zu überprüfen. 


4. Kolumbien 


Am 21. November 2019 erreichte die lateinamerikanische Protestwelle schließ- 
lich auch Kolumbien. Der von der Opposition, von Gewerkschaften und Stu- 
dierenden ausgerufene »nationale Streik« (paro nacional) hatte vornehmlich 
urbanen Charakter und konzentrierte sich in den Großstädten Bogotä, Me- 
dellin, Cali, Barranquilla, Cartagena, Bucaramanga und Popayän. Den Orga- 
nisatorInnen zufolge nahmen insgesamt an die 1,5 Millionen Menschen an 
den Protesten teil. Kolumbien hatte eine derartige Massendemonstration seit 
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September 1977 nicht mehr erlebt, als ein »ziviler Streik« (paro civico) weite 
Teile des Landes lahmlegte (Hylton 2019; Abitbol 2019). 

Mehr als vierzig Jahre danach waren es vor allem Studierende, Schüle- 
rInnen, Gewerkschaften, LehrerInnen, soziale Bewegungen, aber auch Ko- 
lumbiens indigene Bewegungen, die gegen Korruption, Polizeigewalt, neoli- 
berale Wirtschaftspolitik, soziale Ungleichheit, die anhaltende Krise des Bil- 
dungssystems, extraktivistische Großprojekte, das drohende Scheitern des 
Friedensabkommens mit der Farc-Guerilla, sowie gegen die systematische 
Ermordung von AktivistInnen protestierten und den Rücktritt von Präsident 
Duque forderten (Estrada 2019). Linke Parteien und progressive Oppositions- 
politikerInnen, wie etwa der reformistisch-orientierte Präsidentschaftskandi- 
dat von 2018, Gustavo Petro, standen bei den Protesten eher im Hintergrund. 
Vor allem in Bogotä und Cali kam es zu heftigen Zusammenstößen zwischen 
den Demonstrierenden und der Aufstandsbekämpfungseinheit der Polizei 
(Esmad). Straßenblockaden wurden errichtet, Regierungsgebäude und Bus- 
stationen angegriffen und zahlreiche Geschäfte geplündert, woraufhin die 
Regierung in beiden Städten eine Ausgangssperre verhängte. Vizepräsidentin 
Martha Lucia Ramirez forderte nicht nur ein noch repressiveres Vorgehen 
des Esmad, sondern unterstellte den Protestierenden auch, von Russland, 
Venezuela und dem Säo-Paulo-Forum’, finanziell unterstützt zu werden.® 

Nach dem Amtsantritt von Duque im August 2018 war es bereits im Ja- 
nuar 2019 zu landesweiten Protesten gegen die Regierung gekommen. Die 
Beweggründe von damals sind bis heute weitestgehend dieselben geblieben. 
Die persönliche wirtschaftliche und soziale Lage vieler KolumbianerInnen ist 
nach wie vor sehr prekär. Trotz eines relativ hohen Wirtschaftswachstums 
(durchschnittlich 3,5 Prozent zwischen den Jahren 2009 und 2018) ist die 
Schere zwischen Arm und Reich in den vergangenen Jahren nur unwesent- 
lich kleiner geworden. Laut World Bank (2017) ist Kolumbien nach Hondu- 
ras in Lateinamerika das Land mit der zweithöchsten sozialen Ungleichheit 
und rangiert weltweit in dieser Kategorie auf dem siebten Platz. Die zehn 
Prozent der SpitzenverdienerInnen erhielten im Jahr 2017 39 Prozent des 
gesamten Einkommens des Landes, und mehr als ein Viertel (27%) der ko- 
lumbianischen Bevölkerung lebt unter der Armutsgrenze (World Bank 2017; 
2020). Gewerkschaften kritisieren auch die anhaltende Privatisierung staat- 
licher Unternehmen sowie die wachsende Zahl von Freihandelsabkommen. 


7 Das Säo-Paulo-Forum ist eine Ende der 1990er Jahre von linken Parteien und sozialen 
Bewegungen gegründete regionale Organisation. 

8 »Vicepresidenta dice que desde Rusia mueven mensajes para las marchas«, https:// 
www.eltiempo.com (12.12.2019). 
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Die billigen und subventionierten Agrarimporte aus den Vereinigten Staaten 
und Europa bedrohen vor allem die Existenz kolumbianischer Kleinbauer und 
Kleinbäuerinnen. Umweltgruppen und indigene Bewegungen hingegen ha- 
ben in den vergangenen Monaten ihren Protest vor allem gegen die von der 
Duque-Regierung geplante Ausweitung extraktivistischer Großprojekte und 
die mögliche Einführung von fracking gerichtet (Mantilla 2019a). 

Mitte Oktober 2019 schnürte die kolumbianische Regierung dann noch ein 
weiteres neoliberales Reformpaket, das unter anderem eine regressive Steu- 
erreform und die schleichende Privatisierung des staatlichen Pensionssys- 
tems vorsieht. Außerdem präsentierte Duques vom ehemaligen Präsidenten 
Älvaro Uribe gegründete Partei Centro Democrätico einen Gesetzesvorschlag, 
der es Firmen ermöglichen sollte, 18 bis 25-Jährige für lediglich 75 Prozent 
des im regionalen Vergleich bereits extrem niedrigen Mindestlohns anzu- 
stellen (Carrero 2019). Dagegen liefen in der Folge nicht nur die Gewerkschaf- 
ten, sondern vor allem auch Studierende Sturm. Letztere beklagen zusätz- 
lich noch die anhaltende finanzielle Krise der öffentlichen Universitäten, die 
sich verschlechternden Zugangs- und Studienbedingungen und die fehlen- 
de Bereitschaft der Regierung gegenzusteuern (Hylton/Tauss/Duque 2018). 

Zusätzlich steht Präsident Duque seit längerem in der Kritik wegen der 
schleppenden Implementierung des mit der Farc-Guerilla im November 2016 
unterzeichneten Friedensabkommens. Das Budget für 2020 sieht dafür ledig- 
lich 0,8 Prozent des BIP vor, anstatt der vereinbarten 10 Prozent. Dazukommt, 
dass Duque, dessen Partei die Interessen der GroßgrundbesitzerInnen ver- 
tritt, der Umsetzung der Landreform wenig Beachtung schenkt.? Statt eines 
erhofften Endes der Gewalttaten nahmen diese trotz des Friedensvertrags 
jüngst sogar wieder zu. Den Vereinten Nationen zufolge gab es im vergan- 
genen Jahr 36 Massaker - der höchste Wert seit 2014.! Vor allem in jenen 
Gebieten, aus denen sich die Farc in den letzten Jahren zurückgezogen hatte, 
ringen Paramilitärs, Drogenbanden, Farc-Splittergruppen und Kolumbiens 
andere noch verbleibende Guerilla-Bewegung sowie die Nationale Befrei- 
ungsarmee (Ejercito de Liberaciön Nacional), um die militärische, politische und 
wirtschaftliche Vorherrschaft (Tauss/Pardo/Graaff 2019). Die Gewalt rich- 
tet sich vor allem gegen AktivistInnen, Kleinbauern und Indigene, die sich 
für eine Verbesserung der Lebensbedingungen engagieren und ihr Land und 
ihre Lebensweisen verteidigen. Alleine im ersten Halbjahr 2019 wurden 116 
»soziale AnführerInnen« (lideres sociales) getötet, Tendenz steigend (Indepaz 


9 »Presupuesto para 2020: el gobierno le sigue quitando plata a la paz«, pacifista.tv (4.10.2019). 
10 »En 2019 hubo 36 masacres en Colombia, la cifra mäs alta desde 2014: ONU«, https:// 
www.elespectador.com/ (26.2.2020). 
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2019). Seit der Unterzeichnung des Friedensabkommens sind zumindest 190 
ehemalige Mitglieder der Farc ermordet worden.!! Hauptverantwortlich für 
die Gewaltverbrechen sind in erster Linie rechte Paramilitärs und Drogenban- 
den, aber auch das kolumbianische Militär. Einen Höhepunkt erreichte die 
Gewalt Ende Oktober 2019, als in den indigenen Gemeinschaften der Cauca- 
Region innerhalb von drei Tagen zwei Massaker verübt wurden. Als Antwort 
bekräftigten die indigenen Gemeinschaften daraufhin ihre Unterstützung für 
den Ende November angesetzten »nationalen Streik«. 

Nach den historischen Ereignissen vom 21. November 2019 gelang es in 
der Folge vor allem den Studierenden, die Mobilisierungen mit weiteren Pro- 
testmärschen, Kundgebungen, Konzerten, Totenwachen für die Opfer und 
cacerolazos für mehr als einen Monat, bis zu den Weihnachtsfeiertagen, auf- 
recht zu erhalten. Gegen Ende Januar und Februar kam es erneut zu Streik- 
versuchen, bei denen sich jedoch im Vergleich zum November relativ weni- 
ge Menschen beteiligten. Die für März 2020 angekündigten Protestmärsche 
mussten aufgrund der COVID-19-Pandemie und den landesweiten Quaran- 
tänemaßnahmen letztendlich verschoben werden. Laut Polizeiangaben sind 
seit November zumindest drei Menschen im Zuge der Proteste gewaltsam 
ums Leben gekommen; 800 Personen wurden verletzt und über 100 verhaf- 
tet.!? Trotz immer lauter werdender Kritik setzt die Duque-Regierung wei- 
ter auf Repression und hat bis dato keine wirkliche Bereitschaft gezeigt, mit 
dem gegründeten »Nationalen Streikkomitee« (comite nacional de paro), das 
die verschiedenen Forderungen der Protestierenden zusammengefasst hat, 
ernsthaft zu verhandeln (Löpez 2019). 

Ähnlich wie in Chile zeichnet sich der Widerstand auch in Kolumbien durch 
einen äußerst heterogenen Charakter aus, was sich vor allem an den unter- 
schiedlichen Partikularinteressen, Ausdrucksformen, Themenschwerpunk- 
ten und Symbolen verdeutlicht (Monje/Nifo 2019). Was die Protestierenden 
eint, ist ihre Kritik an Kolumbiens oligarchisch-plutokratischem politischen 
System und die Ablehnung des vorherrschenden neoliberal-extraktivistischen 
Akkumulationsmodells. Dieses führt zu immer mehr sozialen und ökologi- 
schen Verwerfungen und steht im engen Zusammenhang mit vielen der er- 
hobenen Forderungen. Den Protestierenden gelang es im Laufe der Zeit vor 
allem einen Antagonismus zwischen sich und einer als korrupt, inkompetent 
und repressiv angesehenen Regierung deutlich zu machen. Dieser erzeugte 
eine über die Heterogenität der politischen Subjekte hinweg verbindende Wir- 


11 »Asesinan a excombatiente de las Farc en Carmen del Darien, Chocö«, https://www. 
elespectador.com/ (1.4.2020). 
12 »Heridos en el paro nacionalk«, https://www.elespectador.com/, (20.1.2020). 
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kung und bildete gleichzeitig Konturen eines gemeinsamen Gegenentwurfs 
heraus, eines sozial-gerechten, demokratischen und friedlichen Kolumbiens. 

Obwohl sich der anfängliche Enthusiasmus und die massive Beteiligung 
von November 2019 nicht aufrechterhalten ließen und sich die Proteste nicht 
ausweiteten und radikalisierten, sind die Ereignisse der vergangenen Mona- 
te dennoch ein Ausdruck einer sich vertiefenden Krise des Neoliberalismus 
und gleichsam ein Zeichen für den politischen Abstieg der extremen Rech- 
ten in Kolumbien (Mantilla 2019b; Curreo-Lugo 2019). Diese Tendenz zeigte 
sich unter anderem im Ergebnis der im Oktober 2019 abgehaltenen Regional- 
wahlen, bei denen das Uribe-Lager ehemalige Kernregionen abtreten muss- 
te. Für Kolumbiens Linke könnten der jüngste Mobilisierungszyklus und der 
immer stärker auftretende Antagonismus auch eine wichtige Rolle bei der 
Präsidentschaftswahl in zwei Jahren spielen. Es wird erwartet, dass der Mit- 
te-Links-Kandidat Gustavo Petro mit einer breiten sozialen und politischen 
Allianz erneut antreten wird. 


5. Vergleichende Einordnung der Mobilisierungen 


Die Analyse der Proteste in den vier Ländern zeigt Gemeinsamkeiten, aber 
auch starke Differenzen auf. Die augenscheinlichste Gemeinsamkeit der Re- 
volten besteht in der Kritik an den neoliberalen Politiken und der staatlichen 
Gewalt. Nur in In Bolivien verhandelten die Proteste hingegen die Frage de- 
mokratischer Legitimität. Bolivien unterscheidet sich von den anderen Fäl- 
len auch in Bezug auf die Subjekte, die im jeweiligen Widerstand sichtbar 
wurden. Hier vollzog sich insofern eine entgegengesetzte Bewegung im Ver- 
gleich zu den drei anderen Ländern, als es zu einer zunehmenden Homoge- 
nisierung kam. Im Zuge der Proteste wurde das kommunitäre Plurinationale 
als Repräsentation Boliviens zunächst durch das Bild einer urbanen mestizo 
Mittelklasse infrage gestellt, bevor letztere durch ein weißes koloniales Her- 
rensubjekt ersetzt wurde. 

Die anderen Fälle weisen hingegen gewisse Parallelen in der Heterogen- 
tität der widerständigen Subjekte auf. In ihrer vielbeachteten Geschichte 
des revolutionären Atlantiks zeigen Linebaugh und Rediker (2008), wie ein 
»buntscheckiger Haufen« von SklavInnen, Seeleuten und Entrechteten wäh- 
rend des rasanten Aufstiegs des globalen Kapitalismus an den unterschiedli- 
chen Orten revoltierten und Widerstand leisteten. Besonders eindrucksvoll 
in ihrer Untersuchung ist, dass sie aufzeigen, wie die Erfahrungen und das 
widerständige Wissen der lokalen Kämpfe »unter der Oberfläche« zirkulier- 
ten, bis dieses transatlantische Proletariat dann, häufig ganz unerwartet, in 
Form von Aufständen, Protesten und Meutereien in Erscheinung trat - des- 
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halb ihre Metapher der »vielköpfigen Hydra«. Dieses Bild scheint uns auch 
für die jüngsten Proteste in Lateinamerika hilfreich. 

Abseits des Fokus auf die großen »tektonisch Bewegungen« in der Region 
(»progressiver Zyklus«, » Aufstieg einer neuen Rechte«), brachen die Protes- 
te im letzten Jahr los. Für die meisten BeobachterInnen kamen sie in diesem 
Ausmaß unerwartet. Dabei rekrutierte sich der schwer fassbare »Haufen« 
aus Protestierenden mit unterschiedlichsten sozialen wie politischen Hinter- 
gründen und Erfahrungen. Gleichwohl speisen sich die Proteste aus den so- 
zialen Kämpfen der Vorjahre, die etwa von feministischen Bewegungen und 
lokalen Organisationen gegen die extraktivistischen Entwicklungsmodelle, 
oder von Studierenden und SchülerInnen gegen ein marktförmiges Bildungs- 
wesen geführt wurden. Allerdings fand all dies bis zu den neuen Protesten 
keinen gemeinsamen Ausdruck. Das lag und liegt auch daran, dass sie in den 
einzelnen Ländern mit unterschiedlichen Herausforderungen konfrontiert 
waren und sind, die das Terrain strukturieren, auf dem sie agieren. Die Pro- 
testierenden in Ecuador finden ein sehr »zerklüftetes Terrain« vor. Der ei- 
nende Antagonismus gegenüber der neoliberalen Politik von Lenin Moreno 
ist durchzogen von den Folgen der Zerwürfnisse der Correa-Regierung. In 
Bolivien sind emanzipatorische Kräfte mit dem Aufschwung einer extremen 
Rechten konfrontiert, sodass eine Reflexion der MAS-Erfahrung, die alterna- 
tive Konstruktionen außerhalb oder innerhalb der Partei ermöglichen könn- 
te, aktuell hintan gestellt ist. In Kolumbien sehen sich die Protestierenden 
mit extremer (staatlicher) Gewalt und der Ausweitung des neoliberalen-ex- 
traktivistischen Entwicklungsmodells konfrontiert, während in Chile 30 Jah- 
re des post-Pinochet- »Gesellschaftskompromisses« aufgearbeitet werden. 
Die kommenden Monate werden auch dadurch gekennzeichnet sein, dass 
die Bewegungen um einen organisatorischen Ausdruck ringen, und wie sich 
dieser gestalten wird. 

In den Protesten wurde eine neue Buntscheckigkeit sichtbar, die sich in 
ihre Repräsentationen, Symboliken und Organisationsformen einschrieb. 
Die Fotos des besetzten Monuments der Plaza Italia in Santiago de Chile, von 
dessen Spitze die Fahne der Mapuche wie auch jene Chiles wehte, gingen 
um die Welt. Gleiches gilt für die Bilder indigener ecuadorianischer Frauen, 
die bewaffnet mit selbstgebastelten Schildern der Repression standhielten, 
wie auch für kolumbianische Studierende, die mit Trommeln und Kochtöp- 
fen ihren wachsenden Unmut mit einem oligarchischen System der multi- 
dimensionalen Ausgrenzung und Diskriminierung zum Ausdruck brachten. 

Zurzeit ist es schwer abzuschätzen, ob die jüngsten Proteste Vorboten 
einer neuen linken Welle in Lateinamerika sind. In Ecuador und Kolumbien 
handelt es sich (bisher) um Abwehrkämpfe. Lediglich in Chile lässt sich von 
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einer Offensive der sozialen Bewegungen sprechen. Insofern schlagen wir 
folgende vorläufige Differenzierung vor: In Chile erscheint der Begriff einer 
Insurrektion bzw. eines Aufstandes gerechtfertigt. Die Proteste stellten nicht 
nur den bestehenden Gesellschaftsvertrag (in Form der Verfassung), sondern 
zum Teil auch die instituierte Gesellschaftsordnung infrage und entwerfen 
mitunter einen revolutionären Horizont, der über das Bestehende hinaus- 
weist. In Kolumbien scheint der Begriff Protest geeigneter. Ebenso wie in 
Ecuador haben die Anliegen der Protestierenden im Moment einen vorran- 
gig defensiven Charakter und wehren sich gegen die Ausweitung der kapita- 
listischen Verwertungslogik und die gewaltförmige Regulierung durch den 
Staat. Allerdings greift der Begriff Protest im Fall Ecuadors zu kurz. Die Pro- 
testierenden sprachen hier der politischen Klasse die Legitimität als Reprä- 
sentation des Volkes ab. Ihre Delegitimierung hat unterschiedliche Wurzeln 
(Politik Morenos, Ablehnung Correas etc.), führte aber dazu, dass die Proteste 
über eine bloße Kritik an der Regierung und deren Verbündeten hinausgin- 
gen. Deshalb würden wir aufgrund ihres Inhalts und ihrer Form von einem 
temporären Volksaufstand sprechen. Gleichwohl dominiert auch hier eine 
reformerische Agenda, wobei die Teilerfolge und die kollektiven Erfahrun- 
gen gegebenenfalls der Ausgangspunkt für Neuformierungsprozesse eman- 
zipatorischer Bewegungen und Allianzen sein könnten. 

Erschwerend kommt nun noch die COVID-19-Pandemie hinzu, die den 
rechten Regierungen nach den Mobilisierungen nicht nur Zeit verschafft, 
sondern auch ein begründetes Argument für die Einschränkung von Protes- 
ten, Versammlungen oder gesellschaftlichen Entscheidungsprozessen liefert. 
In Bolivien und Chile wurden die Wahlen bzw. das Verfassungsreferendum 
verschoben. In Kolumbien musste ein für Ende März 2020 geplanter National- 
streik wegen der Quarantänemaßnahmen abgesagt werden. Im bereits früh 
stark betroffenen Ecuador lieferte die Pandemie Moreno endgültig ein Argu- 
ment für ein Abkommen mit dem IWF. In welche Richtung sich die Region in 
den nächsten Monaten bewegt, scheint in ganz Lateinamerika aktuell offen. 
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